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PRÄSIDEYNT WEISS (um 14 Uhr 32 Minu- 
ten): Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll 
der letzten Sitzung ist geschäftsordnungs- 
mäßig aufgelegen; es ist unbeanstänldet ge- 
blieben, demnach als genehmigt zu betrach- 

Von #der heutigen Sitzung haben sich die 
Herren Abg. Cipin und Schlag1 entschuldigt. 

Ich ersuche um Verlesung des Einlaufes. 
CCH!RWI”FT~HREiR (Ziest): Vorlage der Lan- 

desregierung, betr. Liandesgrundleistung zu 
den zweckgebundenen Zuschüssen des Bundes 
zur Förderung entwickluntgsbdürfiger Ge- 

Vorlage der Landesregierung, betr. Gesetz- 
entwurf, mit dem das Kremser Btedtrecht 

neuerlich abgeänidert wird. (Kremser Gtadt- 
rechtsnovelle 1967.) 

Vorlage der Landesregierung, betr. den 
Entwurf eines Gesetzes, mit dem (das Nö. 
Lustbapkeitsaibgabegesetz neuerlich abgeän- 
dert wird. 

Vorlage der Landesregienung, betr. Nö. 
IandiwirBchaftlicher Wohnbauförderungs- 
fonds; Bericht ftir die Jaihre 1965 und 1966. 

Antrag der Albg. Czildlik und Genossen, 
betr. den Widerruf der sofortigen Rücbahlung 
von an die Gemeinniitzige Wohnungsgesell- 
schaft Austria AG. gewährten Darlehen in 
der Höhe von 68,580.000 S. 

Antrag der Abg. Brunner und Genossen, 
betr. die Bundesförsterschule in Waidhofen 
a. d. Ybbs. 

Ersuchen des Bezirksgerichtes Scheibbs, 
Z1. 2 U 2598167 vom 25. Jänner 1968, u m  
Zustimmung zur Venfolgung des Landtags- 
abg. Rwdolf Janzsa wegen tfbertretung nach 
Q 318 SüG. 

Dringlichkeitsantrag der Abg. Anzenberger 
und Genossen, betr. die Fonderungen des 
Landes Niederösterreich gegen die Continen- 
kale Bank AG., Ermächtigung zur Abgabe 
einer Rückstehungserklärung. 

Dringlichkeitsantrag der Abg. Antdepl und 
Genossen, betr. die Forderungen des Landes 
Niederösterreich gegen die Cbntinentale 
Bank A’G. 

PRÄSZDEINT WEI6S (nach Zuweisung des 
Einlaufes an die zuständigen Ausschüsse): 
Wegen des sachlichen Zusammenhanges mit 
dem Tagesordnufngspunkt 4 der heutigen 
Sitzung wepde ich die Behandlung über den 
Dringlichkeitsantrag der Abg. Anzenberger 
und Genogsen sowie den Dringlichkeitsan- 
trag der Abg. Anderl und Genossen im An- 
schluß an den Antrag des Finanzausschusses 
Z1. 222139 durchfiihren. Ich beabsichtige hie- 
bei die Debatte über diese 3 ‘Geschäftsstücke 
unter einem abzuführen und die Abstimmung 
getrennt vorzunehmen. 

Wir gelangen zur Beratung der Tages- 
ordnung. Ich ersuche den Herrn Abg. 
R e i s c h e r, die Verhandlung zur Zahl 314 
einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. RELSWR:  Hohes 
Haus! Ich habe iiber den Antrag [der Abge- 
ordneten Stangler, Keiblinger, Dip1.-Ing. Rabl, 
Reiter, Diettrich, Buchinger, Brunner, Janzsa, 
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Fraissl, Laferl, Ludwig und Genossen, be- selbst dann eine wirtschaftliche Tätigkeit der Bunidesverfa 
treffend die Fönderung des Sportes in Nie- delt, von ,,Geseb; 
derösterreich, zu referieren. Hoheitsverwaltung ist. Ohne daß es somit Aus dieser F 

Die Entwicklung, die das Sportwesen in zu einer konkurrierenden Zuständigkeit zwi- B.-VG. ergibt I 
den lebzten Jiahrzehnten genommen hat, läßt schen Bund unld Ländern gelangen miißte, Verleihung von 
keinen Zweifel darüber, ldaß 'die Aufgabe des können Bund und Land als Träger von Bundes- als aL 
Sportes nicht nur darin gelegen ist, gesund- Privatrechten auch auf solchen Gebieten tätig regelt wenden 
heitsfördernd zu wirken. Der Sport ist viel- sein, auf )denen obrigkeitliche Verwaltung braucht das Wc 
mehr zu einem (durch nichts zu ersetzenden dem gegenlbeteiligten Staat zusteht (vgl. Erk. dort, wo mit ih 
Mittel für die Erziehung und geistige Bil- d. VfGH. 61g. 2721). Landesgesetze ei 

Kommt nun dung des Einzelnen, zur Erziehung für die Aus diesen Überlegungen ergibt sich hin- 

der staatlichen und in der Gemeinschaft und für die Ent- sichtlich der Frage der verfassungsmäßigen 

Weise dem Buni faltung sozialen Denkens und Verstehens ge- Zuständigkeit zur gesetzlichen Regelung im 

daß eine ausdrü worden. Diese umfassenden Einflüsse des Sinne des vorliegenden Gesetzentwurfes, idaß 

besteht, wie 'die: Sportes auf die Persönlichlreitsbildung führ- insoweit, als durch den Gesetzentwurf Nomen 

und Ländern v ten dazu, daß sich heute nahezu lalle In- zur Förderung des Sportes, 'die im Rahmen 

grenzung aussc stitutionen, ldie berufen sind, an der Formung der Privatwirtschaft zu erfolgen hat, geschaf- 

Grundgedanken der Gesellschaft mitzuwirken, mit dem Sport- fen werden, !das Land zur gesetzlichen Re- 

baues abgeleite Wesen beschäftigen und versuchen, jenen, gelung kraft der Bestimmiungen des Art. 17 

danken folgend die sich die Pflege des Sportes zur Aufgabe Abs. 1 B.-VlG. und unbeschadet der Bestim- 
Ehrenzeichen fü gestellt haben, nicht nur die notwendigen mungen des Art. 15 Abs. 1 B.-ViG. zweifelsfrei 

Staat nur dem I fachlichen Kenntnisse zu vermitteln, sondern zuständig ist. 

fung von Ehre sie auch finanziell zu unterstützen. Aus der Insoweit, als im Abschnitt 2 \des Gesetzent- 

ein einzelnes L Erkenntnis, daß die in Niederösterreich be- Wurfes Normen geschaffen werden, die die 

geber des betri stehenden Vereine, die sich die Ausübung Sphäre der Hoheitsverwaltung berühren, er- 

Handelt es sich i 
des Sportes oder die Zusammenfassung von gibt sich die Zuständigkeit hiezu wie folgt: 

Fall, um Ehren Vereinen mit dem Ziel, diese organisatorisch Eei Beurteilung der verfassungsrechtlichen 

ganz speziellen , oder fachlich zu betreuen, 'als satzungsmäßi- Lage hinsichtlich der Schaffung und Verlei- 
gen Zweck gestellt haben, durchaus in der hung von Ehrenzeichen als sichbbar zu tragen- Grenzziehung e 

der Vollziehung Lage sind, den hohen Anforderungen gerecht de Dekorationen, ist, dem Erkenntnis des Ver- 

maßgebend sein zu werden, die sich aus der Bedeutung des fassungsgerichtshofes, Slg. 2066, folgend, (da- ' 

von Ehrenzeiche Sportes ergeben, kann sich das Land darauf von auszugehen, ldaß es sich hiebei niemals 
beschränken, den Sport auf (die im Gesetz- um einen Akt der privatrechtlichen Ver- Wesens kann Id: 

mäß Art. 15 Al enbwurf vorgesehene Art finanziell zu för- waltung handeln kann, swndern sich immer 

setzgebung und dern. Aus dieser Uberlegung soll der Landes- als Ausfluß der staatlichen Hoheitsbefugnis 

nur der Gesetq regierung zur Beratung bei Vollziehung darstellt. Dies ist nicht nur  aus (der Natur 
dieses Gesetzes ein Sportbeirat beigegeben der Sache zu erschließen, es ergibt sich viel- 
werden, der sich zum überwiegenden Teil mehr auch aus der einzigen Stelle der Bun- 
aus Vertretern von Sportvereinen zusammen- desverfassung, die auf Ehrenzeichen Bezug Die öffentlich 
setzt. Außerdem soll der Landesregierung nimmt, nämlich aus Art. 65 Abs. 3 B.-VG., voneinander str 
als oberstem Organ *der Vollziehung des Lan- der lautet: ,,Inwieweit dem Bundes- Das Land kam 
des ldie Möglichkeit gegeben sein, hervor- Präsidenten außendem noch Befugnisse hin- gleicher Art uni 
ragende sportliche Leistungen sowie beson- sichtlich Gewährung von Ehrenrechten zu- lung wie jede p 
dere Verdienste um den Sport durch Ver- stehen, bestimmen besondere Gesetze." Dar- sehe Person Rec 

des Privatrechte leihung von Ehrenzeichen sichbbar zu würdi- aus folgt, daß die Gewährung von %renn- 
gen, um damit die Wertschätzung zum Aus- rechten, worunter zweifelsfrei auch die Ver- Unternehmunge 
druck bringen zu können, die all jenen ge- leihung von Ehrenzeichen zu verstehen ist, Eigentum erwei 
bührt, die dem Sport entweder !als aktiver nur auf Grund eines Gesetzes erfolgen kann, Dennoch gehört 
Sportler oder als Fönderer dienen. Um so mehr bedarf daher die Schaffung eines den Bereich der 

Das Sportwesen ist in Gesetzgebung und Ehrenzeichens eines Aktes der zuständigen sie von einer Ge 
Vollziehung nach dem Kompetenzkatalog Gesetzgebung. der Allgemeinhi 
des B.-VlG. nicht dem Bund übertragen, In den Art. 10 bis 12 B.-VG. ist ein eingangs dargel 
weshalb es gemäß Art. 15 Abs. 1 B.-VG. Kampetenztatbestend: ,,Schaffung und Ver- nammen, zufol 
im selbständigen Wirkungsbereich des leihung vwn Ehrenzeichen" nicht enthalten. Art. 17 Abs. 1 

wirtschaftlichen Lanldes verbleibt. Aus Art. 17 Abs. 1 Daraus aber abzuleiten, daß 'die Gesetz- 
finanzielle Mitti B.-VG. ist zu folgern, ldaß sich die Kompe- gebung hinsichtlich der Schaffung von Ehren- 
welche Maßnah tenzverteilung nur auf die haheitliche Ver- Zeichen gemäß der Generalklausel des Art. 15 

waltung, nicht aber auf die Privatwirtschafts- Abs. 1 B.-VG. ahlgemeine Landessache sei, Privatwirtschaft 
Verwaltung des Bundes und der Länder be- wäre verfehlt, weil Art. 65 Abs. 3 B.-VG., 
zieht. Daraus ergibt sich, daß die Länder der - wie bereits gesagt - als einzige Stelle Im Abs. 1 d 

entfalten dürfen, wenn der Bund Träger lder 

.. 
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B.-VG. gründet, 

der Bundesverfassung von Ehrenzeichen han- klar zuim Ausdruck gebracht werden, daß die 
delt, von ,,Gesetzen" schlechthin spricht. Förderung des Sportes in den Bereich der 

Aus dieser Fassung des Art. 65 Abs. 3 Privatwirtschaftsverwaltung fällt. Außerdem 
B.-VG. engiibt sich, daß die Schaffung und wind im Abs. 1 normiert, daß die Bestimmun- 
Verleihung voll Ehrenzeichen sowohl durch gen dieses Gesetzes nur dann Anwendung 
Bundes- als auch durch Landesgesetz ge- finden sollen, wenn eine Förderung des 
regelt wenden kann, denn das B.-VG. ge- Sportes aus Landesmitteln gewährt wird. 
braucht das Wort ,,Gesetz" schlechthin nur Wenden daher Sportförderungsmittel dem 
dort, wo mit ihm sowohl Bundes- als auch Land lediglich zur Verteilung übenantwortet, 
Landesgesetze erfaßt werden sollen. können die Bestimmungen dieses 'Gesetzes 

nicht angewendet werden. In diesem Falle 
sind die Auflagen desjenigen, der die Mittel Kommt nun diese Befugnis als Funktion 

der staatlichen Hoheitsgewalt in gleicher zur stellt, bei der zu 

daß eine ausdrückliche Bestimmung darüber 
besteht, wie diese Kompetenz zT--:--L-- D..-d 

ist, da das 
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Weise dem Bund und den Ländern zu, ohne beachten. ~i~~ ~ ~ ~ ~ l ~ ~ ~ ,  die sich 
auf Art. l7 

- 

W l U c I l t Z l l  D UllU Land als Träger von Privatrechten auftritt :ann die Ab- und es !daher begriffilich keine Vollziehung ien leitenden mit behördlichen Mitteln geiben kann, ledig- 
lich als Belbstbiadung des Landes zu betrach- unaesscaatlichen Auf- 

-- nl--en Grundge- ten. Ein derartiger Gesetzgeibungsakt darf 
*affung von aber Bindungen dritter Personen nicht auf- 
den Gesamt- stellen, was aber zweifelsohne dann der Fall 

wäre, wenn die Vergabe fremder Mittel er, die Schaf- 

durch das Lanld den Bestimimungen dieses erdienste um 
Gesetzes unterworfen wäre. Das Recht, die Landesgesetz- 

s zukommen. vollziehenden Organe zu verpflichten, För- 
derungen nur dann zu gewähren, wenn der ;enständlichen 

erdienste auf Förderungswerber bestimmte Voraussetzun- 
' kann für die gen edüllt, wird durch >das Verbot, Bindun-, der Bereich gen dritter Personen aufzustellen, jedoch chgebiet fällt, nicht berührt. 

Es wunden bereits viele Versuche unter- zur Schaffung 

n o m e n ,  Iden Begriff ,,Sport" in seiner ete des Sport- 
Iortwesen ge- komplexen Bedeubung zu definieren, doch nsichtlich Ge- blieben die meisten Versuche einer Begriffs- 
ndessache ist' bestimmung in der Definition eines Teil- 
ldes zustehen' bereiches des Sportes stecken. Die im Abs. 2 

vorliegende Definition versucht im Interesse 
Naltung umfaßt der Vollziehung, Iden Teil des Gesamtbegrif- 
1 sondernde Bereiche. fes ,,Sport" zu erläutern, der wegen seiner 
;ebietsköCPerschaft in persönlichkeitsbildenden Funktion als för- 

gleicher Art und in gleicher rechtlicher S td-  derungswündig erkannt wurde. Ein wesent- 
Physische Oder juristi- liches Merkmal ist dabei, daß die Ausübung 
!hafte auf dem Baden des Sportes nicht erwerbsmäßig erfolgen darf. 

wirtschaftliche In diesem Zusammenhang ist der Begriff 
n, Darlehen gewähren, ,,enverbsmäßig" so zu verstehen, ldaß die Aus- 

Eigentum erwerben und veräußern U. a. m. übung des ,Sportes nicht die vernehmliche 
diese Tätigkeiten in Tätigkeit zur Bestreitung (des eigenen sowie 

liehen Verwaltung, da des Unterhaltes )der ldem Sporttreibenden ge- 
kebietskörperschaft zum Nutzen genüber unterhaltsberechtigten Personen bil- 

der Allgemeinheit geübt werden. Wie bereits den ,darf. Ein weiteres wesentliches Merkmal 
1 Land unbe- ist, daß es sich um eine körperlichelBetätigung 

nammen, zufolge (der Bestimmungen des handeln muß. Darunter 'dürfen aber nicht 
1 B.-VG. zur Fönderung des nur die Erhaltung und Steigerung der physi- 

schen Eigenshaften, sondern vielmehr 
i d e  Mittel Zur VerfkWX ZU stellen, die geistigen Werte der Gesundheit und 

Leistungsfähigkeit verstanden werden. 
Im Abs. 3 wird klargestellt, daß Kompe- 

tenzen des Bundes durch die Bestimmungen 

Z u g  1 :  

- _ _  

wirtschaftlichen und kulturellen Lebens U. a. 

welche Maßnahmen sich als im Bereiche 'der 
Privatwirtschaftsverwaltung liegend darstel- 
len. 

Im Abs. 1 dieser Bestimmung soll daher dieses Gesetzes nicht berührt werden. 
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zu g 2: 
Der Begriff des Wortes ,,Förderung" be- 

deutet im allgemeinen Sprachgebrauch Hilfe- 
leistung zur Erreichung eines bestimmten 
Zieles. Im Gegenstand angewendet, bedeutet 
das, daß ,die Ausübung bestimmter Sport- 
arten, (die Koordination sportlicher Tätigkeit, 
die äntliche und fachliche Betreuung der 
Sporttreibenden, aber auch die organisato- 
rische und fachliche Betreuung von Eport- 
vereinen nur durch entsprechenden Kapital- 
einsatz möglich ist und 'dafür der Hilfe- 
leistung bedarf. Aus )der weiteren Enkennt- 
nis, daß Sport nur \dann sinnvoll betrieben 
werden kmann, (wenn geschulten Kräften die 
gesundheitliche und fachliche Betreuung ab- 
liegt, ergibt sich die Berechtigung zur För- 
derung nach Z. 4, 6 und 7. Die verbindende 
Kriaft des Sportes berechtigt zur Förderung 
von Sportveranstaltungen von überörtlichem 
Interesse, (das dann gegeben ist, wenn ldie 
Sportveranstaltung nicht auf lokale Kräfte 
und Mitteil abgestellt ist. 

Aus diesen fherlegungen und 'auch auf 
Grund der bestehenden Organisation des 
Sportwesens in Österreich ergibt sich schließ- 
lich die Nohwendigkeit, die organisatorische 
und fachliche Betreuung von Vereinen ge- 
mäß $ 4 !des Gesetzentwurfes ebenfalls zu 

.fördern. 
zu g 3: 

Wie bereits augefiührt, stehen dem Land 
zur Förderung ,des Sportes nicht unbe- 
schränkt Mittel zur Verfügung. Es war daher 
vorzusehen, daß durch die Förderung ein 
optimaler Erfolg erzielt wird. Neben der 
Normierung der förderungswürdigen Zwecke 
war es \daher erforderlich festzustellen, wie 
und unter welchen Voraussetzungen geför- 
fdert werden darf. 

Die im Abs. 1 vorgesehenen Arten der 
Förderung, die von der Gewährung einer 
nicht rücloza~hlbaren Beihilfe bis zur Dar- 
lehensgewährung reichen, bieten die Mög- 
lichkeit, die vorhandenen Mittel den Gege- 
benheiten, aber auch der Finanzkraft des 
Föpderungswerbers anzupassen. Die Förde- 
rung enthebt ijedoch die Förderungswerber 
nicht der Hicht ,  selbst nach Kräften beizutra- 
gen, die gestellten Aufgaben zu erKillen, weil 
Förderung, wie bereits zu 0 2 ausgeführt 
wurde, Hilfeleistung und nicht Finanzierung 
schlechthin bedeutet. Die Förderung soll 
neben der Beachtung der finanziellen \Lei- 
stungsfähigkeit des Vereines auch unter Be- 
rücksichtigung seines öffentlichen Wirkens er- 
folgen. Das Ziel der Förderung im Wege 
der Vereine ist es, die Fortentwicklung des 
Sportes in Niederösterreich zu gewährleisten. 

Bei den Förderungsmitteln handelt es sich 
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um Landesmittel, somit um öffehtliche Gelder. 
Es ist daher zu verlangen, daß eine För- 
derung nur dann gewährt werden darf, wenn 

eine Förderung 1 satz dieser Mittel wirtschaftlich, sparsam und 
zweckmäßig ist. Das Gebot der Wirtschaft- die widmungsmi 
lichkeit, #der Zweckmäßigkeit, aber auch der haltenen Mittel 
Sparsamkeit kann aus Art. 47 )des Landes- sichergestellt we 
Verf assungsgesekzes für das ILand Nieder- mehrmals festge 

ten Umfang VOI Österreich in der Fassung von 1930 abge- 
mittel nicht zwec 

an den Finanzkontrallausschluß als Nom- Die normierte IS 
adressaten richtet und keine direkte Ver- obigen Vberlegu 
pflichtung für  die Vollziehung darstellt. In 
Anbetracht der Vorhandenen Mittel und in 
Anbetracht der Bedeutung der Sportförderw Wie bereits eix 
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der Budgethohe fen und nicht leichtfertig einen Zuschuß 
zu bewilligen, di ein Darlehen anzusprechen. 

zu  g 4:  dienen sollen, 
Die umfassenden Einfliisse des Sportes finden, wie dies 

die Persönlichkeitsbildung, die einlei det ururden. Die 
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leitet werden, obwohl sich diese Bestimmung 

Die im Abs. 4 und 5 getroffene Ae 
soll verhindern, daß dem Land aus der 

gibt es noch Vereine, deren Satzung 
Zweck in der Zusammenfassung von 
im Sinne der Z. 4 des Abs. 1 mit d 
besteht, diese organisatorisch oder 
zu betreuen. Es war 'daher erforderlich, 
Kreis jener Vereine, die gefördert wer 
sollen, entsprechend abzugrenzen. 
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ihren Sibz in Niederosterreich haben oder die 
ihre Tätigkeit auf Niederösterreich er- 
strecken. 

Im Albs. 3 werden jene Vereine, denen 
eine Förderung gewährt wunde, verpflichtet, 
die widmungsmäßige Verwendung der er- 
haltenen Mittel nachzuweisen. Dadurch soll 
sichergestellt werden, daß die, wie bereits 
mehrmals festgehalten, nur im beschränk- 
ten Umfang vorhandenen Sportförderungs- 
mittel nicht zweckwidrig verwendet werden. 
Die normierte Sariktion ergibt sich aus den 
obigen Uberlegungen und findet darin ihre 
Berechtigung. 
zu 8 5: 

Wie bereits einleitend ausgefülhrt, sind die 
in Niederosterreich bestehenden Vereine, die 
sich die Auisiibq d'es Sportes oder die Zu- 
sammenfassung von Vereinen mit (dem Ziel, 
diese organisatorisch oder fachlich zu be- 
treuen, als satizungsmäßigen Zweck gestellt 
haben, durchaus in der Lage,, Träger des 
Sportes in Niederösterreich zu sein. Es ist 
daher berechtigt, daß sich die Landesregierung 
bei Vallziehung dieses Gesetzes vornehmlich 
von diesen Vereinen beraten läßt. Die 
Schaffung eines Sportbeirates ermöglicht es 
der Lan'desregierunig, auf Grund fundierter 
Vorschläge, (die von diesem ;Beirat einzu- 
holen sind, das Gesetz ahne zusätzlichen 

~ Verwaltungsaufwand bestmöglich zu voll- 
# ziehen. 

Die Zusammensetzung des Sportbeirates, 
' der Bedeutung 'des Sportes entsprechend unter ! Vorsitz des Herrn Landeshauptmannes oder i des von ihm mit seiner Vertretung Beauf- 

tragten, ergibt sich auf Grund folgender 
Ifberlegungen. Dem Landtag als dem Träger 
der Budgethoheit kommt es zu, die Mittel 
zu bewilligen, die der Förderung des Sportes 
dienen sollen, aber auch darüber zu be- 
finden, wie diese Mittel tatsächlich verwen- 
det wurden. Die Mitnvirhng von Vertretern 
des Lanidtages im Sporbbeirat erscheint da- 
durch berechtigt. Die Auswahl der Vereine, 
die einen Vertreter in den Sportibeirat ent- 

die an Meisterschaften und iiberhaupt an 
Wettbewefiben teilnehmen wallen, einem 
solchen Fachverband angehören müssen. 
Nachdem es nicht moglich ist, ein Forum 
zu schaffen, in dem alle Fachverbände ver- 
tneten sind, wurde die Auswahl dahingehend 
getroffen, daß jene Vereine einen Vertreter 
entsenden, die (die sogenannten Grundsport- 
arten repräsentieren. Um jedoch sichenu- 
stellen, Idaß in Iden Fällen, in dtenen es sich 
um eine ISportart handelt, die nicht im Beirat 
vertreten ist, eine richtige Beurteilung des 
Falles enfolgt, wurde normiert, daß der 
fachlich zuständige niederösterreichische Lan- 
desvefiband anzuhören ist. 
Zu 9 6: 

Der hervorragenden Bedeutung des ISportes 
in (der Gesellschaft entspricht es, daß sich dlas 
Land nicht darauf beschränken 'kann, den 
Sport materiell zu fördern. Es soll vielmehr 
auch jenen, die sich um den Sport entweder 
als aktiver Sportlmer oder als Förderer I&- 

sondere Verdienste erworben haben, durch 
die Landesregierunig, als dem hiezu berufenen 
Organ, !die Wertschätzung und Ehrung zuteil 
werden, die ihnen kraft ihrer Verdienste 
zukommt. Sichtbares Zeichen dieser Wert- 
schätzung sollen die in 'dieser Bestimmung 
vorgesehenen Ehrenzeichen sein. 

Die Bestimmung (des Abs. 2 findet ihre 
Berechtigung in der Tatsache, daß ]der Eport- 
beirat auf Grund seiner Tätigkeit die Ver- 
hältnisse auf dem Gdbiete des Sportes am 
ehesten zu beurteilen vermag und daher 
auch in der 'Lage ist, eine Aussage darüber 
zu treffen, welche Persönlichkeiten sich 
besondere Verdienste im Sinne des Abs. 1 
dieser Bestimmung erworiben haben. Dar- 
über hinaus wind der Sportbeirat die Landes- 
regierung auch in allen andenen Fällen der 
Verleihung von Sportehrenzeichen beraten. 
zu 8 7: 

Ähnlich wie die Ehrenzeichen für Ver- 
di'enste u m  das Bundesland Niederösterreich 
sollen auch iSportehrenzeich-en das Wappen 
des Landes Niederösterreich zeigen. Eine 

ereinen, die sich mit senden, ergab sich aus der derzeit bestehen- Stufung in verschiedene Dekorationigraide er- 
te des Jugendlebens den Organisation des Sportes. Die Vereine scheint im Hinblick auf )die beabsichtigte 
soll sich \die För- Allgemeiner Sportverbanld Niederösterreich, Erfassung aller besondeilen Verdienste in 

ASKÖ Landeskartell Niederösterreich und Ausübung und Förderung des Sportes, ;Eür Jeranstaltungen von 
erstrecken. Daneben Österreichische Turn- und Bportunion, die eine Landesauszeichnung verliehen wer- 
ren satzungsmäßiger Landesveriband Niederösterreich, werden als den kann, enforderlich. Hinsichtlich der Ver- 
'assung von Vereinen ,,Dachveflbände" bezeichnet und haben lauf ondnung, die die näheren 'B.estimmungen 
ubs. 1 mit dem Ziele Grund ihrer umfassenden Tätigkeit auf dem über Ausstattung und Tragweise der Ehren- 
torisch oder fachlich Gebiet (des SporDwesens große Bedeutung er- Zeichen zu treffen hat, sind die Vorschriften 
her erforderlich, den langt. Neben diesen gibt es für jede Sport- im Zusammenhmang mit dem Landesgesetz 

art einen eigenen Fachverband, dessen Auf- vom 5. März 1959 2iber die Schaffung eines 
gabe es ist, die fachliche Betreuung durch- Ehrenzeichens Eür Vendienste um das 'Bm- 

ie gefördert werden 
Igrenzen. 
ch ,das Land sollen zuMhren. Ihre Bedeutung liegt aber auch deslanld Niederösterileich, LGJBl. Nr. 334, als 
eilhaftig werden, die darin, daß Vereine, aber auch (Einzelpersonen, Vorbild zu betrachten. 
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ich daher den Antrag (Ziest): „Der Hohe 
Landtag wolle beschließen: 

1. Der vorliegende Gesetzentwurf über die 
Förderung des Sportes (Nö. Sportförderungs- 
gesetz) wind in \der vom Ausschuß lbeschlos- 
senen Fassung genehmigt. 

2. Die Landesregierung wird )beauftragt, 
zur Durchfrührung dieses Gesetzesbeschlusses 
das Erforderliche zu veranlassen." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die 
Debatte zu eröffnen und die Abstimmung 
vorzunehmen. 

PRASIDENT WEISS: Ich eröRne die De- 
batte. Zum Wort gemelldet ist Herr Abge- 
ordneter Dr. B r e z o v s k y. 

Abg. Dr. BREZOVSKY: Herr Präsident, 
Hohes Haus, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der Herr Berichterstatter hat 
nun in einer 25minütigen Perlesung hier sehr 
ausführlich über den gegenständlichen Ge- 
setzesentwurf für ein niederösterreichisches 
Sportfönderungsgesetz (berichtet, so daß ich 
mich sehr kurz halten kann. Es ist seit 
langem ein Wunsch der niederösterreichischen 
Sportler, daß lder Sport in Niederösterreich 
eine gesetzliche Regelung erfährt. Zu Leb- 
zeiten des Herrn Landeshauptmannes Eduard 
Hartmann haben die niederösterreichischen 
Sportverbände den Entwurf eines Landes- 
sportgesetzes bei ihm hinterlegt; Herr Lan- 
deshauptmann Hartmann hat den Sportver- 
bänden die Zusage gemacht, cdaß oihne ihr 
Befragen ein Sportgesetz in Niederösterreich 
nicht verabschiedet wenden wünde. Es waren 
,daher die ISportveribände außerordentlich 
überrascht, daß nicht der Herr Landeshaupt- 
mann als zuständiger Referent in der Landes- 
regierung einen Entiwurf für ein Sportgesetz 
vorgelfegt hat, sondern daß ein Initiativantrag 
eingebracht wunde, \der geradezu im Gegen- 
satz zu den Wünschen der Sportverbände 
gestanden ist. 

So  war es nicht verwunderlich, daß die 
Gportvenbände (die öffentliche Meinung mo- 
bilisiert haben, sowohl in (der Presse als 
auch in Rundfunk und Fernsehen, und so 
ihre Wünsche #darbrachten. Heute können 
wir nun sagen, jdaß durch die Aktivität der 

. Sportverbän'de dieser Gesetzesentwurf eine 
Form gefunden hat, die wenn auch nicht 
alle, so #doch berechtigte Wünsche !der Sport- 
verbände berücksichtigt. 

Ich möchte !diese Vorlage dazu benützen, 
um einige Grundfragen des Sports zu be- 
handeln. Die Biedeutung des Sportwesens in 
der Kultur und im Staat hängt von der 
jeweiligen Entwicklung in den betreff emden 
Staaten ab. Schon von alters her wissen wir, 
daß Kulturstaaten dem Sport eine besondere 

- 
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Bedeutung beigemessen haben. So  verwen- haltung gegenüb 
den auch wir heute noch das geflügelte Wort hat, nämlich di 
Juvenals ,,Mens sana in corpore sano". Wir wieder in Vers 
betrachten auch heute noch als Ideal, daß Rundbriefen zu 
Menschen, die gesunid sind, auch besondere Aber auch die I 
körperliche und geistige Leistungen erbrin- des Sports nicht 
gen können. Gerade in den letzten Wochen verständlich, da 
haben wir (die Bedeutung des Sports erlebt, Sports entscheic 
als die Olympischen Winterspiele in Grenoble auch in der Dis' 
durchgefiührt wurden. Au& mit der Olym- den Körperschafi 
piade wurde ein Beispiel aus dem alten Grie- Wie (der Herr 
chenlanld in die Moderne übernommen. Die hat, sind leider 
Bedeutung 'des Sports zeigt auch, daß idie keine ausreiche 
Olympischen ISpiele weltumspanneade Kompetenzen ge 
Wirikung haben. Durch die Herabwürdigung Wunsch ldes Sp 
der Menschen zu Arbeitssklaven und Arbeits- solche Regelung 
tieren war es jahrhundertelang so, daß der auch im inter 
Sport in unseren Breiten bis zum Ende des gleichen Vorauss 
19. Jaihrhunderts nur geringe Bedeutung hat- in anderen Staa' 
te. Die moderne Arbeiterbewegung aber, {die auf Landesebenc 
die soziale Frage weitgehend (dahingehend ge- den 'Landesbere 
löst hat, daß auch entsprechende Freizeit wir sind uns 
geschaffen wurde, hat dem Sport eine neue Dinge auch einei 
Blüte ermöglicht und hat bewirkt, dlaß auch die Für alle Bi 
Staat und Gesellschaft {dem Sport die ent- wäre. Gera'de idi 
sprechende Bedeutung beigemessen haben. Spitzensportlern 
So ist es heute in jedem mo'dernen Staat kämpfen wirft j 
selbstverständlich, idaß sich die Wissenschaft Wir haben in c 
mit dem Sport lbefaßt; es befassen sich Fernsehen und 
Philosophen, Mediziner, Techniker, Lehrer, hören können, d 
Theologen, Soziologen und Pädagogen mit daß maßgebend1 
dem Sport und nehmen von ihrem Stand- den Olympischc 
punkt Stellung zu dieser gesellschaftlichen nehmen hätten 
Erscheinung. Der Sport ist heute sowohl für ' Firmen eingesy: 
den einzelnen Menschen als auch für die die für  den SF 
Gemeinschaft ein entscheidender Bildungs- werden, scheine 
faktor gewonden. Ein modernes Erziehungs- Staaten zu gerj 
Wesen und eine moderne Kultur ohne Sport unter den Natii 
sind heute undenkbar. Der Sport (dient der eingesetzt hat, 
Persönlichkeitsbildung; der Sport ist eine erbringen. Höd 
Aufgalbe lder allgemeinen Volksbildung ge- möglich, wenn 
worden. Heute sind (die sportlichen Ldeale, I legenheit habe~ 

leistungen zu er Kameradschaft und Fairneß, echte Leitibilder 
für die jungen Menshen. Wir sehen immer 
wieder, wenn junge Sportler hervorragende 
Leistungen 'erbringen, daß sie besonders von 
der Jugend nachgeahmt wenden und daß 
viele bestrebt sind, ebenfalls sportliche 
Leistungen zu zeigen. Auch in den Sport- 
vereinen können wir feststellen, daß sich der 
wahre Charakter der Menschen, vor allem 
'der Jugend, in sportlichen Wettkämpfen 
zeigt. Hier kann ersehen werden, ob sich die 
Menschen in die Gemeinschaft einfügen, ob 
sie fair sind, ob sie Respekt vor der Persön- 
lichkeit des anderen haben. Es nimmt also 
nicht wunder, daß maßgebliche Persönlich- 
keiten zu Fragen des Sports ihre Stellung- 
nahme abgeben. Selbst jener Kreis, dem 
man noch vor längerer Zeit zu viel Zurück- 
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haltung gegenüber dem Sport vongeworfen 
hat, nämlich die Kirche, hat sich immer 
wieder in verschiedenen Enzykliken und 
Rundbriefen zu Fragen 'des Sports geäuRert. 
Aber auch die Politik kann an den Fragen 
des Sports nicht vorbeigehen. Es ist selbst- 
verständlich, daß heute die Fragen des 
Sports entscheidenlde Bedeutung erlangen, 
auch in der Diskussion in den gesetzgeben- 
den Körperschaften. 

Wie )der Herr Berichterstatter festgestellt 
hat, sind leiider in der Bundesverfassung 
keine ausreichenden Regelungen Kir die 
Kompetenzen getroffen; so ist vor allem der 
Wunsch [des Spitzensports vorhanden, daß 
solche Regelungen getroffen werden, um 
auch im internationalen Wettkampf die 
gleichen Voraussetzungen zu haben, wie dies 
in anderen Staaten #der Fall ist. Wir können 
auf Landesebene selbstverständlich nur für 
den 'Landesbereich eine Regelung treffen, 
wir sind uns aber bewußt, daß gewisse 
Dinge awh  einer Regelung (bedürfen würden, 
die für  alle Bundesländer von Bedeutung 
wäre. Gerade [die Frage der Entsendung von 
Spitzensportlern zu internationalen Wett- 
kämpfen wirft immer wieder Probleme auf. 
Wir haben in den Zeitungen lesen untd im 
Fernsehen und Rundfunk immer wieder 
hören können, daß (die Gefahr bestanlden hat, 
daß maßgebende österreichische Sportler an 
den Olympischen Winterspielen nicht teil- 
nehmen hätten können, wenn nicht private 
Firmen eingesprungen wären. Die Mittel, 
die für den Sport vom Staat ausgeworfen 
werden, scheinen im Verhältnis zu anderen 
Staaten zu gering. Wir können seihen, daß 

1 unter den Nationen ein echter Wettbewerb 
1 eingesetzt hat, um Höchstleistungen zu 
I erbringen. Höchstleistungen sind aber nur 

möglich, wenn die Sportler genügend Ge- 
legenheit haben, entsprechende Trainings- 

: leistungen zu erbringen. 
Der Sport ist aber auch für die Demokratie 

1 von besonderer Bedeutung, denn er ist ' gemeinschaftsförldernd; er fördert (das demo- 
kratische Bewußtsein, das Bewußtsein der 
Zusammengehörigkeit von Menschen. Der I : Sport könnte die beste Schule für die Demo- 

' kratie werden, wenn man bedenkt, welch 
j ungeheure Breitenwirkung er in der 

modernen Gesellschaft erzielt hat. Ich möchte 
aber auch auf eine Gefahr, vor allem für 
die jungen Menschen, hinweisen, denn sie, 
die Spitzenleistungen bewundern, stellen 
mitunter die Frage, wieso es in Staaten be- 
stimmter Gesellschaftsformen möglich ist, 
mehr Spitzensportler als in demokratischen 

1 Staaten hervorzubringen. Auf diesem Gebiet, 
t glau'be ich, sollten wir als Demokraten nicht 
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versagen. Wir sollten in (der Demokratie der 
Jugend möglichst gleichartige Bedingungen 
schaffen, damit sie auch bei uns jene Mög- 
lichkeit hat, um zu Spitzenleistungen auf 
breiter Basis zu kommen. 

Abschließend noch kurz einige Bemerkun- 
gen zum gegenständlichen Gesetzentwurf. 
Der jetzige Entwurf ist, wie wir schon ge- 

,hört haben, nach langen intensiven Be- 
ratungen entstanden. Die Sportverbände 
haben bei 'den Abänderungsvorschlägen ein 
entscheildendes Wort mitzureden gehabt. Ich 
glaube, daß hier auch ein Weg aufgezeigt 
ist, wie man Materien regeln kann; man 
muß vor allem jene fragen, die (davon be- 
troffen sind. Dieses Beispiel ermuntert uns, 
auch in Zukunft bei Gesetzesvorlagen - b'e- 
vor sie beschlossen werden - jene Verbände 
und Onganisationen zu befragen, die davon 
betroffen sind. 

Im Q 5 dieses Entwurfes eines Nö. Sport- 
förderungsgesetzes ist, glaube ich, der größte 
Fortschritt daidurch erzielt woaden, daß ein 
Landessportbeirat geschaffen wurde, der die 
Landesregierung bei der Durchführung dieses 
Gesetzes zu beraten hat. Ich möchte nicht 
sagen, daß die Zusammensetzung des Lan- 
dessportbeirates die Wünsche aller erfüllt, 
aber ich glaube sagen zu können, Idaß hier 
ein Kompromiß zustantde gekommen ist, der 
uns für die Zukunft die Möglichkeit gibt, 
auch noch Verbesserungen zu erzielen, damit 
möglichst alle, die am Sport interessiert 
sind, zufriedengestellt werden. 

Ich möchte zum Schluß den Sportverbän- 
den für ihre aktive Mitarbeit danken; ich 
möchte den Sportjournalisten danken, die 
sich gerade für (dieses Gesetz so interessiert 
gezeigt und um 'dieses Gesetz verdient ge- 
macht haben; und ich möchte auch jenen 
verantwortungsbewußten politischen Kräften 
danken, die hier eine Verpolitisierung und 
Verbürokratisierung des Sportes verhindert 
haben. Ein Anfang zu einer echten Sport- 
förderung durch das Lanld Niederösterreich 
ist gemacht. Die niederösterreichischen 
Sportler aber erwarten sich, daß auch ihr 
Wunsch nach einem Landessportgesetz wei- 
terhin auf lder Tagesordnung bleibt, damit 
die sportlichen Belange auf breitester Basis 
geregelt (werden können. Wir Sozialisten 
werden diesem Gesetzentwurf gerne unsere 
Zustimmung geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Zum 
Wort gelangt Herr Abg. S t a n g 1 e r. 

Abg. STANGLER: Herr Präsident! Hoher 
Landtag! Mein Vorredner hat, wie schon 
der Herr Berichterstatter, auf die Bedeutung 
des Sportes in unserer Zeit hingewiesen. Es 
hätte nicht der Olympiade bedurft, um das 



große Interesse weitester Bevölikerungskreise 
an dem sportlichen Geschehen zu unter- 
streichen. Ich glaube, daß es vor allem die 
Massenmedien sind, die das Interesse ibrei- 
tester Bevölkerungsschichten, vor allem der 
Jugend, ibeson'ders steigern können; so kann 
es sein., ldaß ein Wettkampf bei einer 
Olympiade zu einem Weltereignis wird. 

Der Sport hat in den vergangenen Jahr- 
zehnten - auch in unserem Land - auch 
vom gesundheitlichen Standpunkt eine gam 
besondere Bedeutung erlangt. Ich unter- 
streiche aber, was mein Vorredner gesagt 
hat, auch vom erzieherischen Gtandpunkt. 
Der Sport ist fein sehr taugliches Mittel fiir 
die Erziehung, für die Bildung, £ür die Ent- 
wicklung $er Geisteshaltung eines Menschen, 
für ihn persönlich, für ldie Gemeinschaft, in 
der er steht, und darüber hinaus für die 
Gemeinschaft eines ganzen Volkes. Daher ist 
es richtig, wenn sich viele Institutionen Für 
den Sport interessieren, auch die staatlichen 
Stellen wenn auch {die Gebietskörperschaf- 
ten, Gemeinden, das Lan'd oder staatliche 
Stellen ihr Interesse schon bisher bekundet 
und Iden Sport in den verschiedensten Mög- 
lichkeiten gefördert haben. Ich glaube - 
wenn ich mir erlauben dar£, einen Blick auf 
die niederösterreichischen Sportorganisationen 
zu werfen -, daß diese absolut in der Lage 
sind, in fachlicher und organisatorischer Hin- 
sicht die an sie gestellten Anforderungen zu 
erfüllen. Ich sage noch einmal: vom fachli- 
chen uad organisatorischen Standpunkt her. 
Daher waren wir der Meinung, ldaß sich das 
Land auf die finanzielle Förderung be- 
schräniken kann. Es ist richtig, daß Eport- 
verbände Niederösterreichs vor Jahren einen 
Entwurf eines Sportorganisatioasgesetzes 
dem Herrn Landeshauptmann Hartmann 
übergeben halben. Ich (darf auch (darauf ver- 
weisen, daß ein Beamter dieses Hauses auf 
Grund (dieses Entwurfes versucht hat, einen 
ersten Besprechungsentwurf für ein nieder- 
österreichisches Sportorganisationsgesetz zu 
schaffen. Trotzldem glaubten wir, wir sollten 
einen anderen Weg gehen. Gerade im Zeit- 
punkt, wd so vielfältig vom Abbau von 
Verwaltungseinrichtungen gesprochen wird, 
wo so o£t von einer Verwaltungsverein- 
fa&ung gesprochen wird, sollten nicht durch 
gesetzgoberische Maanahmen neue hyper- 
trophe Organisationdormen auf staatlicher 
Eibene geschaffen werden. 

Der Landtagsklub der ÖVP konnte sich 
daher einer solchen gesetzgeberischen Maß- 
nahme nicht anschlieaen, und zwar auch nach 
Vorberatungen mit verschiedensten Fach- 
kräften aus Kreisen (des Sportes nicht. 60 
habe ich die Ehre gehabt, an ,der Spitze einer 
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Reihe von Abgeondneten der Österreichischen 
Volkspartei - ich erwähne die Kollegen 
Keiblinger, Dip1.-Ing. Robl, Reiter, Diettrich, 
Buchinger, Brunner, Janzsa um.  - mit 
ihnen gemeinsam dem H o h n  Hause einen 
Initiativantrag in Gesetzesform vorzulegen. 
Wir sahen die Aufgabe der staatlichen Stel- 
len in 'der Förderung autonomer Verbände 
und Vereine. Es entspricht unserer Auf- 
fassung, daß man die Selbstverwaltung der 
verschiedensten Institutionen nicht antasten 
und von staatlicher Seite nicht einschränken 
soll unid auch keine sbarren Organisations- 
normen schaff'en soll, )die letztlich einmal die 
Fmessel einer freien Entwicklung ilm sportlichen 
Bereich werden können. 

Wir sind der Meinung, ldaß es besser ist, 
die 'Selbstverwaltung zu fördern und Iden 
Einrichtungen, die dazu berufen und dazu 
auch durchaus imstande sind, in einer echten 
subsidiären Aufgabenteilung die Möglichkeit 
der freien Entwicklung zu geben. Im Sinne 
einer echten Förderung bestehender sport- 
licher Einrichtungen sowie der Anerkennung 
ihrer autonomen Stellung haben wir diesen 
Antrag formuliert und eingebracht. 

Wir haben es daher nicht verstanden - 
ich muß (das sagen -, daß von sozialistischer 
Seite, und das ist zum Teil auch in manchen 
Äußlerungen von Sportfunktionären zum Aus- Die Beiziehur 
druck gekommen, eine Behauptung aufge- Landtages in de 
stellt wurde, die geradezu eine Verkehrung aEs eine echte E 
der Absicht der Antragsteller darstellt. Ich Durch diese Ver 
kann es mir heute nicht ersparen, im Inter- m r f n i s s e  des 
esse des guten Willens der Antnagsteller diese leraen. Anderer 
Behauptung zurückzuweisen. Sportverbänlde , 

Wenn es in dmer „Arbeiter-Zeitung" v m  drei Vertreter d 

29. Februar 1968 heißt, ,daß es den Sozialisten 
bei diesem Gesetz gelungen ist, nahezu alle werden sicherlid 
Anschläge auf den Sport abzuwehren und Beirates erfahre 
zu gewährleilsten, daß der Sport nicht ver- mit gutem Wilk 
bürokratisiert wird, dann ist es ja gerade nicht leisten kam 

Das Gesetz fü der Entwurf, der das alles ver'hindert. Es 
werden keine Organisationsnormen f estge- würdigen Zweci 
legt, wie ich schon sagte, sondern ]dem Sport Arten der Fördc 
und allen seinen Verbänden wird die größt- Bedingungen an 
mögliche freie EntwickLungsmbgIicMceit ge- Mittel geknüpft s 
geben. Der Sport wird finanziell gefördert, Darf ich nochr 
es wir'd (ermöglicht, ldaß er sich frei ent- sinn dieses Ant 
wickeln kann - zum Wohle der Jugend Antragsteller, mi 
dieses Laades, 'die sich in Iden Sportorgani- österreichische IS 
sationen zusammenfindet. (Beifall bei der W e r  haben wj 
öVP.) W, daß das au 

Nach mehreren Beratungen mit Vertretern getan hat -, a 
der Sportverbände sind Wünsche - ich 
unterstreiche das, was mein Vorredner hier 
gesagt hat - gerade der Sportverbände be- 
rücksichtigt worden. Wir haben von Anfang 
an (das Gespräch, auch mit Sportvertrekrn 
gesucht. Ich darf feststellen, Idaß es sich dabei 
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um keine großen Korrekturen gehandelt hat. 
Es ist im Ausschuß durch einen Abänderungs- 
antrag der Wunsch erfüllt worden, daß nur 
der in Vereinen betriebene Sport gefördert 
wemden soll. Zweitens ist (die genaue 
Normierung der Zusammensetzung ldes 
Sportbeirates erfolgt. Das war auch ein Ab- 
änderungsantrag der ÖVP-Abgeordneten. Da- 
durch ist nun die Zusammensetzung des 
Sportbeirates bei der Landesregierung klar 
festgelegt. Äncderungen gab es auch bei den 
Ekstirnmungen übler den Verwendungsnach- 
weis von Förderungsrnitteln und über die 
Ekrechtigung des Sportlbeirates, Vo'rschläge 
auf Verleihung von Sportehremeichen zu er- 
statten. 

dcyi möchte noch auf einige Funkte dieses 
Gesetzes, das nunmehr beschlossen werden 
wird, hinweisen. Ich glaube, entscheidenld ist 
die Formuli'erung iim Absatz 1, der Iden 
klaren Auftnag (des Landesgesetzgebers be- 

l inhaltet, daß (das Land den Sport zu fördern 
hat. Die Schaffung eines Sportbeirates, der 
die Landesregierung bei der Vollziehung 
dieses Gesebzes zu beraten hat, wind zu einter 
echten Mitwirkung (der Sportverbäncde führen. 
Es m r d e  auch mit Erfolg versucht, den 
Begriff ,,Sport" im (Sinne dieses Gesetzes zu 
definieren. Es geschieht dies im 5 2. 

I 
I 

schaftlichen Gmndlage beruht, und ich 
möchte, !weil ich an der Spilze der Antrag- 
steller stehe, auch meinerseits Iden Sport- 
verbänden und allen jenen Funktionären, 
die hier echt mitgewirkt haben, aber auch 
den publizistischen Organen Dank sagen. 

Meine sehr verehrten Damen und 'Herren 
des Hohen Lanldtages! Es bleibt nun noch 
die Frage, wie sich diese finanzielle ,För- 
derung auswirken wird, welchen finanziellen 
Ausblick man geben kann. #Sicherlich wird 
nicht alles erftillbar sein, was sich die Sport- 
verbände erträumten und erhofien. Im Budget 
1964 waren für Sportföridemng inklusive der 
Förderung des Aero-Clubs 500.000 5 vorge- 
sehen, im Budget 1965 766.000 S, im Budget 
1966 1,000.000 S, und der Vorgänger des 
jetzigen Finanzreferenten hat bei [der Vor- 
bereitung des Budgets für das Jahr 1968 
1,950.000 iS vorgesehen, die der Landtag 
dann auch bewilligt hat. Wir sind also bei 
der 2-Millionen-Grenze angelangt. Ich bin 
davon iibemeugt, daß der Landtag in den 
nächsten Jahren sicherlich bemüht sein wird, 
diese Zahlen im Rahmen des Möglichen zu 
erhöhen. 

Wir dürfen auch nicht vergessen, daß das 
Land darüber hinaus eine vielfältige För- 
mderung von Einrichtungen betrieben hat, die 

Die Beiziehung von #drei Vertretern des auch dem Sport zugute kommen, ja dem 
LandOages in den Sportbeirat betrachten wir Massensport und )der Betätigung der Be- 
d s  eine echte Bereicherung dieses Beirates. völkerung auf isportlichem Gebiet im 
Durch diese Vertreter wird der Landtag (die weitesten Sinne. Dies geschah bei 'der Er- 
Bediinfnisse des Sports besonders kennen- richtung von Freibädern, von Sesselliften 
lernen. Andererseits wenden aber auch die unfd von SportanIagen. Wir siad heute dies- 
Sportverbänlde durch die Mitwirkung der bezüglich unter den Bundesländern nicht an 
drei Vertreter des Landtages über die För- der letzten- Stelle. Wir rangieren heute im 
derungsmöglichkeiten informiert werden. Sie guten Mittelfelld. Wenn wir in den Winter- 
werden sicherlich von diesen Mitgliedern !des monaten in unser Voralpengebiet kommen, 
Beirates erfahren können, was der Landtag merken wir diese planmäßigen Förderungs- 
mit gutem Willen leisten kann und was er maßnahmen, (die Jahre hindurch dank der 
ni&t leisten kann. Initiative des Lan~deshauptrnannstellvertrekrs 

Hirsch möglich gewesen sind. Den Gemeinden 
wiindigen Zwecke, die Möglichkeiten un'd wurde aus Fremdenverkehrsmitteln die Mög- 
Arten der Förderungsmaßnahmen sowie die lichkeit gegeben, solche Großanlagen ZU 
Bedingungen an, die an die Vergabe der bauen. 
Mittel geknüpft sind. Es sind immerhin jährlidie Mittel von 2,l 

Darf ich nochmals feststellen: Es war der bis 2,5 unld mehr Millionen Schilling. I& 
Sinn dieses Antrages und die Absicht der habe afber dabei noch gar nicht mitgerechnet, 
Antragsteller, mit diesem Antrag (das nieder- daß jährlich ein weiterer Betrag von 1,5 bis 
osterreichische ISportwesen echt zu fördern. 2 Millionen Schilling vom Lande für die 
k h e r  ihaben wir uns auch bemtiht - ich Errichtung von Sehulturnsälm und schul- 
weiß, daß das auch cdie sozialistixhe Fraktion turnplätzen im Zusa'mmenwirken mit den 
geban hat -, auf Grund 'des vorliegenden Gemeinden als Errichter und Erhalter des 
Initiativantrages mit allen Sportverbänden, Pflichtschulwesens higetragen werden. Diese 
ohne Unterschied in weltanschaulicher oder Beträge stehen bereits in einer Hohe zur 
politischer Hinsicht, in ein echtes Gespräch Verfügung, daß sie sich E r  eine breite 

Sportenbwicklung in Niederösterreich günstig 
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jeden unnötigen Verwaltungsaufwand. ES 
schafft den Ausgangspunkt für eine moderne 
Sportför,derung, wobei ich als ein Antrag- 
steller dieses Gesetzes nur hoffen möchte, 
daß die Mittel, .wenn der Sportbeirat dar- 
über berät, nicht wahllos gestreut wenden, 
nicht nach der Gießikannemethode, um sich 
da und dort Freundlichkeiten zu holen, 
sondern, daß es zu einer gezielten, plan- 
mäßigen, wirksamen Fönderung kommt. Ein 
führender Sportfunktionär von Niederöster- 
reich hat in sehr realistischer Abschätzung 
des Antrages das Wort gebraucht: ,,Dieses 
Sportförderungsgesetz bedeutet grünes Licht 
für  den Sport in Niederösterreich." Ich 
glaube, man ikann dieses Wort des nieder- 
österreichischen Sportfunktionärs unterstrei- 
chen. Diese Einstellung entspricht der Ab- 
sicht der Initiatoren dieses Antrages. Ich darf 
meiner Freude ,darüber Ausdruck geben, daß 
es - <wie bereits ,der Sprecher der Sozialisti- 
schen Partei angekündigt hat - nunmehr 
hier im Hohen Hause zur einstimmigen An- 
nahme dieses Antrages kommen wird. Es 
erübrigt sich also zu sagen, daß die O W ,  
die diesen Antrag gestellt hat, diesem die 
Zustimmung geben wird. Dieses Sportför- 
derungsgesetz bedeutet also tatsächlich 
grünes Licht für den Sport in Niederöster- 
reich. (Beifall bei der OVP.) 

ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Zum 
Worte gelangt Herr Abg. G r ü n z w e i g. 

Abg. GRtfNZWEIG: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Jahr Mr Jahr hat mein 
Kollege Pettenauer von diesem Platze aus 
bei den Budgetverhandlungen über Sport- 
fragen gesprochen. Er hat immer wieder die 
Schaffung eines niederösterreichischen Sport- 
gesetzes nach dem Vorbild anidierer Bundes- 
länder verlangt. Er bezog sich dabei unter 
anderem auf [die Lösung in Oberösterreich 
vom Jahre 1949, die für eine Reihe von 
Bundesländern Vorbild gewesen ist. Aber 
auch Tirol hat ein Lancdes-Sportgesetz aus 
dem Jahre 1950, die Steiermark aus (dem 
Jahre 1953, und auch Salzburg hat  schon 
viel früher ein Sportgesetz erhalten. Für uns 
lag die Problematik in erster Linie darin, 
daß die Agenden des Sports hinsichtlich der 
Geschäftseinteilung der Niederösterreichi- 
schen Landesregierung in dien Kompetenzbe- 
reich des Herrn Landeshauptmannes fallen. 
Dem Vernehmen nach haben immer wieder 
in der Landesamtsdirektion Verhandlungen 
und Arbeiten stattgefunden rnit dem Ziele, ein 
solches Sportgesetz zu schaffen, Ich nehme 
an, daß sich die Antragsteller dieser Vor- 
arbeiten bedient haben. Wir Sozialisten 
waren in dieser Sache gegen den Initiativ- 
antrag von Abgeondneten. Dafür waren in 
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erster Linie 2 Gründe maßgebend. Zunächst 
einmal hat eine Regierungsvorlage einem 
mehr oder minder umfangreichen Begut- 
achtungsverfahren unterzogen zu werden. Ich 
glaube, 'daß eine so wichtige Materie unbe- 
dingt allen interessierten und betroffenen 
Instanzen zugestellt werden und zur Stellung- 
nahme zukommen soll. Der zweite Grund ist, 
daß, wenn man dem Antragsteller noch SO 
viel guten Willen und Sachlichkeit zubilligt, 
ein solcher Initiativantrag fast automatisch 
eine gewisse parteipolitische Schlagseite be- 
kommen muß und damit von Haus aus in 
gewissen Kreisen suspekt wipkt. Es war da- 
her die Erregung der Sportverbände, als sie 
zunächst auf ihren vor Jahren eingebrachten 
Entwurf eines Sportgesetzes bis zum heuti- 
gen Tage keine Antwort erhielten, ver- 
ständlich. Andererseits mußten sie erfahren, 
daß es nun einen Initiativantrag gab, der 
viele Wünsche, die auf diesem Gebiete be- 
standen, unb'erücksichtigt ließ und eine Reihe 
von Bestimmungen enthielt, die für die Ver- 
treter des Sports, für die Sportausübenden 
und Funktionäre einfach unannehmbar 
waren. 

Kollege Stangler hat die Arbeiter-Zeitung 
zitiert. Er hat gemeint, daß hier von soziali- 
stischer Seite her Behauptungen aufgestellt 
worden seien, die faktisch darin gegipfelt 
hätten, daß es zur Verkehrung der Absich- 
ten der Antragsteller gekommen war. Ich 
möchte auch eine Zeitung zitieren, die in 
diesem Zusammenhang sehr scharf geschrie- 
ben hat und das zum Ausdruck gebracht 
hat, was die breite Sportöffentlichkeit in 
dieser Zeit bewegt hat. Es war dies der 
,,Kurier", der in seiner Ausgabe vom 24. 10. 
ungefähr folgendes geschrieben hat: ,,Diesem 
Sportförderungsgesetz wird als den Inter- 
essen des Sports widersprechend, als ein 
Kuckucksei manches unterschoben werden, 
um die bisherige Protektionswirtschaft in 
der Verteilung der Mittel zu erhalten." So 
wird dieses Gesetz charakterisiert. 
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wurde. Ich kann Ihnen aber sagen, Herr Ab- 
geordneter Stangler, wenn dieser Initiativ- 
entwurf keiner größeren Korrektur unter- 
worfen worden wäre, dann würden Sie 
heute nicht unsere Zustimmung bekommen; 

wesentlich geändert. 
Ich möchte noch ein Telegramm zitieren, 
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den Herrn Landeshauptmann, an den Herrn 
Landeshauptmannstellvertreter und an den 
ersten Unterzeichner des Initiativantrages er- 
gangen ist. Dieses Telegramm hatte folgen- 
den Wortlaut: ,,Die unterzeichneten Ver- 
bände haben Kenntnis bekommen, daß Ab- 

I geordnete einen Initiativantrag, betreff end 
die Sportför'derung in Niederösterreich, ein- 
gebracht haben, ohne ihnen Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben zu haben. Dagegen 
wird schärfsbens protestiert; um dringende 
Vorsprache vor Beschlußfassung wird gebe- 
ten." Es war klar, daß meine Fraktion nun 
trachtete, Kontakt mit den betroffenen und 

b interessierten Verbänden herzustellen. Es ist 
I am 4. November 1967 zu einer Aussprache mit 
' den Unterzeichneten Verbandsvertretern - 

und zwar 'den allgemeinen Sportverbänden 
j ASKÖ, UNION und dem Niederösterreichi- 

schen Fußball-Verband - gekommen. Dabei 
I wunde in sehr sachlicher und gründlicher Aus- ' sprache über $die Problematik (der niederöster- 

reichischen Sportgesetzgebung unld der Mög- 
iichkeiten auf diesem Gebiete gesprochen. 
Auch über den vorliegenden Antrag wuridde 
diskutiert und dabei zwischen der Sozialisti- 
schen Fraktion - ich darf das erwähnen - 
unld den anweseniden Vertretern der Sportor- 
ganisationen ohne Ausnahme eine weitgehende 
tfbereinstimmung in den Ansichten über 
diese Fragen erzielt. Erst daraufhin beschritt 
auch die ÖVP denseliben Weg - wir haben 
das riegistriert -, nämlich am 29. Novem- 
ber. Es kam auch hier zu einer Aussprache 
zwischen Vertretern der Österreichischen 
Volkspartei und Vertretern der Sportver- 
bände. Es entspricht also nicht ganz den 
Tatsachen, wenn Abg. Stangler sich heute 
rühmt, daß man ständig im Kontaikt mit 
den betroffenen Sportverbänden vorgegan- 
gen wäre. Zu diesen Kontakten kam es erst, 
nachdem die Sozialisten hier die Initiative 
ergriffen hatten. Seitens der sozialistischen 
Fraktion wurde dann im Verfassungsaus- 
schuß zu diesem Initiativantrag ein sehr um- 
fassender Abänderungsantrag schriftlich ein- 
gebracht, dem die Österreichische Volkspartei 
einen zwei Punkte umfassenden Ab- 
äaderungsantrag zu ihrem eigenen Initiativ- 
antrag beifügte. Wenn man sich also die 
Dinge vorher wirklich so einvernehmlich 
überlegt hätte, wäre es nicht notwendig ge- 
wesen, nunmehr in grundsätzlichen Fragen 
genau die gegenteilige Haltung einnehmen 
zu müssen. Denn >die Frage des Sportbeirates 
war vom ersten Tag an eine grundsätzliche 
Frage, die zunächst unabdingbar schien. Ich 
glaube, daß wir in diesem Zusammenhang 
nicht überheblich zu sein brauchen. In der 
nächsten Sitzung des Verfassungsaiisschusses 

war es dann auch noch möglich, neben diesen 
beiden schriftlichen Abänderungsanträgen 
auch mündliche Klarstellungen, Verdeut- 
lichungen und Korrekturen zu erreichen und 
so zu der nun vorliegenden Fassung dieses 
Sportfönderungsgesetzes zu kommen. Wie 
schon gesagt, brauchen wir nicht überheblich 
zu sein, wenn wir mit besonderer Befriedigung 
feststellen, daß es der sozialistischen Fraktion 
durch Initiative und zielführende taktische 
Mittel - wenn Sie wollen, \durch Einschal- 
tung der gesamten Öffentlichkeit, die wir 
mit diesen Dingen vertraut gemacht haben 
und die darüber bestürzt war, was da ge- 
schehen soll - gelungen ist, den ursprüng- 
lichen, fast möchte ich sagen sportfeindli- 
chen Entwurf in seinen wesentlichen Punkten 
abzuändern und damit Sorge zu tragen, daß 
den Wünschen der betroffenen Sportverbände 
weitgehend nachgekommen wird. 

Nun einige Bemerkungen zum Entwurf 
selbst: Es ist nicht so, daß im ursprüng- 
lichen Entwurf der Selbstverwaltung (das 
Sports tatsächlich weitestgehend Rechnung 
getragen wurde, wie Sie es behauptet haben, 
Herr Abg. Stangler. Die Sportverbände - 
das siad schließlich diejenigen, die es wis- 
sen müssen - haben das durchaus nicht so 
aufgefaßt. Sie haben hier die Gefahr einer 
Verbürokratisierung und Verpolitisierung ge- 
sehen. Die Sportverbände selbst fühlen sich 
als die Repräsentanten des österreichischen 
Sports und haben mitzubestimmen, was auf 
diesem Gebiet geschehen soll - vor allem 
maßgebliche Sportkreise. Auch wir Soziali- 
sten haben im ursprünglichen Antrag, wie 
das der Kurier sehr (deutlich gesagt hat, 
nicht zuletzt einen Versuch gesehen, daß 
man die bisherige, manchmal protektionisti- 
sche Wirtschaft auf diesem Gebiet sanktionie- 
ren wollte. 

Der Herr Abg. Stangler hat in der ersten 
Sitzung des Verfassungsausschusses von ge- 
wissen Mißständen und einer etwas falschen 
Interpretation, die wir angeblich vorgeschla- 
gen hätten, gesprochen und ist der Ansicht, 
daß die Änderungen, die nun gebracht wur- 
den, gar nicht nötig gewesen wären. Wir 
sind gegenteiliger Auffassung. Es hat hier 
wirklich fundamentale Probleme gegeben, 
über die erst im nachhinein eine Einigung 
erfolgt ist. Es hat sich nicht nur um Mißver- 
ständnisse in der Auslegung gehandelt. 

Meine Damen und Herren! Dais Vorschlags- 
recht des Sportföriderungsbeirates, wie wir 
es uns vorgestellt haben, hätte ,die Frage 
einer Definition des Sports überflüssig ge- 
macht. Wenn man dem Sportförderungsbei- 
rat ein absolutes Vorschlagsrecht gegeben 
hätte, wäre die Definition des Sports, die an 



und für sich umstritten ist, nicht notwendig 
gewesen. Ddher haben wir der Auffassung 
Ausdruck gegeben, sdaß die Bestimmung ldes 
5 1 über die Definition iibenflüssig ist. Es 
ist aber dann doch gelungen, in dieser Frage 
eine Einigung $dahingehend zu erzielen, daß 
in diese Definition die Einfügung der Vereine 
aufgenommen wurde. Es ist also nicht m6g- 
Lich, daß auch für private individuelle Be- 
tätigung auf sportlichem Gebiet eine Sport- 
förderung gegeben wird, sondern nur W r  'die 
Sportausübung im Vereinsrahmen. Diesbe- 
züglich haben sich insbesondere die Sport- 
verbände eingeschaltet, ideren besonderer 
Wunsch dies war. über den von Ihnen an- 
gefiihrten § 2 gab es im wesentlichen keine 
Differenzen. Wir fanden nur in #der Ziffer 8 
den Hinweis auf Iden 4 bedenklich, weil 
in diesem bekanntlich dite Bedingungen auf- 
gezählt werden, unter denen eine Sport- 
fönderung gew5hrt wind. Nachdem es im § 4 
zu einer wesentlichen Änderung gekommen 
ist, konnten wir unsere Bedenken über diese 
Zitierung fallen lassen. Im Q 3 handelt es 
sich im wesentlichen um die Arten der För- 
derung. Ich möchte nur ein paar Gedanken 
dazu sagen, weil ich der Meinung bin, daß es 
sich in den Abs. 2 und 3 um eine etwas 
üble Angelegenheit handelt, die in der Ge- 
setzgebung leider eingerissen ist. Dies ist die 
Verwendung von Formeln, jdie sowohl nichts- 
sagend als auch vieldeutig sind und mehr- 
fach interpreti#ert werden können. So heißt 
es im Abs. 2, daß auf die finanzielle Leistungs- 
fähigkeit des Förderungswerbers Bedacht zu 
nehmen ist. Nun kann man das auch im 
gegenteiligen Sinn 'auslegen. Ein finanziell 
schwacher Verein bedarf unbedingt fder För- 
derung. Er (kann aber in dem Augenblick, 
wo er ein großes Vorhaben durchzuführen 
hat, nicht mehr gefördert werden, wenn 
seine finanzielle Leistungsfähigkeit im po- 
sitiven Sinn nicht 'so groß ist, daß er dieses 
Vorhaben durchfiihren kann. Man kann d>as 
eben von zwei Seiten betrachten. Wir sind 
der Meinung, Idaß der Behörde, die 'die För- 
derung gewährt, ein sehr breiter Spielraum 
gegeben ist. Auch im Abs. 3 ist der Hinweis 
enthalten, daß in erster Linie bei #der Ver- 
gabe der Mittel auf (die Sparsamkeit, Wirt- 
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit des Ein- 
satzes der Landesmittel zu achten ist. 

Der sehr ausfiüihrlich gebrachte Motiven- 
bericht enthält Erläuterungen und Hinweise 
auf den Artikel 47 der Landesverfassung. 
Wir glauben, da& was die Sportförderung 
anlangt, eine Präzisierung sehr schwierig ist. 
Wie wollen Sie in einem Sportbetrieb den 
Maßstab (der Wirtschaftlichkeit, worunter 
man im normalen Sprachgebrauch eine 
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und die Einsich gewisse Rentabilität versteht, anwenden und 
Zeichnungen. Ma den Aufwland, gemessen an der Leistung, 
das nicht baltb, niedrig halten? Ich glaube, ldaß man damit, 
welch große Su genauso wie mit dem Begriff (der Zweck- 
den umgesetzt P mäßigkeit, im Sportbetrieb sehr wenig an- 
Förderungsbeitrl fangen kann. In unseren Augen besteht die 

Gefahr, daß 'der Subventionsgeber diese Be- Verfügung stell 
derten Verbändc stimlmungen zum Anlaß nimmt, um neben 
ZU legen gehabt den Bestimmungen des Gesetzes eine zu- 
zu rechtfertigen sätzliche Auswahl zu treffen. Jener Para- 
zu einer Umfoi graph, gegen den die schwersten Bedenken 

vorgebracht wunden, ist 'der 4, wo es um 
die Frage der Subventionierung der Jugend- jene Beträge, d 

bänden als 1 Organisationen, die sich vorwiegend mit der 
Pfllege der Jugendarbeit beschäftigen, geht. 
Hier waren (die Sportverbände mit Recht der Das wesentlick 

deutet habe, di Ansicht, daß die große Gefahr bestünde, daß 
beirates. Wir h< dem Sport aus diesem Titel sehr viele Mittel 
Autonomie des entfrem'det wenden könnten. Es ist selbst- 
selbständigen E verständlich, daß sich meine Fraktion einer 
wichtig. Wenn d Sportförderung auch Mr Jugendorganisatio- 
selbe Funktion nen, die sich nicht in erster Linie der Sport- 
Namen wie in 4 ausübung widmen, nicht verschließen kann. 
hat, so wird er So sollen zum Beispiel auch Landesscbiwett- 
rkhtung zu betr kämpfe, Leichtathletikwettbewerbe, Landes- 
sporträte in den sportfeste von Jugendorganisationen usw. aus 
kommen dadurc den Mitteln der Sportförderung entsprechend 
einer Verquicku unterstützt werden. Eine genenelle Förderung 
derungsgesetzes 1 der Jugendorganisationen aus dem Titel 

Sport halten wir aber nicht für möglich. Es 
Es war uns nid ist notwendig, eine klare Trennung zwischen 

ähnlich dem SF jenen Mitteln vorzunehmen, die für die 
Wir waren auch Jugendfönderung vorgeselhen sind - diese 
Sportbeirat in fallen unter ein v6llig anderes Kapitel des 
tretern der ispoi Budgets -, und jenen Mitteln, die £ür die 
zu bestehen hä  reine Sportförderung gegeben werden. Das 
Frage zu eine1 war ein echtes Anlitegen der Sportverbände, 
fassung dahinge weil sie die Gefahr auf sich zukommen sahen, 
Beirat drei Mit daß die wenigen Mittel, die vorhanden sind, 
eine Anzahl von für  ganz andere Zwecke als für die Sport- 
verbände neben förderung verwendet werden würden. Es 
bänden angehör war hier möglich, eine Einschränkung vor- 
Delegation in Ide zunehmen, indem die Sportförderung nur 
nicht ganz logi: auf Sportveranstaltungen von Jugendorgani- 
hier nur auf dit sationen mit überörtlicher Bedeutung be- 

schränkt wunde. Grundsportarten 
zahlenmäßige Be Die ursprüngliche Formulierung des 
verbände vor A Initiativantrages {sah !die Möglichkeit vor, daß 
daß jene Vereini Vereine aulsschließlich zu dem Zweck hätten 
beirat vertreten gegründet werden können, den Sport zu 
ansuchen von c fördern, also nicht um Sport zu betreiben 

und Sportler zu betreuen, sondern nur um begutachtet wen 
Sportfönderung zu bekommen. Sie werden acber in die Lage 

die Zustimmung verstehen, daß hier ein ungutes Gefühl vor- 
handen war, \denn <das hätte Konstruktionen Wir sehen also 
ergeben können, (die ldurchaus micht im Sinne Initiativantrag, I 

einer echten Gportförderung gelegen wären. ein neues !Gesetz 
Zwei Punkte !hat die ÖVP jla selbst schrift- den Erwartungi 

niederösterreichi: lich abzuändern 'beantragt. In dem einen 
Fall war es die tfberprüfung der Gebarurig nicht in allen I 
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eht, anwenden und und die Einlsicht In (die Bücher und Auf- 
an der Leistung, Zeichnungen. Man hat doch eingesehen, daß 

)e, ,daß man damit, das nicht h'altbar ist, wenn man bedenkt, 
3egriff (der Zweck- welch große Summen in den Sportverbän- 
eb sehr wenig an- den umgesetzt werden und wie minimal die 
Augen besteht die Förderungsbeiträge sind, die das Land zur 

ionsgeber diese Be- Verfügung stellen kann. Wenn die geför- 
nimmt, um neben derten Verbände ihre Bücher auf den Tisch 
Gesetzes eine ZU- zu legen gehabt hätten, so wäre das nicht 

leffen. Jener Para- zu rechtfertigen gewesen. Es ist daher jetzt 
hwersten Bedenken zu einer Umformulierung gekommen; das 
der p 4, wo es um Land verlangt nur mehr Nachweise über 
iierung der Jugend- jene Beträge, die den Vereinen und Ver- 
vorwiegend mit der bänden als Förderungsbeträge gegeben 

beschäftigen, geht. 
bände mit Recht der Das wesentlichste ist, wie ich schon ange- 
;efahr bestünde, daß deutet habe, die Einrichtung eines Sport- 
itel sehr viele Mittel beirates. Wir halten das im Interesse der 
nten. Es ist selbst- Autonomie des Sportes, im Interesse einer 
ieine Fraktion einer selbständigen Entwicklung, fiür besonders 
r Jugendorganisatio- wichtig. Wenn dieser Beirat auch nicht die- 
Ster Linie der Sport- selbe Funktion und auch nicht denselben 
t verschließen kann. Namen wie in den anderen Bundesländern 
auch Landesschiwett- hat, so wirCd er doch als eine ähnliche Ein- 
ettbewerbe, Landes- richtung zu betrachten sein wie ,die Landes- 
pnisationen USW. aus sporträte in den anderen 'Bundesländern. Wir 
rderung entsprechend kommen dadurch mit diesem Antrag zu 

generelle Förderung einer Verquickung eines reinen Sportför- 
ien aus dem Titel esetzes und eines Sportorganisations- 
nicht für möglich. ES 

e Trennung zwischen Es war uns nicht möglich, eine Konstruktion 
:hmen, die für die ähnlich dem Sporttotobeirat durchzusetzen. 
,sehen sind - diese Wir waren auch der Auffassung, daß dieser 
anderes Kapitel - Gportbeirat in erster Linie aus den Ver- 
Mitteln, die €ür die tretern der Eportverbände, also des Sports, 

gegeben werden. Das zu bestehen hätte. Es ist dann in dieser 
n der >Sportverbände, Frage zu einer übereinstimmenden Auf- 
Si& zukommen sahen, fassung ddhingehend gekommen, daß dem 
I, ,die vorhanden sind, Beirat drei Mitglieder (des Landtages und 
ke als für die Sport- eine Anzahl von Mitgliedern einzelner Fach- 
werden würden. verbände neben den drei großen Dachver- 

2 Einschränkung Vor- bänden angehören sollen, wobei uns die 
Sportförderung nur Delegation in Iden einzelnen Fällen durchaus 

en von Jugendorgai- nicht ganz logisch erscheint. Ich verweise 
icher Bedeutung b* hier nur auf die Begründung bezüglich der 

Grunfdsportarten, wenn man nämlich die 
Formulierung des zahlenmäßige Btedeutung der einzelnen Fach- 

Le Möglichkeit vor, daß verbände vor Augen hat. Die Möglichkeit, 
ZU dem Zweck hätten daß jene Vereine, die nicht in diesem Sport- 
jnnen, den Sport ZU beirat vertreten sind, bei ihren Subventions- 
n Sport zu betreiben ansuchen von den eigenen Fachverbänden 
:uen, sondern nur um begutachtet wenden können, bat uns dann 
:kommen. Sie werden iilber in die Lage versetzt, auch diesem Punkt 
n ungutes Gefühl vor- die Zustimmung zu geben. 
; hätte Konstruktionen Wir sehen also, daß aus dem ursprünglichen 
urhaus nicht im Sinne Initiativantrag, man kann ruhig sagen, fast 

ein neues (Gesetz geworden ist, das nun auch 
den Erwartungen der Sportverbände des 
niederösterreichischen Sports, wenn auch 

allen Punkten, so doch zu einem 
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großen Teil entspricht. 'Dieses Bportförde 
rungsgesetz ist ein erster Schritt auf 
dem Wege zu einer umfassenden Sport- 
gesetzgebung in Niedterösterreich, die noch 
aussteht, wie ich betonen möchte. Wir hoffen 
aber, daß dieser Schritt dazu beitragen möge, 
daß die Sportausiibung in unserem Lande 
für die vielen, vielen Tausende von aktiven 
Sportlern erl'eichtert und auch die Arbeit der 
Sportfunktionäre dsdurch leichter gestaltet 
wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

ZWEITER IPRÄSIDENT SIiGMUND: Zum 
Wort gelangt Herr Abg. B U c h i n  g e r. 

Abg. BUGHINGER: Herr Präsident! Hohes 
Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wenn man den Ausführungen meines Vor- 
redners, des Herrn Abg. Gfinzweig, folgt, 
so wind man das Gefiihl nicht los, daß hier 
um jeden Preis etwas Gutes zerredet wird. 
Ich darf daher zu einigen dieser Ausfiihrm- 
gen Stellung nehmen. 

Herr Abg. Stangler hat sehr eingehend 
begründet, warum wir von der Österreichi- 
schen Volkspartei diesen Weg gewählt haben. 
Wenn Sie, Herr Abg. Grünzweig, unter 
anderem ausgefiiihrt haben, wir hätten uns 
nicht mit (den Sportverbänden ins Einver- 
nehmen gesetzt und die Sportverbände nicht 
zur Beratung herangezogen, dann darf ich 
Ihnen emvidern, daß (das sehr wohl ge- 
schehen ist. (Zwischenruf bei der SPÖ: Nach- 
her!) Nein, nach bevor dieser Gesetzentwurf 
eingebracht wurde. Es gibt auch noch Sport- 
vereine und Funktionäre, die nicht nur das 
Vertrauen der Sozialistischen Partei genießen. 
(Neuerlicher Zwischenruf bei der SPÖ.) Wenn 
Sie (die Zeitungen vor ungefähr zwei Jahren 
gelesen hätten, dann hätten Sie darin ge- 
funden, idaß anläßlich des letzten Landes- 
Parteitages der Österreichischen Volkspartei 
in Niederästerreich über ein solches Sport- 
geseiz diskutiert wurde und daß unter 
anderem auf diesem Laadesparteitag ein 
Beschluß #der ÖVP dazu aufgefordert hat, 
die Initiative für ein solches Sportgesetz zu 
ergreifen. Es ist also bereits vor zwei Jahren 
danüber gesprochen worden. 

Sie haben weiter gesagt, im unsprünglichen 
Entwurf 'der Österreichischen Volkspartei sei 
nicht vorgesehen gewesen, Idaß den Vereinen 
ein Mitspracherecht gewährleistet wird. Auch 
dazu eine Richtigstellung: Sicherlich war 
nicht ein Beirat vorgesehen, wie er jetzt in 
diesem Entwurf enthalten ist. Auch das hat 
Herr Abg. Stangler damit begründet, daß 
wir von Haus aus der Meinung waren, daß 
hier keine neuen Organisationen geschaffen 
werden sollen, die wieder Geld kosten und so 
der echten Sportförderung Mittel entziehen. 
Es sollte ja vor allem ein echtes Sport- 



förderungsgesetz sein, ldas den Sportorgani- 
sationen mehr Geld bringt. Daher kommt im 
4 1 bereits zum Ausdruck, daß das Land 
auf Grund dieses Gesetzes die Pflicht hat - 
zum Unterschied von den (Gesetzen in allen 
anderen Bundesländern -, den Sport zu 
fördern. Weiter war schon im ursprünglichen 
Entwurf der OVP, und zwar im $ 4, vor- 
gesehen, daß auch die Vereine ein Mit- 
spracherecht haben baw. idaß sie zur Er- 
füllung dieses Gesetzes herangezogen werden 
können. 

Ich glaube im großen und ganzen sagen 
zu können, wir sollten heute nicht über all 
diese Probleme und über ,die verschiedenen 
Möglichkeiten, die hier gewählt wurden, 
diskutieren. Entscheidend ist doch wohl, daß 
es uns gelungen ist, einen gemeinsamen Weg 
beilder Fraktionen zu finden, die hier in 
diesem Hohen Hause vertreten sind, aber 
auch einen gemeinsamen Weg weitestgehend 
mit den Sportorganisationen, die dieses Ge- 
setz am meisten betrifft. 

Ich möchte aber auch noch zu einem wei- 
teren Punkt, den Sie ebenfalls angefchrt 
haben, kurz aus der Sicht #der Jugenidorgani- 
sationen Stellung nehmen. 

Ich glaube, es ist bekannt, daß ich Landes- 
vorsitzender einer <der größten Jugendorgani- 
sationen Niederösterreichs bin und Idaß 
selbstverständlich dieses Gesetz auch die 
Jugendorganisationen berüihrt. Ich bin der 
Meinung, ldaß es auch zur Aufgabe der 
Jugendorganisationen gehört, Sport zu be- 
treiben. Wir finden in den meisten Statuten 
von Jugendorganisationen verankert, daß ,die 
körperliche Ertüchtigung, die Durchführung 
von Sport an sich und von sportlichen Ver- 
anstaltungen zu deren Aufgaben gehören. 
Die ÖVP war von Haus aus der Ansicht, daß 
auch die Jugendorganisationen Iden Sport- 
Organisationen gleichgestellt werden sollten. 
Als Sprecher einer Jugendorganisation darf 
ich mit Bedauern sagen, und hier ist ein 
kleiner Wermutstropfen enthalten, daß (das 
jetzt nicht der Fall ist, da die Jugendorgani- 
sationen nicht gleichgestellt sind, sondern 
eben nur für Sportveranstaltungen von 
überörtlichem Interesse gefördert werden 
können. Das heißt mit anderen Worten, die 
Jugendorganisationen werden nicht gefördert, 
,wenn sie irgenmdwo Sportstätten errichten 
bzw. die im gleichen Paragraph, nämlich 
8 2, angeführten Möglichkeiten, die dort 
aufgezeigt sind, gegeben erscheinen. Das ist 
sicherlich zu bedauern; wir sehen uns hier 
etwas benachteiligt. Ich habe aber auch Ver- 
ständnis dafür, daß vor allem die Sport- 
Organisationen verlangen, daß die Sportaus- 
Übung in erster Linie in ihre Kompetenz 
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Art. 118 Abs. fällt. Um auch den Jugencdorganisationen in 
31. Dezember 196: Zukunft vielleicht eine größere Förderung 

Bei dieser Gele von seiten des Landes zu ermöglichen, ge- 
zeitig jene Besti statte ich mir, zu dieser Gesetzesvorlage einen 

den, die auf Grur Resolutionsantrag einzubringen, der lautet 

Maßnahmen entt (liest): 

Landes in ihr( „Die Landesregierung wird aufgefordert, 

schränkt sind I 
bei Erstellung des Voranschlages des Landes 

Gründen ebenfall Niederösterreich für )das Jahr 1969 Vorsorge 

Im einzelnen w zu treffen, idaß 
1. die Benennung des Voranschlagsansatzes 

469-63 auf ,Subventionen für Fürsorge- 
Es erscheint ; verbände' abgeändert und ein neuer Vor- 

anschlagsansatz iin Unterabschnitt 54 mit der Gesetzesstelle zit 
Benennung ,Subventionen für Jugendver- desregierung dur 
bände' eröffnet wird und chenden Textes Z I  

2. für den neuen Voranschlagsansatz in 
Anbetracht der Bedeutung der Jugemdför- Die GrundsteL 
dcrung entsprechende Mittel veranschlagt neuen Fassung I 

werden." Bestimmungen n 
Ich bitte Sie, diesem Antrag im Interesse wenn die Erricl 

einer besseren Förderung der Jugendorgani- Bedachtnahme ai 
sationen Ihre Zustimmung zu geben. (Beifall kommen des Ai 
bei der ÖVP.) Stimmungen des 

1968 zu fördern a ZWEITER PRÄSIDENT SIGMUND: Die 
Rednerliste ist erschöpft, der Herr Bericht- 
erstatter hat das Schlußwort. Die vorgeseher 

besteht darin, d Berichterstatter Abg. REISCHER (Schluj- Wort): Ich verzichte. derungsgesetz l! 
wird, um die 2 
derungsmitteln n ZWEITER PRÄSIDENT SIGWND:  Wir 

gelangen nunmehr zur Abstimmung. Ich 
lasse zuerst über den Antrag des Ver- 
fassungsausschusses unld sodann iiber den 
Resolutionsantrag des Herrn Abg. Buchinger Die Konkretii 
abstimmen. Grundsteuerbefrc 

(Nach Abstimmung über den Wortlaut des gesetzlichen Tat 
Gesetzes sowie uber den Antrag des Ver- Festsetzung des 
fassungsausschusses): A n g e n o m m e n. Steuer" zu subm 

bereich im ausscl 
den Interesse d Ich bitte den Herrn Berichterstatter nun- 

körperten örtiic mehr um Verlesung des Resolutionsantrages 

und geeignet ist, des Herrn Abg. Buchinger. (Geschieht.) 

nerhalb ihrer ör (Nach Abstimmung uber den Resolutions- 
antrag des Herrn Abg.  Buchinger, betr. För- 

Der rein rech derung des Sports in Naederösterreich, Mittel 
für  Jugendfördewng): A n g e n o m m e n. setzung der durc 

Grundsteuer wä Ich ersuche den Herrn Abg. B i n d  e r ,  ,die 

erfolgt außerhal Verhandlung zur Zahl 346 einzuleiten. 

fahrens und fäl (Präsidewt Weiss übernimmt den Vorsitz.) 

in die Zuständig Berichterstatter Abg. BINDER: Meine sehr 
Ansehung desser geehrten Damen und Herren des Hohen 
gen zu Z. 4, 6 Hauses! Ich habe namens des Verfassungs- 
Ferner ist es n ausschusses über die Vorlage der Landes- 
Grundsteuermeßl regierung, betreffend den Gesetzentwurf, mit 
Grund des Grunc dem !das Zweite Nö. Grundsbeuerbefreiungs- 
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Art. 118 Abs. 2 und 3 bis spätestens 
31. Dezember 1968 anzupassen. 

Bei dieser Gelegenheit sollen jedoch gleich- 
zeitig jene Bestimmungen abgeändert wer- 
den, die auf Grund anderer gesetzgeberischer 
Maßnahmen entweder des Bundes oder des 
Landes in ihrer Rechtsgültigkeit einge- 
schränkt sind und daher aus formellen 
Gründen ebenfalls einer Änderung bedürfen. 

Im einzelnen wird bemerkt: 
Z u  Ziffer 1 : 

Es erscheint zweckmäßig, die in dieser 
Gesetzesstelle zitierte Verordnung der Bun- 
desregierung durch Aufnahme des entspre- 
chenden Textes zu ersetzen. 
Zu Ziffer 2: 

Die Grundsteuerbefreiung soll nach der 
neuen Fassung (Erganzung) der bisherigen 
Bestimmungen nur dann eintreten können, 
wenn die Errichtung der Wohnung ohne 
Bedachtnahme auf die Größe und das Ein- 
kommen des Antragstellers nach den Be- 
stimmungen des Wohnbauförderungsgesetzes 
1968 zu förfdern war. 
Zu Ziffer 2 a: 

Die vorgesehene Änderung des Q 1 Abs. 2 
besteht darin, daß auch das Wohnbauför- 
derungsgesetz 1968 ausdrücklich angeführt 
wird, um die Zuteilung von Wohnbauför- 
derungsmitteln nicht aus formellen Gründen 
zu gefähriden. 
Zu Ziffer 3: 

Die Konkretisierung des Inhaltes des 
Grundsteuerbefreiungsgesetzes ist unter den 
gesetzlichen Tatbestand ,,Berechnung und 
Festsetzung des Jahresbetrages der Grund- 
steuer" zu subsumieren, welcher Aufgaben- 
bereich im ausschließlichen und überwiegen- 
den Interesse der in der Gemeinde ver- 
körperten örtlichen Gemeinschaft gelegen 
und geeignet ist, durch die Gemeinschaft in- 
nerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu 
wer den. 

Der rein rechnerische Vorgang der Fest- 
setzung der durch die Befpeiung ermäßigten 
Grundsteuer während der Befreiungsdauer 
erfolgt außerhalb des Grundsteuermeßver- 
fahrens und fällt auch deshalb nicht mehr 
in die Zuständigkeit der Finanzbehörden. In 
Ansehung dessen ergeben sich die Änderun- 
gen zu Z. 4, 6, 7, 9, 10, 11, 12 und 13. 
Ferner ist es notwendig, nicht mehr vom 
Grundsteuermeßibetrag, sonldern von der auf 
Grund des Grundsteuermeßbetrages errechne- 
ten Grundsteuer auszugehen. 
Zu Zifler 5: 

Zufolge der Bestimmungen des $ 60 Abs. 1 
der Nö. Gemeindeordnung entfallen die Be- 
stimmungen über den Instanzenzug. 

Zu Ziaer 6: 
In (dieser Gesetzesstelle wurde die zitierte 

Verordnung der Bundesregierung durch Auf- 
nahme des entsprechenden Textes ersetzt. 

Der letzte Satz des Q 3 Abs. 1 kann ent- 
fallen, weil ein Antrag im Sinne dieser 
Gesetzesstelle gemäß Q 4 Abs. 1 letzter Satz 
nur bis 31. Dezember 1953 geltend gemacht 
werden kann. 
Z u  Ziaer 8: 

Die Strafbestimmungen haben auf Grund 
des Q 40 Abs. 1 lit. c) und Abs. 2 Nö. Ab- 
gabenordnung zu entfallen. 

Die Stellungnahme des Bun'desministeriums 
für Finanzen, <die im Einvernehmen mit dem 
Bundwkanzleramt-Verfassungsdienst abgege- 
ben wurde, ist in der Abschrift beigeschlossen. 

Der Verfassungsausschuß hat sich mit dieser 
Vorlage befaßt und ich darf namens dieses 
Ausschusses folgenden Antrag stellen (liest): 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1. Der vorliegende Gesetzentwurf, mit dem 

(das Zweite Nö. Grunldsteuerbefreiungsgeisetz 
abgeändert wird, wird in der vom Ausschuß 
beschlossenen Fassung genehmigt. 

2. Die Landesregierung wird aufgefordert, 
wegen Durchfiihrung dieses Gesetzesbeschlus- 
Ses das Erforderliche zu veranlassen." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zu eröffnen und die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

PRÄSIDENT WELCS: Zum Wort ist nie- 
mand gemeldet, wir kommen zur Abstim- 
mung. (Nach Abstimmung): A n g e n o m- 
m en .  

Ich ersuche den Herrn Abg. A n z e n -  
b e r g e r ,  die Verhandlung zur Zahl 222139 
einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine sehr geehrten Damen unld Herren! Ich 
habe namens (des Finanzausschusses über den 
Antrag der Abgeordneten Marsch, Doktor 
Brezowky, Grünzweig, Czildlik, Stangl, 
Thomschitz und Genossen, betreffend: 
Continentale Bank AG., tfberprüfung 'der 
Geschäftsgebarung sowie Abzug der Landes- 
gelder von diesem Kreditinstitut, zu referie- 
ren: 

Die Continentale Bank AiG. hat durch 
Jahre hindurch ein Konto Nr. 33.154 unter 
der Bezeichnung ,,Land Niederösterreich - 
Wohnbauför'derung der NIOGAS-NEWAG" 
geführt, für das keine Landesbediensteten 
zeichnungsberechtigt waren. Diese Bank hat 
überdies ein weiteres Konto unter der Be- 
zeichnung ,,,Nö. Landesregierung - WBF" 
Konto Nr. 33.171 geführt, auf )das gleichfalls 
Rabattbeträge zur Einzahlung gelangten. 
Nach Auflösung der beiden genannten Kon- 
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ten wunden deren Aktivsalden auf das Konto 
Numm#er 33.668 unter ]der Bezeichnung 
,,W&abauPönderung der Landesgeselbchaf- 
ten, Kreditreste und Sonderdarlehen" in 
Einnahme gestellt. Auf dieses Konto gingen 
aber auch noch einige andere bisher unge- 
klärte Uberweisungen ein. Auch nach den 
Landtagsbeschl~üssen vom 1. März 1966, Ltg. 
Z1. 166 und 168, hat die Continentale Bank 
AG. zugelassen, Bdaß von diesen Konten Ab- 
kebungen getätigt wur'den, ohne die Landes- 
Verwaltung hirerüber in Kenntnis zu sehen. Go 
sind vom Konto Nr. 33.668 allein nach dem 
1. März 1966 rund 82,3 Mio. S von Rabatt- 
geldern an Baugenossenschaften zur Aus- 
gabe gelangt. 

Eki der Sitzung des Finanz-Ausschusses 
arn 7. Juli 1967, in der ddie Kontobewegungen 
auf den drei genannten Konten eingehend 
untersucht wurden, hat sich ergeben, daß 
über einen Betrag von S 57,011.488,- eine 
Klarstellung nicht mtiglich war. Dieser Be- 
trag ist in der am 7. Dezember 1966 den 
Mitgliedern des Landtages übermittelten Ab- 
lichtung ldes Kontos Nr. 33.154 (der Conti- 
nentale Bank AG. nicht enthalten, scheint 
aber nunmehr in der letzten Darstellung der 
drei gleichen Konten auf. Laut Mitteilung 
der Finanzabteilurg des Amtes der NO. Lan- 
desregierung sollen sich diese ungeklärten 
Buchungen auf bankinterne Vorgänge bei 
der Continentale Bank AG. $beziehen. 

Der Antrag hat folgenden Wortlaut ge- 
habt: 

,,Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1. Die Landesregierung wird im Hinblick 

auf den oben geschilderten Sachverhalt auf- 
gefordert, 'die vom Land Niedterösterreich bei 
der Continentale Bank AlG. befindlichen 
Festgelder bis spätestens 31. Dezember 1967 
zu kündigen bzw. abzuzieh,en; 
2. Die Landesregierung wird aufgefordert, 

beim Bundesministerium Sür (Finanzen vor- 
stellig zu werden und zu ersuchen, daß dieses 
gemäß § 32 des Kreditwesengesetzes vom 
25. September 1939 (RGB1. I, S. 1955) in (der 
Fassung 'des Gesetzes vom 23. Juli 1940 
(RGiB1. I, iS. 1047) unld der Verordnung vom 
18. September 1944 (RGiBl.I,S.211) von der 
Continentak Bank AG. und ihren Organen 
Ausktinfte iiber alle geschäftlichen Angele- 
genheiten fordert und die Bücher und Schrif- 
ten dieses Kreditinstitutes einsieht, um die 
Gebarung hinsichtlich der sogenannten 
Rabattgellder zu klären uncd der Landesregie- 
rung über das Ergebnis seiner Pfiüfung zu 
unterrichten. 

Der vorliegende Antrag möge gemäß 3 25 
Abs. 3 der Geschäftsordnlung ides nö. Land- 

tages dem Finanzausschuß zur Vorberatung 
zugewiesen wenden." Gericht ist mi 

Der Finanzausschuß hat  sich mit diesem nicht zu rechnf 
Antrag eingehend beschäftigt, konnte sich 
jedoch der  Agumentation unld (dem Inhalt 
dieses Antrages nicht anschließen. Mehrheit- 
lich wunde vielmehr folgender vom Abge- 
ordneten Kienberger und Genossen gestellte 
Antrag beschlossen: 

achtlicher Sck 

,,Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1. Die von Herrn Landeshauptmam zur 

Wahrung der interessen des Landes getrof- 
fenen Maßnahmen und Veranlassungen, be- 
treffend die Continentale Bank A'G., werden 
gebilligt. 
2. Die Landesregierung wird ersucht, unter 

Zuhilfenahme des Bundesminirsteriums fiir ch Abstimmun 
Finanzen und des bei der Continentale 
Bank AG. eingesetzten Regierungiskommis- 
särs ohne unnötigen Aufschub Maßnahmen 
zu treffen, daß bei Hereinbringung der bei 
#der Continentale Bank AfG. lbefindlichea 
Landesgeltder durch Auaschöpfung aller ge- 
botenen Möglichkeiten der größtmöglih 
Nutzen für das Land erzielt wind." 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, über 
den Antrag die Debatte zu eröffnen. 

PEÄSBDWT WEISS: Ich erteile dem Herrn 
Abg. A n z e n b e r g e r  das Wort zur Be- 
gründung der Dringlidi'keit des Antrages, be- 
treffend die Forderungen des Landes Nieder- 
Österreich gegen die Continentale Bank AG., 
Ermächtigung zur Abgabe einer Rüclcste- 
hungserklärung. 

Abg. ANZENBDRGEIR: Die Dringlichkeit 
dieses Antrages ergibt sich aus dem Um- 
stand, daß mit Beschluß vom 22. 12. 1967 das 
Handelsgericht Wien im Rahmen der über 
die Continentale Bank AG. auf Grund des 
Bmdesgesetizes vom 17.8.1934,  ü3GiB1. Nr. 204, 
angeorsdneten Geschäftsaufsicht die Gesell- 
schaft für Revision und treuhändige Ver- 
waltung IGes. rn. b. 'H. beauftragt hat, inner- 
halb von sechs Wochen einen Bericht mit Lö- 
sungsvorschlägen zu erstatten. 

Diese Frist wurde über Ersuchen der zur 
Geschäftsaufsichtsperson bestellten Öster- 
reichischen Kontrollbank AG., Wien, vom 
Gericht bis 20. 2. 1968 verlängert. Das An- 
suchen um eine neuerliche Erstreckung der 
Frist ist bis nun vom Gericht nicht crle 
wonden. Nach Infonmation durch den 
gierungskommissär wird sowohl sein Be 
als auch der Bericht der Aufsichtsperson 
den oben geschilderten Lösungsvorwhlag ent- 
halten. Zur Realkierung dieses Vorschla 
bedarf es vor Abgabe dieses Berichtes 
das Handelsgericht einer venbindlihen Äuße- vom gleichen Tag 
rung in Form einer Rückstehmgserklärung, Bank AG. die iGes 
wie sie der beantragte Beschluß vorsieht. des Bundesgesetzes 
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Nach gepflogenen Erhebungen beim zustän- 
digen Gericht ist mit einer Verlängerung der 
Frist nicht zu rechnen. Die Abgabe $der Rück- 
stehungserklärung muß daher unverzüglich 
erfolgen, da andernfalls die Einleitung des 
Konkursverfahrens unvermeidbar wäre und 
ein beachtlicher Schaden des Landes zu be- 
sorgen ist. 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, über 
die Dringlichkeit dieses Antrages abstimmen 
zu lassen. 

PRÄ'SIDEINT WEZSS: Ich lasse darüber 
abstimmen, ob dem Antrag die Dringlichkeit 
zuerkannt wird, und bitte jene Mitglieder 
des Haues,  welche Eür die Dringlichkeit 
stimmen wollen, die Hand zu erheben. 

(Nach Abstimmung): A n g e n o m m e n. 
Ich ersuche nunmehr den Herrn Abge- 

ordneten A n z e n b e r g e r, über äen Dring- 
lichkeitsantrag, Ltg. 360, zu berichten. 

Berichterstatter Abg. ANZEN'BElRGER: Ich 
habe über den Dringlichkeitsantrag der Ab- 
geordneten Anzenberger, Brunner, Buchinger, 
Cipin, Diettrich, Fahrnberger, Fichtinger, 
Fraissl, Hirsch, Hubinger, Janzsa, Keiblinger, 
Kienberger, (Laferl, Ludwig, Mauß, Popp, 
Rabl, Relscher, Reiter, Rigl, Dip1.-Ing. Robl, 
Rohrböck, Schneider, Schoiber, Stangler, 
Ungersböck, 'Weiss, Weißenböck und Genos- 
sen betreffend die Ponderungen des Lanldes 
Niederösterreich gegen die Continentale 
Bank AG. - $Ermächtigung zur Ausgabe 
einer Rückstehungsenklärung, zu berichten. 

Das Bundesministerium für  Finanzen hat 
über Veranlassung des Herrn Landeshaupt- 
mannes 'mit Bescheid vom 20. Dezember 1967 
einen Regierungskommissär in der Person 
von Dr. Josef Vlcek, Oberprokurist bei der 
Österreichischen Kontrollbank AG., vorerst 
biss 30. Juni 1968 in Anwendung des Q 32 
lit. e des Kreditwesengesetzes vom 25. Sep- 
tember 1939, DiRGBl. I, S. 1955, bestellt. 

Der Regierungskommissär hat bei der ge- 
nannten Bank bis auf weiteres alle Rechte 
und Pflichten wahrzunehmen, die nach (der 
Satzung und den bestehenlden Rechtsvor- 
d r i f t e n  den Organen der Gesellschaft zu- 
stehen. Aufgabe des Regierungskommissärs 
ist es, zu prüfen, ob durch entsprechende 
Verhandlungen mit den Hauptgläubigern die 
Zahlungsunfähigkeit behoben und (die Fort- 
fiihrung der Bank gesichert wenden (kann. 

IDas Handelsgericht Wien ,hat mit Beschluß 
vom 22. 12. 1967 auf iGrund des Antrages des 
Regierungskommlssärs vom 21. 12. 1967 
und des Bundesministeriums für  Finanzen 
vom gleichen Tag über (die Continentale 
Bank AG. (die IGeschäftsaufsicht gemäß 4 1 
des Bundesgesetzes vam 17. 8. 1934, BCX31. 11, 
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Nr. 204, Iangemdnet und gemäß 11. Aibsehnitt 
I Q 1 Abs. 2 Ides Geldinstitutezentralegesetzes 
vom 29. 7. 1924, lBGIB1. Nr. 285, (die Österrei- 
chische Kontrollbank Aktiengesellschaft, 
1010 Wien, Am Hof 4, zur Aufsichbsperson 
bestellt. 

Gleichzeitig wurde die Gesellschaft fiür 
Revision und treuhändige Verwaltung Ge- 
sellschaft m. b. H., 1010 Wien, Teinfaltstraße 4, 
vom Handelsgwicht Wien beauftragt, den 
finanziellen iStand der  Continenta1.e Bank AlG. 
auf deren Kosten festzustellen. Der (Re- 
gierungskommissär hat  auf Grund der Auf- 
träge (des Bundesministeriums für Finanzen 
und des Handelsgerichtes Wien mit dem 
Hauptgläubiger 'der Continentale Bank AiG., 
dem Land NiederÖsterreich, entsprechende 
Kontakte aufgenomimen und dem Herrn 
Laadeshaupitmann über die Situation üer 
Bank, wie sich aus (dem Folgenden ergibt, 
berichtet. 

Die Continentale Bank AG. mit Sitz 
Wien l., Habsburgergasse 5, und einer Zweig- 
niederlassung in Maria Enzeradorf-Südstadt, 
Niederösterreich, hat ein 
Aktienkapital von 5 12,000.000,- 

30 Aktien a S 100.000,- 
600 Aktien a 'S 5.000,- 

6000 Aktien 'S 1.000,- 
Alle Aktien sind Inhaberaktien und be- 

fincden sich nach vorläufigen Feststellungen 
in folgendem [Besitz: 
Alain B. Rogier, Nominale is 6,180.000,- 
Kalifornien, USA. 
(vertreten durch Rechtsanwalt 
Dr. Franz J. Salzer) 
Treuhänder Nominale S 4,000.000,- 
Rechtsanwalt Dr. Oskar Hammerle, 
angeblich nomine eines 
Unterstütmngsvereines 
Christl. Arbeitnehmer 
Volksaktionäre (etwa 430) S 1,820.000,- 

Der Aufsichtsrat, dessen Funktionen der- 
zeit auf Grund des Bescheides des Bundes- 
ministeriums für 'Finanzen über ,die Ein- 
setzung eines Regierungskommissärs ruhen, 
bestand zuletzt aus folgenden Fersonen: 
Hofrat i. R. Dr. ,Johann Holzfeind 
(Vonsitzender bis 6. 2. 1968), 
Rechtsanwalt IDr. Franz J. Salzer 
(Vorsitzender-Stellvertreter, seit 6. 2. 1968 
Vorsitzender), 
Dir. Erich Kraitner 
(zurückgelegt), 
Dir. Otto IOpel 
(zurückgelegt), 
Rechtsanwalt Dr. Kar1 Scherer 
(zurückgelegt), 
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Dr. lGert Stancek 
(zurückgeleg t) , 
Friedrich Coen, Dr. Paul Hrdlicka, Johann 
Köberl, Ing. Friedrich Kormann, Rudolf Traid 
(samtliche Vertreter der Volksaktionäre). 
Vorstand: Dir. Otto Waka. 

(Der Vorstand bestand am 20. 12. 1967 ge- 
mäß Handekregistereintragung aus dem 
allein zeichnungsberechtigten Direktor IOtto 
W a k a. Das bis November 1966 zeichnungs- 
berechtigte 2. Vorstandsmitglied Viktor 
Müllner jun. hatte trotz Löschung seiner 
Vertretungsbefugnis im Handelsregister einen 
ungekündigten Vorstandsvertrag. Der Vor- 
standsvertrag von Viktor Müllner jun. wurlde 
im Jänner 1968 vom Regierungskommissär 
ohne Anerkennung von Gehalts-, Abferti- 
gungs- und Pensionsansprüchen aufgelöst. 
Gleichzeitig 'wunde auch der gleichlautende 
Vorstantdsvertrag mit Direktor Otto Waka 
aufgelöst. 

Die letzte Hauptversammlung über (das 
Geschäftsjahr 1965 fand am 9. September 1966 
statt. Der von der Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft Treuhand- und Beratungs-Ges. m. b. H. 
(Dr. Alvarado Dupuy) geprüfte Rechnungs- 
abschluß für das Geschäftsjahr 1965 wies 
einen Reingewinn von S 2,843.984,- auf. Der 
von der gleichen Wirtschaftsprüfungskanzlei 
geprüfte Rechnungsabschluß 6ür das Ge- 
schäftsjahr 1966 lag im Entwurf mit einem 
Verlust von S 49.264,30 vor, wurde jedoch 
vom Regierungskommissär nicht genehmigt 
und eine neue Bilanz mit einer entsprechen- 
den Debitorenbeurteilung erstellt, die einen 
Jahresverlust von 20,7 Millionen 5 ergab. 
Dadurch wurden die Rücklagen in Höhe von 
18,9 Millionen S zur Gänze aufgelöst und 
vom Grundkapital von 12 Millionen 5 rund 
2 Millionen S zur Verlustabdeckung heran- 
gezogen, Nach Vorliegen des Ergebnilsses der 
Verwertung der  Sichenheiten dfer Debitoren 
wird das Jahresergebnis 1967, {das noch nicht 
festgestellt iist, die sich hieraus ergebenden 
Ausfälle berüchichtigen müssen. Aller Vor- 
aussicht nach wird 'dies eine weitere Min- 
derung des iGrundkapitalis zur Folge haben. 

Nach Anordnung der IGeschäftsaufsicht am 
22. Dezember 1967 wurden die Schalter des 
Institutes nach kurzer Unterbrechung wieder 
eröffnet, allerdings mit der Wirkung, daß 
die vor dem 22. Dezember 1967 entstand'enen 
Guthaben auf Grund 'eines gesetzlichen 
Moratoriums (0 6 Geschäftsaufsichtsgesetz) 
gestundet sind und gegen 'das Institut aus 
diesem Titel keine Klagen und Insolvenzen- 
anträge gestellt werden können. 

Das Institut weist am 16. 2. 1968 einen 

Liquiditätsstand QBarmittel) von rund 1 
S 43,300.000,- auf. ! 

Die eigenen Wertpapiere, zuletzt bewertet 1 
mit S 13,467.771,62, erfassen folgende Effek- 1 
ten: I 
a) Anleihen des Bundes 

6 2,312.220,- 1 
es handelt sich hiebei haupt- 

I sächlich um Bundesanleihen 
b) Sonstige verzinsliche I 

Wertpapiere S 3,437.207,86 4 
es handelt sich hiebei im 
wesentlichen um einen 1 

8 

! 

und der Länder 

, 

1 

Posten von rund Naminale I 
S 3,000.000,- "AG- i 
Anleihen 

c) Börsengängige 
Dividendenwerte S 696.262,- 
es handelt sich hiebei um 
eine Reihe von an der Börse 
notierten Aktien 

d) Sonstige S 7,022.081,76 1 
es handelt sich hiebei um 
eine Position von Nominale I 

S 3,000.000,- EHT-Aktien 
Die unter den Positionen a-c genannten 

Wertpapiere sind mit den veranschlagten 
Wertansätzen mit Sichenheit kurzfristig reali- 
sierbar. Zusammen: S 6,445.689,86. 

Die unter Position id angeführten Wert- 
papiere (EaHT-Aktien) sind zweifellos Ziber- 
bewertet und bestenfalls zum Nennwert 
(S 3,000.000,-), soferne überhaupt ein Käufier 
zu finden ist, bewertbar. 

Insgesamt !kann (daher ein Gesamtliquidi- 
tatsstanld von rund S 50,000.000,- derzeit als 
gegeben angenommen werden. 

Die Kreditoren des Inlstitutes beliefen sich, 
am 21. 12. 1967 auf S 214,129.018,56, zu wel- 
chem Betrag noch die Zinsen für das Jahr 
1967 kommen, die j'etzt von der Continentale 
Bank AIG. den einzelnen Kreditoren auf 
Sperrkonto gutgeschrieben werden. 

Die Kneditoren gliedern sich wie folgt: 
Land Niederösterreich S 164,506.253,86 

Spaneinlagen S 28,822.617,80 
Sonstige S 18,788.876,90 

S 214,129.018,56 
Die Einlagen des Landes NiederÖsterreich 
zeigen derzeit ohne Berücksichtigung der im 
Gange befindlichen Zinlsengutschrift folge 
des 'Billd: 
Amt der Nö. Landesregierung 

Amt dier Nö. Landesregierung 
täglich fällig; Kto.-Nr. 33.005 S 68,006.253,86 
Amt der Nö. Landesregierung 

i 

Fonds S 2,011.2707- 

Festgeld; Kto.-Nr. 33.004 S 38,000.000,- 

Festgeld; Kto.-Nr. 33.006 S 58,000.000,- 

Amt der Nö. Lan 
täglich fällig; Ktc 

: Die Fondsgelde 
Amt d'er Nö. Lan 
Abt. 1114, Stipend 
Kto.-Nr. 33.003 
Casino Baden bei 
Fonds in Niederö 
Abt. 1114; Kto.+N 

Die Spareinlagc 
umfassen 514 51: 
wie folgt: 
249 Sparbücher v( 

92 Sparbücher v( 

31 Sparbücher v( 
S 5.001,- bj 

53 Sparbücher vc 

42 Sparbücher vc 
S 20.001,-bj 

26 Sparbücher v( 
8 50.001,-bj 

18 Sparbücher vc 
S 100.001,- bi 

10 Sparbücher v( 
S 200.001,- bj 

11 Sparbücher iül: 
S 500.000,- 

5 1,- bj 

6 l.OOl,-bi 

S 10.000,-bi 

14 Sparbüchei 
S 18,046.250,- sj 
der Voruntersuck 

' sen. gerichtlich ge 
Der Guthaben1 

freien Sparbüch 
Berücksichtigung 

Ein Bankenkon 
nach dem SchalDe 
Bank AG. bereit 
einer Guthabensu 
lösen. Bisher wu 
Dieser Anspruch 
Bankenkonsortiur 
tale Bank AIG. 

Die sonstigen 
stellen die am 2: 
haben von Girak( 
700 Personen ver 
nur die bei der 1 

führten Konten 
nungsgesellschaft 
Höhe von rund ! 
erwkihnen. 
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Amt der Nö. Landesregierung 
täglich fällig; Kto.-Nr. 33.668 5 500.000,- 

S 164,506.253,86 
Die Fondsgelder betragen: 

Amt der Nö. Landesregierung 
Abt. IU4, Stipendienfonds; 

Casino Baden bei Wien 
Fonds in Niederösterreich, 
Abt. 11/4; Kto.-Nr. 33.013 S 31.970,- 

Die Spareinlagen in Hhhe von S 28,822.617,80 
umfassen 514 Sparbücher und gliedern sich 
wie folgt: 
249 Sparbücher von 

92 Sparbücher von 

31 Sparbücher von 

53 Sparbücher von 

42 Sparbücher von 

26 Sparbücher von 

18 Sparblücher von 

10 Sparbücher von 

11 Sparbücher iüber 

Kto.-Nr. 33.003 S 1,979.300,- 

S 2,011.270,- 

S 1,-bis 1.000,- S 58.774,83 

is l.OOl,-bis 5.000,- S 236.092,30 

S 5.001,- bis 10.000,- S 218.284,86 

S 10.000,- bis 20.000,- S 508.145,84 

S 20.001,-bis 50.000,- S 1,289.079,64 

B 50.001,- bis 100.000,- S 1,784.651,33 

S 100.001,- bis 200.000,- S 2,612.217,- 

S 200.001,- bis 500.000,- S 2,810.562,- 

S-500 .OOO,- S 19,304.810,- 
6 28,822.617,80 

14 Sparbücher mit der Summe von 
S 18,046.250,- sind im Zusammenhang mit 
der Voruntersuchung gegen Viktor Müllner 
sen. gerichtlich gesperrt. 

Der Guthabenbestand der restlichen 500 
freien Sparbücher erreicht 'daher unter 
Berücksichtigung dieser Aufstellung 

S 10,776.367,80. 
Ein Bankenkonsortium hat sich unmittelbar 

nach dem Schaltlerschluß bei der Continentale 
Bank AG. bereit igefunlden, Spainbücher mit 
einer Guthabenlsumme bis IS 20.000,- einzu- 
lösen. Bisher wurden S 771.000,- eingelöst. 
Dieser Anspruch besteht nunmehr seitens (des 
Bankenkonsortiums gegenüber der Continen- 
tale Bank AIG. 

Die sonstigen Kreditoren (S 18,788.876,90) 
stellen die am 21. 12. 1967 gesperrten Gut- 

1 haben von Girakonten dar, die sich auf etwa 
I 700 Personen verteilen. Betragsmäßig wären 

nur die bei der Continentale Bank AG. ge- 
Mhrten Konten der Gemeinnützigen Woh- 
nungsgesellschaft ,,AUSTRIA" AG. in \der 
Höhe von rund 9 Millionen S besonders zu 
erwähnen. 

I 

Die Debitoren gliedern sich wie folgt: 
Diverse Schuldner S 151,986.242,44 
langfristige Ausleihungen S 21,053.054,43 

eigene Grundstücke S 24,731.629,95 
* S 199,549.626,82 

Die Continentale Bank AG. hat in der Ver- 
gangenheit weder durch i,hren Vorstand noch 
durch Iden Aufsichtsrat noch durch die aktien- 
rechtliche Pflichtprüfungsgeeellschaft Debito- 
renbewertungen und Abschreibungen vorge- 
nommen. Das Handelsgericht Wien hat zur 
Debitorenbewertung die im Besitz der Öster- 
reichischen Nationalbank befinsdliche Gesell- 
schaft für Treuhand-Revision Ges. m. b. H. zur 
Erstellung eines Gutachtens eingesetzt. Das 
diesbezügliche Gutachten ist bereits fertig- 
gestellt unfd soll in Kürze dem Handels- 
gericht Wien als Auftraggeber vorgelegt 
wepden. Die im Einvernehmen mit der vom 
Gericht eingesetzten Prüfungsgesellschaft 
vorgenommene Debitorenbewertung des Re- 
gierungskommissärs zeigt jedoch, idaß mit 
einem Gesamtausfall von vermutlich rund 
30 Millionen S gegenülber der Bilanz 1965 
gerechnet werden muß, so daß nach Gut- 
schrift der  Zinsen für das Jahr 1967 unter 
Umständen nicht alle Foiiderungen gegen das 
Institut voll befriedigt werden können. 

Bei den diversen Schuldnern hanfdelt es 
sich um rund 250 Schubdner, von denen 231 
unter S 1,000.000,- und 19 über S 1,000.000,- 
Kredite erhalten haben. 

(S 21,053.054,43) erfassen ausschließlich Kre- 
dite an rund 400 Personen, die als Wohn- 
Werber in der Siidstadt hypothekarisch be- 
sicherte Wohnbaukredite erhalten haben. 

Die Continentale Bank AG. besitzt 
S 468.820,- des S 500.000,- umfassenden 
Grundkapitals der IGemeinnIÜtzigen Woh- 
nungsgesellschaft ,,AUSTRIiA' AG., Maria 
Enzersdorf-iSüdstadt. Die restlichen 5 Prozent 
gehören diversen, meist tschechischen Rechts- 
trägern an. (Die Gesellschaft hatte seinerzeit 
ihren Sitz in Nikolsburg.) 

Die Frage der Bewertung dieser Beteili- 
gung wurde vom Regierungskommissär zum 
Anlaß genommen, im Wege einer Soader- 
Prüfung durch die Allgemeine Kontroll- untd 
TreuhandaGes. m. b. H. den Beteiligungswert 
feststellen zu lassen. Das Ergebnis dieser 
Prüfung ist bekannt und rechtfertigt den 
angeführten Buchwert von is 1,778.700,-. 

Es geht daraus hervor, ldaß die Conti- 
nentale Bank AG. zwar nicht überschuldet, 
aber weitgehend illiquid ist. Sie ist, abge- 
sehen von Iden bereits erwähnten 
50,000.000 S Barmitteln, nicht in [der Lage, an 

Beteiligungen S 1,778.700,- 

Die langfristigen Ausleihungen 
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sie gestellte, darüber hinausgehende Zajh- ohne Anfechtung ermöglicht, müßten die derösterreich eir 
lungsanforderungen sofort zu erfüllen. Vermögenschaften der Bank vom Regierungs- jene, die heute 

Zahlenmäßig ergibt sich, ohne Berück- kommissär oder unter Aufsicht des Landes gerichtlichen En 
gestellt sind, einz 

Eine solche F 
sichtigung der Zinsen Eür das Jahr  1967, verwertet werden. Zu dieser Lösung bedarf 
folgendes Bild: BS der Zustimmung des Handelsgerichtes. ' 
Barmittel und 'Wertpapiere s 50,000.000,- Das Handelsgericht Wien wäre zu einer einstimmender P 

solchen stillen Liquidation der Continentale derösterreich unc Debitoren nach erfolgter 
Abwertung s 170,000~000,- Bank AG. nur unter der Voraussetzung be- 80-Millionen-S-U 

reit, wenn alle anderen Gläubiger (Spar- hehungen \über c 
von 80 Millioner bücher, Girokonti), ausgenommen die An- 

Sprüche Viktor 'Müllner Sen. aus den ge- das Land Nied'er 
dieses Betrages i sperrten Sparbucher, voll befriedigt Wr- 
stellen kann, la den. Auf Grund der vonhandenen Barmittel 
lässigkeit bei Du ist ein diesbezüglicher Beschluß des Handels- 
bei #der Continei gerichtes nach dem Geschäftsaufsichtsge.iletz 
beweisbar ersche unverziüglich möglich. Darnach tkönnte aus 
(die Continentale (dem vorhandenen Barbestand an alle Gläu- 
auftragsgemäß di biger für jedes Kontoguthaben ein Betrag 

Die Sachlage bis zu S 2,000.000,-, ausbezahlt werden. in 
scheinen, daß der Größenordnung von 8 2,000.000,- gibt 

es neben einem Sparbuch eines Wiener (Ge- NEWAG die ifbi 
Diese Gegenüberstellung zeigt einen gerade werbetreibenden bloß die Konten des Lan- 80 Millionen S 

noch ausgeglichenen Status. Nach Gutschrift des Niederösterreich. Die übrigen großen Forderung aufre 
aller Zinsen für 1967 wäre jedoch Voraus- Sparbücher sind im Zusammenhang mit der die ifberweisung 
sichtlich eine Obenschuldung von annähernd Voruntersuchung gegen Viktor Müllner Yen. veranlaßt hat, r 

Sprüche gegen ( 10 Millionen S schon gegeben. 'Den Ver- vom Gericht beschlagnahmt. Von dem Bar- 
pflichtungen der 33anik aus ZinsenanSprüchen bestand von S 50,00.000,- würden somit anbieten. Nimmt 
seiner Kunden stehen näimlich keine Gegen- rund s ~ ~ , ~ o o . ~ ~ ~ , -  auf 500 Sparbücher und an, ist es (dann 
posten mangels entsprechender ZWSSatzVer- S 18,000.000,- auf 700 Girokontenbesitzer barer Ansprüche 
einbarungen bei Debitoren und auf IGrund zur Auszahlung ,kommen. gegen 'die Contir 
der schon 'erwähnten kapitalmäßigen Wert- .Vom Restbetrag würde das Land Nieder- Transaktion. Da 
berichtigungen gegenüber. Nur bei Verwer- Österreich soglei& auf Grund seiner Konten diese Ansprüche 
tung aller der Bank gehörigen Vermögens- insgesamt einen Bletrag von s 8,035.000,- Bank AG. zur 
massen, selbst solcher, #die (dem Geschäfts- 

Diese Lösung Zweck dienen, kann erwartet werden, d'aß Continentale Bank AG. würden ab diesem 
die Bank ihren Verpflichtungen weitgehend Österreich den 1: 
nachkommen wird. ES wäre daiher die für  
das Land Niederösterreich am besten g* Nach allgemeiner \Erfahrung ist - wie Die Dringlich1 
eignete Lösung die Liquidation der Conti- sich aus dem U 

Eine echte Liquidation der Bank setzt je- Rahmen der übe 
doch, (da es sich um eine Aktiengesellschaft auf Grunid des 'Bi 
handelt, einen diesbezüglichen B'eschluß der BGBI. Nr. 204, an 
Hauptversammhmg voraus. Auf Grund der Er- die Gesellschaft 
klärungen ides Vertreters des (Großaktionärs, dige Verwaltung 
Rechtsanwaltes IDr. Salzer, wird hiezu seitens genen Zahlungen in Höhe von miedestens innerhalb von 6 
seines .!Mandanten (Rogier) keine Zustim- 37 Millionen S besteht. Lösungsvorschläg 
mung gegeben. Die Erwägung eines AUS- Nach Ansicht des Handelsgerichtes Wien (Diese Frist wi 
gleiches, der für  idas Land zu einem sehr bedürfte eine solche Regelung einer Rück- Geschäftsaufsicht 
erheblichen Verlust fiühren würtde, erscheint stehungserklärung (des Landes Niederöster- chischen Kontrol 
im Hinblick auf den Betrag von 220 Millio- richt bis 20. 2. 19 
nen S Verbindlichkeiten und einen BargeBd- m eine neuerlii 
bestanid von nur 50 Millionen S wegen der trägen an 'die übrigen IGläubiger nicht er- bis nun vom GE 
Nichterfüllung einer 50prozentigen Barquote Nach Informatioi 
schon fonmalrechtlich nicht möglich. Es bliebe die Zustimmung aller sonstigen (Gläubiger missär wird sow 
theoretisch nur der Weg des Konkurses. Um notwendig, die erfahrungsgemäß - auch Bericht der Au 
aber praktisch für das Land Niederösterreich nach Mitteilung des Gerichtes - im Ver- schil'derten Lösu 
eine optimale Lösung zu erreichen, die eine handlungmege nicht erreicht werden kann. Realisierung dif 
Verwertung der Vermögenschaften der (Conti- In diese Rückstehungserklärung wären an- vor Abgabe diesi 
nentale Bank AG. zugunsten 'des Lanldes dererseits alle Forderungen des Landes Nie- gericht einer I 

s 220,000.000,- 

Einlagen (des Landes 
Niederasterreich, 
einschließlich Fonds S 166,000.000,- 
Sparbücher S 29,000.000,- 
Sonstige Kreditoren s 19,000.000,- 
Abf ertigungsrücklagen, 
Pensionsrücklagen, Betriebs- 
aufwanid, Sonstiger Auf- 
wanld, Zinsenvorsorge S 6,000.000,- 

220,000.000,- 

enhalten. Alle weiteren Eingänge bei der 

Zeitpunkte dem Lanlde NiederÖsterreich 
dieser Form (der IAbwicklung zukommen. 

schon ausgeführt - eine stille Abwicklung 

mögensverwertung in einem Konkursv,erfah- 
ren wesentlich schlechtere Ergebnisse bringt, 
zumal noch die Gefahr der Rückzahlung der 
vom Land Niederösterreich währen'd der An- 
fechtungsfristen der Konkursordnung empfan- 

nentale Bank AG. einem Konkurs vorzuziehen, (da die Ver- vorn 22. 12. 1967 

reich, da nur dann der Tatbestand der Gläu- 
bigerbegünstigung durch Auszahlung von Be- 

füllt wird. Für einen stillen Ausgleich wäre 
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derösterreich einschließlich der Zinsen und 
jene, die heute auf )Grund einer fehlenden 
gerichtlichen Entscheidung noch nicht fest- 
gestellt sind, einzubeziehen. 

Eine solche Forderung stellt nach über- 
einstimmenfder Auffassung \des Landes Nie- 
derösterreich und der NEIWAG 'die bekannte 
&Q-Millionen-S-tfberweisung dar. Die Er- 
hebungen \über die umstrittene überweisung 
von 80 Millionen S seitens der NEWAG an 
das Land Nied,erösterreich, das den Eingang 
dieses Betrages in seinen Büchern nicht fest- 
stellen kann, läßt zumindest grobe Fahr- 
lässigkeit bei Durchfiihrung 'der tfberweisung 
bei der Continentale Bank AG. weitgehend 
beweisbar erscheinen. Nichtsdestoweniger hat 
die Continentale Bank AG. die ülberweisung 
auftragsgemäß durchgefüihrt. 

Die Sachlage läßt es zweckmäßig er- 
scheinen, daß das Land gegenüber (der 
NEWAG die überweisung 'des Betrages von 
80 Millionen S nicht anerkennt und (die 
Forderung aufrechterhält. Die NEWAG, die 
die OberWeisung auf ein Konto (des Landes 
veranlaßt hat, müßte dem Land ihre An- 
sprüche gegen die Continentale Bank AiG. 
anbieten. Nimmt das Land diesen Vorschlag 
an, ist es (dann im IBesiCae sämtlicher denk- 
barer Ansprüche des Landes und 'der NEWAiG 
gegen 'die Continentale Bank AG. aus (dieser 
Transaktion. Das Land wird daher auch 
diese Ansprüche gegenüber der Continentale 
Bank AG. zur gegebenen Zeit geltend 

~ machen. 
I Diese Lösung würde dem Land Nieder- 

Österreich den bestmöglichen Erfolg garan- 
tieren. 

Die Dringlichkeit dieses Antrages ergibt 
sich aus dem Urnstanfde, daß mit Beschluß 
vom 22. 12. 1967 das Handelsgericht Wien im 
Rahrrien der über die Continentale Bank AIG. 
auf Grunld des Bundesgesetzes vom 17.8. 1934, 

1 BGBI. Nr. 204, angeordneten Geschäftsaufsicht 
1 die Gesellschaft für Revision und treuhän- 
1 dige Verwaltung Ges. m. b. H. beauftragt hat, 

innerhalb von 6 Wochen einen Bericht mit 
Lösungsvorschlägen zu erstatten. 

Diese Frist wunde über Ersuchen der zur 
Geschäftsaufsichtsperson bestellten Österrei- 
chischen Kontrollbank AiG., Wien, vom Ge- 
richt bis 20.2.1968 verlängert. Das Ansuchen 
um eine neuerliche Erstreckung #der Frist ist 
bis nun vom 'Gericht nicht erledigt worden. 
Nach Information durch den Regierungskom- 
missär wind sowohl sein Bericht als auch #der 
Bericht der Aufsichtsperson den eben ge- 
schihderten Lösungsvorschlag enthalten. Zur 
Realisierung dieses Vorschlages bedarf es t vor Abgabe dieses Berichtes an das Handels- 

! gericht einer verbindlichen Äußerung in 

' 
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Form einer Rückstehungserklärung, wie sie 
der beantragte Beschluß vorsieht. Nach ge- 
pflogenen Erhebungen beim zuständigen Ge- 
richt ist mit einer Verlängerung der Frist 
nicht zu rechnen. Die Abgabe der Rück- 
stehungserklärung muß daher unverzZigIich 
erfolgen, da andernfalls die EinIeitung des 
Konkursverfdu-ens unvermeidbar wäre und, 
wie oben [dargestellt, ein beachtlicher Gcha- 
den des Lanfdes zu besorgen ist. 

Abschließend wird noch darauf hingewie- 
sen, daß sich die rßefassung (des Landtages 
mit dem gegenständlichen Antrag aus Z. I1 
ergibt. Hinsichtlich der in Z. I enthaltenen 
Beschlußanträge wird wohl die ausschließ- 
liche Zuständigkeit der Landesregierung an- 
zunehmen sein, jedoch ist wegen des kau- 
salen Zusammenhanges zwischen dern An- 
trag in der Z. TI und den Anträgen in der 
Z. I eine umfassende IBeschiußfassung 'durch 
den Lanidtag zweckmäßig. 

Die Gefertigten stelIen daher folgenden 
Antrag (liest): 

,,Der Hohe Landtag (wolle beschließen: 
I. Die Landesregierung wird ermächtigt, 

gegenüber der Continentale Bank AG. nach- 
stehende Erklärung abzugeben: 

1. Das Land Niederösterreich, das ider 
Continentale Bank AG. am 21. 12. 1967 Ein.- 
lagen in  Höhe von S 164,506.253,86 zuiiglich 
der 'darauf entfallenden Zinsen gewährt 
hatte, erklärt mit der Riickzah~lung dieser 
Einlagen so lange zuzuwarten, bils alle 
übrigen Gläubiger der Continentale Bank 
Aktiengesellschaft - ausgenommen Forde- 
rungen aus 14 Sparbüchern, die aus Anlaß der 
Voruntersuchung gegen Viktor Müllner sen. 
gerichtlich gesperrt wurden, unld sonstige lda- 
mit im Zusammenhang stehenlde allfällige 
Forderungen - Befriedigung older Eicher- 
heit erlangt haben; dies unter (der Voraus- 
setzung, daß die Konten des Landes bis zum 
gleichen Höchstbetrag wie die anderer Ein- 
leger befriedigt oder sichergestellt werden. 

2. Dasselbe gilt für  alle Ansprüche, die im 
Zusammenhang mit dem vom Lande Nieder- 
Österreich $der NEiWAG gewährten Darlehen 
von 80 Millionen S - ausgewiesen im 
Rechnungsabschluß des Landes Niederöster- 
reich für das Jahr  1966 als Darlehen an die 
MEWAlG für Erhebung 'des Aktienkapitals 
der NIOGAS in tder Höhe von 50 Millio- 
nen S und Festgeldeinlagen bei der NEiWAG 
in Höhe von 30 Millionen 5 - gegen die 
Continentale Bank AG. dem Lande Nieder- 
Österreich zustehen sowie Eür alle Ansprüche 
der NEWAIG gegen die Continentale Bank 
Aktiengesellschaft, die dem Lande Nieder- 
Österreich abzutreten sind. 
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3. Nach Befriedigung older Sicherstellung 
der übrigen Gläubiger (Z. I/1) der Conti- 
nentale Bank AG. ist die Continentale Bank 
Aktiengesellschaft verpflichtet, die Forderun- 
gen des Landes Niederösterreich zu bezahlen. 
Dieser Rückzahlungsverpflichtung kann im 
beiderseitigen Einvernehmen auch dadurch 
entsprochen werden, daß Ansprüche aus Kre- 
ditvereinbarungen seitens der Continentale 
Bank Aktiengesellschaft und sonstige Ver- 
mögenswerte an ein dem Land Niederöster- 
reich genehmes Kreditinstitut mit schuldbe- 
freiender Wirkung abgetreten werden. 
4. Eine Verteilung des Vermögens der 

Continentale Bank AlG. an deren Aktionäre 
darf jedoch keinesfalls vor Befriedigung oder 
angemessener Sicherstellung der Fonderun- 
gen des Landes Niederösterreich stattfinden. 

11. Die Ermächtigung zur Abgabe lder Er- 
klärung gemäß z. I ist an die Voraussetzung 
geknüpft, daß das Land alle der NnWAG 
im Zusammenhang mit dem vom Land Nie- 
deröisterreich gewährten Darlehen von 80 Mil- 
lionen S (Z. I/2) gegen die Continentale Bank 
AG. uustehen'den Ansprüche an Zahlungs 
Statt übertragen erhält. 

111. Die Landesregierung w i d  beauftragt, 
das zur Durchführung dieses Lanldtagsbe- 
schlusses Erforderliche zu veranlassen, ins- 
besondere auch die sich aus Z. I und Z. I1 
ergebende Gebarung im Rechnungsabschluß 
des Landes Niederösterreich Für das Jahr 
1968 auszuweisen." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, über 
diesen Antrag (die Debatte einzuleiten unld 
abstimmen zu lassen. 

~ Ä S I D E N T  WEIiSS: Ich erteile noch dem 
Herrn Abg. A n d e r l  das Wort zur Be- 
gründung #der Dringlichkeit des Antrages, be- 
treffenld (die Forderungen des Landes Nieder- 
Österreich gegen die Continentale Bank AG. 

Abg. ANDEiRL: Herr Präsident! Hohes 
Haus! Im Hinblick auf die Tatsache, ldaß das 
Land Niederhterreich bis spätestens 6. 3. 1968 
eine Erklärung zur Lösung (des Komplexes 
Contibank abgeben lmuß, beantrage ich, dem 
vorliegenden Antrag die Dringlichkeit ZUZU- 
erkennen. Ich bitte den Herrn Präsidenten, 
über die Dringlichkeit abstimmen zu lassen. 

PRÄSIDEINT WELSS: Ich lasse dariiber 
abstimmen, ob (dtern Antrag (die Dringlichkeit 
zuerkannt wird. (Nach Abstimmung): A n- 
g e n o m m en .  

Ich ersuche nunmehr den Herrn Abge- 
ordneten A n d e r 1, über den Dringlichkeits- 
antrag Zahl 362 zu berichten. 

Berichterstatter Abg. ANDERL: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir, d'aß ich über den 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Anderl, Bieder, Binder, Birner, Blabolil, 
Dr. Brezovsky, Czidlik, IGerhartl, Graf, 
Grünzweig, Helm, Jirovetz, Kaiser, Körner, 
Kosler, Marsch, Peyerl, Prigl, Rohata, Inge- 
nieur ScheidL, Schneider, iSigmund, Stangl, 
Thoimschitz und Wiesmayr, betreffend die 
Forderungen des Landes Niederösterreich ge- 
gen die Continentale Bank AG., {berichte: 

Das Bundesministerium für Finanzen hat 
mit Bescheid Z1. 335.088-17/67 vom 20. Dezem- 
ber 1967 einen Regierungskommissär bis 
30. Juni 1968 in Anwendung (des 5 32 lit. e 
des Kreditwesengesetzes vom 25. Sept. 1939, 
DRGB1. I, 6.  1955, bestellt. 
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om 21. Dezember 1967 und des Bun- sind und nicht ein. 
desministeriums für Finanzen die Geschäfts- 
aufsicht über die Continentale IBank AG. 
angeondnet und die Österr. Kontrollbank als 
Auf sichtsper son eingesetzt. 

Auf ]Grund einer Information 'des Regie- 
rungskommissärs hat der Herr Landeshaupt- 
mann daraufhin einen vorläufigen Bericht 
über die Situation bei der Continentale Bank 
Aktiengesellschaft der Landesregierung vor- 
gelegt. IGleichzeitig wurde auch von der durch 
die Aufsichtsperson beauftragten Gesellschaft 
für Revision und treuhän'dige Verwaltung 
Gesellschaft m. b. H. ein Bericht erstellt. Aus 
den vorliegenden Berichten geht ihervor, daß 
die Continentale Bank AG. illiquitd und da- 
her konkursreif ist. Sie erfüllt keinen volks- 
wirtschaftlichen Zweck, sondern diente le- 
diglich als Abwicklungsstelle fiir die 'Ma- 
chenschaften Viktor Müllners unld seiner 
Helfer. 

Von dem Aktienbesitz gehören angeblich 
rund 6 Millionen einem Herrn Alain Rogier, 
hinter dem sich offensichtlich Viktor Müllner 
verbirgt, und rund 4 Millionen einem Unter- 
stützungsverein ,;Christlicher Arbeitnehmer", 
als dessen Bevollmächtigter sich seinerzeit 
Bundesrat Kaspar, (der Landessekretär des 
ÖAAB Niederösterreich, ausgewiesen hat. 

Der Regierungskommissär hat zuerst die 
Vorstandsverträge der Zeichnungsberechtigten 
Direktor Waka und Viktor Müllner jun. auf- 
gelöst und hierauf die Bilanz für das Ge- 
schäftsjahr 1966, die von der Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft Treuhand- und Bera- 
tungs Ges.m.b.H. fDr. Alvarado Dupuy) le- 
diglich mit einem Verlust von rund S 50.000,- 
erstellt wurde, nicht genehmigt und eine 
neue Bilanz mit einem Jahresverlust von 
20,7 Millionen 1s enstellt und sodann ver- 
sucht, die Debitorenbfeurteilung nach dem 
derzeitigen Stand zu erstellen, Ebenso hat 
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die von 1der Aufsichtsperson beauftragte Re- 
visions- und trewhändige Verw,altungs Ge- 
sellschaft m. b. H. eine solche Beurteilung vor- 
genommen. 

Wenn auch die ziffernmäßigen Angaben 
der beiden beurteilenden Stellen in vielen 
Punkten abweichen, so ergibt sich doch ein- 
deutig nunmehr folgendes Bild: 

1. Eine (Gegenüberstellung der Aktiva und 
Passiva zeigt, daß die Bank illiquid, über- 
schuldet und konkursreif ist, wenn nicht das 
Land Niederösterreich als Hauptgläubiger 
zum großen Teil auf 'die Rückerstattung 
seiner Einlagen verzichtet. 

2. Die vorgelegten Lösungsvorschläge und 
Lösungsempfehlungen sind !dadurch charak- 
terisiert, daß viele Rechtsfragen ungeklärt 
sind und nicht einmal der maßgebende Sach- 
verhalt völlig feststeht. 

Diie Verwertbarkeit (der Vermögensmasse 
der Continentale Bank AG. ist vielfach un- 
gewiß. Nach dem Bericht der IGesellschaft 
für Revision und treuhändige Vemaltung 
Gesellschaft m. b. H. fehlen geeignete Unter- 
lagen für 'die gewährten Kredite, die Buch- 
haltung ist mangelhaft und konnte daher 
das Institut seinen Bericht nicht abschließen, 
so daß es wörtlich heißt: ,,. . . daß 'das Bil'd 
unserer Feststellungen einerseits unvollstän- 
dig ist, andererseits durch weitere Ergeb- 
nisse der Veahandlungen laufenld überholt 
weilden kann." 

3. Die Debitorenbmertung ist insbesondere 
unverläßlich und zweifelhaft, da  sich unter 
den Debitoren eine Reihe von Firmen be- 
findet, die nach Mitteilung des Regierungs- 
kommissärs weitgehendst zahlungsunfähig 

I sind ~(z. B. Panhans, Fides, Haselgruber, 

4. Die wirtschaftliche Situation der  Conti- 1 bank wird weiters dadurch gekennzeichnet, 
daß auch während des Bestehens der Ge- 
schäftsaufsicht IGuthaben von Kleinsparern 
Ibis S 20.000,- nur ausbezahlt werden konn- 
ten, nachdem im Stadium eines konkurs- 
reifen Unternehmens eine neue Schubd bei 
einem Bankenkonsortium in der H6he von 
S 1,021.297,83 begründet wurde. 

Obwohl gegen ,diese Maßnahme erhebliche 
Bedenken im Hinblick auf Q 486 Abs. 2 
Strafgesetz bestehen, bedeutet dies die Be- 
friedigung aller Kleingläubiger. Die vorge- 
schlagene Lösung einer vollen Bezahlung 
aller anderen Gläubiger der Contibank mit 
Ausnahme des Landes Niederösterreich be- 
inhaltet insbesondere die volle Befriedigung 
Viktor Müllners und seiner Helfer in bezug 
auf die im Strafverfahren zum Vorschein 
gekommenen und noch nicht geklärten 3gar- 

t Fluss & CO. USW.). 
1 

bücher und Konten. Denn neben den 14 be- 
schlagnahmten Sparbüchern sind weitere 40 
Sparbücher - über die Müllner verftigt hat 
- und zahlreiche noch nicht summen- und 
mengenmäßig festgestellten Konten bei (der 
Continentale Bank AG. zutage gekommen. 

5. Die Einbeziehung des 80-Millionen-Dar- 
lehens des Landes Niederösterreich an die 
NEWAG in den vorliegenlden Lösungsvor- 
schlägen erscheint im Hinblick auf den Be- 
schluß des Landtages vam 13. Juli 1967, in 
dem die Klärung dieses Sachverhaltes aus- 
drücklich bis zum Abschluß des Gerichtsver- 
fahrens ausgesetzt wurde, unmöglich und be- 
deutet nach den vorliegenden Berichten einen 
Verzicht auf (die Rückzahlung an das Land. 

6. Das gesetzlich erforderliche Konkurs- 
verfahren wird dem Land gegenüber einer 
stillen Abwicklung keine Mehrausgaben ver- 
ursachen, da die Kosten des Konkursmasse- 
verwaltiers jedenfalls nicht höiher sind als 
die des Aufsichtsbeauftragten. Es bietet aber 
den Vorteil, daß es zu einer einwandfreien 
Klärung der Viermögenslage führt und daß 
die Abwicklung unter der Aufsicht des Ge- 
richtes nach den Verpflichtungen des Gesetzes 
zum größtmöglichen Vorteil 'des Landes er- 
folgt. Mit dem Konkursverfahren ist auch 
eine vollstän'dige Liquidation des Vermögens 
der Continentale Bank AG. verbunden, wo- 
durch auch (die Befürchtung weiterer un- 
durchsichtiger Geschäfte der Aktionäre be- 
seitigt wird. Eine Billigkeitslösung ftir ein- 
zelne (Gläubiger durch freiwilligen Forde- 

amgsverzicht des Landes ist auch im Kon- 
kursverfahren nicht ausgeschlossen. 

7. Die vorgeschlagene Lösung einer stillen 
Liquisdation (der Continentale Bank AG. bei 
gl'eichzeitiger Rückstehungsenkilärung des 
Landes bedeutet in Wirklichkeit \die Erhal- 
tung (der Bank und damit die spätere Ver- 
wertbarkeit (durch 'die Aktionäre, also fast 
ausschließlich zugunsten Viktor Müllners und 
seiner Helfer. Der Lösungsvorschlag be- 
deutet somit ldie Grundsteinlegung für eine 
neue Venmögensbildung Viktor Müllners. Für 
(das Land Niederösterreich ergibt sich ander- 
seits die Tatsache, daß der Großteil der For- 
derungen des Landes nicht mehr hereinge- 
bracht werden kann, ohne daß festgestellt 
wird, wie hoch der Schaden tatsächlich sein 
wird. 

Die gefiertigten Abgeordneten stellen da- 
her #den Antrag: 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1. Da auf Grund des Gesetzes im vor- 

liegenden Fall die Verpflichtung zur An- 
melldung des Konkursverfahrens besteht, 
wird die Landesregierung aufgefordert, keine 



Rückstehungserklärung abzugeben und dem 
Regierungskommjssär zu empfehlen, nach Bank erstatten wirld, nach erfolgter Mit. 
dem Gesetz vorzugehen. teilung an (die Landesxegierung auch dem 

beim Bundesministerium für Finanzen Iden Heute wird nun ,dem Hohen Haus ein An- 
Antrag ZU stellen, irn Hinblick auf § 32 trag ,des Finanzaus&usse$ mit ÖVP-Mehr. 
Iit. e des Kreditwesengesetzes vom 25. 9. 1939, heit zur BWchlußfassung vorgelegt. I& bin 
DRIGiB1. I, s. 1955, wegen Gefahr in Verzug überzeugt, er wird auch hier von der om. 
unverzüglich (die Bankkonzession ZU ent- Mehrheit dieses H&en Hauses angenommen1 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, #die De- 2 denken gibt. Da wind verlangt, da 
die Landesregierung unter ZAilfenahme d a  

zunehmen. Bundesministeriums fiür Unterricht und ida 

die Debatte über diese drei (Geschäftsstiicke setzten Regierungskommissärs „ohne unnöti. 
Zahlen 222139, 360 und 362. Zum Wort ge- gen Aufschub" Maßnahmen setzt (Abg 
melcdet ist der Hierr Abg. T h o m  s c h  i t z. neter Dip1.-Ing. Robl: Es  ist wohl 

Abg. lTHIOMSCH,~z: Herr Präsident! Meine Finanzministerium gemeint!), meine D 
Damen uned Herren! Die Abgeordneten {der unld Herren, ich wiederho 
sozialistischen Fraktion dieses Hohen Hauses Aufschub''! Wer vemöge 
haben ;Lm 13. Juli 1967 einen Antrag im Festgdder von der Contibank? Haben n 
Landtag eingebracht, der erstens ldEe Uber- schon im Juli des vergangenen Jahres 
Prüfung der Geschäftsgebarung der Conti- Sozialisten eindeutig verlangt, ohne Urin 

nentalen Bank AG. und zweitens den Abzug 
der Festge1,danlagen des Landes Niederöster- die Festgeldeinlagen des Landes zu k 
reich von diesem Kreditinstitut \nerlangt. gen bzw. abzuziehen? Klingt es nicht eig 
Dieser Antrag wurde vom Herrn Präsidenten artig, wenn im ÖVP-Antrag verlangt W 

der geschäftsordnungsmäßigen Behandlung daß bei der Herehbringung der bei 
durch den Finanzausschuß zugewiesen. 

Regierungskommissär über die Gestion der1 

1 

1 

2. Die Landesregierung wird aufgefordert, Landtag zur Kenntnis zu bringen.'' 

ziehen." werden; ein Antrag, der besonders Im Punkl 

batte ZU eröffnen und 'die Abstimmung vor- 

PRÄS1Il3E:NS WWLSS: Ich eröffnie nunmehr bei der Continentalen Bank AG. einge-1 

Getue und in völlig eindat iger  

Weil man sich im Finamausschuß nicht 
einigen konnte, brachte nun auch der Herr 
Abg. Mars& einen AbänidIerungsantrag ein; zielt wird? Kann man hier überhaupt n 
es  hatte sich ja auch mittlerweile vom von einem Nutzen sprechen? Es ist d 
Juli 1967 bis zum heutigen Tage einiges Wahl mehr als merkwüpdig, im Falle 1 

geändert. Zum Beispiel verlangte ,die SPÖ- in der Geschichte unseres Landes woh 
Fraktion in iihrem ursprünglichen Antrag maligen Skandals der ungeheuren Schi 
vom 13. Juli 1967 die Kündigung bzw. ,den gen, der vorher nie dagewesenen Korru 
Abaug der  Festgeldieinlagen des Landes Nie- von einem Nutzen zu S P r d  
derösterreich bis zum 31. Dezember 1967. mir das nur so erklären, d 
Weiters ist durch die am 20. Dezember 1967 Leute gibt, die nicht begriffen 
erfolgte Einsetzung eines Regierungskom- 
missars eine neue Lage entstand'en. 

der größtmögliche Nutzen für das Land 

Diese beiden Tatsachen haben iden Abge- Kreditinstitut, das sich Conti 
ordneten Mars& veranlaßt, einen AbSn- Aktiengesellschaft nennt, ZU be 
derungsantrag zu unserem ursprünglichen Genesis dieser Bank 'darzulegen, und 
Antrag einzubringen, der folgendtes bein- allem die Zusammenhänge dieses Insti 
haltet (Ziest): mit den Landesgesellschaften aufzuzeigen. 

,,l. Die Landesregierung wird aufgefordert, Die Continentale Bank AG. i 
die vom Land Nied'erösterreich bei der Conti- Aktiengesellschaft und hatte bis zum 
nentaie Bank AG. befindlichen Feistgelder 1953 einen unbedeutenden Ums 
binnen 4 Wochen ab dem Zeitpunkt zu kün- lei wirtschaftliche Bedeutung. Geg 
digen, zu dem der vom Finanzministerium wunde sie im Jahre 1907; sie agierte 
für  die Continentale Bank AIG. eingesetzte scheiden und solid auf (dem Wiener G 
Regierungskommissär (die Aufhebung der markt m ~ d  kam auch glücklich tiber 
Sperre verfügt haben wird. Hürden der Nachkriegszeit. Noch in 

2. Die Landesregierung wird weiters auf- ersten fünfziger Jahren konnten nur kle 
gefordert, den Bericht, den 'der mit Bescheild Reinerträge erziel€ werden. Im Jahre 195 
des Finanzministeriums vom 20. Dez. 1967 konnte bei einem Bilanzrahmen von 4,7 Mil- 
für die Continentale Bank AG. eingesetzte lionen ein Jahrewerliust von S 50.170,55 ohne 
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weiteres verdaut wenden, es kam zu keiner 
Katastrophe. 

Und (doch, von einem Jahr zum anderen 
wurde alles anders. Im Jahre 1956 war die 
Eilanzsumrne gegenüber dem Vorjahr um 
64 Millionen angewachsen, der Einlagestand 
er"n6hte sich von 6 Millionen auf 68 Mil- 
honen, und am 11. 4. 1957 erfolgte eine Kapi- 
talerhöhung auf 5 Millionen. 1959 wurde (das 
Kapital auf 8 Millionlen erhöht, und im Jahre 
2960 konnte man schon einen Jahresgewinn 
w n  1,8 Millionen verzeichnen. D'as ist mehr 
als das Dreifache des ursprünglichen Aktien- 
kapitals von 500.000,- Schilling. Dem Um- 
stand ist auch zu verdanken, daß von nun 
an. au& eine Dividende ausgeschüttet werIden 
konnte, und zwar handielte es sich um eine 
8prozemtige Dividende. Im Jaihre 1961 wurde 
&as Aktienkapital auf 10 Millionen erhöht, 
m d  im Jahre 1964 konnte schon ein Gewinn 
von fast 3 Millionen ausgewiesen werden; 
bei dieser Gelegenheit konnte auch ldie Divi- 
dende auf 9 Prozent erhöht wenden. Da- 
duunch war nicht nur die Aufstockung (der 
Rücklagen möglich, es blieb auch noch ein 
ansehnlicher Gecwinnrest übrig. Im Jahre 1964 
erfolgte eine Kapitalenhöhung auf 12 Mil- 
lionen; im selben Jahr betrug die Bilanz- 
summe bereits 408 Millionen, die Konten- 
summe machte 310 'Millionen aus, die Spar- 
einlagen betrugen 53 Millionen. Man ist ver- 
sucht, hier von einem Wirtschaftswunder zu 

b Sprechen. Doch um dieses zu erreichen, waren 
verschiedene Veränderungen in ,der Bank 
Aktiengesellschaft notiwendig gewesen. So 
wunde am 20. 9. 1956 der Vorstand mit Erich 
Kreitner, später noch besser bekannt als 
NlOGAS-Vorstan~d (Direktor Kreitner, und mit 
Otto Waka neu besetzt. Ich glaube, beimde 
Herren sind (dem Hohen Hause wohl be- 
kannt, sind sie doch eng verbunden mit Iden 
NIOGAS-Rabattgeldern; auch im Rechnungs- 
bofbericht werden sie genannt. 

Um diese beiiden Herren e6was zu charak- 
terisieren, gestatten Sie mir folgende !Be- 
merkungen: Beide Herren ließen es sich 
iTiiQt nehmen, nicht nur aus den Rabatt- 
geldern je 425.000,- Schilling Darlehen der 
Landesgesellschaften zu nehmen - vier- 
zehnma'l =viel als ein einfacher Bürger 
unseres Bundeslandes Niederösterreich -, sie 
mußten auch unbedingt die IO.000,- Schil- 
ling Wohnbauförderung des Landes Nieder- 
österreich beanspruchen; auf diesle 10.000,- 
Schilling ist es ihnen angekommen. Aber 
&ht genug 'damit, Herr Kreitner hat sich 
nicht gescheut, Mr sich anläßlich eines Vor- 
standskschlusses am 27. November 1961 einen 
WstltwiPrwhuß in der Höhe von 325.000,- 
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Schilling mitzubeschließen. Meine Damen 
und Herren! So kann jeder kleine Mann in 
Niederösterreich siedeln, 'es muß ihm nur 
vonher einmal jemand sagen. Daß dieser 
Gehaltsvorschuß auf zehn Jahre berechnet 
und zinsenlos Ist, vemsteht sich gerade für  
diesen Herrn K r e h e r  von selbst. Diese bei- 
den Herren wurden am 20. 9. 1956 Vorstands- 
mitglieder der Contibanik und brachten durch 
ihre Tüchtigkeit der Bank !diesen ungewöhm- 
lichen Aufschwung. Als Begpündung für  dile- 
sen Aufschwung sagen die beiden Vorstands- 
direktoaen in ihrem der Hauptversammlung 
der Aktiengesellschaft am 2. 8. 1957 vorge- 
legten Geschäftsbericht für 1956 folgendes: 
„Die Ausweitung 'der Geschäfte im abge- 
laufenen Geschäftsjahr veiidankt die Conti- 
bank zu einem bedeutenden Teil (der An- 
hehnung an Energiegroßkonzerne, die einen 
Teil ihrer Geschäfte iiber die Contibmank AG. 
zur Abwicklung brachten."Um welche Energie- 
großkonzerne es sich handelte, dürfte wohl 
jedem (in diesem Hohen Hause klar sein, 
heißt es (doch in diesem Bericht weiter: Ein 
wesentlicher Teil an dieser Steigerung ist 
auf den regen Geschäftsverkehr mit den 
diversen Landesgesellschaften zurückzufiih- 
ren. Es besteht aber auch wirklich klein 
Zweifel, daß es sich bei (diesen beiden 
Energiegroßkonzernunternehnungen um die 
bei'den Laadesgesellxiiaften NElWAG und 
NIOGAS handelt, auf die \der damalige 'Lan- 
deshauptmannstellvertreter und Landesfi- 
nanzreferent Viktor Mcüllner einen nicht un- 
erheblichen Einfluß ausübte. In der Haupt- 
versammlung vom 11. April 1957 trat Herr 
Dr. Friedrich Albert als Halter des gesam- 
ten Grundkapitals, das damals 500.000,- 
Schilling betrug, auf. Ich habe erwähnt, daß 
damals das kktienkapital auf 5 Millionen 
Schilling lenhöht wurde unld diaß es mittler- 
weile auf 12 Millionen Schilling angewachsen 
ist. Bei den Vorgängen, (die sich rund um 
die Contibank abgespielt haben, ist es nicht 
verwunderlich, (wenn man sich fragt, wer (die 
so wunderbare Veränderung in der Conti- 
bank bewirkte. Es hat wohl Müliner irgend- 
wo und irgendwann gesagt, lder Besitz von 
Aktien ist anonym, doch kann man im Re- 
gisterakt des Wiener Handelsgerichtes, Zahl 
B 3892, aus 'dem Hauptversadungsproto-  
koll vom Jahre 1961 nachlesen, daß das 8- 
Millionen-Aktienkapital unter anderem wie 
folgt vfertreten war: 

Der Notar Dr. Albert agierte für 6 Mil- 
lionen S Aktiennominale, Landeshauptmann 
Steinböck 500.000 (S, Viktor Müllner 420.000 S, 
Dr. Skacel 100.000 S, Hofrat Holzfeind 
50.000 S, Landesrat Resch 300.000 5, Direktor 
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Kreitner 50.000 S, Dr. Cerdla Niebauer 
80.000 IS, (Herr Lorenzoni 100.000 S, Frau 
Anna Grosser, Sekretärin, 50.000 S und Dir. 
Wtaka ebenfalls 50.000 S. Sie können das 
alles nachlesen, meine Damen und Herren. 
Gehen Sie in das Wienfer Uandelsgericht und 
schauen Sie sich die Protokolle ian. 

1962 erfolgte eine Kapitalerhöhung auf 
10 Mill. S. Dabei wurden verschiedene Um- 
schichtungen notwenldig, die eine breitere 
Streuung ergaben. Zu ersehen ist das wieder 
aus dem Registerakt 3892 des Wiener Han- 
delsgerichtes, ilm Hauptversammlungsproto- 
koll von 1962. Grofie Aktienpakete waren 
wieder treuhändig und somit anonym ver- 
treten. So zum Beispiel etwa 4 Mill. 6 von 
der als Eigenaktionär deklarierten Fides- 
Beteiligungsgesellschaft und 2 Mill. S von 
dem als Fremdaktionär auftretenden Rechts- 
anwalt Dr. Kar1 Scherer. Diese Bank AG. 
mit dem teils anonymen, teils ebenso breit 
wie aufschlußreich gestreuten Aktienkapital 
ertailte am 30. Jänner 1963 Prokura an 
ihren Disponenten. Der Disponent war kein 
anderer als #der Sohn des NEWAG-General- 
direktors Müllner, nämlich Viktor Müllner 
junior. Wie es zu dieser so bemerkenswer- 
ten Bestellung gekommen ist, können Sie, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
nicht nur im ,,Expreß" vom 1. 3. 1968, sondern 
auch in 'der ,,Presse" des gleichen Tages auf 
Seite 12 nachlesen, Ich muß schon sagen, es 
müssen eigenartige Sitten in den Vorstän- 
den der Landesgesellschaften und im Auf- 
sichtsrat der Contibank geherrscht b a h n ,  
wenn man liest, in einer Aufsichtsrats- 
sihung $der Bank habe Müllner Sen., damals 
Generaldirektor der NEWAG, den Aufsichts- 
ratismitgliedern - die als NEWAG-Ange- 
stellte von ihm abhängig gewesen sind - 
den Be8ehl erteilt, seinen Sohn zum Vor- 
standsmitglied zu bestellen. Demnach ist also 
der Dienstvertrag zwischen Müllner jun. und 
der Contibank unter Zwang abgeschlossen 
worden. Auch {der „Expreß" zieht meiner 
Ansicht nach die richtige Schlußfolgerung, 
wenn er schreibt: ,,Der Dienstvertrag mit 
dem Kläger wurde unter Zwang geschlossen, 
ist daher gesetzwidriig und witderspricht den 
guten Sitten." Er zitiert damit den Vertreter 
der Bank in diesem Prozeß. 

Daß die Aufsichtsratssitzung der Conti- 
bank vom 14. 12. 1965 in den Räumen der 
NEWAG stattfand, wirft wieder ein beson- 
deres Licht auf diese eigenartige Bank, und 
daß an dieser Aufsichbsratssitzung Viiktor 
Müllner sen. als Gast teilnahm, wundert uns 
nicht mehr; es sei nur der Vollständigkeit 
halber erwähnt, 

Wie man sich's aber richten kann, zeigt 
der Dienstvertrag $des Müllner jun. Ganze 26 Jahne alt bekam er eine Vordienstzeit die berühmt gei 

über die es nun von 10 Jahren angerechnet. Dabei bestanden 
einen Bericht des diese Vordienstzeiten in Wirklichkeit ledig- 

lich aus &er halbjährigen Bankpnaxis in gibt. Doch auch 
Schiluß: ,jEine klar Brüssel und, wenn man ganz großzügig sein 
gänge zu geben, i will, aus dem neunmonat6gen Militärdienst 
lich." Es )ergibt SI beim Bundesheer. Es muß sich also bei 
daß auch noch Er Viktor Mtillner jun. um einen wahren Super- 
lagenstanld dier Co menschen hanideln, wenn man ihm einen 
bestanden hat, au solchen Vertrag gegeben hat. Ich habe den der Beträge $dem Prcuzeß Müllner jun. contaa (Contibank nur 
seiner Verfügung I erwähnt, weil er wie ein Scheinwerfer in 

die eigenartigen PeEhältniwe der Bank hin- 1964 betrug dler 
Auch dieser i einlieuchtet. Eine der ersten Maßnahmen des 
aus den obene vom Finanzministerium für die Contibank 
Seils und dem übt eingesetzten Regierungskommissärs war die 
Niderösterrei& - fristlose Entlassung 'dieses Viiktor Müllner. GAS-NEWAG" Sie ist nicht nur zu begrüßlen, sondern in 
325,855.645,50 S 1 der Zwischenzeit auch hinlänglich bekannt 
überwiesenen 80, t geworden. Landesgelder erke 

Ich habe schon erwäihnt, daß der Auf- 
Bis zum Einscha Schwung 'der Bank wesentlich von der 

hofes, nämlich bis Steigerung (der Einlagen des Landes Nieder- 
die Eingänge auf Österreich abhängig war. Der phantastische 
rung nicht erfaßte Aufschwung der Bank fällt mit der Einlage beträchtlicher Geldmittel des Landes im Jahre Zeichnung ,,Land 
bauförderung Nic 1956 zusammen. Sie betrugen laut Rechnungs- 
Schilling, dazu dic abschluß 95,147.230,- S, wovon 34,000.000,- S 
lhg,  das macht xus wieder abgehoben wnirden. Als Einlage ver- 

blieben daher 61,147.230,- S. Die Bilanz- 
summte war im selben Jahr von 7 Mill. S 

Lanldesgelidern gei auf 68 Mill. S gestiegen. Der Mehrertrag ist 
daher isst genau die Summte, (die das Land desgesellschaften i 
NiederÖsterreich bei ider Bank eingelegt hat währenld 'die Land1 

Depotguthaben be Anfang 1955 betrug das Guthaben des Lan- 
des bei der 'Girozentrale der österr. Spar- ten. Auf Seite 34 

über idie NIew(ag i kassen 215,446.380,56 S, Enmde 2956 aber nur 
haben ldler Newag noch 33,000.000,- S. Es ist daher anzu- Schilling und in 'c nehmen, daß #das Land die Einlagen bei der 
37 Millionen Schill Contibank von der Girozentrale abgezogen 

hat. Es handelt sich hier um einen Betrag Auf iSeite 65 
von 182,446.380,56 S. Über ldie Niogas st 

Guthaben mit Al 
Iionen Schilling v( In den folgenda Jahren stiegen die Ein- 

lagen des Landes. Sie {erreichten 1961 die ar also das Gutf 
Zdbig in Anspruch Spitze von 274 Mill. S. Laut Rechnungsab- 

schluß 1963 waren es 119,967.100,- S. Das 
Als Vergütung ist Ca. die Hälfte der Cesamtdnlagen des 

Landes Nied'erösterreich biei allen Kredit- gewährte (die Bar 
Jahr. Für in Ans instituten zusammen, nämlich von rund 

227,000.000,- S, und oa. einem Drittel des wurden alliending 
gesamten Einlagenstandes der Contibank. verrechnet. Bei I ~ I  

Zwei DNttel 'des Einlagenstandes dürften zum ein niednigener Zir 

großen Teil die hinlänglich bekannten Rabatt- 
gelder der NIOGAS ausgemacht haben. Sie Titeln, zum Bieispiii 
betrugen per Ultimo 1963 318,239.345,06 S. 
Sie !dürften bis auf 48,363.699,56 S bei der 
Contibank eingelegt gewesen sein, Das macht 

also 269,875.645,50 

zum Zeitpunkt tdei 



zung am 6./7. März 1968. 

ichten kann, zeigt 
üiiner jun. Ganze 
eine Vordienstzeit 
Lt. Dabei bestanden 
Wirklichkeit ledig- 
ten Bankpmxis in 
tanz großzügig seh 
.t6gen Militärdienst 
~ u ß  sich also bei 
.nen wahren Super- 
n man ihm einen 
hat. ich habe den 

itaa Contibank nur 
in Scheinwerfer in 
iisse i&r Bank hin- 
,m Maßnahmen des 
fiir die Contibank 

.ommissärs war &e 
;es Viktor Müllner. 
:grüaen, sondern in 
hinlänglich bekannt 

ihn$ daß der Auf- 
resentlich von der 
des Landes Nieder- 

r. Der phantastische 
äIlt mit der Einlage 
des Landes im Jahre 

ugen laut Rechnungs- 
wovon 34,000.000,- S 
len. Als Einlage ver- 
10,- S. D6e Bilanz- 
Jahr von 7 Xll. s 

L. Der Mehrertrag ?st 
umme, (die das Land 
r Bank eingelegt hat. 
s Guthaben des &an- 
ile der österr. Spar- 

Ende 1956 aber nur 
Es ist daher -U- 
die Einlagen g l  der 

irozentrale abgezogen 
tier um einen Betrag 

hren stiegen (die Ein- 
2 erreichten 1961 die 
3. Laut Rechnungsab- 

119,967.100,- S. Das 
r Gesamthlagen des 
ch bei allen Kredit- 

nämlich von nuid 
oa. einem Drittel des 
n&s der Contiba*. 
pnstandes dürften zum 
Ilich bekannten Rabatt- 
ausgemacht haben. Sie 
1963 318,239.345,06 s. 

L8,363.699,56 S bei der 
mesen sein, Das rnaclht 

Landtag von Niederösterreich. IV. Session der VIII. Gesetzgebungsperiode. 11. Sitzung am 6.!7. Marz 1968. 399 

also 269,875.645,50 S aus. Dazu kommen noch 
die berühmt gewordenien 80,654.651,94 S, 
über die es nun auf einmal seit gestern 
einen Bericht des Herrn Landeshauptmannes 
gibt. Doch auch hier heißt es wieder zum 
Schluß: „;Eine klare übersicht iiber diese Vor- 
gänge zu geben, ist derzeit noch nicht mög- 
lich." Es 'ergibt sich aus dieser überlegung, 
daß auch noch Ende 1963 der gesamte Ein- 
lagenstand der Contiibank aus Lanldevgel'dern 
bestanden hat, auch wenn der größere Teil 
der Beträge (dem Land nicht bekannt und 
seiner Verfügung entzogen war. 

1964 betrug der Einlagenstand 310,000.000 S. 
Auch dieser Einlagenstand läßt sich 
aus den ofienen Lanidesgeldern einer- 
seits und dem über ldes Geheimkonto ,,Land 
Niederösterreich - Wahnbauföriderung NIQ- 
GAIS-NEWAIG" eingegangenen Betrag von 
325,855.645,50 S und den am 19. 12. 1959 
überwiesenen 80,654.651,94 S unschwer als 
Landesg elder erkennen. 

Bis zum Einschauzeitpunkt des Rechnungs- 
hofes, nämlich bis zum 9. Juli 1965, betrugen 
die Eingänge auf dem von der Lanldesregie- 
rung nicht erfaßten Scheinkonto mit der Be- 
zeichnung ,,Land Niederösterreich, Wohn- 
bauföndierung Niogas-Newag" 430,239.345,06 
Schilling, dazu die rund 80 Millionen Schil- 
ling, das macht zusammen 510,893.997,- Schil- 
ling aus. 

Aus den bei der Contibank eingelegten 
Landiesgeldern gewährbe #die Bank Iden Lan- 
desgesellschaften Niogas unld Nleweg Kredite, 
während ,die Landesgeselhschaften gleichzeitig 
Depotguthaben bei der Contibank untenhiel- 
ten. Auf Seite 34 des Rechnungshofberichties 
über \die Newag ist zu lesen, daß das (Gut- 
haben (der Newag per Ultimo 1961 37,277.500 
Schilling und in den folgenden Jahren rund 
37 Millionen Schilling betrug. 

Auf Seite 65 (des Rechnungshofberichtes 
Über idie Niogas steht, daß von 1959 bis 1964 
Guthaben mit AktivsaBden bis zu 65 Mil- 
lionen Schilling vorhanden waren. Jahrelang 

, war also das Guthaben hwher als der gleich- 
1 zeitig in Anspruch genommiene Kredit. 
1 Als Vergütung für dilese Depotguthaben 
gewährte (die 'Baink 3/4 Prozent Zinsen per 
Jahr. Für in Anspruch genommene Kredite 
wurden alltendingw 9,5 Prozent Sollzinsen 
verrechnet. Bei (der Niogas ist es scheinbar 
ein niednigener Zinssatz, nälmlich in der Höhe 
von 6l/4 Prozent; jedoch wuden unter anderen 
Titeln, zum Bieispiel Spesen !des Geldverkehrs 
oder Kredit- und Umsatzprovisionen uisw., 

Zinsengewinne bis zu 12,6 Prozent erzielt. Da- 
durch erlitten 'die Landesgesellschaften Ms 
zum Zeitpunkt ldes Einschauberichtes, das ist 

der 9. Juli 1965, folgenIden ISchaIden: Die 
Newag einen solchen von 8,951.044 S, die 
Niogas einen von zirka 4 Millionen Schilling, 
zusammen also einen Schaden von rund 13 
Millionen Bchilling. 

Die Konzentrierung der Landesgelder 
auf die Contibank wurde vom ehemali- 
gen Landeefinanzrieferenten Resch mit günsti- 
gen Zinsenkmditionen begoündet. Jeder zif- 
fernmäßige Nachweils durch 'Bekanntglabe 
des Einsatzes, den die Continentabe Bank 
Aktiengesellschaft {dem Land für Depotgut- 
haben gewiihrbe, ist bisher unterblieben. Für 
die Contibank hätte jedoch bei Iden vom 
Rechnungshof festgestellten Geschäften iauch 
eine normale Verzinsung von 3l/3 Prozent 
für Spareinlagen noch beträchtliche 'Gewinne 
gebracht. 

Zwischen den fast ausschließlich mit Lan- 
desgelldem getätigten Geschäften der Conti- 
bank un,d den daraus erzielten Gewinnen 
einerseits und Viktor Müllner sowie maß- 
geblichen Funktionären und Beamten des 
Landes andemriseits bestehen folgende bisher 
bekanntgewordene Zusammenhänge. 

Die Anteile am Aktienkapital bei der 
Hauptversammlung am 28. September 1961 
habe ich bereits bhekannbgegeben. Daraus ist 
zu ersehen, Idaß bei Viktor Müllner, Landes- 
hauptmann Steinböck und bei dem vor kur- 
zem krankiheitshalber zurückgetnetenen Lan- 
desrat Resch {das offen ausgewiesene Kapital 
konzentriert war. In den folgenden Jahren 
war mit Ausnahme von Müllner das Kapital 
nur mehr anonym vertneten. 

Mit 1. Jänner 1963 schied Müllner aus (dem 
Lanldesdienst und wurde Genleraldirektor der 
Newag. Viktor Müllner jun. wurde, wie be- 
reits erwälhnt, am 30. Jännier 1963 Prokurist 
(der Contibank. Der ehemalige Hofrat ldler 
Niederösterreichischen Lan'desregierung Holz- 
fetind wurde Aufsichtsratmitglied der Conti- 
bank. Hofnat Padiera fertigt Urkunden des 
Landes alleiln und verstößt (damit gegen 
Artikel 37 Abs. 3 der Landesverfassung. Oder 
hat jemand von der Landesragierung (dazu 
(den Auftrag gegeben? 

Ohne Beschlußfassung im Landtag und ohne 
Beschlußf assung in ,der Landesregierung, so- 
mit also unter Verletzung (des Artikelis 23 
der niederösterreichischen Landesverfassung 
und des 8 18 der Geschäftsordnung der Nie- 
derösterreichischien Landesregierung, erging 
am 29. Juli 1960 ein Schreiben des Inhalts, 
tdaß der Rabattanspruch aus dem Vertrag 
vom 12. Juni 1957 zwischen der NIOGAS 
und der OMV, \der gemäß 8 3 Abs. 3 bis 6 
für die mit dem notwendigen raschen Auf- 
bau eines leistungsfähigen Verkilungsappa- 
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rates verbundenen Schwierigkeiten gewährt 
wunde, zur Verfügung z u  stellen sei. Das fin- 
den Sie auch im Absatz 1 auf Seite 7 des 
Rechnungshofberichtes über 'die Niogas. Die- 
ses Schreiben war vom damaligen Landes- 
hauptmann Gteiinböck (und dem Landeshaupt- 
mannstdlvertreter Müllner gezleiichnet. Und 
w¿eder ohne Beschlußfassung in Iden zuständi- 
gen Organen, ohne Beschlußfassung im Auf- 
sichtsrat oder i!m Vorstan'd, erklärte sich die 
Niogas mit Schreiben vom 17. März 1961 ilm 
Widerspruch zum Inhalt des Vertrages zwi- 
schen Niiagias m d  der OMV und ohne b+ 
schlußmäßige Änderung der Zweckwidmung 
bereit, diese 'Rabatte dem Land Niederöster- 
reich weiterzuleiten. 

Diese beiden Briiefe sind dem Hohen Haus 
bekannt, aber man muß )immer (wieder auf 
den Inhalt dkeser beiden Briefe hinweisen. 

Wentger bekannt sein dürfte aber, daß der 
ehemalige Generaldirektor Dr. Czajka im 
Unterausschuß des Finanzausschusses zuge- 
geben hat, daß der Aufsichtsrat der Niogias 
mit der Sache nicht befaßt wonden ist, ja 
daß nicht einmal ialle Vorstandsmitglieder 
eingeweiht worden waren, weil - wie er 
sich ausdrückte - ldileses Schreiben auf An- 
ordnung von Herrn Müllner streng reservat 
zu behanldeln war. Weiters erklärte IDoktor 
Czajlka wörtlich: ,+Der zweite Bnief" - näm- 
lich der vom 17. März 1961 - ,,wurde uns 
von Mfillner so vongelegt, wir müssen das so 
m8chen." 

Ich muß schon sagen, das sind merkwürdige 
Bräuche, auf ,die man da kommt. Miillner 
schreibt also als Aufsichtsnatspräsident der 
Niagas für zwei Vorstandsmitglieder, nämlich 
für Csajka und Kreitner, sich selbst einen 
Bx'ief, wonin <die Niogas bittet, die Rabatt- 
gellder für Zwecke der Wohnbauförderung 
des Landes NiederÖsterreich unter der Be- 
dingung zur Verfügung zu stellien, daß (diese 
Mittel für Wohnbauföademngsdarlehen an 
Dilenstnehmer der Niagas und (der Newag 
gewährt werden, welche in Nitederösterreich 
siedeln wollen. Nun, wie (die Praxis aussieht, 
das haben (wir auch alle mittlerweile erfahren. 

Weiteris schreiben die beiden Direktoren, daß 
sie die zur Verfügung zu istellenden Beträge 
auf ein Konto - mit \dem unverfänglichen 
Namen - „Land Niederösterreich, Wohnbau- 
fördemng NiogascNewag" bei der Co n t inen- 
talen Bank AG. überweisen werden. Ja, wußte 
denn der damalige Generaldirektor Doktor 
Czajka, seiines Zeichens auch Prä'sident des 
Aufsichtsrates der Contihnk, uad auch Herr 
Direktor Kpeitner, ehemaliges Vorstandsmit- 
glied der Contibank und nachmaliger Auf- 
sichtsrat dteser Bank, nicht, was es mit dem 
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anzunehmen, !daD alLe diese Leute 
Decke steckten? Will einer dieser 
lämmer vielleicht glaubhaft mach 

wußt hat? 
Wie dumm, und ich sage nochmials, 

dumm ist zum Beispiel die Erklärung 
Herrn Dr. Czajka im Unterausmhuß as (dritte Mal ai 

handelt - ,,nicht studiert. 
Hauptfunktionäne dies verla 
wir uns gefüigt." Gemeint 'ist 
der Rabattgelder auf das be 
der Contibank. 

Dieses ffblereinkommen über die gez7 Höhe und E 
Weisung der Rabatte blieb sowohI ide ~n Eaugenosserilsch 
sichtsrat d'er Niogas als auch der h n d  ehgehender 
regieruing und dem Hahen Landti prüfungm. Es ist 
kannt. Es stellt fdalher eigentlich ein eine tfibersicht übf 

MÜ.Uner allein ve 
Aus dieser geht e 
dem 1. 3. 1966, al 
Ctes Hohen Landt; 

hinweisen, meine Damen und Herren. 
Doch auch (dieses Geheimabkommen 

noch seinem Inhalt nach. Anfän 
es deshlalb nicht erfiüllt, weil vom 

einfach dar& 
r Müllner selb, 

Schilling bei der Niogas verbliebien. D 
von 381,855.645,50 S wunde lauf das b Verdacht weiterer 
Konto mit (dem unverfänglichen gen. Wir sehen a 
„Land NiederÖsterreich, Wohnblaufö bang Fragen, nich 

.ich etwas eingehe 
33.668 beschä 
'da lauf einma 

Niiederösterreichische Landesregieru 
von diesem Sachmefihlalt erstmals ausbringen, daß d 

Nummer 23.410 ii 
Müllner jun. veri 
dieses Konto hier i 

Lassen Sie mid 
&twm in blezug 

der Hinschau #des Rechnungshofes bei 
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Sammlungen in Wien vorhanden waren, vor- 
gelegen haben. Interessant ist (auch, daß ider 
Rechtsanwalt Dr. Priebsch, Vertreter des 
Müllner sen. wie auch der E611 in Vaduz, 
1964 9 Mio. S Aktien vertrat. Aus all dem ist 
unschwer zu erkennen, idaß derzeit zufolge 
der Lage der Contibank der Wiert (der Aktien 
sich stark vermindert hat. Wer kauft heute 
schon Aktien *der Contibank? Und hat Müllner 
nicht gedroht, er wende auspacken? 

Es wird ja mittlerweile wohl jedem klar 
geworfden seiin, wem die Contibank gehört. 
Ist daher der Preis für das Nichtauspacken 
nicht ein möglichst guter Verkauf der Aktien? 
Die Aktien können aber nur dann gut an 
den Mann gebracht wenden, wenn die Bank 
wieder liquid gemacht wird. EIS ist aber auch 
sicher, idaß die Folge (des Abzuges {der Lan- 
dasgelder nur ein Knach der Contibank sein 
kann. Von verschiedenen Rednern !der UVP 
wurde hier im Hohen Hause und auch bei 
anderen Gelegenheiten wiederholt versichert, 
daß man an der restlosen Bereinigung all 
der Machenschaften um Id+e Landsgesell- 
schaften und die Contibank interessiert sei 
und nichts vnverrsucht lcassen werde, um Licht 
in diese dunklen Geschichten zu bringen. 
Wenn man sich heute Iden Bericht des Herrn 
Abg. Anzenberger angehört hat, muß einem 
'doch unwillikürlich (der Gedanke gekommen 
sein, diesen Bericht miit den Reden, die die 
ÖVP-Abgeordneten in den vergangenen zwei 
Jahren in bezug auf difese Sache gehalten 
haben, zu vergleichen. 

Meine Damen uad Herren! Ich bin über- 
zeugt, daß manche unter Ihnen es anich ehr- 
lich meinen. \Meine Fraktion ist aber ebenso 
bestrebt, die \Dinge aufzuklären und die 
Schuldigen an diesem Skandal zur Venamt- 
wortzing zu ziehen. Worauf warten Sie also 
noch, meine Herren von der Osterreichischen 
Volkspartei? Legen Sie doch die Karten end- 
lich ofien auf den Tisch! Die Sozialistische 
Partei ist niach wie vor bereit, gemeinsam 
mit Ihnen und mit allen ehrLichen Kräften 
in !diesem Lande den Stall auszumisten, wie 
sich der Herr Landeshauptrnann ausgedrückt 
hat. Wir sind auch idafür und wollen frisches 
Stroh einliegen, (die Karten müssen jedoch 
offen rauf den Tisch gelegt werden. Die 
Leute, die in (diesen Skandal verwickelt sind, 
verdienen keinen Schutz, denn sie haben 
unserem glemeinsamen Heimatland Nieder- 
Österreich keinen guten Dienst erwiesen. Sie 
haben di~esem Bundesland einen zu großen 
Schaden zugefügt, den man materiell eiigent- 
lich gar nicht ausdrücken bann. Vielmehr 
aber hat #das Ansehen Niederösterreichs #durch 
diese unglaublichen Vorgänge gelitten. Spricht 
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man nicht vom kranken Kernland, spricht 
man nicht von niederösterraichischen 'Metho- 
den? Wir werden lallie Kräfte mobilisieren, 
um u m  (auch weiter gegen diejenigen durch- 
setzen zu können, (die glauben, es müsse ver- 
tuscht unid verheimlicht werden, wann immer 
es möglich iist, um auf Gmnd von.Beschlfis- 
sen oder auch Mehrheitsbeschlüssen bei der 
Coniibank für Müllner und seine Freunde 
so viel als möglich zu retten, idamit der 
Mann schön artig bleibt! Meine Damen m d  
Herren! Liesen Sie, so wiie ich, die Protokolle 
der Landtiagssitaunigen der aergaingenen zwei 
Jahre und Sie werden ldaraiuf kommen, daß 
alles dias eingetroden ist, was die Redner 
der sozialistischen Fraktion von ldiewer Stelle 
aus in (dem Skandal um 'die beiIden Landes- 
gesellschaften und die Contibank der Öffent- 
lichkeit zu sagen hatten. Es gibt keine Alter- 
native, es kann nur eine restlose Aufklärung 
dler Vorgänge in und um $die Contibank das 
Ziel sein, das Ziel derer, denen Nideröster- 
reich wirklich am Herzen liegt. (Beifall bei 
der SPÖ,) 

PRÄSIDDNT WEISS: Als nächster Redner 
ist Herr Abg. Karl S c h n e i d e r zu'm Wort 
gemeldet. 

Abg. Karl BCRNETDER: Herr Präsi'dentl 
Meine Damen unld Herren! Erlauben Sie 
bitte auch mir, zum vorliegenden Fragen- 
komplex einige Ausfiihnungen zu machen. Ich 
möchte \dem Herrn Präsidenten dafür danken, 
daß er unter einem sowohl den sozialisti- 
schen Antrag vom Juli des Vorjzhres als 
auch unseren (Dringlichkeitsantrag und schließ- 
lich Ihnen heute eingebrachten Dringlich- 
keibsantrag zur Verhandlung angesetzt hat. 
Meine Damen und H,erren! (In bezug auf 
Ihren heutigen Dningl~ichkeitsmtrag m ß  ich 
feststellen, daß Sie uns diesen isehr spät zur 
Verfügung gestellt haben und damit weit 
weniger loyal waren als wir, denn wir haben 
unseren Antrag einige Stunden vorher ein- 
gebracht, so daß man ihn noch durchsehen 
konnte. Ich habe mich bemüht, Ilhren Dring- 
lichkeitsantrag inzwischen nicht nur sehr 
genau durchzustudieren, son'dern auch, so- 
weit idas in dieser kurzen Zeit möglich war, 
hinter verschiedene Dinge z u  sehen, und 
wende mlir erlauben, dazu Stellung ZU 
nehlmen. 

Mein Vorredner hat einen geschichtlichen 
überblick über die Entwicklung der IConti- 
bamk gegeben. Das haben wir nicht zum 
ersten Mal, das haben wir schon mehrfia 
zu Gehör biekommen; ,das steht auch 
Teil im Rechnungshofibericht. Fis wunde 
schon x-mal darüber diskutiert. Diese 

Landtag von Nieder 

trüblichen unrüil 
tiefst bedauern 
in irgendeiner 1 
Schweigern bri 
selbstverständlic 
Gericht m r  gegt 
fellos sehr balc 
die notwendiger 
hen haben (Abg 
Contibank?) Dai 
schieden. Was 
Herr Kollege GI 
gegebenen Ums 
Land erreicht w 
über dieser Ent 
gangenheit ver1 
mal, wir bedaui 
tie£st und habe?; 
Viktor Müllner 
schuldig gemad 
haben uns von 
zieren. Ich glaL 
zu sein, #die je 
zum Recht u m  
beweisen wolleni 
der Sitzung dw 
und, kurz gesa 
Antrag vom Juli 
das gleiche wie . 
licher präzisierl 
Inhalt hat, a 
hätten sogar dt 
legen Mansch, m 
zu kommen, auc 
wollen. Darf id 
hang daran eri 
reidsche Volk! 
Sitzung des Fj 
sehr bemüht hat 
faissurii.g zu g e h  
in vier Stninden 
schlagen, der so 
als auch unsere 
gen hiat, als ai 
die für das L: 
werden konnte. 
auch negativ at 
daß man aus d 
bwtmäglichen E 
Formulierung k 
lieber eine Lhsi 
Situation den ge 

Wir hlaben da 
wir nicht m e l  
Konkurs bedeu 
Aussage fobgend 

1. Die vom I 
Wahrung der 11 
fenen Maßnahm 



Kiernland, spricht 
rreichischen M'etho- 
Iräfte mobilisiem, 
n diejenigm durch- 
ukn ,  es müsse ver- 
wrden, wann immer 
mnd von. Beschlcs- 
beschlüssen bei der 
und seine Freunde 
retten, {damit der 
Meine Damen und 

e ich, die Protokolle 
?r vergangenen zwei 
larauf kommen, daß 
st, was die Redner 
On von Idiaer StelEe 
'die beiiden Landes- 

ontibank ider Off ent- 
Es gibt keine Alter- 
restlocjve Aufklärung 

n 'die Contibank das 1 

I, denen Niederöster- 
en liegt. (Beifall bei 

Als nächster R d n a  
i n e i d e r  zum Wort 

rE)R: Hierr Präsident' 
mren! Erlauben Sie 
mrliegenden Fragen- 
jungen zu machen. Ich 
iidenten dafür danken, 
owohl den sozialisti- 
li des Vorjaihnes als 
eitsantrag und schließ- 
gebrachten Dringlich- 
adhng angesetzt hat. 
erren! \in bezug auf 
chikeitsantrag muß ich 
j diesen isehr spät zur 
rben und damit weit 
JS wir, denn wir haben 
I 'Stunden vorher ein- 
ihn noch durchsehen 
bemüht, Ihren Drilzg- 

chen nicht nur sehr 
zn, sondern auch, SO- 
-Zen Zeit möglich war, 
Dinge z u  sehen, und 
i ,  dazu Stelllung ZU 

t einen geschichtlichen 
intwickhng der (Conti- 
haben wir nicht zum 
n wir schon mehrfach 
; ,das steht auch zum 
5bericht. Es wunde dso 
* diskutiert. Diese be- 

Landtag von Niederösterreich. IV. Session der VIII. Gesetzgebungsperiode. 11. Sitzung am 6.17. März 1968. 403 

r 

tzung am 6.17. März 1968. 

früblichen unrüihmlichen Dinge, die wir zu- 
tiefst bedauern und wedier verschleiern noch 
in irgendeiner Weise unter den Mmtel des 
Schweigens bringen wollen, lehnen wir 
selbstverständlich (ab. Damit wird sich <das 
Gericht m r  gegebenen Zeit, und zwar zwei- 
fellos sehr bald, konkpet beschäftigen und 
die notwendigen Schlußfolgerungen liu zie- 
hen halben (Abg. Grünzweig: Auch über die 
Contibank?) Dariiber wind )doch heute ent- 
schieden. Was wir zu entscheiden haben, 
Herr Kollege Grünzweig, ist, was unter den 
gegebenen Umsthden als Bestes für das 
Land erreicht wenden kam. Wir dürfen uns 
über dieser Entscheidung nicht in <die Ver- 
gangenheit verlieren. Ich erkläre noch ein- 
mal, wir bedauern diese Angelegenheit zu- 
tie£st und haben nicht die geringste Absicht, 
Viktor Müllner und jene Leute, die sich 
schuldig gemacht haben, zu schonen. Wir 
haben uns von diesen Leuten EU distam- 
zieren. Ich glaube aber nicht, unter jenen 
zu sein, (die je versucht haben, ein Unrecht 
zum Recht umzufärben und die das noch 
beweisen wollen. Der Herr Kollege hat von 
der Sitzung des Finianzausschuss krichbet 
und, kurz gesagt, erklärt, daß wir ihren 
Antrag vom Juli des Vorjahres, der praktisch 
das gleiche wie Ihr heutiger, mr etwas deut- 
licher präzisierte Dilinglichkeitsantrag zum 
Inhalt Ihat, abgelehnt haben; ja, wir 
hätten sogar den Versuch des Herrn Kol- 
legen Mansch, zu einem tragbaren IKompromiß 
zu kommen, auch nicht zur Kfenntnis nehmen 
wollen. Darf ich Sie in diesem Zusammen- 
hang daran erinnern, 'daß isich die Oster- 
reicluischle Volkspartei in dieser fraglichen 
Sitzung des Finanmusschusses wahrhaftig 
sehr bemüht hat, zu einer gemeinsamen Auf- 
fcilssunig zu gelangen. Wir haben Ihnen e k  
in vier Stunden formulierten Antrag vorge- 
schlagen, der sowohl Ihren Gesichtspunkten 
als auch unseren insoweit Rechnung getra- 
gen hat, als aus der gegebenen Situation 
die für das Land beste Lösung gefunden 
wenden konnte. Man kann das positiv (wie 
auch negativ  auslegen. Sie haben kritisiiert, 
daß man aus (der gegebenen Situation den 
bestmöglichen Effekt schöpfen wollte. Diese 
Formulierung klingt nicht gut. [Sagen wir 
lieber eine Liisung, (die aus der gegebenen 
Situation den geningstiecn Schaden ergibt. 

Wir hlaben damals zu Ihrem Antrag, den 
wir nicht annehmen konnten, weil er den 
Konkurs bedmtet hätte, eine gemeinsame 
Aussage folgenden Wortlautes vorgeschlagen: 

1. Die vom Herrn Landeshauptmann zur 
Wahrung der Interessen des Landes getrof- 
fenen Maßnahmen und VeranlasfijnuLgeui, be- 

r 

tneffend die Continentale Bank AG., wenden 
gebilligt. 

2. Die Ladaregienung wird ersucht, unter 
Zuh21f enahme des Bundesministeriums für 
Finanzen und (dies bei (der Conthentalen 
Bank AG. eingesetzten Regierungskommissärs 
ohne unnötigen Aufischub Maßnlahmen z n ~  
treffen, daß bei der Hereinbringung der bei 
der Continentalen Bank AG. befindlichen 
Lanidesgelder durch Ausschöpfiung (aller ge- 
boteneui Mtiglichkeiten der größtmögliche 
Nutzen für ldas Land erzielt wipd. 

3. 'Das war ungefähr Ihre vorher erwähnte 
Formulienwg. - Diie Landesregierung wird 
ersucht, in Erwägung zu ziehen, ob nicht 
der in Ziffer 4 beabsichtigte Erfolg ldurch 
Kündigung (der bei der Continmentalen Bank 
Aktiengesellschaft befindlichen Festgel'd'er (des 
Landes Niederösterreich erreicht wird. 

4. Die Limdiesregienun8g wind weiters er- 
sucht - da sind wir Ihnen #auch Uahr ent- 
gegengekommen -, den Bericht, Iden 'der mit 
Bescheiid des Finanzministeriums vom 20. De- 
zember 1967 für die Conbinentale Bank AC. 
eingesetzte Regieriungskommiissär über die 
Gestion 'der Bank erstatten wind, nach er- 
folgter Mitteilung an ldie Landesregierung 
auch dem Landtag zur Kenintnk zu bringen. 

Leiider ist es nicht gelungen, idimem ge- 
meinsamen Weg zu finden, obwohl wir u m  
wirklich bemüht haben. Ich glaube, daß wir 
bis an die Grenze der uns gegebenen Mög- 
lichkeiten gegangen sind und ldaß wir Ihnen 
jetzt doch wohl schm zur Genüge bewiesen 
haben, daß wir nicht beabsichtigen, Unrecht 
zu decken. Wir versuchen doch, (das Ver- 
gangene in der Form zu überwinden, daß 
der lbestehende Zustand, cder vor uns liegt, 
vom niederöisterreichischen Landtag in einer 
Art und Weise behoben wird, #die dem Land 
- um Ihre Worte zu gebrauchen - den 
geringsten Schaden venunsacht. 

Ich habe zwar nicht vongehabt, in dieser 
Reihenfolge vorzugehen, aber es hängt da- 
mit CO zusammen, daß man (durchaus mit 
Ihrem Dringlichkeitsantrag beginnen kann, 
um dazu schon eine Aussage m miachen. 

Sie sagen uns in diesem Drjnglichkeits- 
antrag auf Seite 1, daß (diese Bank keinen 
volkswirbch~ftlichen Zweck erfüllt, sondern 
lediglich als Abwicklungsstelle für die Ma- 
chenschaften Viktor Müllners und seiner Hel- 
fer dient. Es ist sicher richtig, wenn im Be- 
richt der (Gesellschaft für Revision - ich 
glaube lauf Seite 8 - ausgeführt wind, daß 
eine Weiiterführung der Contibank, vor allem 
auch ihrer Filiiale in (der Südstadt, keine 
volkswiirtschaftkich wertvolle Aufgabe erfüllt. 
Das steht darin, das gestehe ich Ihnen gerne 
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zu. Ich möchte hundertprozentig bei ider 
Wahrheit bleiben un'd für miich unid meine 
Fraktion in diesem Zusammenhang nichts 
als die Wa!hrheit (aussprechen. Ich hoffe, 
daß es jetzt oft genug gesagt list, 'damit Sie 
es ernst nehmen, wenn wir Ihnen immer 
wieder vensichern, daß wir wohl verstehen, 
was von seiten (der Sozialistischen Partei an 
politischen Effekten in Permtanenz gesucht 
wird, daß d i r  aber ldoch meinen, daß Sie 
BUS andleren IGrÜmden einmal ütber Ihren 
Schatten spningen miüßten, um mit diesen 
Dingen fertig zu wenden. 

Es heißt also tatsächlich, ldaß zur Zeit mit 
der Weiterfühmg der Contibank und ihrer 
FiiiaBe in der Südstsdt keine volkswirtsch~aft- 
liche Aufg<abe erfüllt wind. Damit, mehe 
sehr geehrten Damen und Herren der So- 
zialistilschen Partei, ist aber (doch nur gesagt, 
daß sie nuinmehr, ako jetzt, keine volkswirt- 
schaftlich wertvollen Aufgaben erfiillen 
kann, jedoch bis jetzt zweifelsfrei den an 
eine Rank gestellten Anfondenungen im w e  
sentliichen gerecht wurde, wenn aluch Dinge 
passiert sind, (die uns nicht passen. Bis jetzt 
hat also die Cmtibank die an isie als Bank 
gestellten Anforderungen 'im wesentlichen 
erfüllt. 

Auf Seite 1 Ihres Dninglichkeitsantrages 
wird weiter behauptet, daß sich hinter Alain 
Rogier ofienisichtlich Viktor Müllner verbirgt. 
Miigllich - aber leider ist diese Behauptung 
durch nichts erwiesen. Ich sage Ieifder, weil 
wir das sehr bedauern, !da nämlich andem- 
falls jederzeit ein Zugflsrecht geltend ge- 
macht werden könnte. Ich ersuche Sie in 
aller Fonm: Unterstützen Sie luns beim Bei 
weis, 8aß AMn 'Rogicer e h  Strohmann 
Viktor Müllners ist, (damit wir miiteinander 
auf diese isubsbanz greifen können. Das hat 
bis heute nämlich weder (die WlirtschafCs- 
Polizei, noch ein (Gericht, noch sonst jemand 
zustande gebracht. EIS wird zwar vermutet, 
aber Sie können es nicht \als fixe Takache 
darlegen, lweil es leider keine solthe fixe 
Takache (ist. 

Auf Seite 1 Ihres Dringlichkeitsantrages 
Nummer 362 ist aiuch vom Christlichen 
Arbeitnehmeiverein die Rede. Dazu ist fest- 
zustellen, daß #dieser Verein in Mödliing 
registriert ist. Er hat, soviel bekannt ge- 
woriden ist, .die AkOien nicht angenommen. 
(Landesrat Kuntlter: Von wem?) Ich kann 
Ihnen (dazu sagen, daß m r  Zeit (bei der Conti- 
nentalen Bank AG. als Treuhiinider dieser 
Aktien dder Herr Rechtsanwalt Dr. Salzer 
auftritt, der diese Aktien in 'der Schweiz 
hinterlegt hat; die Hinterlegungsbestätigung 
ist vorhanden. Das sind Aulssagm, die vor 
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Amtwrganen gemacht wurden und die man 
nicht anzweifeln kann. (Abg. Grünzweig: Was 
ist mit Rogier?) Ich wende auf diesen 
Zwischenruf noch zunückkommen, aber las- 
sem Sie mich zunächst den Versuch machen, 
sachlich, (und nur sachlich, auf Ihren Antrag 
einzugehen. Ich wende zum polibischen Mo- 
ment vielleicht auch noch einiges zu sagen 
haben. 

In Punkt 1 sagen Sie, fdaß eine Gegen- 
überstelliung der Aktiva und Passiv's zeigt, 
daß Idie Bank illiquid, überschuldet und 
konkursreif ist, wenn nicht das Land Nie- 
derösterreich (als Hauptglkiubiger zlum großen 
Teil auf die Rückerstattung seiner Einlagen 
verzichtet. 

Meine Damen und Herren! Die Illiquidität 
einer Rank ist durch die Tatslache gekenn- 
zeichnet, daß den Kreditoren Für ihre For- 
denumgen - im konkreten Fall in (der Htihe 
von mnd 220 Millionen iSchill(hg - zuwenig 
liquide Mittel, also Bangebd und realisier- 
bare Wcertpapiere - in #diesem F'all in einer 
Größenondniung von nur nunid 50 Millionen 
Schilling -, gegenübenstehen. Die restlichen 
Positionen in  drer B+Eanz - Sie 'kennen Sie 
zweifellos sehr gmau -, die zur A M e c m  
der Forderungen der Kreditoren *dienen ml- 
len, sind )in den Debitonen der Bank be- 
gründet; !das ist ein ganz klarer Sachverhalt, 
den man giar nicht besonders Manen muß. 
Dies entspricht auch den Fiunktuonen einer 
Bank und $deren Aufigahn, (die imch in der 
Verleihung von Binlagen in Fonm von Kre- 
diten bestehen. 

Um diesen Gedanken weiterzuspinnen: 
Wünde dieser Gesichtspunkt der soforbigen 
Auszahlung durch eine Bank gruuidsätzlkh 
maßgeblich sein, dann müßte von einer 11- 
liqu5ditä.t wahrscheinlich der meilsten öster- 
reichischen Kreditinstitute einschließlich )der 
Sparkassen gesprochen werden. Das wieden 
Sie auch wilsslen, wenn Sie sich die Bilanzen 
durchgeschaut haben, weil diese Festsstelliulig 
sicher zutreffend ist. Schan in der Schule 
haben wir gelernt, ldaß es Aufgabe der 
Kreditwirbschaft ist, (das volkswirtxhaftliche 
Problem (der Friistentransformation in ge- 
eigneter Weise zu läsen. Das hlat ldie #Conti- 
bank in einer gewissen Weise getian, wes- 
halb man hier nicht eine 'Sanderstelliung ab- 
leiten kann. Die Österreichische National- 
hank schreibt ja den Banken vor, in wehher 
Weise die Liquiditätsreigeln zu beachten sind; 
das hängt mit andeaen vo1kswirtscha.ftlidx-m 
Betrachtungen ZzLSamman. 

Soweit wir aus den Beri&%en herauslesen 
konnten, hat 'die Continemttale Bank AG. bis- 
her diese Regeln kaum verletzt. (Abgemd- 
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neter Marsch: Wissen Sie, wer dabei gehol- 
fen hat, da@ sie das nicht unterschreitet?) 
Das soll das GeAcht untersuchen und den 
Schiuldigen bestrafen. Mich interessiert das 
momentan nicht so sehr, ich will Ihnen nur 
darstellen, in welcher Weise 'dats Land Nie- 
derikterreich aus dier gegebenen isituation 
am besten herauskommt. Wir sinid jedenfalls 
froh, wenn dieser Prozeß einmal statbfindet. 

Ich habe bereits gesagt, ldiaß ich versuchen 
möchte, Ihnen in einer sachlichen Darstel- 
lung zu beweisen, welchen Weg wir unserer 
Auffassung 'nach zu igehen haben, um dem 
Land #keinen größeren als den unausweich- 
lichen Schaden zuzufügen. 

Zur Überschuldung: Schon der Herr Be- 
richterstatter und auch mlein Herr Vorried- 
ner hat gesagt, daß miit einer geschätzten 
überschuldung von zirka 10 Millionen zu 
rechnen ist. Darin sind aber nach Angabe 
der Fachleute die Zinsen'aufredmungen fiür 
1967 bereits enthalten. Daß das ein sehr 
horher Betrag ist, ist sehr bedaulerlich, man 
muß es aber sicherlich ausspriechen. 

Auf Grund dieser Tatsache hätte von einer 
normalen Geschäftsführung - die Bank be- 
findet sich derzeit unter 'Geschäftsaufsicht --, 
wie es batsächlich vorgesehen wurde, ein 
Konkursantnag gestellt wenden müssen; aber 
es existiert dort derzeit ja die Geschäfbsauf- 
Sicht. 

Hiem muß BUS rein wirtschiaftlichen Er- 
wägungen in diesem Zusam[menhang doch 
wohl auf den Punkt 1 \des Lösungsvor- 
schlages (der Gesellschaft für Revision ver- 
wiesen werden. Ich darf mir erlauben, Ihnen 
die wörtliche Wiedergabe dieses Berichtes (der 

I Gesellschaft für Revision und treuhandige 
1 Verwaltung zur Kenntnis ziu bringen. Xier 
1 heißt es: ,,Es erscheint nicht zweckmäßig, 

trotz bestehender überschuldung, ein Imol- 
venzverfahren hinsichtliich lder Contibiank an- 
zustreben, da eine 'kridamäßige Verwertung 
der Aktiven besonders wagen (der viele Jahre 
dauernden Laufzeit zahlreicher Ausleihungen 
und wegen schwieriger Rechtsverhältniisse 
Verhste bringen würde." Diie Behlaupbung, 
daß das Land Niederhsterreich als Hiaupt- 
gläubiger zum Großteil auf die Rückerstat- 
tung seiner Einlagen verzichtet, ist voll- 
kommen iunrichbig, Ida die von uns vopge- 
schhgene Rüclastehungserklänng von der 
sofortigen Rückersbattung der Einkagen in 
voller Höhle Abstand nimmt, aber die Ab- 
deckung der Einlage in Biangelld, in den k- 
stehenden besicherten Kreditverehbanuingen, 
in den ifbertragungen von vorhfandenen Ver- 
mögenswerten ww. vorsieht. Ich 'darf in 
diesem Zusammenhang fdoch auf (die von den 
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Sachverständigen ausgeacbei teten Bewertnin- 
gen verweisen. Die Lösung, die hier ange- 
zeigt wind - soweit sie (sich auf (die kapitals- 
mäßiig bestimmten Mhlagen (des Landes be- 
zieht -, sagt sogar eine volle Rückerstattung 
aus; und das sind immenhRn Fiachleute. Ich 
glaube, wir lalle, (das soll weder eine De- 
gradieriung noch eine Beleidigung sein, sind 
doch keine Biankfachleute, wir müssen ans 
ja in lingendeiiner Weise auf die Aussage von 
anerkannten Fachleuten stützen, wenn wir 
mit solchen Dingen beschäftiigt sind. (Abge- 
ordneter Marsch: W i e  heiPt denn der letzte 
Satz dieses Lösungsvorschlages?) Lhres Lö- 
sunigsvorschlagos? (Abg. Marsch: Nein - Ab- 
geordneter Stangler: Lag dich nicht unter- 
brechen!) Den Lösungsvorschlag werde ich 
Ihnen nachher vortragen, werin ich zu 
unserem Aintrag Stellung nehme. Zunächst 
bin ich noch bei Ihrem Vo~schlag und ver- 
suche zu erklären, was an Ihrer Darstellung 
nicht sbimmen kann. Dlazu ist zu sagen, daß 
aus rein wirtschaftlichen Erwägungen auf 
den Punkt i des Löisunigsvorschlages der Ge- 
sellschaft für  Revision verwiesen wenden 
muß, den (ich Ihnen bereits wörtlich vorge- 
lesen habe. Sie müssen mir erlauben, hier 
(immer wieder nachzusuchen, (denn in der 
Kürze (der Zeit kann man sich nicht so  mit 
einem Antnag be£assen, wie Siie es tun 
konnten, weil Sie u m  ja diesen erst sehr 
spät gegeben haben. Die Behauptung, daß 
das Land Niederösterreich als Hauptgläuk- 
ger zum Großteil tauf (die Rückerstatbung ver- 
zichtet, ist unrichtig; sie k a m  nicht richtig 
sein. Sie haben die Rückst&ungseriklärung 
nicht genau studiert, v m  einer sofortigen 
Rückerstattung kann hier wirklich keine 
Rede sein, aber ldie Abdeckung der Einlagen 
iln Iden verschiedenen Möglichkeiten ist durch- 
aus vorgesehen; das steht auch eindeutig 
drinnen, Sie mlüssen es nur nachlesen. Was 
die Bewertungen anbeliangt, darf ich in dem 
Zusammenhang auf die von den Sachver- 
ständigen ausgearbeiteten Bewertungen hin- 
weisen, diie - soweit sie sich auf die klapibals- 
mäßiig bestimmten Einlagen des Lanides be- 
ziehen - sagar eine vollkommene Rück- 
erstattung in Mtiglichkeit Istellm. 

Die Korilkunsliisulng, (die Ihr Antrag ent- 
(hält, sowohl dieser ais auch der erste, sie 
sind ja irgendwie verwandt, würde durch 
die zwangsläufig gegebene Verschleuderung 
der Vermögenswerte zum Schaden des Lan- 
des keine gute Lösung sein. 

Darf ich ein Beispiel anführen, ich will 
durchaus keine Beleidigung aussprechen. 
Wenn ich den Anzug in  10 Minuten ver- 
kaufen will, werde ich 50 Schilling dafür 
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bekomimen; wenn ich bis übermorgen zu- 
warte, kännte es mir gelingen, jemand zu 
finden, der meine Größe und meinen Ge- 
schmtack hat, und ich wünde 300 Schilling 
bekommen; habe ich aber noch mehr Zeit 
zur Verfügung, erhalte ich dafür den Wert, 
den diieser Anzug zum Zeitpunkte des Ver- 
kaufes präsentiert. Das ist der Unterschied 
zwischen einer schlagartigen Zwangsab- 
wicklung und der von uns vorgesehenen 
ruhigen und stillen Abwicklung. Das ver- 
suche ich Ihnen gleichzeitig mit der Kritik 
Ihres Antrages zu erklären, m ( d  Sie wenden 
vielleicht doch noch heute zu einer anderen 
Auffassung kommen. Wir hoffen noch immer, 
daß wir uns in dieser Frage finden. Im 
übrigen sollte ein Konkurs eines Kredit- 
institutes in Österreich - und wenn Sie noch 
so bös sind, weil Viktor Müllner damit einen 
Zusammenhang hat - bei Iden weitgehenden 
Verflechtungen, idiie Österreich mit dem Aus- 
land hat, schon aus rein volkswirtschaftlichen 
Gründen vermieden werden, wenn dfaraus 
kein wesentlicher Nachteil eines der Gläubi- 
ger entsteht. Wir glauben nicht an einen 
wesentlichen Niachteil Niederösterreichs #durch 
die Lösung, die wir im Auge haben. 

Zu Punkt 2 darf ich sagen, daß es zu- 
treffend ist, Idaß einige Rechtsfnagen unge- 
klärt sind. Den im wesentlichen ungeklärten 
Komplex - das hat mein Vorredner bereits 
gesagt - stellt die seinerzeitige uberweisung 
von 80 Millionen der NEWAG a n  das Land 
Niederösterreich dar. Es darf hier auf die in 
unserem Dringlichkeitsantaag gegebene Sach- 
verhaltsdarstellung hingewiesen werden. Ich 
hoffe, daß Sie diese Sachverhaltsdarstel- 
lung in beuug auf 'die 80 Millionen 
genau studiert haben. Bei den IDebitoren 
sind, bis auf (wenige Ausnahmen, isämt- 
liche Rechtsfragen geklärt, was Sie hier be- 
streiten. Auf (Gnuntd bestehenlder Verein- 
banung und Schätzgutachten ist sogar die Ver- 
wertbarkeit der einzelnen Vermögenswerte 
der Bank hinreichend bekiannt, um dem 
Landtag die vorgeschlagene Rücks tehungs- 
erklärung unterbreiten au können. Wie zu- 
treffend durch den zitierten Satz des Be- 
richtes der Revisionsgesellschaft ausgeführt 
ist, wird [das Bilid der Feststellungen der 
Revisionsgesellschaft lauf enid durch weitere 
Ergebnilsse der Verhandlungen überholt. Das 
ist selbstverständlich, weil in ununterbro- 
chener Folge durch neue Verhandlungser- 
gebnisse sich das Bilid verändert, aber sicher- 
lich nicht Anliaß gegeben ist, das in einer 
solchen Art und Weise darzulegen. 

Im übrigen (darf man, schon im Hinblick 
auf die entstellende Wiedergabe - denn 
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was 'Sie im Punkt 2 darstellen, ilst schon 
eine entstellende Wiedergabe eines Teiles 
dieses Berichbes der Revisionsgesellschaft -, 
auf den babsächlichen Wortlaut dieser Be- 
stimmung hinweisen. Ich wende auch diesen 
Wortlaut zur Verlesung bringen. Hier heißt weisen, oider an d 
es wörtlich: ,,Im Sinne dres erteilten Auf- Nicht nuletzt müß 
trages haben wir uns ldite Aufgabe gestellt, von diesem Gesich 
die Verbinidlichkeiten der Bank in ihrer hier vorgeben, eir 
Existenz festzustellen [und nach diiesem Gchritt lichter Unternehm 
die Fäll3gkeiten für die einzelnen Teile dieser unterzogen werder 
Verbiindlichkeiten zu ermitteln. Auf der entsprechend schle 
Aktivseite haben wir eine Gliederung nach müßte. EE soll abe 
der Verfiigbarkleit vongenommen iund im- Schaft für Revisior 
besondere im Komplex (der Ausleihungen stellungen der von 
darlaufhin unisere Feststellungen getroffen, tung, ich betone dc 
wieviel von diesen in absehbarer Zeit her- 
einzubringen sein wird. Wir haben daher sichtsgesetz geaani 
bei der Durchführung unseres Auftrages 
nicht mit ldem Vorhandensein oder (der Gesellschaft verwie 

torenbewertung", 

Schätzung geeigneter Sicherungen wesentlich 
befaßt, sondern dabei die Auswirkungen und 
die mutqnaßlichen Erfoligischanoen der vom 
Regierungskommissär geführten Verhanidlun- 
gen mit den einzelnen Schuldnern zur Grund- 
lage unserer weiteren Uberlegmgen genom- 
men. Die betreffenden Vermutungen waren 
im Zeitpunkt unsener Feststellungen und auch 
im Zeitpunkte dieser Berichterstattung noch 
nicht abgeschlossen, so  daß \das Bild unserer 
Feststellungen einerseits unvollständig ist und 
an'dererseits durch weitere Ergebnisse der 
Venhandliungen laufead übenholt werden 
kann." So steht es wörtliich im Bericht. Ich 
glaube nicht, daß man das zum Anlaß einer 
Kritik nehmen darf, wie Siie es in  Ihrem 
Antrag bun. 

Nlun komme ich aber zum Punkt 3 Ihres 
Antrages zurück. Ich wollte es ursprünglich 
kurz machen, aber Sie müssen mir schon 
einräumen, zu diesem Blitzantmg, der uns 
sehr überraschend vongelagt wunde, etwas 
zu sagen. In diesem Punkt 3 sagen Sie fol- 
gendes aus: 

„Die Debitorenbewertung ist insbesonldere 
unverläßlich und zweifelhaft, [da sich unter 
den Debitoren eine Reihe von Firmen be- 
findet, die nach Mitteilung des Regierungs- 
lrommissärs weitgehend zahlungsunfäthig 
sind." Sie sprechen von Panhanis, Fides, 
Haselgruber, Fluss & Co. usw. Es ist 1ye- 
kannt, daß die Debitorenbewertung eines 
Kreditiinstitiutes zu den schwierigsten Pro- 
blemen an sich gehört, ldenn letztlich ist 
eine Debitorenbewertung nur dann verläßlich, 
wenn der bewertebe Rückzahlungsibetrag, 
um den es dabei geht, bereits effektiv in der 
Bank vorliegt. Es kann, wie WS allen die 
wirtschaftliche Entwicklung zeigt, iselbst bei 
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oft sehr gut beleumunldeten Firmen ein 
Insolvenzverfahren schbagartig eintreten, 
ohne daß man mit so etwas überhaupt 
gerechnet hat. Ich darf in dem Zusammen- 
hang auf ldie Situation der Firma Groh ver- 
weisen, older an die des Ringhotels denken. 
Nicht vuletzt müßte man auch sagen, daß 
von diesem Gesichtspunkt her, wie Eie ihn 
hier vorgeben, eine ganze Reihe verstaat- 
lichter Unternahmungen einer Beurteilung 
unterzogen werden, (die sicherlich zu einer 
enbsprechenid schlechten Bewertung führen 
müßte. Es soll aber aiuf die von der Gesell- 
schaft für Revision selbst getroffenen Fest- 
stellungen der vonsichtigen Debitorenbewer- 
tung, ich betone das Wort ,,vorsichtige Debi- 
torenbewertung", dieser im Geschäftsauf- 
sichtsgesetz genannten und im Besitz der 
Österreichischen NaCionalbank befindlichen 
Gesellschaft verwiesen werden. 

Eine andere Bewerbung, meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren, als die hier vor- 
genommene ist ja unmöglich, da nur eine 
Wirtschaftsprufnmgsgesellschaft - ja wer 
denn sonst? -, deren Ruf noch dazu außer 
Zweifel steht, zu einem solchen Unterfangen 
herangezogen wenden kann. Oder glauben 
Sie, daß einer von uns oder wir alle imstande 
wären, ob von der Linken oder von der 
Rechten, eine einheitliche Debitorenbewer- 
tung zustande zu bringen? Ich glaube nicht. 

Zu Punkt 4 Ihres Antrages: ,,Die wirt- 
schaftliiche Situation der I(=ontibank wird 
weiters dadurch gekennzeichnet", schreiben 
Sie, ,,daß auch wäihrend des Bestehens der 
Gesehäftsaufisicht Guthaben von Kleinsparern 
bis 20.000 S nur ausbezahlt werden konn- 
ten, nachdem im StadNium eines konkurs- 
reifen Unternehmens eine n m e  Schulld bei 
einem Eankenkonsorbium begründet wunde." 
Das ist gar keine neue Schulid. Ich wertde 
es Lhnen dann schon sagen. Aber nun heißt 
es weiter: ,,Obwohl gegen diese Maßnahme 
erhebliche Bedenken im Hinblick auf Q 486 
Abs. 2 Strafgesetz bestehen, beideutet dies 
die Befrieldigung alPer Kleingläubiger. Die 
vongeschlagene Lösung einer vollen Bezah- 
lung aller !anderen Gläubiger der Contibank 
mit Ausnahme des Lanides Nliederösterreich 
beinhaltet insbesondere die volle Befriedi- 
gung Viktor Müllners und seiner Helfer in 
bezug auf 1di.e im Strafverfahren zum Vor- 
schein gekommenen und noch nicht ge- 
klärten Sparbücher und Konten. Denn neben 
den 14 beschlagnahmten Sparbüchern sind 
weitere 40 Sparbücher - über die Müllner 
verfügt hiat - und zahlreiche noch nicht 
summen- und mlengenmäßig fesbgestellten 
Konten bei der Continentale Bank AG. zu- 

tage gekommen." So lautet es unter Punkt 4 
in Ihrem Antrag. Die Dansteliung, dile Sie 
hier geben - sind Sie bitte jetzt nicht bömse, 
wenn ich das sage -, zeigt tatsächlich von 
einer mangelnden effektiven und rechtlichen 
Kenntnis, der sich die Antragsteller offen- 
sichtlich schulidhaft gemlacht haben. Während 
der Geschäftsau£sicht dürfen doch schon auf 
Gnund des Gesetzes - ich habe (das vorhiin 
auch gesagt - keine Auszahlungen vonge- 
nommen wenden. Es sind auch Beine vor- 
genommen woriden. Hier begehen Sie nahezu 
eine Verleumfdung gegenüber dem, der dort 
zur Zeit (die Aufsicht führt. Ein Banken- 
konsortium hat dann diesen sogenannten 
Kleinsparern mit Guthaben unter 20.000 S 
durch Ankauf der Sparbücher Zahlungen ge- 
leistet. Das stimmt, geht in Ondnung. Das 
gleiche trifft wahrscheinliich auch für alle 
echten Guthaben der Gdhaltskonten zu. Es 
war auch richtig, daß man diese Bezahlun- 
gen geleistet hat. Eine neue Schuld des Un- 
ternebmens ist nicht entstanlden, denn das 
Bankenkonsortium hat ja priaktisch ldie Ver- 
bindlichkeiten der Contibank gezahlt, es ist 
also dadurch keine neue Schuld, sondern 
eine Umschichtung entstanden. 

Wenn außendem noch Bestimmungen des 
Strafgesetzes zibiert werden, meine Herren, 
dann erhebt sich dice Frage, wieso bei [der 
angeblich zutreffenden Behauptung 'der Aus- 
zahlung während der IGeschäftsaufsicht nicht 
das zustänidige Strafgericht eingeschritten 
ist, was doch sicherliich (der Fall gewesen 
wäre? 'Bei der Aufmerksamkeit, mit der man 
derzeit !diesen Dinigen, insbesondere der Conbi- 
bank, gegenübersteht, wäre (doch sofort ein 
Strafigericht dagewesen und hätte sehr wahr- 
scheinlich diielse Dinge \abgestellt. Es i3t also 
sehr falsch, was hier ausgesagt wird. Der 
Entwurf der (unterbreiteten Rückstehungser- 
klärung sieht !doch ausdrücklich vor, daß die 
vom Strafgericht beschlagnahmten 14 Spar- 
bücher Viktor Müllners sen. von der Be- 
friedigung ausgenommen sind. Das steht 
doch in unserem Antnag sahr deutlich (drin- 
nen und danüber hinaus haben wir noch mit- 
aufgenommen, daß auch alle sonstigen von 
der Contibank gegenüber Viktor Müllner be- 
stehenlden Verbindlichkeiten von der Rück- 
stehungserklärung ausgenommen sind. Die 
Verfügung über diese angeblichen weiteren 
Sparbücher, insgesamt sollen es 40 gewesen 
sein, hat ja bereits im Frühjahr 1966 und 
vonher stattgefunden. Es ist also, glaube ich, 
kaum richti\g, damit heute noch zu operieren, 
außer, man möchte sich den politischen Effekt 
durch ein Ausschmücken immer neu holen. 
Im ü'brigen ist gerade (dieser Punkt - das 
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wissen Sie auch - Gegenstand ides straf- 
gerichtlichen Verfahrens. Sämtliche derzeit 
existierenden Sparbücher Viktor Müllners Ben. 
sind beschlagnahmt lund (daher seiner Ver- 
fügung restlos entzogen, was wir sehr be- 
grüßen und womit wir vollkommen einver- 
standen sind. Etwas anderes wünschen wir 
uns gar nicht. 

In Ihrem Punkt 5 sprechen Sie von Iden 
80 Mill. S und sagen (wörtlich: ,,Die Ein- 
beziehung des 80-Millionen-Darlehens des 
Landes Niederösterreich an [die NEWAG in 
den vorliegenden Lösungsvonschlägen er- 
scheint im Hinblick auf den Beschluß des 
Landtages vom 13. Juli 1967, i n  dem die 
Klärung dieses Sachvenhaltes ausdrücklich 
bis zum Abschliuß des Gerichtsverfahrens aus- 
gesetzt wunde, unmöglich und bedeutet nach 
den vorliegenden Berichten einen Verzicht 
auf die Rückzahlung an dais Land." Meine 
Herren, indem die Klärung (des Sachver- 
haltes, betreffend diese 80 Millionen, aus- 
drücklich bis zum Abschhß des Gerichts- 
verfahrens ausgesetzt wunde, besteht mit 
dem Driniglichkeitsantrag, den wir ein- 
gebracht haben, und der in ihm enthaltenen 
Rückistehungserklärung gar kein Widerspruch. 
Es bleibt die Fonderung des Landes Nide r -  
Österreich gegenüber der Continentale Bank 
Aktiengesellschaft, ' natürlich aber auch ge- 
genüber der NEWAG, aufrecht, soweit diese 
für idie Abtrebung zu haften hat. Von einem 
Verzicht kann also winklich keine Rede sein. 
Man muß \sehr, sehr lange nachdenken und 
findet noch immer keinen Verdacht der Mög- 
lichkeit eines Verzichtes auf 'diese 80 Mill. S. 
Man kann davon wirklich nicht sprechen. Im 
übrigen 'geht die hier aufigestellte Behaup- 
tung an 'den wesentlichen Funkten vorbcei, 
da die NEWAG zu 100 Prozent dem Land, 
alsso uns, gehört und man sich daraus gewilsse 
Rückfolgerungen zumindest denken kann. 

Mit Ihrem Runkt 6 darf (ich mich zunächst 
einmal in der Porm befassen, ihn wörtlich 
zu verlesen. Ich muß das tun, um zunächst 
für (die Zuhörer, aber auch für meine Ab- 
geordnetenkol'legen, Idi'e noch nicht Gelegen- 
heit hatten, sich s@hr ausgiebig damit zu 
befassen, den Zwammenhang herzustellen. 
Es heißt beii Ihnen: ,,Das gesetzlich er- 
fonderliche iKonkursverfahren wird (dem Laad 
gegenüber einer stillen Abwicklung keine 
Mehrauisg&ben verursachen, \da die Kosten 
des Konkursmasseverwalters jedenfalls nicht 
hwher sind als die (des Aufisichtsbeauftragten. 
Er bietet aber Iden Vorteil, daß es zu einer 
einwandfreien Klärung der Vermögenslage 
führt und daß die Abwicklung unter der 
Aufsicht des Gerichtes nach Iden Verpflich- 
tungen des Gesetzes zum größtmöglichen 

Landtag von Niederdctf der VIII. Gesetzgebungsperiode. 11. Sitzung am 6.17. Marz 1868. 

den. !Sie brauchen Vorteil des Landes erfolgt. Mlit dem Kon- 
ist das zuständige kursverfahren ist auch eine vollständige 

Liquildation des Vermögens 'der Continentalen Ihnen sehr igerne 
kursverfahren Bank AG. verbunden, wodurch auch die Be- 

etwa 200 M fürchtung weiterer undurchsichtiger Geischäfte 
der Aktionäre beseitigt wind. Eine Billig- Kosten stellt 
keitsablösmg für einzelne Gläubiger durch tes ein Viel 
freiwilligen Foriderungsveraicht des Landes benlen Auslagen d 
ist auch Em Konkursverfahren nicht ausge- Zehn-, Zwanzigfad 

man im anderen schlossen." 
So Ihre Begründung im Funkt 6. Der in 

diesem Pfunkt, meine sehr geeihrten Herren, Zur Frage des 
dessen Nachteilen genannte ,+Aufisichtsbeauftragte" - ich habe 

das Wort noch nie gelesen, ich habe in- genug gesagt wo1 
zwischen in verschiedenen Gesetzesunterla- Rückstehungserklär 
gen nachgesehen - stellt eine Bereicherung höhlung des Vermc 
der wsterreichischen Rechtssprache dar und des Landes in vol 
ist nirgenlds vorzufinden. Ich habe mich wirk- daß den Müllners, 
lich bemüht, diesen ,,Aufisichtsbeauftnagten" ein leeres Mietob, 
i rgen~wo herauszulesen. Ich bin kein Jurist, die Aktionäre irge 
ich bin also nicht lsehr sachkundig, ich habe ubungen, aber son 
dann und wann mit solchen Dingen zu tun, Den Punkt 7 11 
aber ich hiab'e es nicht gefunden. Es würde wieder wörtlich VE 
dies zuvor einer Klärung bedürfen. Wir lung nehme: Er lau 
wissen es nämlich wirklich nicht, wer unter „Die vongeschly 
der Titulieruing ,+Aufsichtsbeauftragter" über- Liquidation 'der Cc 
haupt gemeint Ist. Wenn es sich um den gleichzeitiger Rü 
Regierungskommissär handeln sollte, der 
Weisung der Aufsichtsbeihörde, also des 
nisteriums für Finanzen - 'der Kollege hat 
sich vonhin versprochen, alis er vom Unter- 
richtsministerium gesprochen hat -, tätig 
ist, 'darf ich mir erbauben, darauf zu ver- 
weisen, daß dieser 'bisher keinerlei wie immer 
geartete Honorare zugebilligt bekommen hat. 
Das weiß (ich, weil ich mich bei ihm erkundigt 
habe, weil ich ihn angerufen habe. 

Bezüglich (der im [Geschäf tsaukichtsgesetz 
genannten Aufsichtspensonen, zu der auf 
Gmnd des Gerichtsibeschhsses die Österreichi- 
sche IKontrollbank AG. bestellt wurlde, wie 
bekannt ist, muß auf die gesetzliiche Be- 
stimmung des § 4, den ich auch nachge- 
lesen habe, des 1Geschäft;saufsicht~gesetzes ver- 
wiesen wenden, wonach ldie Aufsichtspemonen 
nur einen Antspruch auf eine Vergütung der 
Mühewaltung (und auf Ersatz der nachzu- 
weisenden Auslagen haben. 60 isteht es in 
dem Geschäftsaufsichtsgesetz. Dieser An- 
spruch wird übrigens vom Gericht dann 
überprüft, und es wind eine entsprechende 
Bestimmlung getroffen. Ich habe mir die 
Miihe gemacht, ldas geaau auszuforschen, da- 
mit man sich ein bißchen schliüssig werden 
kann, was man sich von dieser Darstellung 
denken soll. 

Die Kosten eines Konkursverfahrens mit 
einem Volumen von mehr als 200 Millionen 

Landes bedeutet in 
der Bank und da 
barkeit durch (die 
sdtließlich zuguins 
seiner Helfer. Der 
somit die Grunlds 
Vermögensbibdung 
Land 'Niederästerrc 
die Tatsache, daß Y 
gen des Landes I 
werdeen kann, ah 
wie hoch der Scha 

So lautet wörtli 
trages. 

Meine sehr geei 
Mit einer Liquiidz 
mung der Aktion; 
haben wir auch i 
antrag ausgeführt 
die Lölsung einer 
Lösungsvorschlag 
nicht die Grundlag 
biidsung Viktor Mi 
Gott nicht die Ab, 
was einer neuen 1 

es hier nennen, 
kommt. Im übrij 
ministerium für F 
ben vom 1. März 
Ihnen, glaube ich, 
des  Verfahrens n 
gesetzes zum Ent 
kündigt. N'un, so 
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die Aufsichtspersonen 
E eine Vergütung der 

Ersatz der nachzu- 
iben. iSo (steht es in 
jgesetz. Dieser An- 
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3 eine entsprechende 
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mkursverfahrens mit 
ehr als 200 Millionen 
rzeit beim .Handels- 
rsgericht erfragt wer- 
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den. Sie brauchen dort nur anzurufen. Das 
ist das zuständige Konkursgericht, man wird 
Ihnen sehr (gerne sagen, was ein solches 
Konkursverf A r e n  bei einer Größenordnung 
von etwa 200 Millionen Schilling kostet. 
Diese Kosten stellen aber nach Ansicht des 
Gerichtes ein Vielfaches der hier beschx-ie- 
benlen Auslagen dar. Sie würden also ein 
Zehn-, Zwanzig5aches (dessen ausmachen, was 
man im anderen Fall dafür zu entrichten 
hat. 

Zur Frage des Konkurwerfahrens und 
dessen Nachteilen ist jetzt schon mehr als 
genug gesagt worden. Die vorgeschlagene 
Rückstehungserklärung würde eine Aus- 
höhlung des Vermögens der Bank zugunsten 
des Landes in vollem Umfang bedeuten, so 
daß den Müllners, wenn Sie wollen, lediglich 
ein leeres Mietobjekt iibrigbliebe, in (dem 
die Aktionäre irgendwelche luftakrobatilsche 
Übungen, aber sonst nichts m'achen könnten. 

~ Den Punkt 7 Ihreis Antrages möchte ich 
wieder wörtlich verlesen, ehe ich dazu Stel- 
lung nehme: Er lautet: 

i ,,Die vongeschlagene Lösung einer stillen 
i Liquidation (der Continentalen Bank AG. bei 

gleichzeitiger Rückstehungserklärung des 
Landes bedeutet in Wiirklichkleit (die Erhaltung 
der Bank und damit die spätere Verwert- 
barkeit durch idie Aktionäre, also fast aus- 
schließlich zugunsten Viktor Müllners und 
seiner Helfer. Der Lösungsvorschlag bedeutet 
somit die Grundsteinlegung fiür eine neue 
Vermögenisbilldung Vi'ktor Müllners. Für das 
Land Niederöisterreich ergibt sich andererseits 
die Tatsache, daß (der Großteil ider Forderun- 
gen des Landes nicht mehr hereingebracht 
werden kann, ohne daß festgestellt wird, 
wie hoch der Schaden tatsächlich sein wird." 

So lautet wörtlich der Punkt 7 Ihres An- 
trages. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Mit einer Liquidiation ist manigels Zustim- 
mung der Aktionäre nicht zu rechnen. Das 
haben wir auch in unserem Dringlichkeits- 
antrag ausgeführt. Es verbleibt ldaher nur 
die Löisung einer stillen Liquidation. Dieser 
Lösungsvorschlag bedeutet aber natürlich 

' nicht die Grundlage für eine neue Vermögens- 
I bildung Viktor Müllinens. Wir halsen also bei 
1 Gott nicht die Absicht, irgend etwas zu tun, 
' was einer neuen Vermögensbilld~ung, wie Sie 
1 es hier nfennen, Viktor Müllners zugute 

kommt. Im übrigen hat  ja das Bunds-  
ministerium für Finanzen bereits mit Schrei- 
ben vom 1. März 1966 - das Schreiben ist 
Ihnen, glaube ich, bekannt - die Einleitung 
des Verfaihrens nach 5 6 (des Kreditwesen- 
gmetzes zum Entzug (der Konzession ange- 
kündigt. Nun, so ist es ja nicht, ldaß sich 

I 
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nachher alles wifeder in Liebe und Wonne 
weiterentwickelt und daß niemand etwas 
unternimmt, um difese Dinge zu ordnen. Wir 
haben dieses Schreiben vom 1. März 1966, 
in dem die Einleitung eines Verfahrens an- 
gekündigt wunde und wo man sich auf Q 6 
des Kreiditwesengesetztes bezogen hat, mit 
tiefer Befriedigung zu Kenntnis genommen. 
Damit verbliebe dann, wenn Siie dals Ganze 
weiterspinnen und sich den 'Schluß der gannen 
Entwicklung vorstellen, der Mantel einer 
Aktiengesellschaft übrig, ohne (Geschäftsbe- 
reich für die Aktionäre, eine hauchdünne 
Angelegenheit und meiner Meinung nach im 
Zweifelsfall weniger wert als #die berühmte 
Stadthallen-lFilmgesellschaft, wenn Sie mir 
diesen Vergleich erlauben. 

Zum Punkt 1 (des Antriages muß man wohl 
fieststellen, daß (er mit (dem geforderten Kon- 
kursverf aihren (einte eindeutige Bchädigung 
der kleinen Gläubiger und Sparer (der Conti- 
bank (darstellt. Wir haben uns sehr, sehr ge- 
wundert, daß iSie eine solche Vorgangsweiiise 
vorgeschlagen haben, a b  große, mächtige 
politische iGnippe - das sind Sie, und idias 
sind wir, wir sind ein bißchen größer, Sie 
sind ein bißchen kleiner -, eine Vorgangs- 
weise, die man nicht verstehen kann. & 
wenden an (die 700 Einzelpersonen sein, 
lauter kleine Leute, diie biler schwerstens ge- 
schädiigt wenden, wenn man Ihrem Antrag 
die Zustimmung gibt. Es sind mindestens 700. 
Ich glaube, es sind sogar mehr. Man kann 
sich ja bei (der Fülle von Zahlen das nicht 
alles ganz genau merken. Und von diesen 
700 Pensonen ist weder jemand mit (dem 
Müllner verwandt noch bekannt gewesen. 
(Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Nun, ich 
glaube, daß kaum jemand pensönliche Kon- 
takte gehabt bat !mit Viktor Müllner. Diese 
kleinen Leute - ich spreche niicht von den 
anderen, ich spreche also auch nicht von 
denen, die zu verantworten haben werden, 
was geschehen ist -, idiiese Kleinsparer, die 
haben bei Gott mit \den Vorgängen in #der 
Vergangenheit nichts zu tun. Ich glaube, daß 
mlan als eine Partei, diie ihre sozialNe Ein- 
stellung immer so sehr (in den Vordlergrund 
stellt, nicht 700 solche Leute ganz einfach 
abschießen darf, wile ldas von Ihnen an- 
scheinend gewünscht wird. Das bedeutet eine 
schwerwiegende Schädigung. Darunter Ise- 
finden sich alle möglichen Leute, klleine Ge- 
werbetreibende, Arbeitmehmler, die zum größ- 
ten Teil ihre Ersparnisse bei der Contibank 
eingelegt haben und {die um ihr ehrlich unid 
sauer veridientes Geld gebracht wünden, wenn 
man diesem Antrag ganz einfach die Zu- 
stimmung gebien wollte. Wir würden uns 
dazu niemialis hergeben, 'das darf ich Ihnen 
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unmißverständkich sagen. So etwas kann für Schritt für Schditt einer vernünftigen Läsung wir denn noch 
uns gar nicht in Frage kommen. nahe kommen. Ich glaube aber, meine Berren, glaubhaft au we 

Meine sehr verehrten Herren! Zum Punkt es war ein Irrglaube. Mich persönlich - ich glaubhaft erscheii 
zwei Ihnes Antrages, der lautet: ,,Die Lan- spreche für mich ganz allein - bedrückt und - )das gilt für 
desregierung wind aufgefordert, beim Bun- belastet 'das sehr, weil ich nämlich wirklich meinier Fraktion 
desministerium für Finanzen Iden Antrag zu (davon iiberzeugt bin, daß zwei so starke räumen und nie 
stellen, im Einblick euf Q 32 lit. e des politische Kräfte in einem Land doch ge- darauf aus sind, 
Kneditwesengesetzes vom 25. Septemlber 1939 meinsam tätig sein sollten, wenn man wirk- hen, 'diese Anga 
wegen Gefahr in Verzug unverzüglich die lich das Wahl des Landes im Auge hat und voll all dien unri 
Bankkonzession zu entziehen", muß festge- der Bevölkerung dienen will; weil es mir gangenheit einma 
stellt wenden, daß wieder eine ekliatante (Ge- in der Seele zuwider ist, wenn es irgend Ich habe mir 

lmge zu sprecht setzesunkenntnis Lhrenseits vorliegt. Ich kann eine Auseinanderklaffung gibt iund man 
Ihnen nicht helfen. Denn der Q 32 - ich Weg nicht findet, um sich in Prgende es sind noch ins 
habe den nachgelesen - liit. e des Knedit- Form und Weise zusammenzuihd vorgemerkt. Viel1 
wesengesetzes lautet - darf ich ihn wörtlich Verlauf der Verh 
zitieren: ,,Das Bundesministerium Eür Hinan- kein leeres Geschwätz und Gerede; zu (anderen Dingc 
Zen ist beauftnagt, im Falle dringender Ge- Komplex ist ja 
fahr zur Erfüllung der Zwecke der Beauf- poilitisch erzogen worden von denen, zunächst nur üb 
sichtigung einstweilige Anondnung zu tilef- gelehrt haben, wie man in (der Öffe sprochien habe, E 
fen." über solche Probleme zu )denken Standpunkt ausge 

Das Bundesministerium für Finanzen hat bin allso nicht idarauf aus, Zwietr Abwichkung. WiI 
einwandfrei nach dieser Gesetzesstelle ge- Haß zu erzeugen, ich vensuch'e nur, alle di einer Auffassung 
haadelt und den Regierunglskomlmissär be- Steine, {die uns den Weg zueinander Konkurs eine fü 
stellt. Meine Fraktion legte (daher beson- sperren, ein wenig locker zu machen; tuation entstehen 
deren Weft auf die Feststellung, Idaß nach leicht können sie während (dieser Sit daß #die Fachleuti 
Paragraph 6 ,des Kreditwesengesetzes das noch weggeräumt werden. Ich 'weiß e nu respektieren hb 
Bundesministerium für Finanzen bereits am und dieses Vertr 
1. 3. 1968 angekündigt hat, dais Verfahren nicht erkennen, was da politisch uns richtig bera' 
zur Untersagung der Fortführung der Ge- wird. Meine sehr geehrten Herren, gehen. Ich möch' 
schäftstätigkeit, des Geschäftsbetriebes, somit nächst 'einmal SE 
zum Konzessionsentzug, einzuleiten. Das steht meldung, die mal 
fest. Ich darf Ihnen das noch einmal sagen, die Aufmerksam 
und meine Koll'egen haben mich aufgefor- nächsten Landtagswahl, vidleicht no haben, (danken. Ic 
dert, mit besonderer Betonung hier darzu- ger, vielleicht in ununtenbrochener Begrünldung uns 
Begen, daß wir alle besonderen Wert ldarauf warmhalten wollen. Ich weiß nicht, geben, daß ich 
legen, daß das für die Österreichische Volk's- Es war die Bitt 
Partei aiusgesagt wind. Wir hab(en es nämlich enthalten, (damit 
schon wirklich langsam satt, wir, die wir haben kein starkes Interesse mehr an dieser gemeinsamen VI 
uns ehrlich bemühen . . . [Heiterkeit bei der Gangart. Ich habe geistern mit einem sozbalisti- und sie höher 1 

SPÖ.) Sie können lachen, solange Sie lustig schen Bürgenmeister gesprochen, der bei Effekt. Es war m 
sind. Wir, die wir uns ehrlich abmühen, um Gott kein Freund von großen Gesprächen, Hindernisse ein v 
mit diesen Dingen fertig nu werden. Sie die Fangfragen beinhalten, ist, der mir aber das geliungen ist, 
können uns doch nicht pausenlots mit Viktor klipp und klar gesagt hat, jetzt solle dodi Nehmen Sie a 
Müllner und seinen Mlachenschaften idenbi- endlich einmal mit (diesen Dingen Schluß Volkspartei abisci 
fizieren. Genügt es denn noch immer nicht, gemacht und gemeinsame Lösungen gefun- wir uns von V 
wenn wir offen und sehr frei einbekennen, den wenden. Er hat mir bestätigt, daß er Machenschaften L 
daß in der Vergangenheit sehr viel geschehen die Erklärung des Herrn Landeshauptman- nen getrennt hz 
ist, das bei Gott bedrückend, belastend ist nes Maurer verstehe und sie auch gutheiße, diesen Dingen r 
und das mit €&echt Gegenstand einer ge- der zutiefst davon überzeugt ist, daß der ein anderer Ko 
richtlichen Auseinandersetzung sein wird, auf Vorgänger des Herrn Landeshauptmannes Komplex. 'Wir ha 
die auch wir schon warten. Wir haben Ziem- sich auch schon aLs ein riechtschaffener, ge- des im Auge; wi 
lich oft bewiesen, daß wir guten Willens radliniger Mann abgemüht habe, um eine Herrn Lanideshs 
sind und haben immer daran geglaubt, daß LOsmg zu finden. Wenn Sie uns abler (diese durch seine Har 
Sie es auch ehrllich meinen. Geredet haben Lösungsmöglichkeiten nicht geben, wenn Sie Sen hat, diese so 
Sie schon sehr oft davon, daß Sie einen Weg ununterbrochen aus nein parteipolitischer verflochtene Mat 
gehen wallen, der das Land schützen und Demagogie bei jeder passenden und unpassen- weiterhin in \dir 
der dem Lande nützen soll. Vielleicht könn- hoffen immer noc 
ten wir gemeinsam einen Weg gehen, um um die alte Suppe wieder aufzuwärmen, gemeinsam mit 
über (diese Vergangenheit hinwegzukom- dann müssen wir wus die Frage stellen: Was Weden; daß Sie 
men, die Angelegenheit bereinigen und müssen wir denn noch sagen, was müeQ was (wir getan t 

sage ich aus tiefster überzeugung, 

glauble ich. Ich bin vielleicht in ldies 

aber Sie dürfen uns nicht zumiuten, 

kann man bis zu einem gewissen G 
stehen, daß Sie (diese Story ununte 
permanent und pausenlos, vielleicht bis zw 

viele Jahre noch, aber eines idarf ich I 
sagen, die Bevölkerung und auch Ihre Leute 

den Gelegenheit neue Erfindungen machen, 
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wir denn noch tun, um in Ihren Augen 
glaubhaft zu wenden? Sile werden uns nie 
glaubhaft erscheinen lassen, Sie werden uns 
- das gilt für alke )in diesem Saale, die 
meiner Fraktion angehören - niemals ein- 
räumen uncd niemals zugestehen, daß wir 
darauf aus sind, einen Schlußstrich zu zie- 
hen, diese Angelegenheit zu sanieren, um 
von all den unrühmlichen Dingen der Ver- 
gangenheit einmal wegzukommen. 

Ich habe mir vorgenommen, nicht allzu 
lange zu [sprechen, denn ich habe gehört, 
es sind noch insgesamt 20 oder 25 Redner 
vorgemerkt. Vielleicht ergibt sich später im 
Verlauf der Verhandlungen die Möglichkeit, 
zu anderen Dingen Stellung zu nehmen, der 
Komplex ist ja verwanldt, wenn ich auch 
zunächst nur über den einen Antrag ge- 
sprochien habe, so ist zugleich auch unser 
Standpunkt ausgesagt. Wir wollen 'eine ruhige 
Abwicklung. Wir können uns niemals zu 
einer Auffassung bekennen, daß durch einen 
Konkurs eine für das Land erträgliche Ei- 
tuation entistehen kann. Wir glauben Idaran, 
daß $die Fachleute, die wir respektieren und 
zu respektieren haben und die (diesen Respekt 
und dieses Vertrauen wohl auch verdienen, 
uns richtig beraten haben, diesen Weg zu 
gehen. Ich möchte also fürs erste und zu- 
nachst einmal sehr herzlich für die Wort- 
meldung, die man mir gewährt hat, und für 
die Aufmerksamkeit, die Sie mir gegeben 
haben, (danken. Ich habe versucht, eine kurze 
Begrünldung unseres Antrages (dadurch zu 
geben, daß ich den ihren behandelt habe. 
Es wlar die Bitte zlur Vernunft mit darin 
enthalten, (damit wir doch wieder zu unserer 
gemeinsamen Verantwortung zurückfindlen 
und sie höher werten als den politischen 
Effekt. Es war mein ehrlicher Versuch, diese 
Hindernisse ein wenig wegzuräumen. Ob mir 
das gelungen ist, weiß ich nicht. 

Nehmen Siie aber Mr die Österreichische 
Volkspartei abschließend zur Kenntnis, daß 
wir uns von Viktor Müllner, von seinen 
Machenschaften und von seinen Malversatio- 
nen getrennt haben. Sie können uns mit 
diesen Dingen nicht identifizieren, dals ist 
ein andener Komplex, ein strafrechtlicher 
Komplex. 'Wir haben nur das Wohl des Lan- 
des im Auge; wir stehen rastlos hinter dem 
Herrn Landeshauptmann, der inzwischen 
durch seine Handlungen sukzessive bewie- 
sen hat, diese so ungeheuer komplizierte und 
verflochtene Materie zu läsen. Wir werden 
weiterhin in #dieser Richtung gehen. Wir 
hoffen immer noch, daß auch Sie eines Tages 
gemeinsam mit uns diese Beschlüsse fassen 
werden; daß Sie erkennen können, daß das, 
was wir getan haben und in Zuikunft noch 

tun wenden, nach reiflicher tfberlegung und 
ohne in (der Abaicht geschehen ist, unrecht 
zu denken. Wir wenden für Recht und Sitte 
in diesem Lande jederzeit und mit größter 
Leidenschaft eintreten. Dazu lsind wir näm- 
lich nicht nur angelobt, sondern das ist um 
ein ehrliches Bedürfnis, zum Wohle des Lan- 
des Niederösterreich und für seine Bevöl- 
lrerung z,u afibeiben. Zum Schluße meiner 
Ausführungen bitte ich Sie, machen Sie uns 
diese gute Absicht nicht gar so schwer. (Bei- 
fall bei der ÖVP.) 

PRASFDENT WEIiSS: Als nächstem Redner 
erteile ich dem Herrn Land'esrat R ö s c  h 
das Wort. 

Landesrat RÖSCH: Herr Präaiident! Sehr 
verehrte Damen und Herren! Ich möchte den 
Versuch unternehmen, #der wie ich zug&en 
will, gleich von Haus aus auf weiten Strecken 
sehr sachlichen Apgumentation des Herrn 
Abg. Schneider unsere sachlichen Argumente 
gegenüberzustellen. Nachdem also so viele 
Wortmelldungen sinid, wind sich sichlerlich für 
etwaige Randbemerkungen die Gelegenheit 
zur späteren Beantwortung geben. Ich 
meine die polemkhen Bemterkungen. 

Meine Damlen und Herren! Herr Abge- 
ordneter Schneider hat eingangs und im 
Laufe seiner Ausführungen einige Male be- 
tont, daß er es bedauert, daß die Östier- 
reichische Volkspartei so spät unseren An- 
trag bekommen hätte. Das iist abisdut be- 
greiflich, denn (der Antrag ist Ihnen ja erst 
knapp eine Stunde vor Beginn (der Sitzung 
übermittelt wonden. Ich möchte festhalten, 
weshalb das geschehen ist. In {der gestrigen 
Regierungssitzung konnte keinle Einigung 
iiber einen Antrag der Begierung bzw. über 
einen gemleinisamen Antrag gefunden werden. 
Vom Herrn Landeshauptmann wurde daher 
in Aussicht gestellt, idaß sich {der Klub der 
Österreichischen Volkspartei nunmehr mit 
der Frage beschäftigen und einen Initiativ- 
antrag erstellen wind, wobei unter Umstän- 
den die Möglichkeit besteht - so wunde es 
(doch gestern festgeihalten -, ldaß auch die 
Abgeordneten der Sozialistischen Partei die- 
sem Initiativantrag beitreten können. Das 
bedeutet, daß vom Herrn Landeshauptmann 
die Möglichkeit offengelassen wurde, daß es 
gegebenenfalls zu einem gemeinsamen An- 
tnag kommen könne. Es war (daher selbst- 
verständlich, idaß von unsenem Klub zunächst 
Ihr Antrag abgewartet werden mußte. Denn 
um feststellen zu können, ob man ihm bei- 
treten kann oder nicht, muß man ihn vorerst 
kennen. Iihr Antrag ist also heute friih - 
ich schätze um 8 oder 8.30 Uhr, ich kann es 
nicht genau sagen - bei uns eingelangt. 



Nun verstehen Sie bitte eines. Nachdem Sie 
noch, wie ich annehme, gestern iiber Ihren 
Antrag beraten haben, wir aber noch beraten 
mußten, ob wir Ihrem Antrag beitreten kön- 
nen oder nicht, was natürlich auch Zeit 
kostete, mußte von uns ein neuer Antrag 
formuliert wenden. Das ist der Grund, wes- 
halb unser Antrag so  spät vorgellegt wuride. 
Ich teile das Bedauern des Herrn Abgeord- 
neten Schneitder, daß die Vorlage unseres 
Antrages erst so knapp erfolgt ist. Ich glaube 
aber, man muß objektiverwteise zugeben, idaß 
die Kiurzfristigkeit auf beiden Seiten liegt, 
al18eridings miit einem ldrei- bis Merstündigen 
Vorsprung Ihrerseits, da Sie ja schon am 
Vortag beraten konnten. 

Meine Damen unid Hterrien! Loyalerweise 
muß man aussprechen, daß wir (alle in idiie- 
sem Hause Iden Herrn Abg. Schneider als 
Obmann des Finanzausschusses in seiner ab- 
soluten Korrektheit und seinem stänldigen 
Bemühen, die Dinge zu entdramatisiepen und 
zu versachkichen, kennen. Ich gllaube auch, 
daß das alle, die an den stunfdenlangen Be- 
ratungen des Finanzausschusses teilgenom- 
men hablen, immer wieder feststellen konn- 
ten und es als sehr wohltuend vermerkt 
haben. Wenn es jetzt (in der Beurteilung 
unseres Antriages zu eher sehr untenschied- 
lichen Auffassung komimt, die Iden Herrn 
Kollegen Schneider manchmal sogar entge- 
gen seiner sonstigen Gewohnheit zu sehr po- 
lemisch gefäribten ÄuBerungen hat hinreis- 
sen lassen, {dann glaube ich, idaß dies damit 
zusammenhängt, daß es in dieser Materie 
wirklich schwienig ist, immer am Jaufenden 
zu sein. Unser Antrag - und ich nehme an, 
auch Ihr Antrag - ist im Lichte der Be- 
ratungen, zu denen der Herr Landeshaupt- 
mann (am Freitag ebend einen. Kreis von 
Fachleuten und Politikern geladen hat, ge- 
stellt wonden. Dabei hat sich gegenüber den 
vorliegenden - wie ich mich zusammenfas- 
send ausdrücken möchte - Expertisen in 
einer Reihe von Punkten eine grunldsätzlich 
andere Beurteilung ergeben. Diese können 
Sie auch aus ldem ischreiiben des Herrn Rechts- 
anwaltes Dr. Kastner an den Hlerrn Landes- 
hauptmann, das auch der Herr Landeshaupt- 
mannstellvertreter Dr. Tschadek erhalten 
hat, ersehen. Ja, selbst zu der Besprechung 
vom Freitag nimmt Herr Rechtsanwalt Dok- 
tor Kastner noch in sehr wesentlichen Punk- 
ten Korrekturen vor, so 'daß sich auf G d  
dieses 'Schreibens - es stammt vom 4. 3. 1968, 
wenn ich es richtig im Kopf habe - seit 
48 Stunlden die Situation noch einmal anders 
darstellt als am Frieitag. Ich will auf dieses 
Schreiben nicht näher eingehen, weil ich 'der 
Meinung bin, daß es im Laufe der Dis- 
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kussion noch von Bedeutung sein wird und 
ich Wiederholungen vermeiden möchte. 

Nun hat Hferr Abg. Schneider in Anbe- 
tracht dessen, was ihm an Material zur Ver- 
fiiguriig gestanlden ist, seine Ekmierkmgen 
gemacht. Wenn ich so halbwegs richtig mit- 
geschrieben habe, hat )er diese in insgesamt 
13 Punkten dangelegt. Es ist jetzt natürlich 
einigermaßen schwierig, zu allen diesen 
Pnnktien Stellung zu nehmen. Ich werde mich 
aber trotzdem bemühen, Ihnen, so kurz wie 
möglich, ich betone es noch (einmal, wirklich 
sine ira et studio unsere überlegungen mlt- 
zuteilen, damit Sie den Eindruck verlieren, 
daß unser Antnag leichtlertig, verantwor- 
tungslos oder auch nur aus politischer Effekt- 
hescherei gestellt <wunde; denn idieism Ein- 
druck haben Sie doch, meine Herren! 

Hören Sie nunmehr unsere Argumente, 
dile zu diesem Antrag geführt haben. Sie 
beginnen mit )dem Punkt 1 unseres Antra- 
ges, wo es heißt, daß die Wirtschaftlichkeit 
unid volkswirtschaftliche Notwendigkeit der 
Continentalen Bank AG. nicht gegeben ist, 
und vepweisen darauf, ldaß im Prüfungs- 
bericht steht - sozusagen mit der Ein- 
schränkung für die Zukunft -, daß ab jetzt 
kein volkswirtischaftlicher Zweck gegeben sei. 
Sie schlieaen idaraus, daß man deswegen 
nicht behaupten könne, die Continentale 
Bank AG. habe in der Veagangenheit keinem 
volkswirtschaftlichen Zwceck erfüllt. Herr Kol- 
lege 'Schneitder, ich glaube, es erübrigt sich, 
darüber zu diskutieren, {denn hier s i d  wir 

einer Demokratile durchaus vorkommen kann. 
Wir sind überzeugt, daß die Continentale 
Bank AG. wohl nicht vom Beginn ihrer 
Tatigkeit - ich glaube, sie wundre 1907 ge- 
grüedet und diese Zeit will ich nicht einbe- 
ziehen -, aber in der Zweiten Republik, seit 
sie in die Hände Viktor Müllners gefallen 
ist, war sie unserier Auffassung nach volks- 
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weilsen, daß hier ofiemichtl~ich (eine grund- 
siitzliche Auffassungisdiff erenz vorliegt. Sie 
shd der Meinung, idaß dieser Bank eine 
volkswirbschaf tliche Bedeutung zukomme, 
wäihrenid wir !gegenteiliger Auffassung sind. 
Das haben wir in unserem Antrag an die 
Spitze gestallt. 

Im Punkt 2 enklären Sie, daß wir offen- 
sichtlich $der Ansicht sind, daß hinter Iden 
Aktien des Alein Rogier Viktor Müllner 
stehe. Jawohl, (das ist unsere fdezidierte Mei- 
nung, und zwar deswegen, weil auch bei der 
letzten Aussprache am Freitag abend ider 
Vertreter i h s  Handelsgerichtes erklärt hat, 
daß der ausgewiesene und angeblich bevoll- 
machtigte Vertreter der Aktien, H'err Doktor 
Salzer, erstem nicht in (der Lage war, dem 
Gericht eine Vollmlacht 'des (Herrn Ah in  Rogiier 
vorzuweisen, unld zweitens auch nicht in der 
Lage war, (die Aktien, wie es bei uns vor- 
geschrieben ist, zu 'deponieren. Er  hat l d ig -  
lich darauf hingewiesen, daß sich die Aktien 
in einer Ziiricher Bank von nicht sehr großem 
Umfang - wenn ich es richtig im Ohr habe, 
es ist ein sehr komischer Name, bei Landau 
und Cilche - so ähnlich lnennt sich dieses 
Institut - befinden. iDr. Salzer hat sich ge- 
weigert, beim Handelsgericht den Depot- 
schein zu hinterlegen. 

Meine Damen und Herren! Wenn man die 
Geschichbe dieses Herrn Alain Rogier liest, 
wie er  zu Iden Aktien gekommen ist - Sie 
kennen das doch alles, ich brauche es nicht 
ZU wiederholen -, (diese einer Kriminalstory 
mit Unwalhrischeinlichkditscharakter glei- 
chende Erzälhlung der Bceteiligten, so ist es 
richtig, daß wir keinen Beweis liefern kön- 
nen. Dile Indizien sind aber so stark, daß 
man unserer Uberzeugung nach mit Recht 
annehmen b n n ,  daß idahinter Viktor Müllner 
steht. 

Das ist der eine Teil. Der zweite betrifft 
1 den Aktienbesitz des ,,Unterstützungsvereins 
I Christlicher Arbeitnehlmer". Sie sagen heute: 

Der Verein existiert, der Veriein ist in 
Modling registriert. Ich wiederhole, was ich 
bereits [in (der Landesregierung und bei ider 
Verhandlung sagte. Die Vereinsibehönde {beim 
Innenministerium hat mir an dem Freitag 

' Vormittag um 10.30 Uhr erklärt, idaß ein 
Verein mit dimer Bezeichnung bei ihr nlicht 
registriert sei. Ich zweifle nicht daran, (daß 
der Verein vielleicht in Möidling iregistniert 
ist. Ich muß festhalten, daß es dann aber 
offensichtlich von der Bezirkshauptmann- 
schaft Möidling übersehen worden ist, und 
zwar durch mehr als eineinfhalb Jahre - 
denn er wurde ja angebkh im Oktober 1966 
gegründet -, die Anmeltdung dem Innen- 
ministerium weikrmmel~den. 

Aber ich glaube, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, dieser Sachverhlalt ist 
bereits zweitrangig. Ob tdiceser Verein be- 
steht oder ob er nicht besteht, \das ist nicht 
wehr entscheidend. Entscheidend ist etwas 
anderes; nämlich, daß in dem Zwi!schenbe- 
richt, den der Herr Landeshauptmmn vor- 
gelegt hat, festgehalten wird, daß diesem 
Verein angabltch Aktien im Wert von 4 Mil- 
lionen Schilling gehören und ldaß heute 
genauso wi'e bereits am Freitag gesagt wor- 
den ist, [das sei gar nicht richtig, dem dieser 
Verein habe d&e Aktiein im Wert von 4 Mil- 
lionen Ejchilling nicht angenommen, sie seien 
ihm angeboten wonden. 

Verstehen Si'e daher bitte Iden Zwischen- 
ruf: Wer hat angeboten? Denn wenn der 
Verein (die AkCien im Wert) von 4 Millionen 
Schilling nicht übernommten hat, dann sind 
sie ja noch im Besitz [des Anbieters, dann 
gehören sie ja noch ihm, und \dieser Anbieter 
war Herr Viktor Müllner, er hat (die Aktien 
im Wert von 4 Millionen Schilling ange- 
boten. 

Man kann also, und das ist jetzt unsere 
Auffassung, zu dem Schluß kommen: Sowohl 
die 6 Millionen Schilling (des Herrn Alain 
Rogier aEs auch die 4 Millionen Schilling, 
die der ,,Unterstützungsverein Christlicher 
Arbeiter" nicht angenommen hat, befmden 
sich zumindest in der V e r f i i g u n g a b e r i e c h ~  
des Herrn Viktor Müllner - in seinem Be- 
sitz natürlich nicht. 

Sie k a m e n  dann zum vi'erten Punkt Ihrer 
Darstellungen, Herr Abg. Schneilder, zur Frage 
der Liquidität. Sie meinten, w e m  ich es jetzt 
etwas verniedliche, unsere Darstellung hätte 
doch etwas von einer Milchmäfdchenrechnung, 
wenn wir isagen, daß die Bank idaswegen il- 
liquid ist, weil sie so viele AußenstäMe hat, 
denn es gehört doch zum Geschäftisprinzip 
einer 'Sparkasse unid einer Bank, daß sie 
ausleiht unid verl'eiht. Wienn man heute von 
einem Krieditinstitut verlangen würde - ganz 
gleich von welchlem -, es soll sofort alle 
Einlagen flüsstigstellen, dann wümlen wahr- 
scheinlich mehrere solcher Kreditinstitute 
nicht liquid sein. Habe ich das Binngmäß 
richbig wieidenholt? (Abg. Karl Schneider: Ja!) 
Sie haban )dabei darauf hingewiesen, ckaß 
es von seiten des Buadesministeriums für 
Finanzen ja gewisse Richtlinien für die 
Kreditinstitute gäbe. (Abg. Karl Schneider: 
Von der Nationalbank!) Sie sagten, vom 
Bunfdesmiinisterium für Finanzen. Das spielt 
aber keine Rolle. Von der Nationalbank im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Finanzen. Also sagen wir so: Der Bund 
gibt über seine Organe Richtlinien heraus. 
Sehen Sie, Herr Kollege Schneilder, gerade 
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diese Richtlfiien sind von der Coatinentalen 
Bank AIG. gröblichst verletzt worden. Diese 
Richtlinien besagen nämlich, daß man lang- 
fristige Auslleihungen durch langfristige Ein- 
lagen besichern miuß und idaß man diese 
langfriistigen Einlagen nur zu höchstens 
50 Proz'ent langfristig (ausleihen darf. Hätte 
die Continental'e Bank AIG. diesem Grund- 
satz gehuldigt, hätte sie llangfristige Einla- 
gen gehabt, und hätte sie von 'diesen nur 
50 Prwzent ausgeliehen, dann wäre sie nicht 

t in diese überschulidungsverhältniisse gekom- 
men, dann stünde sie günstiger da. Das ist 
doch logisch. Die langfristigen Einlagen hat 
nämlich das Land Nliedierösterreich getätigt, 
und die waren, wie wir beilde wljssen, nicht 
langfristig, sondern sie hatten nach wie vor 
dan Charakter von Girogeldern, sie waren 
nur auf drei Monate gebunden und galten 
weiter als gebunden, wfenn sie nicht einen 
Monat vorher gekündigt wurden. Das ist 
nicht langfristig, das wissen SFe. Das ist nicht 
einmal mittelfriistig, das sind kurzfristige 
Einlagen. 

Die Continentale Bank AG. hat also an- 
scheinend fast überhaupt keine langfristigen 
Einlagen im Sinne (der Richtlinien der Oster- 
reichischen Niationalbank und (des Bundes- 
ministeriums für Finanzen gehabt. Daher 
unsepe tfberzeugung: Die Bank ist ver- 
schuldet in diese Illiquidität hineingeraten. 
Verschuldet! 

Darf ich noch ein Beispiel herausgreifen, 
warum wir (das meinen. Jedes Kreditinsbitut 
in Österiieich, und ich glaube, ,auf der ganzen 
Welt, verfährt, wenn man einen Kredit be- 
ansprucht und als Besicherung eine Liegen- 
schaft zur Verfülgung stellt, gleichartig. Das 
Kreditinstitiut läßt diese Liegenschaft von 
einem gerichtlich beeideten Sachvlerständi- 
gen schätzen, {der Schätzwert wird festge- 
halten unld das Kreditinstitut gewährt bis 
zur halben Höhe 'des Schätzwertes einen 
Kredit. (Abg. Laferl: Oder bis zu einem 
Drittel!) Oder sogar nur bis zu einemDRtte1, 
bitte. Aber in der Regel werden bis zur 
Hälfte des Schätzwertes Kredite gegeben. 
Meine Damen unid Herren! Nehmen Sie 
jetzt den konkreten Pall <des Hotels Panhans 
her. Das Hobel Panhans steht heute mit 
einem Kredit von 21 Millionen Schilling zu 
Buch. Der Schätzwert des Hotels Panham 
- das wurde uns von dem Regierungs- 
kommissär mitgeteilt - beträgt 16 Millionen 
Schilling. Es ist nach Iden Bankusancen un- 
verständlich, wieso das Hotel Panhans bei 
einem Schätzwert von 16 Millionen Schilling 
21 Millionen Schilling Kredit bekommen 
kann. Nach den Richtlinien der National- 

bank und des Finanzministeriumis wäre (das 
nur bis zu höchstens 8 Millionen Schilling 
möglich gewesen. Es steht aber heute ein 
Kredit von 21 Millionen Schilling zu Buch. 

Vielleiicht ergibt sich im Laufe (der Dis- 
kussion die Möglichkeit, noch auf einige 
solche Fälle hinzuweisen. In der Aufstellung 
ist noch eine Fülle solcher Fälle enthaltm, 
auf Gnmd derer mlan sagen muß, idaß nicht 
nach den Bankusanoen Vorgegangen woden 
ist und idaß es daher zu der Illiquidität der 
Contibank k m .  

Herr Kollege Schneider hat (dann weiters 
gesagt, daß sich der Lösungsvorschlag, den 
Sie jetzt unterbreiten, im wesentliehlen auf 
das Flachgutachten der von der Aufsichts- 
penson - sprich Kontrollbank - einge 
setzten Revisionsgesellschaft stützt. 

Kann ich hier viellleicht glleich eine An- 
merkung machen, weil Sie ldas sehr polemisch 
ausgefiihrt haben: Einen Schreibfehler soll 
man nicht 'unbedingt zur Grundlage für eine 
Polemik mlachen. Beim Ablschreiben oder bei 
der Enstellung der Matrizen ist in der Ge- 
schwindigkeit aus der ,,Aufsichtsperson" ein 
,,Aufsichtsbeauftragter" geworden. Das ist 
Off ersichtlich aus einem Stenogramm fialsch 
abgelesen worden. Aber wir wissen beide, 
was gemeint ist; es hat wenig Sinn, daraus 
eine größere Sache zu machen; es war dies 
nur eine Anmerkung aun Rande. 

Meine Damen lund Herren! Diesen Lösungs- 
vorschlag, der von der Gesellschaft für Re- 
vision und tpeuhändiige Verwaltung Ges.m.b.H. 
gemacht und erstellt wurde - hier soll 
offen festgehalten werden, daß dieses In- 
stitut über jeden Verdacht erhaben ist, da4 
es in irgen,deiner Form etwas breschönigm, 
manipulieren oder sonst etwas wollte -, 
nimmt Ihr Antnag nicht zur Grundlage. Wir 
haben eine fast ähnliche Situation wie seiner- 
zeit bei dem Sanierungsversuch (der Landa- 
gesellschaften. Da hatten wir auch eine Ex- 
pertise von Fachheuten, die Ihr damaliger 
Finanzreferent in wesentlichen Punkten ab- 
geändert hat und immer sagte: „Das ist aber 
der Vomchlag der Fachleute." Meine Damen 
und Herren! Genau um das geht es auch 
hier. Eis wunde schon in einem Zwischenruf 
gesagt, man muß doch Iden letzten Satz des 
Gutachtens lesen, man braucht sich gar nicht 
das ganze Gutachten anzusehen. Der letzte 
Satz bewirkt die Ablage dieser Lösungsvor- 
Schläge der Gesellschaft für Revision und 
treuhändige Verwaltung in einem Akt, der 
die tfberschrift hat ,,Geschichtliche Erinnerun- 
gen an idie Continentiale Bank AG.". Der 
Schluibatz sagt: ,,Wie wir nach Abschluß 
unserer PrÜ£ung" - meine Herren von der 
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Ostierreichischen Volkspartei, ich weiß nicht, 
ob Sie (das mitgelesen haben - ,,vom Herrn 
Rieigierungsko~'rn1~~sär Dr. Vlcek erfahren 
haben, klonnte vom Land Niederösterreich 
bzw. der NEWAG gegenüber der Continen- 
talen Bank AG. eine Verletzung der Sorg- 
faltspflicht, eine Scha!denersatzfordei?ung hin- 
sichtlich eines im Jahre 1962 üiberwiesenen Be- 
tnages von 80 Millionen Schilling um. usw." 
- 'es folgen nun Details -, weiter heißt es: 
,,Da die RechtmäBigkeit !dieser Schadener- 
satzforderungen zur Zeit nicht beurteilt wer- 
den kann, (haben wir in unserem Stiatut, 
welches die Grundlage für unsere Lösungs- 
vorschliige ibildete, hiefür noch keine Vor- 
sorge getroff en." 

Darf ich das nun in !die Sprache des An- 
trages, Iden wir (heute hier Ibeschließen, über- 
setzen: Wenn diese 80 Millionen mit in den 
Läsungsvorschl8g einbezogen wenden, heißt 
es, könnten alle unsere Lösungsvorschläge 
Mcht mehr aufrechterhalten werden. Das 
heißt iako, die gianze Untersuchung ist hin- 
fällig in {dem Augenblick, wo die 80 Mil- 
lionen hereinbezogen werden, denn 'die ste- 
hen völlig in der Luft. Das von der Prü- 
fungsgesellschaft hier errechnete JDefizit oder 
die Obenschulldung von 12 Millionen wind 
dann automatisch schon einmal zu 92 Mil- 
lionen, wenn Sie die 80 Millionen Idazuzgh- 
lan. Bei dieser Sachlage noch ldie Hoffnung 
zu haben, Idaß (das Land wirklich den größt- 
möglichen Nutizen von 'der ganzen Trans- 
aktiion haben wird, scheint uns zu optimistisch. 

Der nächste Punkt ist nun die Frage, idaß 
I der Herr Kollege Schneider meint, unsere 
n Behauptung, daß mit idiesem Vorschlag ein 

Verzicht des Landes auf wesentliche Ein- 
nahmen oder Einlagen bedingt ist, ist falsch. 
Er führt aus, er stütze sich wieder auf die 
Cachverstänidigenbewertung. Ich beldauere 
sehr, daß der Herr Kollege Schneider nicht 
bei der Besprechung am Freitag abends an- 
wesend war. Bei dieser Besprechung hat sich 
ergeben, daß sowohl dem Herrn Regierungs- 
kommissär als auch den üibrigen anwesen- 
den Herren eine Reihe von Umständen gar 
nicht bekannt war und dadurch zu falschen 
Bewertungen führte. Damit auch hier kein 
Irrtum entsteht, weil zum Schluß eine Po- 
lemik durchgeklungen hat, darf ich feststel- 
len, daß lder Herr Regierungskommissär 
unserer Meinung nach über jeden Verdacht 
erhaben und absolut korrekt ist. 

Darf ich nun wiedler ein Beispid heran- 
ziehen. Die Wassergenossenschaft Maria 
Enzersdorf ist, wenn ich es richtig im Kopf 
hlabe, in diesen ganzen Bewertungsvorschlä- 
gen eima mit einer Bonität in der Größen- 

ordnung von 8 Millionen oder 9 Millionen 
ausgewiesen. (Zwischenruf bei der ÖVP: 12 
Millionen.) Nein, nicht 12 Millionen, Sie 
schreiben sowieso, daß bis Ende (das Jaihres 
nur 8 oder 9 Millionen hereinkommen; 12 
Millionen Wanen zu Buch, 3 Millionen wer- 
den abgebucht und 9 Millionen bleib'en übrig. 
Ich spreche nur von ldem, was gut ist, und 
nicht von dem, was nicht gut  ist. Wir haben 
den Herrn Regierungskommissär gefragt, ab 
ihm bekannt ist, $aß (die Wtasser?genossen- 
schaft Mlaria Enzersldorf bei der NEWAG 
ebenfalls eine Schuld von 64,9 Millionen 
hat und ab ihm das vorgelegt wurde, dlenn 
er kann !auch nur auf Grund (der Unterlagen 
bewerten. Wenn er sie nicht hat, muß er das 
annehmen, was man itbm sagt. Der Herr 
Regierungskommissär wurde befragt, ob ihm 
bekannt ist, daß die NEWAlG in ihrem !Be- 
richt über !die Prüfung des Jahresabschlusses 
zum 31. !Dezember 1966 in ihrem Bericht auf 
Seitle 41 unter Ziffer 77 feststellt: ,,Einer 
gegenüber der Wassergenossenschaft Maria 
Enzersdorf bestehenden Fondenung in der 
Höhe von rund 64,9 Millionen wunde aus 
Gründen (der kaufmännischen Vorsicht eine 
Wertberichtigung von 32,5 Millionen gegen- 
übergestellt." Der Herr Regierungskommiis- 
sär wunde also gefragt, ob er weiß, daß die 
NElWAG aus Gründen der ikaufjmännischten 
Vorsicht von Iden 64,9 MilliIonen schon (die 
HäFfte wertiberichtigt hat, und ob er gliaubt, 
daß auf Grund (dieser Tlatsache man hier 
noch 9 Millionen bekommen wird; d'enn das 
scheint ingendwie ein gröi3erer Komplex zu 
sein. (Abg. Schneider: Das ist eine Bewertungs- 
frage.) Der Herr Regierungskommissär isagte, 
das wisse er nicht. (Zwischenruf bei der ÖVP: 
NIOGAS!) Von der NIOGAS sind ebenfalls 
noch 37 Millionen an  Forderungen dazuge- 
komimen, insgesamt sind es 110 Millionen. 
Sicherlich, Herr Kollege, Sie sagen, (das ist 
eine Bewertungsfrage. Aber begreifen Sie, 
diese Bewertungsfrage kann sich nicht auf 
ein Sachvenstäadigengutachten berufen, wenn 
dieses auf anderen Unterlagen erstellt wurde, 
also auf Dingen, dile mian nicht wußte. 

Darf ich noch einen Punkt anfiühren. In 
diese verwertbaren Dinge, in ldiese Debitom- 
bewertungien gehört auch, daß der !ganze 
Komplex Haselgruber von den Sachverstän- 
digen abgebucht ist; ich glaube, das ist klar, 
das ist noch eine wrgangene Ära, aus des 
das Ganze herrührt. Dia ist zum Beispiel eine 
Firma Fluss & Co. Wir haben es nicht ge- 
wußt, aber #der Regierungskommissär hat ge- 
sagt, diese Firma ist schon in Konkurs. Dta 
ist - und das ist tauch eigenartig - ein 
Gutachten, wenn ich es richtig im Ohr habe, 



eines Kleibel, der zur Abwicklung eines Aus- 
gleidwverfahrenis einen Kredit von der Conti- 
bank übernommen hat. 

Ich habe gesagt, ich bleibe jetzt bei den 
drei, vier Beispielen - ich könnte noch un- 
gefähr acht Beispiele aufzählen -; wenn ich 
das tue, dann werden Sie, gbaube ich, so wie 
wir fragen, ob das stimmt. 'Bei einer optiirna- 
len Beurteilung kommt dieses Institut Suttner 
zu 12 Mill. S Verlust. Dier Herr iProfessor 
Kastner war schon vorsichtiger. Er bat später 
gesagt, vielBeicht ist der Verlust 70 Mill., 
vielleicht ist er 100 Mill.; unld als letztes 
sagte er, vielleicht ist er 150 Mill. S.  Ich 
habe das nur deswegen geschildert, Idamit 
Sie sehen, wie die Beurteilung ist. Sie ist 
also sehr, sehr fraglich. In dieser Hinsicht 
gebe ich Ehen recht, 'das sagt auch in allen 
Punkten das Prüfungsinstitut. Eine Berufung 
auf die Sachvenständigen ist in diesem Fall, 
glaube ich, illusorisch, weil diie nichts anlderes 
bewerten konnten, als was sie mom'entan 
hatten. Ich gebe offen zu, cdaß es wahrschein- 
lich iin ldieser kurven Zeit auch gar nicht 
möiglich war, eine )korrekte Bewertung durch- 
zuführen. Das war einer unserer Einwände. 

Dlarf ich glieich eine Gcundsatzfrage ein- 
Rechten. Uns geht es doch \darum: Wenn 
das Land eine Rückstehungsenklärung abgibt, 
dann müßte doch der Landtag wissen, für 
wieviel. Wie groß ist denn vorausschaubar 
der Schalden, Iden wir zu übernehmen haben? 
Sie sagen, das wissen wir nicht.. (Abgeord- 
neter Diettrich: Derzeit!) Also mit anderen 
Worten: Es ist ein Blankowechsel, Iden ich 
hergebe; wir werden in ein, zwei oder (drei 
Jahren wissen, wie groß (der Schaden ist. 
Vielleicht wird es auch länger dauern. Dlas 
ist unserer Meinurig nach nicht mtiglich. Und 
nun kommen Sie zu  dem Unterschied Zwang 
und Zeit in der Verwertung. Herr Kollege, 
wenn Sie sich (diese Tabellen ansahen, so 
gibt dieses Prüfungsinstitut insgesamt (drei 
Phasen bekannt. Die erste Phase ist Sommer 
1968, die zweite Phase ist Dezember 1968, 
die (dritte Phase ist nach 1968. Vorsichtig, 
wie die Herren waren, hablen sie keinen 
Zeitpunkt angegeben, wann das sein soll. Sie 
haben gesagt, nach 1968. Wenn Sie sich das 
jetzt im Lichte )der Diskussion vom Freitag 
ansehen, datnn kännen Sie eines fieststellen: 
Das Wesentlichste geschieht schon bis zum 
31. Dezcember 1968. Was nach 1968 ist, das 
sinld in (der größeren Zahl schon Dubiosa. 
In einem Konkuns wird das in derselben 
Zeit abgewickelt, das ist genau dasselbe. Da 
haben Sie keinerlei Unterschied dabei; da- 
her spielt der Faktor Zeit gar nicht die Rolle. 
Herr Kollege, was [soll der Faktor Zeit btei 

klar ist. Mit 'diesem Antrag bleibt natürlich 
Viktor Müllner wegen der ganzen Tmns- 
akbionen stnafrechtlich verfolgbar, aber einen 
Schadenensatzanspruch haben wir nicht mehr 
auf ihn, lauf seine EEI in Valduz, wohin das 
Gekd gegangen ist, denn wir istellen aus- 
drücklich fiest, idaß Unser SchluMner d ie  Conti- 
nentale Bank ist. Meine Damen !und Herren, 
wenn es idie Continentale Bank ist, dann 
kann es nicht mehr der Herr Viktor Müllner 
sein; dann sind es nur die Machinationen 
des Herrn Müllner, !die das bewirkt haben, 
aber der SchuEdner ist die Bank. Die NEWAG 
soll außerdem noch eine Abtretungerklärmg 
geben. Hier sehe ich, ehrlich gestanden, eine 
Rechtsfrage; ich weiß nicht, wie sie da 
Hanldelsgericht behandeln wird. Mit Ihrem 
Beschluß, den Sie heute dem Handelsgericht 
übermitteln, miüssen #doch gleichliautend auch 
die Abtriebungserklärungen [der NEWAG vor- 
liegen. Ich stelle fest, ldaß bis zum heutigen 
Tag eine !solche Erklärung des Aufsichtsrates 
der NEWAG nicht abgegeben wude. Auf 
Grund der Satzung der NEWAG ist dieser 
Beschluß aufsichtsratspflichtig. Der Aufsichts- 
rat wind für 22. März einberufen. Das heißt 
mit anderen Worten: Dieser erste wesent- 
liche Punkt für die Realisierung Ihres An- 
trages fehlt. Er könnte nur dann saniert 
werden, wenn das Handelsgenicht auf !diesen 
wichtigen Beschluß im Vertrauen darauf, daß 
die sozietären Organe weisungsgemäß han- 
deln Weden, verzichtet. Wenn aber ldas 
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H'andelsgericht darauf pocht und wartet, daß wird? (Rufe bei der ÖVP: Nein!) Nein. Da- 
die sozietären Organe weisungsgebunden her gibt es eine neue Foridemng, die mit 
handeln, dann haben Sie gegen das Aktien- erledigt wenden muß. Meine Herren! \Ob es 
gesetz verstoßen, ,denn Sie haben nicht eine neue Forderung der Wirkung nach ist 
weisungsgebunden zu handeln. Ich glaube, oder ob es bezalhlt werden muß - seien Sie 
'diese Rechtsfrage müßten Sie heute noch mir nicht (böse -, das isst unserer AufFassung 
klären, denn sonst erscheint Ihr ganzer An- nach gleich. Ausgezahlt konnte es wenden. 
trag sehr nebiulos und rechtlich gar nicht Ich wollte vor alllem nur darauf hinweisen, 
mehr durchfiihrbar. Das zu rhrem Vorschlag. daß die Randbemerkung, diese Formulierung 

Ungefähr unter dem 9. Punkt haben Sie 
dam zu unserem Punkt 3 Stellung genom- 
men, das war die Debitorenbewertung. Dazu 
habe ich schon gesprochen. 

Zu Punkt 4 sagten Sie, das war eine Ihrer 
polemischen Anmerkungen, mangelnde recht- 
liche Kenntnis. Auf Grund des § 6 des Auf- 
sichtsgesetzes dürften ja gar keine Aus- 
aahlungen geleistet wenden. Es trifft also 
den Punkt, Idaß dieses Bankenkonsortium 
die Auszahlungen getätigt hat, und daß wir 
der Meinung sind - wir behaupten es nicht 
dezidiert -, das sei im Hinblick auf den 
9 186 des Strafigesetzes friaglich. Herr Kol- 
lege, Sie haben sich das Aufsichtisgesetz an- 
gesehen; ich auch. Ich habe es mir zur Sicher- 
heit mitgenommen. Darf ich aus dem § 6, 
auf den Sie sich beziehen, folgendes henaus- 
nehmen: IMit dem Wirksamkeitsbeginn der 
Geschäftsaufsicht sind alle vorher entstan- 
denen Fonderungen gegen das Institut ein- 
schließlich ,der Forderungen aus W e b e l n  
usw. usw. gestundfet. Absatz 2: Nach An- 
ordnung der Geschäftsaufsicht hat das Gericht 
den fmanzielhen Stand des Imtttutes auf 
dessen Kosten usw. usw., hat einen Bericht 
einzuforidern, (der Bericht hat anzugeben, ob 
das Institut W [der Lage ist, einen bestimmten 
Bruchteil seiner vor dem Eintritt der Rechts- 
Wirkungen der IGeschäfbsaufsicht entstandenen 
Verbindlichkeilten BU beaahlen. Nach Maß- 
gabe des Berichtes kann das Gericht an- 
oridnen, daß die alten Fonderungen nur mit 
einem bestimmten Bruchteil der Kündigung 
unterliegen. Es kann auch gestatten, dlaß die 
Aufsichtsperson nach (Gattung oder Höhe zu 
bestimmende alte Fonderungen voll auszahle. 
Ich glaube, (damit ist unser Streit schon be- 
endet, denn genade I'hr Hinweis auf den 5 6 
des Auf siehtsgesetzes sagt, ,daß die Aufsichts- 
person Auszahlungen vornehmen kann. Das 
hat sile nämlich gietan. Die Kontrollbank hat 
ja ein Konsortium gebildet m d  die 20.000 S 

' übernoirnmen. Und damit sind natürlich, nach- 
I dem 'das noch nicht benücksichtigt ist, zwangs- 

läufig neue Forderungen gegenüber der 
Continentalen Bank AG. entstanden. Denn 
eine Frage: Glaubt irgend jemand in diesem 
Saal, draß das Bankenkonsortium diese eine 
Million Schilling der Contibank schenken 

zeuge von einer m<angelnden rechtlichen 
Kenntnis, nicht mehlr aufrechterhalten wer- 
den kann. 

Und nun, mleine Damen und Herren, zu 
dem wirklich wichtigen Fragenkomplex, den 
auch der Herr Kollege Schneider etwas ge- 
fühlsbetont dargestellt hat: zu den kleinen 
Spanern. Natürlich kann man jetzt verschie- 
dener Auffassung sein: Was ckt ein kleiner 
Sparer? Ist ein kleiner Sparer einer, der 
100 S hat, der 1000 S hat, der 10.000 
Schillilng hat oder der 2,000.000 S hat? Ich 
bin überzeugt dlavon: Die Beurteilung, wer 
ein kleiner Sparer ist, wird nach der Ein- 
stellung vierschieden sein. Derjenige, der 
mehr hat, wiad sagen, tdaß tein kleiner Sparer 
jemand mit 50.000 S oder 100.000 is ist, 
und derjtenige, (der weniger oder gar nichts 
hat, 6 i .d  sagen, ein kleiner Sparer ist der 
mit 1000 S. Das liegt in der Natur der 
Sache. 

Man muß daher versuchen, sich an objek- 
tive Merkmahe zu halten, und ein objek- 
tives Merkmal für uns ist (die Auffassung 
das Bankenkonsortiums. Das Bankenkon- 
sortium hat die huffiassung vertreten, kleine 
Sparer sind solche bis 20.000 S. Des- 
wegen hat es bis zu (dieser Summe ausge- 
zahlt. Damit befindet sich das Bankenkon- 
sortium im wlesentlichen sogar genau dort, 
wo die österreickischen Sparkassm üiber- 
haupt sinid. Sie wissen, ldaß (die Durch- 
schnittseinlagen bei den österreichiischen 
Sparkassen in ganz Österrdich bei 10.000 
Schilling liegen. Also wenn man die Super- 
einlagen und (die ganz kleinen Einlagen weg- 
läßt, simd es 10.000 S. (Abg. Laferl: Die 
Schülerersparnisse!) Ja, wenn man die Schü- 
lerersparnisse und idie anderen wegläßt. (Ab-  
geordneter Laferl: Die sind enthalten!) Ich 
weiß nicht, ob sie enthalten sind. Ek ist aber 
gleich. Auf jeden Fall ist der (Schnitt 10.000 
Schilling. 

Wenn also das Bankenkonsortium 20.000 
Schilling bewilligt hat, dann wollen wir nicht 
rechten, ob das groß oder klein ist, sondern 
wir akzeptieren es und stellen fest, daß von 
diesen 20.000-&Sparern alle befriedigt 
wunden. Von d'en gesamten SpareinLagen 
bleiben dann nur noch 80 übrig. Also nicht 
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700, sondern 80 bleiben übnig, denn alle 
anderen sind schon befriedigt. (Abg .  Karl 
Schneider: Nein,  nein!)  Das braluchen Sie nur 
zusammenzuiiechnen, Herr Kollege! Nehmen 
Sie die Tabielle zur Hand und rechnen Sie 
es zusammen, Bitte, vielleicht sind es 84 
oder 85, so geruau habe ich die Zahl nicht 
im Kopf. Aber viel mehr als 80 sinid es 
nicht, wlenn Sie ,das zusammenrechnen. Außer 
Sie rechnen auch die Millionenbeträge dazu. 
Wenn Sie das tun, dann sind es um e h  
paar {mehr. Aber die nehmen wir, gLaube ich, 
gemeinsam atus. Es bleiben also 80 Sparer 
übrig. 

Und jetzt kommt der zweite entscheidende 
Unterschied zwischen Lhnen und uns: Sie 
siad [der Meinung, daß Sie durch Ihren An- 
trag, mit dem Sie die 14 Spanbücher Viktor 
Müllnens mit insgesamt 18 Millionen Schil- 
ling Einliage aus der Befriedigung heraus- 
nehmen, (den Müllner-Komplex sozusagen 
abgesichert haben. Sie wissen aber, daß das 
Gericht in der Zwischenzeit nioch 40 Gpar- 
bücher entdeckt hart, über die Müllner oder 
seine Freuntde verfügungsberechtigt waren 
und dife in den Spar- und Konto&lagen der  
Kleinen, diie Sie noch auszahlen wollen, ent- 
halten sind. Die sind vorn Gericht nicht be- 
schlagnahmt, die sind nur festgestellt wor- 
den. Zum Teil weiß man auch gar nicht, 
wer verfügungsberechtigt ist. Es wird schon 
einmal irgendwer (auftauchen bei (dieser gan- 
zen Sache. Wir sind der Meinung, daß Ihr An- 
trag die Auszahlung an diese Leute ermög- 
licht. Ihr Antnag verhindert es nicht. Wir 
wenden in der Zukunft sehen, ob es so ist. 

Und das ist wieder ein Streitpunkt. Sie 
sagen, Lhr Antrag venhindert es, wir sagen, 
er verhindert es nicht. Denn wenn er es 
nämlich verhindert, dann kann das Handels- 
gericht Ihrem Vorschhag nicht zustimmen, 
meine Hermn. Ihr Vorschlag geht doch von 
der Uberlegung auis, daß nur mehr \ein einzi- 
ger Gläubiger tibiiigbbleibt, und der ist dlas 
Land. Es darf keiin anderer Gläubiger übrig- 
bleiben, sonst müßte er nämlich zustimmen. 
Es können nur die 14 Sparbücher ausgenom- 
men wenden, die vom Gericht beschlagnahmt 
sind. Wenn Sie siech (die Konkursordnung 
durchlesen, so werden Sie feststellen: Es 
gibt keine anderen, denn sonst fallen sie 
unter ldiie Begünstigungsklausel für einzelne 
Gläubiger. Dann trifft wieder die Strafbe- 
stimimung zu, daß das nicht geschehen darf. 
Also es paßit hinten und vorne nicht. Das 
Geficht wind - ich zweifle nicht daran, daß 
es korrekt vongeht - erst bei der Ab- 
wickliung dnaufkommen, idaß mit dieser Rück- 
stehungiserklämng gar nichts getan ist und 

, 

daß es in Wirklichkeit damit nicht operieren 
kann. Dann wird dem Gericht nichts andenes 
übrigbleiben, als den Konkurs zu erklären, 
und wir hätten uns die ganze Debatte wahr- 
scheinlich ersparen können. 

Dias letzte, was Sie noch gesagt haben, hat 
die einstweilige Anondnung betroffen. Sie 
haben gemeint, unser Antrag zeige in bezug 
auf den Entzug (der Konzession ebenfalls.. ., 
ich weiß jetzt nicht, wie Sie es formuliert 
haben, es war auf jeden Fall ein bißchen 
bösartig formuliert. Aber es war nicht SO 
tragisch, ich habe es schon wieder vergessen. 
Es kann also nicht so arg gewesen sein. 
Irgendwie habe ich es nur unangenehm im 
Ohr gehabt. 

Meine Herren von der UVP! Was ist denn 
alles unter einer einstweiligen Anondnung 
zu verstehen? Sehen Sie bitte im Kommentar 
nach. Sie wenden dann feststellen, daß auch 
die Sicherstellung der Konzession darunter- 
fallen könnte, und deswegen baben wir das 
beantragt. Hatte uns der Herr Landeshaupt- 
mann gestern mitgeteilt, daß das Finanz- 
ministerium bereits am 1. März, also vor 
fünf Tagen, dieses Schreiben geschickt hat, 
dann hätten wir es uns vielleicht überlegt 
und hätten es anders formuliert. Aber das 
hängt auch damit zusaimmlen, daß leider 
Gottes manchmal die Information - viel- 
leicht durch den Trubel der Zeit - halt 
nicht schneller erfolgen kann. Aber da Sie 
gemeint baben, Herr Kollege, wir wrüßten 
das, sage ich Lhnen offen: Wir wußten es 
nicht. (Abg .  Karl Schneider: i ch  habe es  auch 
erst u m  Nachmittag erfahren!) Wir haben 
es heute erst von Ihnen, aus Ihrem Munde 
erfahren, diaß das am 1. März gemacht wonden 
ist. 

Meine Damen und Hernen! Damit m6chte 
ich jetzt abschließen. Ich möchte auch sagen: 
Vorläufig einmal abschließen. Ich bitte Sie, 
sich jetzt folgendes zu überlegen: Ihr Vor- 
schlag - ich glaube, darin sinld wir m 
einig - setzt den Bestand und die Existenz 
der Continenbalen Bank AG. voraus. Kön- 
nen Sie mir irgendaine Bestimmung des Ge- 
schäftsaufsichtsgesetzes oder id(er Konkurs- 
ondinung sagen, nach der es möglich wäre, 
das Institut zuzusperren und dann eine stille 
Liquiidation vorzunehmen? Es ist nicht mög- 
lich, das geht nicht, denn die Geschäftsauf- 
Sicht hört ja auf. 'Sie kennen die Bestim- 
mung, ich glaube, es ist ider 5 10: Die Ge- 
schäftswfsicht muß nach sechs Monaten ent- 
weder aufgehoben oder verlängert werden. 
Wissen Sie, wann das ist? Haben Sie das 
Ihren Freunden im Klub auch vorgelesen? 
Das ist namlich eine wichtige Entscheidung, 
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meine Herren, und das soll wirklich ein Rekonstruktionsplan (der Contibank. Sie be- 
jeder wissen. Das Gericht hat die Geschäfts- weisen es #damit, weil Sie eich ja selbst 
aufsicht ialufiuheben, wenn cdie Vorauseetzun- darauf berufen, daß (die Geschäftsaufsicht 
gen weggefallen sind oder wenn sechs Monate noch für 2 Jahre bestellt \wenden wird. Sie 
verstrichen sinid und diese Frist nicht auf kann nur bestellt werden, wenn (die Bank 
Antrag des Gerichts vom Bunldesministerium rekonstruiert wind; die ganze Abwicklung ist 
für Justiz im Einvernehmen mit den bei nur möglich, wenn die Bank bestehen bleibt. 
teiligten Bunidesministerien verlängert wind. Daher wind das Verfiahren, (das ldas Bundes- 

Hier erhebt sich die erste Frage. Der Herr 
Landeshauptmann hat in der Landesregierung 
dezidiert erklärt, er hätte 'die Zusicherung, 
daß die Geschäftsaufsicht biis zu zwei Jiahne 
verlängert wind. Aillerdingis sagte (er: 
vom Finainzministeriluim. (Landeshauptmann 
Maurer: Nein!) Ich bitte uun Entschuldigung: 
Von wem hatten Sie die Zusicherung? (Lan- 
deshauptmann Maurer: Lassen Sie sich in- 
formieren!) Ich weiß nicht, Herr Landes- 
hauptmann, von wem Sie (dann die Zu- 
sicherung bekommen haben? (Landeshaupt- 
mann Maurer: V o m  Herrn Oberlandesge- 
richtsrat Orosel!) Ich bitte um Entschuldigung, 
bitte, ich nehme es sofort zurück. Ich habe 
den Eindruck gehabt, daß es das Finanz- 
ministenium war. 

Eins muß man festhalten: Herr Oberlan- 
desgerichtsrat Orosel kann eine solche Zu- 
sicherung nicht geben, denn laut Gesetz 
kann das nur ldas Justizminisberium im Ein- 
vernehmen mit (dem Finanzministerium ver- 
fügen. Nun zweifle ich nicht dqaran, dlaß es 
Ihrem politischen Einfluß gelingen wird, das 
zu erreichen; na rselbstverstänldlich. Dann 
müssen sich aber auch das Justiz- und 
F'inanzministerium an das Gesetz halten. Es 
heißt, die Verlängerung kann nur ausgte- 
sprochen werden, wenn die Fortdauer des 
Verfahrens zur Feststellung (des Standes dies 
Institutes erforderlich ist; - das ist es aber 
ofiensichtlich nicht, 'denn der Stantd des In- 
stituts liegt schon da - oder - und jetzt 

i komimt der zweite Teil - zur Durchführung 
eines vorliegenden Rekonstruktionsplanes. 

1 (Dritter Präsident Reiter übernimmt den 
Vorsitz.) 

, Meine Herren, was heißt das? Wenn man 
1 Ihren Antrag, den Sie heute beschließen 

werden, zur Grundlage nimmt, und [d'as Bun- 
desministierium für Justiz und ftir Finanzen 1 verlängern ldie Geschäftsaufsicht, (dann kön- 
nen es die beiden Bundesbehörden nur dann 
tun, wenn sie der Meinlung und tfber- 
Zeugung sind, idaß es sich bei Ihrem Vor- 
schlag um einen Rekonstruktionsplan für die 
Contibank handelt. S o  steht es expressis 
verbis im Gesetz. ES kann nur verlängert 
wenden, wenn ein Rekonstruktionsplan vor- 
liegt. Meine Herren, und lum idlas geht es. 
Unserer Vberzeugung nach ist Ihr Plan ein 

ministerlium für Finanzen für #dien Einzug 
der Konzession eingeleibet hat, so lange zu 
keinem Erfolg führen dürfen, soliange IhT 
Plan noch in Verwirklichung ist. Hingegen 
in dem Augenblick, wo ein Konkurs ausge-, 
sprochen ist, dann ist er sofort zu ver- 
winklichen. Anders geht es gar nicht. Ich 
bitte, ldaß wir das festhalten. Dileses Schrei- 
ben des Bundesministeriums für Finanzen 
vom 1. März über den Einzug (der Konzession 
ist vorläufig eine nein rechtliche \Deklaration 
ohne rechtliche Wirkung. Sie, meine Herren, 
müissen sich sofort an das Ministerium wen- 
den und ensuchen, ldileses Prüfungsversahren 
zum Einzug !der Konzession zu untenbinden, 
zu stoppen. Denn wenn Sie das nicht tun, 
können Sie mit Ihrem lPlan nicht weiter- 
kommen, dann muß näimlich das Handels- 
gericht den Konkuvsantrag stellen. Dann 
bleibt nichts übrig, wdil 'dann nicht ein- 
mal mehr ein Mantel da ist; weil idann nicht 
einmal ein Institut da ist, weil niemand da 
ist, der das sachlich abwickeln kann. 

Ich habe, so wie auch Sie, mianchmal mit 
Temperament versucht, die Punkte a a l  
sachlich gegenüberzustellen. Vielleicht haben 
Sie dadurch den Eindruck bekommen, so 
leichtfertig oder so unüberlegt, wie Sie viel- 
leicht den Eindruck bekommen hätten kön- 
nen bei der Darlegung, ist es nicht gewesen. 
Ich gebe zu, fdaß wir von grundsätzlich un- 
terschiedlicher Beurteilung ausgehen. Sie, 
und das glaube ich muß man festhalten, von 
einer utopischen Hoffnung, daß Sie mehr be- 
kommlen werden und daß Müllner nichtis 
bekommt, wir von (der überzeugung, daß 
man dem Lande besser nützt, wenn man 
sofort einen Strich macht, daß wir gleich viel 
hereinbekmlm~en wenden, daß es uns auch 
nicht mehr kosten wird, daß dann aber eine 
saubere, korrekte Lösung und nicht eine 
Lösung auf Zeit in Iden nächsten 20 oder 30 
Jahren gefunden wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

DRITTER FIRÄSIDBNT REITER: Zum 
Worte gelangt Herr Abg. D ii e t t r i c h. 

Abg. DIETTRICH: Herr Präsident! Hoher 
Landtag! Sehr geehrbe Damen und Herren! 
Kollege Thomschitz hiat uns in sehr aus- 
führlichen Darlegungen die Ungeheuerlich- 
keit lder Vorgänge in (der Contibank ge- 
schildert. Kollege Schneider hat in seinen 
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klugen Ausführungen den Standpunkt der 
Österreichischen Volkspartei dargestellt, und 
Herr Landesrat Rösch hat in seinen theo- 
netischen unid sehr juristisch fundierten uber- 
legungen zu dieser schwierigen Problematik 
Stellung gencmmmen. Meine Damen und 
Herren, bitte iiberlegen Sie den einzigen 
Wunsch, Iden der  Herr Landeshauptmann 
von Niederösterneich und (die Österreichische 
Volkspartei hegt, so nasch wie möglich aus 
diesen schiwierigen Problemen herauszukom- 
men. Sie mülssen uns die Glaubwündigkeit 
zubilligen, daß wir alle aus tiefstem Herzen 
bemüht sind, über diese unerquickliche An- 
gelegenheit hinwegzukommen, allerdings 
unter der Voraussetzung, daß diesem Lande 
schwere Verluste vermieden werden. 

Meine Damen und Herren, es ist eine be- 
kannte 'Iratsache, daß dieser Vorfall, daß 
diese ungeheuerliche Problematik~ auch ein 
Novum in unserer Rechtsgeschichte damtellt. 
Es gibt verschiedene Meinungen über die Ge- 
setzmäßigkeit, es gibt verschiedene Meinun- 
gen iiber den Anspruch, über die gesamte 
komplizierte Verbindung zwischen den sozie- 
taren Organen, zwischen dem Lande und der 
Bank. Das mag alles richtig ued recht sein, 
aber nehmen Sie ehes zur Kenntnis, die 
Österreichische Volkspartei unld vor allem 
der Herr Landeshauptmann [haben nur den 
einen Wunsch: so rasch wie möglich hier eine 
brauchbare Lasulng zu fiaden, die (dieses 
Trauma, das uns schon 2 Jahre lang be- 
schäftigt, üiberwindet. Die Untermlauerung 
unsenes Initiiativantrages Ist ja #auch von 
Fachleuten erarbeitet; es ist nicht ein Initiativ- 
antrag und L6sungisvorschlag der  Öster- 
reichischen Volklspartei allein, sondern es hmat 
sich ja iauch alles, was in )diesem Zusammen- 
hang einigermlaßen Bescheid weiß, schon 
seit Tagen, Wochen und Monaten den Kopf 
zerbrochen, Wege zu suchen, um 'diese Ver- 
lustmöglichkeiten geringer zu hallten. Es ist 
heute schon des langen und breiten über die 
Beurteilung der Fonderung, über die Beur- 
teilung der Mtiglichkeiten der Abstattung 
der Schulden und dergleichen gesprochen 
worden. Freunld Schneider hat mit dem Ver- 
gleich seines Anzuges bestimimt ein gutes 
Beispiel gewählt. Bedauerlicherweise wuriden 
hier am Rednerpult nur jene Debitloren, jene 
Fonderungen einer näiheren Untersuchung 
und Analyse unterzogen, die weitgehenidst 
abzuschreiben sind. Wenn Sie die Liste an- 
sehen - es ist eine gewisse Problematik, 
über die Posten m einzelnen zu sprechen -, 
so sind bedeutenlde Ansätze und bedeutende 
Vermögenswerte verwertbar. Bedenken Sie 
auch die vielen, vielen Wohnungsinhaber, die 

im Falle eines Konkurses [durch Exekutionen 
oder sonstige Rechtstitel ihr Darlehen zu- 
rückzahlen müßten bzw. für die aus (diesem 
Auflösungsprozeß noch zusätzliche Belastun- 
gen eintreten würden. Ich glaube, #die lSorge 
um den sogenannten ,,kleinen Mann" ist 
auch mit eine Ursache, warum wir zu dieser 
Form unseres Initiativantrages gefunden 
haben. 

Meine Damen unid Herren, Sie wissen 
genausogut wie rch, daß wir ums (Über die 
Problematik aller dieser Rechtsgutachten 
auch nicht hundertprozentig im klaren und 
von ihrer Richtigkeit überzeugt sind. Aber 
eines, meine Damen und Herren, müssen B e  
uns doch zubilligen, daß wir zuminldest den 
Versuch unternehmen, dem Lande bedeuten- 
de Verluste zu emparen. Wenn uns dazu 
eine gewisse Zeit eingeräumt wind, so ist 
jeder Versuch sehr wertvoll; wir glauben, 
ihn unternehm~en zu müssen. Der Herr Lan- 
deshauptmann steht ja terminmäßig unter 
einem gewissen Zeibdruck. Er muß in den 
nachsten Tagen eine Entscheidung treffen 
bzw. muß der Landtag, um einen sofortigen 
Konkurs zu verhindern, über Iden nun so 
heftig diskutierten Rückstehungsantnag Be- 
schluß fassen. Wenn dieser Bwchluß auch 
letztlich nicht zu dem Erfolg führen sollte, 
den wir uns alle erhoffen, nämlich idaß die- 
sem Lande in einer stillen Liquidation doch 
einige beträchtliche Vermögenswerte erhai- 
ten bleiben können, so glaube ich, befiniden 
wir uns doch in einem Punkt auf einer Linie. 
Auch uns schwebt nur vor, (die Schuldigen 
zu bestrafen; es  soll aus dieser ungeheuerli- 
chen Sache niemand ungerechtfertigteweise 
auch nur einen Schilling bekommen. Wir 
sind mit Ihnen derselblen Auffassung, da6 
aus den restlichen Spanbüchern kein einziger 
unredlich erwonbenes Geld weiterhin unter 
dem Deckmantel irgendeina Sparkassen- 
oder Bankgesetzes verwerten soll. (Abge- 
ordneter Grünzweig: Kennen  Sie  die Leute?) 
Nach unseren Informationen sind die ra t -  
lichen, derzeit noch nicht behobenen Spar- 
bücher, außer den 14 gerichtlich beschlag- 
nahmten sogenannten Namenssparbüchern, 
vollkommen unbedenklich hinsichtlich des 
Einlagenstandes und der Person. Ich kann 
mich für \diese Erklärung nicht verbürgen, 
aber ich bin überzeugt, daß es Möglichkeiten 
gibt, diese Feststellungen zu überprüfen und 
die Unterlagen unter Umständen auch Ihnen 
zuzumitteln. (Abg.  Grünzweig: Das steht irn 
Protokoll, was Sie jetzt  gesagt haben!) 

Die Lösungsvorschläge, sdise wir Ihnen 
heute in unserem Initiativantrag unterbrei- 
ten, Iiegen ja auch mit Ihren Wünschen auf 
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Landtag von Ntederosterreich. i V  Session der VIII. Geset - 
einer Linie. Die allgemeine Erfahrung hat 
immer wieder gezeigt, daß eine stille Ab- 
wicklung !dem Konkurs vorzuziehen Ist, weil 
die Vermbgensbewertung in einem Konkurs- 
verfahren wesentlich schlechtere Ergebnisse 
bringt. Was heute iimmer wieder sehr dnastisch 
und aufnichtig unter Beweis gestellt w u d e  
und was auch aus der Fonmullierung unseres 
Antrages hervorgeht, ist die Eorge um jeden 
einzelnen Schilling, der unter Umständen 
durch eine voreilige oder zuwenig iiber- 
legte Transaktion verlorengehen könnte. Es 
wwde hier auch die Gefahr aufgezeigt, daß 
Müllner each Durchführung einer stillen 
Liquidation wieder in Iden Besitz des Unter- 
nhmens bzw. der Bank gelangen könnte 
unid idann letztlich das Land Niederösterreich 
der Schadensträger sein würde. Nach Mit- 
teilung und Befragung von Fachleuten wurde 
uns in idiieser Richtung jedwede Besorgnis 
;enom(meni. Die Aktienbesitzer können, so- 
lange das band seine Forderungen nicht er- 
füllt bekommen hat, keinen Schilling vor- 
zeitig aus diesem Unternehmien herausneh- 
men, weil ja die Forrderung (des Landes zu 
Buche steht. 

Ich möchte mich noch ganz kurz mit einer 
Frage befiassen, die Herr Landesrat Rösch 
hinsichtlich (der klieinen Gubhaben bis zu 
20.000 Schil'ling, die von einem Banken- 
konsortium übernomimen wurden, aufgezeigt 
hat. Hier liegt natürlich nur eine Vermö- 
gensumschichtung vor, denn die sogenann- 
ten kleinen Sparer wurden ja befriedigt und 
scheinen dlaher nicht mehr unter den Gläubi- 
gern auf. Als Einzelpoist tritt (dafür die Kon- 
trollbank als Kreditgeber auf. Alles 'das zilelt 
letztlich (darauf hin, Verluste, soweit sie 
überhaupt vermeidbar sind, auszuschließen. 
Unser Antilag, der im einzelnen hier sehr 
nachldrücklich besagt, daß mit der Rück- 
zahliung dieser Einliagen SO lange zuzuwarten 
ist, bis alle übrigen Gläubiger der Conti- 
bank befriedigt sind, ist ja eine Voraus- 

' setzung, um gröi3ere Belastungen unld Schä- 
den zu vermeiden. Ich glaube, daß wir dieses 
Kapitel mit der Feststellung bzw. mit dem 
Wunsch abschliefien sollten, unseren Dring- 
lichikeitsantrag als einen Verzweiflungsver- ' such zu betrachten, dem Land Niederöster- 

' reich weitere Millionenverluste zu ersparen. 
i Man kann doch keineswegs die Auffassung 
i vertreten, daß ein Konkurs, der mit 
' einer Radikalkur zu vergleichen wäre, die 
1 alle Mäglichkleiten einer zuisätzlichen Ver- 

wertung vcnn echten Forderungen iausschließt, 
das gegebene wäre. Ich bin davon überzeugt, 
daß die Fachleute und Juristen in dieser 
Frage sicherlich diverse Möglichkeiten unter- 

t 
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sucht sowie verschiedene gesetzliche und 
rechtliche Schwierigkeiten berüclosichtigt ha- 
ben. Es k t  ja bekannt, daß in dieser Frage 
selbst unter Schul- bzw. Studienkollegen 
unterschiedliche Auffiassungen bestehen, was 
sich schon aus $der M'aterie und aus der Auf- 
fassung ergibt. Ich bitte, uns zuzubilligen, 
daß die Fraktion (der Österreichisdien Volks- 
partei mit dem Hlerrn Landeshauptmann an 
der Spitze die sogenannte Müllner-Affäre mit 
allen sich daraus ergebenden Konsequenzen 
liquidieren will und bereit ist, in dieser 
Frage alle sich daraus zwangsläuf?g erge- 
benden Belastungen zu übernehmen. Wir 
geben Ihnen die Versicherung, ldaß wir jede 
Mäglichkeit ergreisen werden, wenn (durch 
geschickte und kluge Aribeit dem Land Nie- 
derösterreich auch nur ein Schilling gerettet 
werden kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wort ist Herr Abg. C z i d d i  k gemeldet. 
Abg. CZIDLIK: Herr Präsident! Meine 

Damen und Herren des Hohen Hauses! Ich 
freue mich, daß mein Kollege Herr Landes- 
rat Rösch Iden Wunsch geäußert hat, vor 
mir zum Wort zu kommen, uim an die Aus- 
führungen des Herrn Kollegen Schneider 
anknüpfen zu können. Dies cieswegen, weil 
ich vielleicht auf Grunld meiner Art, obzwar 
ich Iden Herrn Kollegen Schneider vor allem 
wegen seiner Sachlichkeit, die er stets be- 
wiesen hat, sehr schätze, doch in dem einen 
oder anderen Punkt etwas härter geantwortet 
hätte, als es Kollege Rösch getan hat. Ich 
gliaube, es war nicht ungünstig, daß es so 
vor sich gegangen ist. Ich sage das nur des- 
wegen, weil in meinen Ausführungen doch 
vielleicht die eine oder andere kleine Wieder- 
holung anklingt, damit Sie verstehen, warum 
das so ist. Ich werde mich aber bemühen, 
möglichst nichts zu wiederholen. 

Herr Kollege Diettrich, der übrigens aus 
meinem Bezirk stammt, hat sich vorhin sehr 
hilflos gezeigt. Ich habe menschliches Ver- 
ständnis für ihn, denn die Situation, in der 
sich die ÖW-Friaktion gerade in der Frage 
Contibank befindet, ist winklich nicht glück- 
lich und nicht leicht; das verstehen wir. Ich 
verstehe weiter auch, wenn der Kollege 
Diettrich an uns appelliert, wir möchten doch 
um Gottes Willen dem Hlerrn Landeshaupt- 
mann zubilligen, dlaß er (den ernsten Willen 
hiat, alles zu tun, um die Dinge so rasch wie 
m6glich in Ordnung zu bringen, allerdings 
unter der Voraussetzung, daß schwere Ver- 
luste Eür das Land venmieden werden. Nicht 
nur dem Herrn Landeshauptmmn, sondern 
auch einer Reihe von anderen Abgeordneten 
der ÖVP-Fraktion billigen wir das zu, nur 
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glauben wir, daß, angedangen beim Herrn 
Landerjhauphann über Iden Herrn Kollegen 
Schneider, die Betreffenden überfordert sind. 
Das konnten wir ja auch in der Vergangen- 
heit feststellen. 

Ich habe heute nacht, weil es mich imter- 
essiert hat, die Stenographischen Protokolle 
der letzten eineinhalb Jahre in dieser An- 
gekgenheit gelesen. 6ie würden sich wun- 
dern, w'ürde ich hier venschiedenes daraus 
zitieren, aber ich verzichte aus begreiflichen 
Gründen darauf, weil ich die Atmosphäre 
nicht über Gebühr anspannen möchte. Sie 
wünden sich wundern, was ich Ihnen von 
den Hserren der ÖVP-Fraktion zitieren könnte, 
beginnend mit (dem bekannten Dezemberkag, 
als der Herr Abgeordnete Marsch der Mehr- 
heitsfmktion sehr, sehr peinliche Fnagen 
über Mcllner und seine Geschäfte stellk, 
bis zum 1. März 1966, als die Dringlichkeits- 
anträge behandelt wunden. Die ganze Zeit 
haben die ÖAAB-Abgeordneten in Ihrer 
Fraktion geglaubt, die SPÖ-hkt ion  zur 
Verteidigung Müllners verleumden und be- 
schimpfen zu können. Sie würden sich beim 
Studium der Protokolle wundern, was Sie 
da alles lesen könnten. Sie würden dann 
feststellen, wie es heute bereits der erste 
Sprecher unserer Fraktion gesagt hat, 'daß 
all das, was wir hier vorgebracht haben, 
von Anbeginn 'an Wahrheit geworden und 
eingetroffen ist. Ich habe zu Hause noch ein 
Flugblatt - von der ÖVP unmittelbar nach 
dem 1. März verbreitet -, auf dem es hellßt: 
Die SPO-Angriffe gegen Miillner wurden 
zum Bmeriang. Was in der Zwischenzeit 
tatsächlich ein Bumerang geworden ist, ist 
eindeutig ! 

Der Herr Kollege iSchUaeider und auch der 
Herr Kollege Diettrich sind neuerlich auf den 
Vergleich mit dem Anzugsverkauf eingegan- 
gen. Ich möchte (dazu fol'gendes mgen: Liebe 
Freunde! Wenn ich heute einen Anzug um 
50 S verkaufen ktinnbe, mir aber denke, 
daß ich später, wenn ich zuwarte, vielleicht 
mehr diafür bekomme, dann muß ich auch 
gewisse Faktoren in Betnacht ziehen, die es 
dazu bningen könnten, daß ich überhaupt 
nichts dafür bekomme. Der Anzug kann ja 
unmodern wefxlm, es können die Motten 
hineinkommen, oder er 'kann gestohlen wer- 
den. (Heiterkeit.) So liegen die Dinge in 
Wirklichkeit. Ich will nicht boshaft sein, 
denn schließlich klann jeder von uns einen 
falschen Vierigleich gebrauchen. 
Und nun zu den Wohnbauföderungswer- 

bern, die echte Darlehen von der Contibank 
erhalten haben. Der Kollege Diettrich fürchtet, 
daß im Falle eines Konkurses die Riick- 

t 

Zahlungen sofort fällig würden. - Das trifft 
doch nicht zu, das sind rechbvenbindiche 
Verträge, die auch im Falle eines Kon~kums 
Gültigkeit haben; Verträge, die bei einem 
Konkurs berücksichtigt werden müssen. Diese 
Angst bmuchen Sie nicht zu haben. Der 
Riickstehungsbesdiluß, (der hier in Frage 
kommt, soll dazu fiihren, daß alle anderen 
vorher befriedigt werden, bevor das Land ZU 
irgend etwas kammt. Wir haben ja gehört, 
was iim Falk einer stillen Abwicklung nach 
dem Gesetz praktisch eintreten wird: Es wird 
die Rekonstruktion der Bank erfolgen; dar- 
über wurde (bereits einiges eindeutig gesagt. 

Es wird imlmer wider  danauf hingewiesen, 
wie gut es wäre, wenn man an Stelle eines 
Konkurses die stille Liquidation betreibt. Ich 
hatte eigentlich vor, das zu einem späteren 
Zeitpunkt zu sagen. Wir sind doch alle mit- 
einander in der MüllnerdAffäre belogen 
worden. Man hat uns ini Unterausschuß als 
Entlastungsoffemive Mr den Müllner weis- 
gemacht, dlaß hier das Skacd-Erbe bewältigt 
werden sollte. Man hat den Figl hineinge- 
legt, dem mian vorgemacht hat, daß die Dinge 
so liegen, daß bei einer sofortigen Liquidation 
der Pwthaler-Skacel-Firmen an Gtelle des 
Buchverlustes 50 Millionen Verlust auftiYL 
ten werdten. (Abg. Weissenböck: Da war  der 
Ofenböck auch dabei!) 

Herr Kollege, darauf habe ich gewartet. 
(Heiterkeit.) Sie haben dagegen gestimmt, 
daß die betreffenden Herren angezeigt wer- 
den und daß von den Gerichten untersucht 
wind, wer schuldig ist und wer nicht schuldig 
ist. Wenn der Herr Dr. Skacel nicht das 
Glück gehabt hätte und gestorben wäre, 
wäre er verhaftet worden und wrlde sitzen. 
Unld nach ihm ist der nächste gesewen. Da6 
wollte ich Ihnen nur sagen, wenn Sie Über 
Tote reden. Dieser nächste ist von der Giro- 
zentralCe zur ÖVP gekommen und hat der 
Gimentrale gegenüber noch gewisse Ver- 
pflichtungen gehabt. Diese hat ihn ersucht, 
bei der E4HT und bei der Thermo-Elektrik 
nach dem rediten zu sehen, damit die Giro- 
zentrale nicht soviiel Geld verliert. Daß sich 
der andere hat hineinlegen lasuen, ist nicht 
meine SoKge. Er sollte es verantworten. 5ie 
haben clasür gesorgt, daß nicht nur er, son- 
dern auch landera, die mitverantwortlich sind, 
mit Ausnahme von Miillner bis heute keine 
Verantwortung tragen (brauchen. Auch dw 
sage ich Ihnen jetzt schon vorweg, obwohl 
ich es erst später sagen wollte. Ich kenne 
die Namen von 20 Leuten außer Müllner, 
die als Mitschuldige bezeichnet werden müs- 
sen, bei den Landesgesellsdxaften angefan- 
gen bis zu den Landesbeamten. 

Wissen Sie, I 
die Leute behan 
direktoren hat 
men 18mal im 
Verantwortung, 
bekommen sie, 
dafür, ldaß sie idi 
anstatt nach der 
zu machen LLMI 
richten. Das wa 
direktoren, dafi 
hört. Wir haben 
Sie haben ihn ni~ 

Ich sage Lhne 
heißt Zorenzoni, 
Auf alllen Doki 
Untenschrift finfc 
schaften schwere 
mal als Geber, 
glauben Sie, w, 
Sie haben die 
zeige verweigert 
der 1Gesellschaft 
er noch länger 
Gefahr bestande 
noch in andere 
Dinge zum Sch 
schehen. Ich möc 
vielleicht könner 
sichtsrat unterhc 
eidach einverni 
12.000,- S im 1 
Summe im Jahr 
er jetzt ist? Lm 
Vertragisbedienstc 

So  behandeln 
Und da wollen 
sich moralisch v 
fernt haben? Si 
Leuten entfiernt I 
nichts zu tun h: 
sie wie Pensionä 
die ÖVP erworbv 
belolhnt wenden n 

Ich kiann Ihnen 
wenn Sie Wert da  
nur ein Beispiel 
nicht nur die Aus 
latiansobjekt zu d 
benützen zu kön 
benen Gelder fde 
den können, sond 
von einer Firi 
350.000 S war d 
hat sie nicht U 
sie haben 2 Mi1 
was hat (die Cont 
2 Millionen Sch 
dings auf einem 



iung am 6.17. März 1968. 

rden. - Das trifft 
rechkvenbindliche 

ie eine Konikzirses 
i)e, die bei ein- 
d e n  müssen. Diese 
it zu haben. Der 
!r hier in Frage 

daß alle anderen 
bevor das Land ZU 

c haben ja gehört, 
1 Abwicklung nach 
reten wird: Es wid 
lank erfolgen; dar- 
?s eindeutig gesagt. 
lmauf hingewiesen, 
nan an Stelle eines 
idation betreibt. Ich 
zu einem späteren 
sind doch alle mit- 
ier-Aff äre belogen 
I Unterausschuß !als ' 
den Müllner web- 
:acd-Erbe bewältigt 
den Figl hinebge- 
t hat, ,daß die Dinge 
fortigen Liquidation 
men an Gtelle des 
ien VerLust aufti.e- 
enböck: Da war der 

habe ich gewartet. 
dagegen gest i rn t ,  

rren angezeigt wer- 
&richten untersucht 
iid wer nicht schuldig 
r. Skacel nicht d*is 
Id gestorben wäre, 
!n und wünde sitzen. 
iäcbste ges-en. Dias 
tgen, wenn Sie über 
ste ist von der Giro- 
iimmen und hat der 

noch gewisse Ver- 
ese hat ihn ersucht, 
der Thermo-Elektrik 
Ben, damit die Giro- 
t l d  verliert. Daß sich 
ygen lassen, ist nicht 
es verantworten. Sie 
aß nicht nur er, 6on- 
iitverantwortlich sind, 
liner bis heute keine 
(brauchen. Auch das 

han vorweg, obwohl 
m wollte. Ich kenne 
uten außer Müllner, 
zeichnet werden müs- 
isellschaften angefan- 
'amten. 

Landtag von Niederosterreich. IV. Session der VIII. Gesetzgebungsperiode. 11. Sitzung am 6./7. Marz 1968. 423 

Wissen Sie, was geschehen ist, wie man 
die Leute behanldelt? Die Hierren Vorstands- 
direktoren bat man gekünldigt, die bekom- 
men 18mal im Jaihr 30.000 S. Das ist die 
Venantwortung, die sie zu tragen haben. Die 
bekommen sie, solange der Vertrag läuft, 
dafür, 'daß sie #die Niogas ausplündern ließen, 
anstatt nach dem Aktiengesetz einen Winbel 
zu machen und den Aufsichtsrat zu unter- 
richten. Das war die Schuld der Vorstands- 
direktoren, dafür hätten sie angezeigt ge- 
hört. Wir haben diesen Antrag gestellt, aber 
Sie haben ihn niedergestimmt. 

Ich sage Lhnen noch etwas: Ein Herr, er 
heißt Lorenzoni, war Prokurist bei (der Niogas. 
Auf alllen Dokumenten werden Sie seine 
Untenschrift fieden, die den Landesgesell- 
schaften schwere Verluste gebracht hiat, ein- 
mal als Geber, einmal als N e h e r .  Was 
glauben Se ,  was mit ihm geschehen ist? 
Sie ha\ben die Zustimmung zu (seiner An- 
zeige verweigert. Aber man mußte ihn aus 
der (Gesellschiaft herausbningen, denn wenn 
er noch länger geblieben wäre, hätte die 
Gefahr bestanden - sie besteht auch heute 
noch in anderen Fällen -, daß gewisse 
Dinge zum Schaden der Gesellschaft ge- 
schehen. Ich möchte nicht deutlicher werden, 
vielleicht können wir uns darüber im Auf- 
sichtsrat unterhalten. Man mußte ihn ganz 
eidach einvernehmlich entfernen - mit 
12.000,- S im Monlat, ebenfalls eine schöne 
Summe im Jahr. Und was glcauben Sie, wo 
er jetzt ist? Lm Landesschulrat sitzt er als 
Vertragsbediensteter ! 

So behandeln Sie die Verantwortlichen! 
Und da wollen Sie uns einreden, daß Sie 
sich morakch von (den Mitschuldigen ent- 
fernt haben? Sie wollen sich von diesen 
Leuten entfiernt hlaben, Sie wollen mit ihnen 
nichts zu tun haben? Dabei behandeln Sie 
sie wie Penwionäre, die sich Verdienste fiür 
die OVP erworben haben und entsprechend 
belohnt wenden mlüssen. 

Ich kann Ihnen noch andere Niamen sagen, 
wenn Sie Wert darauf legen. Abler ich möchte 
nur ein Beispiel nennen. Die Contibank hat 
nicht nur dbe Austria gekauft, um ein Speku- 
laticmmbjekt zu ,haben unld sie als Werkzeug 
benützen zu können, mit dem die verscho- 
benen Gelder (des Müllner verbraucht wer- 
den können, sondern sie hat auch #die Niobau 
von einer Firma Grmdmann gekauft. 
350.000 S war die Nioibau wert, aber man 
hat sie nicht um 350.000 S hergegeben, 
sie haben 2 Millionen Agio verlangt. Und 
was hat #die Contibiank gemacht? Sie hat die 
2 Millionen Schilling Agio bezahlt, aller- 
dings auf einem Grundstück, das sie mitge- 

kauft hat. Sie war natürlich nicht gesonnen, 
die 2 Millionen Agio se lbt  zu bezahlen, sie 
hat dieses Agio bei einem Grundkmf in 
Maria Enzemdorf der NEWAG angerechnet, 
und (die NElWAG hat die 2 Millionen Agio 
bezahlt. So haben 'diese Herren die Gesell- 
schaften ausgeplündert! Und wissen Sie, wer 
dite Niobau jetzt gekauft hat? Ihr Klu'b- 
jurist, der Herr Brosig, hat sie zum Teil für 
seine Gesellschaft und zum Teil für  den 
Gemeindevertreterverband der OVP gekauft. 
Und da wollen Sie sagen, (Sie haben sich von 
diesen Leuten, entsernt! Ich könnte Ihnen 
noch verschiebene Namen sagen, ich werde 
das vielleicht gelegentlich noch tun, ich will 
sie nicht alle heute nennen. Sie werden jeden- 
falls noch einiges von diesem Kiapitel hören, 
so lange, bis man sich {davon distanziert, (da- 
mit man glaubwürdig wind, auch wenn es 
schmerzt. Aber Sie wollen sich nur trennen 
und keine Schmerzen erlieiden. 

Dlarf ich Lhnen nun sagen, was wir mit 
den sogenannten FIachleuten in den Landes- 
gesellschaften erlebt haben? Der Herr Prä- 
sident wind es Ihnen bestätigen. Ich glaube, 
das ist kein Viertrauensbruch, denn das Land 
wird sich damit beschäftigen müssen. Die 
Herren Fachleute (haben gewisse Dinge so 
wenig benücksichtigt, daß sie bei den &- 
nierungsmaßnehmen ubersehen haben, daß 
man heuer schon (bei der NEWAG um 300 
Millionen Schilling mehr zuwenig hat, )als 
man auf Grund der Schätzung der Experten 
annehmen durfte. Wile wir diese ,Summe auf- 
treiben, ist noch ein großes Fragezeichen. 
Das sind die Experten. Wenn mir jemand 
sagt, ich soll mich auf die Experten ver- 
lassen, biln ich sehr ,skeptisch. Da schau ich 
mir lieber etwas hundert Mal an und über- 
zeuge mich, was wirklich dahinter ist. Wenn 
hier buchstäblich in einer gewiswn Hilf- 
losigkeit ein Verzweiflungsschrei ertönt und 
man sagt, das ist ein Verzweiflungsschritt, 
dann, Herr Kollege Diettrich, habe ich wirk- 
lich ein mjenischliches Venstännlnis dafür. 

Und nun zu meinen Ausführungen. Es 
wurde hinlänglich erörtert, fdaß wir auf (dem 
Standpunkt stehen, die Contibank hat kei- 
nen volkswirtschaftlichen Zweck #erfüllt. Wir 
steh'en auf dem Standpunkt, ldaß die Conti- 
bank lediglich eine Abwicklungsstelle für 
Miachinationen war, idie notwendigerweise er- 
folgen mußten, um die 6VP NiederÖsterreich 
zu finanzieren. Es wurde iOn (Jahre 1959, und 
zwtar im Oktober, die F i m a  Prethlaler & Co., 
Beteil~igung~sgeeellschaft, welche bis zu die- 
sem Zeitpunkte stillgelegen ist, mit Skacel 
und Prethaler zu je 50 Prozent Anteil akti- 
viert, Prethaler war übrigens Finanzrefermt 
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der niederösterreichischen ÖVP. Falls die 
einzelnen Herren (das nicht wissen, lassen 
Sie es sich von uns sagen. Dilese F i m a  war 
an weiteren 11 Finmen beteiligt. Weiters 
mußte von Heilrn Müllner vorgesorgt wer- 
den, daß für die Ausplünderung der NIOGAS 
eine entsprechende Abwickluingmtelle zur 
Verfügung stand. Perner galt es, die Mög- 
lichkeiten, #die sich aus der Beherrschung der 
gewaltigen Finanzgebarung der NEWAG und 
letztlich der Gelldeinlagen d'es Landes er- 
gaben, für fdie ÖVP Niederösterreich zu reali- 
sieren, wobei persönlicher Eigennutz mitzu- 
befriedigen war. Diese Aufigabe hat die 
Contibank zu erfüllen gehabt; sie hat sie 
auch erfüllt. Im Jahre 1956 wunde die Conti- 
bank nach Müllner für den ÖAAB erwor- 
ben. (Zwischenrufe bei der OVP.) Er be- 
hauptet es. Von meinen Vorrednern hlaben 
wir gehört, daß sich (das Aktienkapital von 
1957 bis 1964 von 5 Millionen auf 12 Mil- 
lionen Schilling erh6ht hat. Angeblich wur- 
den dilese Kapitalenhöihungen mit Krediten 
bezahlt, die der ÖAAB Niederösterreich von 
der Contibank aujgenommen hat. Müllner 
sagt, er war nur Treuhänder. Ich werde 
Ihnen gelegentlich meiner Ausführungen 
auch sagen, wie man Contibank-Aktien 
ohne Kredite der  Contibank kaufen konnte. 

In Verbindung mit den krlminalroman- 
haften Dcarstellungen über den Verkauf der 
Contibank-Aktien Skacel-Rogier (darf ich er- 
gänzen, daß hier 9,9 Millionen durch einen 
Rechtsanwalt, der auch Rechtsanwalt des 
Müllner unid cder EEI Vaiduz war, im Jahre 
1964 deponiert und vertreten wurden und 
daß praktisch vom Jahre 1963 an, nachdem 
im Jahre 1962 die Contibank ihre Aktien 
ausgegeben hat, die Aktien wieder im Depot 
lagen. Es ist interessant, daß Rogier noch 
erklärt hat, daß er Skacel nicht gekannt hat 
und Müllner erst seit April 1966 kennt. Die 
Aktien seien in Öisterreich bei Notar Doktor 
Bauer \deponiert gewesen. Ende 1962 wur- 
den also die Aktien ausgefolgt von der 
Contibank, 1963 waren sie wieder im Depot; 
im Jahre 1962 wurde auf Vlerianlassung der 
Fides dreimal über je 2 Millionen Nominalfe 
disponiert. Es ergibt sich daraus, daß man 
sich krampfhaft bemüihte, die Aktienbesitzer 
nicht zu offenbaren. Andererseits ersieht 
man 'deutlich, wer der wirkliche Aktienbesitz'er 
ist. Abler das ist im jetzigen Zeitpunkt gar 
nicht so wichtig, denn die Aktien sind der- 
zeit nicht einmal das Papier wert, das man 
normalerweise zum Einwickeln eines Butter- 
brotes verwendet. 

Ich komme also nochmals auf die Be- 
teiligung der Firma Prethaler zurück. Der 
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Landtages, also 
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erstgenannten GI 

ist jener Mann, dcer seinerzeit als persön- 
ter der Contiba licher Vertrauter Müllners und als sein Be- 
und die Austria rater in der NEIWAIG 20.000 Schilling irn 
habe ich Ihnen bc Monat bezogen hat, ohne Dienstvertrag, ohne 

Anskllungsvertrag. Zusätzlich durfte er noch 
zu allen möglichen und unmiiglichen Zeiten Dfaß die Cont 
einen 200 Diesel verwenldlen, er konnte tan- Zeug war, um 
ken und verfahren, was er 'wollte, ohne daß Maria Enzersdor 
er einen Vtertrag mit der NBWAG hatte. den Landesgesel 
Erst von dem Rufmpfvorstanmd, nach Ent- ziehen konnte, 1 

fernung Müllners, wunde er aus dieser Ge- Luft hängen, das 
sellschaft entfernt. Und dieser Zapotocky als daß es der Herr 

richtet hat, das I Geschäftsführer der Fides hat im Unteraus- 
schuß angegeben - das liegt schriftlich vor heute bereik g 
-, daß er bis Enlde 1966 von niemand anlderem Februar 1967, d: 
als von Müllner Aufträge bezüglich #der EEI Großkonten gefäl 
Vaduz mld der Fides enhalten hat. In Ver- daß dariaus erseh 
bindung damit ist auch festzustellen, daß Papa dort angeric 
nachweishich vor dem Tode Skacels - auch erst durch !den 
mit Wissen Müllners - 93 Millionen an die seinem Platz eni 
Prethaler-Firmen gegangen sind und durch Direktor Waka. E 
Müllner an die Fides nach dem Tode Skacels der Hauptgläubij 

nützt hat, dort 104 Millionen, so daß in Wlirklichkeit - auch 
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heute bereits geschildert. Man weiß seit uns (das zu sagen. Darauf antworteten wir 
Februar 1967, daß lder junge Müllner zwei ihm, ob er uns für  dumm verkaufen will; 
Großkanten gefälscht hat, um zu vexhindern, ein Kontoinhaber, der regelmäßig die Ktonto- 
daß cdanaus ersehen wind, was er mit seinem auszüge bekammt, muß ja sofort feststellen, 
Papa dort angerichtet hat. Dieser' Herr mußte wenn über sein Konto Millionenbeträge (ab- 
erst durch 'den Regierungskommissär von gewickelt werden. Das wird er sich nicht ge- 
seinem Platz entfernt werden, ebenso sein fallen lassen, weil er idoch befürchten rnuß 
Direktor Waka. Es ist 'ein starkes Stiick, daß in irgenxleiner Fonm wegen Betruges oder 
der Hauptgläubiger seine Macht nicht be- sonstiger Dinge $belangt zu wenden. Er hat 
nützt hat, dort Ordnung zu machen; daß es verweigert und hat auch seinen Beamten 

!nhalten hat. In Ver- 
ch festzustellen, daß 
rode Skacels - auch 
- 93 Millionen an die 
igen sind und durch 
ich dem Tode Slkacels 
L Wirklichkeit - auch 

daraiuf kommje ich noch zu sprechen - [die 
stille Liquidation, von (der man sagt, daß sie 
im Vergleich zum Konlours das beste wäre, 
statt 50 Millionen 200 Millionen kosten wind, 
und zwar zum Teil (dem Land und zum Teil 
der NEWAG. Warum Idem Land? über ,diese 
Frage müssen wir uns leider im Alufsichtsrat 
untenhalten, ich bin an die Vertraulichkeit 
gebunden. Tatsache ist, daß diese Firmen, 
von denen Miüllner und Zapotocky erklär- 
ten, daß sie nun, nachdem alle anderen 
Firmen liquiidilert sind und ldie iibriggeblie- 
benen Gelder an die (Lignospan und die 
Howag gebunden wurden, lebensfähig seien 
- obwohl das Land und die NEWAG soviel 
GeFd hineingepumpt haben -, insolvent ge- 
worden sind; die NEWAG und (das Land 
wenden eine sehr hohe iSumme verlieren. 
Hätte man Konkurs gemacht, wären es viel- 
leicht maximal 50 Mill. S gewesen. Bitte 
überlegen Sie sich das anläßlich der Be- 
handlung Ihres eingebrachten Antrages. 

Die Contibank war also das Werkaeug 
zur Verschiebung des Rabattgelsdes dler 
NIOGAS, und zwar in (der Höhe von 384 
Millionen S, und der NlEWAG von 80 Mill. 
Schilling. Weiters war sie des Werkzeug 
für die ÖVP-Baugesellschaften, wie Austria, 
Niobau, dler niederölsterreichischen gemein- 
nützigen Baugesellschaft des Klubjuristen 
der ÖVP, und der Alpenland, welche ohne 
Kontrolle der Landesregierung bzw. des 
Landtages, also ohne (gesetzliche IGrundllage 
die sogenannten Rabattgehdter verbaut haben. 
Wir Weden noch betreffend der Alpenland 
Gelegenheit haben, uns mit dem Herrn 
Finanzreferenten zu unterhalten. Die zwei 
erstgenannten Gesellschaften sind also Töch- 
ter der Contibank, unid zwar die N i h a u  
und die Austria. Von Iden 2 Mill. S Agio 
habe ich Ihnen bereits erzahlt. 

Daß die Contibank ebenfalls das Werk- 
zeug war, um der Wassergenossenschaft 
Maria Enzersdorf zu ermöglichen, daß sie 
den Landesgesellschaften 135 Mill. S ent- 
ziehen konnte, wovon 110 Mill. 5 in der 
Luft hängen, das ist eelbstverstänldlich. Unld 
daß es der Herr Papa [dem Herrn Sohn ge- 
richtet hmat, das wissen wir auch; das wurde 

man so lange zugeschaut hat, wie ider Herr 
mit 12.000 S im Monat spazienengegan- 
gen ist. Bei der Gelegenheit möchte ich eilne 
Anfrage, (die zu wiedenholten malen an uniich 
gerichtet wurdle, öffentlich beantworten. Man 
nat mich (des ö f t e m  gefragt, wie es denn 
moglich sei, daß ein Mensch, lder Konten 
fälscht, auf f p e i a n  Fuß spaziert. Das hängt 
vielleicht damit zusammen, idaß zum Unter- 
schied von den Richtern Staatsanwälte wei- 
sungsgebund~ene Beamte sind. Anders ist das 
nicht zu erklären. Ich laisse mich in der 
nächsten Zukunft gerne vom 'Gegenteil über- 
zeugen. 

Neben der Verwurstung der vexwchobenen 
Gelder über die Baugesellschaften müßte WS 
auf Grunid der Unterlagen, die wir gesehen 
und studiert haben, klar sein, Idaß der Herr 
Viktor Müllner sehr gute Ratgeber gehabt 
hat. Er hat nämlich diese Millionenbeträge 
bei der Contibank als Depotgellder auf lange 
Frist zu 3/4 Prozent eingelegt gehabt. Glau- 
ben Sie wirklich, Idaß er so blöld war und 
nicht gewußt hat, ldaß man für lsolche Riesen- 
beträge auf so lange Zeit anidere Zinsen 
bekommt? Er hat die Methade der Spalt- 
ziinsen angewendet. Das hleißt, nicht nur (die 
Contibank, sondern - !das ist, glaube ich, 
ziemlich eindeutig nachzuweilum - auch 
andere Banken haben für seitens der Lan- 
desgasellschafben eingelegte Festgelder Spalt- 
zinsen, überzinsen oldler Subzinsen, wie sie 
es nennen wollen, bezahlt, und diese bat 
der Herr Müllner bei der Contibank zum 
Teil auf Kontis, zum Teil auf Dutzende 
Sparbücher eingelegt, über ldie er allein ver- 
fügt hat. Aus diesen Sparbüchern und 'dunk- 
len Kontis hat er nicht nur sich und seinie 
Familie beteilt, sondern, wie wtr glauben, 
auch die ÖVP. Sie wenden sich erinnern, $aß 
wir Ihnen seinerzeit in (diesem Hause 
Indizienbeweise gebracht haben, idaß 
wir im Finanzausschuß Iden (damaligen Lan- 
desfinanzreferenten Rasch ersucht haben, er 
möge uns vergleichsweise idiie bekanntgege- 
benfen Differenzen mit Iden verschiedenen 
Konten au£klären, ebenso (die Durchlaufer- 
posten, woher kommt das Geld, wohin geht 
es? Er (hat $erklärt, das sei eine bankinterne 
Geschäftsgebanung. Er hat sich also geweigert, 
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nicht Auskunft geben lassen. Wir wissen nun 
aus verschiedenen anderen Zusammenhängen, 
daß aus diesen schmutzigen Gebdern der 
ÖAAB Niederösterreich und die t)VP Nieder- 
östermich und ihre Zeitungsverlage Beträige 
erhalten haben. Ich frage Sie daher, meine 
Herren der ÖVP-Fraktion: Wieviel haben 
Sie bekommen? Sind iSie bereit, diese Gelder 
an das Land und an die Landeisgesellschaf- 
ten zurückzugeben? (Abg. Marsch: Sagen Sie 
es! - Zwischenruf OVP: Keinen Groschen!) 
Wir haben das gehört, Sie 'behaupten, ISie 
hätten nicht einen (Groschen erhalten. Das 
wollen wir vorerst einmal zur Kenntnis 
nehmen. 

Meine Damen und Herren, (die Contibank 
hat ldas Schicksal erlitten, das alle Institutio- 
nen erleiden, idie sich auf Korruption ein- 
lassen. Korruption kann zwar lange betrie- 
ben wenden, aber letzten Endes - und [das 
ist das Erfreuliche - muß sie auffliegen, so 
daß die Menschen, die sich mit diesen Din- 
gen abgeben, eines Tages entlarvt werden. 
Es wurde Müllner entlarvt, es wurden seine 
Helfershelfer entlarvt. Heute soll über das 
Schicksal dieser Bank endgültig entschieden 
wenden. Wir haben Ihnen durch verschiedene 
Sprecher diie Angelegenheit, insbesondere die 
technische Seitie durch Herrn Landesrat 
Rösch, näiherbringen lassen. Wir bitten Sie, 
sich das wirklich zu überlegen, denn was 
Sie machen, $bedeutet eine Rekonstruktion 
der Bank, eine Verzögerung der Abwicklung 
zum größten Tleil auf 30 Jahre. Das be- 
$deutet - so muß man das doch sehen -, 
daß v m  irgend jemandem (der Vensvch un- 
ternommen werden soll, die Contibank wie- 
drer zu dem zu machen, was sie war, damit 
sie legale und korrupte Geschäfte machen 
kann, und zwar im Interesse der Aktionäre 
und im Interesse der ÖVP. So ikann man 
das nur sehen und nicht anders. (Beifall bei 
der SPü.) 

DRITTER PRÄSLDENT REITER: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Abg. M a r s c h .  

Abg. MARSCH: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Daunen und Herren! Als wir Ihnen vor 
nahezu zwei Jahren und einigen Monaten 
gesagt haben, man möge (doch die Einlagen 
des Landes bei der Contibank überprüfen, 
da haben Sie nicht 'darauf geachtet. Es i& 
uns des öfteren vom hemaligen Herrn Lan- 
desfinanzreferenten Roman Resch, vom heu- 
tigen Herrn Landeshanzreferenten Ludwig, 
vom Hernn Landeshauptmann Maurer, vom 
Klubobmann der OVP, vom Herrn Abge- 
ordneten Robl, um nur einige als Bei- 
spiele, aber demonstrativ zu nennen, gesagt 
vorden, die Contibank (ist vertrauenswürdig, 

sie bietet die besten Konditionen für das 
Land. Sie !haben im Dezember 1966 unseren 
Antrag, die Gelder endlich abzuziehen, a b  
gelehnt. Ich hable Ihnen (damals gesagt, daß 
Sie leider ilmmer erst ein Jahr später darauf 
komnnen, was der bessere Wteg ist. Wenn 
Sie ein Jiahr später darauf kommen, dann 
ist es leider oft für das Land zu spät, und 
es geschehen Dinge zum Schaden des Lan- 
Ides, die man sich nur )durch eine wrant- 
wortungslose Haltung oder durch Nichtwis- 
sen erklären kann. Wenn Sie aber etwas 
nicht wissen, dann erkundigen Sie sich 
wenigstens, dann überprüfen Sie we?iigstens 
das, was wir gesagt haben! 3% stellt sich ja 
(dabei vilel zuviel als Wahrheit heraus. Nun 
ist unser Antrag sehr lange liegengeblieben 
und steht enst heute zur Debatte. Inzwischen 
haben sich die Dinge überrollt, und hüben 
und drüben ist man erstaunt, was alles 
möglich war. 

Der Herr Landeghauptmann Maurer sagte 
uns am 5. Jänner 1968 in seiner Radiorede: 
Tatsächlich ist es 1967 gelungen, 57 Millionen 
Schilling von der Contibank abzuheben. 
Wenn man während dieser Zeit nichts ein- 
gelegt hätte, kännten wir mit dieser Fest- 
stellung zufrieden sein. Aber wissen Sie, was 
in dler Zwischenzeit geschehen ist? Der Herr 
Landesfhanzreferent war so freundlich, ulls 
die Unterlagen dafiür zu liefern. Auf dem 
Konbo 33.005, ein Girokonto, also Gelder, 
die täglich fällig sind, haben Sie allein im 
Jahre 1967 223 Millionen Schilling wieder 
eingelegt. Warum haben Sie das getan?, Herr 
Landesfinanzrefenent Luldwig, Sie können 
sich von der Verantwortung !dafür befreien, 
Sie haben nur die Unterlagen geliefert. Aber 
vielleicht kiann jemand anderer aus der Lan- 
desregierung auf der ÖVP4kite hier aus- 
helfen. 

Der Herr Laadeshauptmann - er ist lei- 
der jetzt nicht (da - hat also gesagt, daß 
57 Millionen Schilling abgehoben wurden, 
daß es ihm gelungen sei, sie abzuheben. Am 
Anfang habe ich dias wirklich geglaubt, aber 
dann haben wir gesehlen, welche Beträge 
auf der anderen Seite wieder eingelegt wur- 
den. Ich sage Ihnen genau (die Daten, meine 
Herren: 

Am 30. Jänner wurden 20 Millionen Schil- 
ling eingelegt, am 28. Februar 20 Millionen, 
am 23. Marz 20 Millionen, am 24. April 
20 Millionen, am 26. Mai 20 Millionen, am 
26. Juni 20 Millionen. Dann kam unser An- 
trag am 13. Juli, und am 31. Juli legten Sie 
wieder 20 Millionen Schilling 'ein, m 26. Sep- 
tember wider,  am 27. Oktaber neuerlich, 
und am 29. November noch dazu 15 Mil- 
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lionen (Schilling, so daß Sie insgesamt 223 noch 1967 gegenüber der Contibank geneigt 
Millionen Schilling an Landesgeldern einge- 
legt haben. (Zwischenruf bei der SPÖ: Bunk- Herr Landeshauptmann Maurer, Sie haben 
rotteure!) in einem Fernsehintervieiw lam 5. Jänner, 

haben. 

Meine Herren, Sie können jetzt 'erwidern: 
Aber abgehoben haben wir ja noch viel 
mehr! Dann frage ich den Herrn Liandes- 
hauptmann Maurer, der mir seinerzeit in 
St. Pölten gesagt hat, (das sei eine finam- 
technische Angelegenheit: Hierr Laitdeshaupt- 
mann, Sie werden das wahrscheinlich Um 
Bewußtsein Ihrer Verantiwortung getan ha- 
ben. Aber w a r m  haben 'Sie dann nicht nur 
abgehoben, sondern auch eingelegt? Es 
drängt sich hier nämlich ganz deutlich die 
Vermutung auf, Idaß man noch in diesem 
Jahr versucht hat, für (die Contibank und 
ihre Eigentümer zu retten, was zu retten 
ist. Wenn Sie achtgegeben haben, dann 
wenden Sie bemerkt haben, ldaß die Einla- 
gen immer so um Iden Letzten herum erfolgt 
sind. Wissen Sie, warum? Damit man den 
Spiegel halten kann, $damit man gegenüber 
der Nationalbanx sehr deutlich nachweisen 
kann, man hätte (die Gelder. Dann haben 
Sie sie wieder abgehoben, und (dann haben 
Sie sie wieder hineingegeben - ein wunder- 
schönes Pingpmgspiel zwischen 'dem Land 
Niederösterreich, seiner Lanidesregierung un- , 
ter Lanideshauptmann Maurer und der Conti- 
bank unber Direktor Waka! Sehr schön hin 
und her! Oder hat das niemand bemerkt? 
Dann frage ich Sie, Herr Landeshauphann: 
Warum sagen Sie, es ist uns gelungen, 57 
Millionen Schilling abzuheben? Das ist !doch 
das teuflische Spiel, das Sie alle mitgemacht 
haben. Hat denn kein Beamter 5ie danauf 
aufmerksam gem'acht? 

Wenn man schon so viel Schlechtes von 
der Bank hört, dann hätte man (doch erwartet, 
daß Sie zumindest im lietzten Jahr vorsichtig 1 gegenüber dieser Bank sind. Wenn Sie jetzt 

: nur das eine bescheiden sagen können: Aber 
I abgehoben haben wir mehr als eingelegt!, 

dann bleibt doch die Frage unbeantwortet: 
Warum haben Sie überhaupt eingelegt? 
Herr Iiandesha~upfmann, Sie haben mir in 
St. Pölten bei einer Forwndiskussion im 
Gewerkschaftssaal ausdrücklich gesagt, das 
sei eine finanztechnzsche Angelegenheit. Ich 
muß Ihnen sagen, daß ich diese finanztechni- 

I xhen Angelegenheiten nicht verstehe. Bitte 1 erklären Sie sie mir, ich werde mich be- 
mühen, es zu verstehen. Jedenfalls komme 
ich, wenn ich !diese Klonten durchsehe, nicht 
darauf. AlEein seit w e r  Antrag vorliegt, 
waren OS noch 95 Millionen, (die Sie e i n e  
legt haben. Das ist 'die intensive Verbindung, 
das großartige Vertrauensvenhältnis, das Sie 

glaube ich, gesagt, (über die Besitzverhält- 
nisse der Contibank seien Sie nicht infor- 
miert, (und im Handelsregister scheinen die 
Eigentümer der Aktien nicht auf. (Landes- 
hauptmunn Maurer: Sind die Aktien nicht 
ersichtlich!) Sind die Aktien nicht emichtlich 
- daß man Sise so schlecht informiert! Ich 
stelle Lhnen gerne eine Photokopie aus dem 
Handelsregister, aus dem Akt 7 HBB 3892, 
zur Verfügung. Daraus geht genau hervor, 
wer welche Aktien hält, wer 'Eigenakbien 
unid wer Fremdaktien hält. 

Herr Landeshauplmann, Sie hätten es 
eigentlich leicht gehabt. Sie hätten nur Eren  
Lanidesambdirektor Hofrat Dr. Baumgarbnier 
fragen müssen, wie denn das ist, und er 
hätte Ihnen gesagt: Ich selbst habe es (als 
Contibank-Aktionär so gemacht, d(aß ich mich 
zum Beispiel für meine 5 Aktien durch einen 
Beamten des Landjes bei der Vollversammlung 
der Contilbank habe vertiieten lassen. - Das 
ist keine Erfindung, das geht aus der Photo- 
kopie des Aktes hervor, (der im Handels- 
register (ersichtlich ilst. 

Dann hätten Sie, Herr Lanid~eshauptmm, 
ihn wahrscheinlich gefragt, wer denn der- 
jenige war, von 'dem er sich hat vertreten 
lassen - und 'dann hätte er ihnen wahr- 
scheinlich den Nlatmen nicht gesagt. Es war 
nämlich der Herr IDr. ISbanek, ldser noch Gber 
Gelcier Viktor Müllners - wais Ihnen genau 
bekamt ist, Herr Landeshaupbann! -, übler 
GeIder bes Landes Niederösterreich neben 
Viktor Miillner verfügt hat, sie in einer Zeit 
ausgegeben hat, als Viktor Müllner einge- 
sperrt war. 

Ich möchte Sie nicht im l&sesten verdächei- 
gen - um kseinen solchen Eindruck zu er- 
wecken, sage ich das ausdrücklich -, d& 
Sie iselbst irgendwelche Beziehungen zur 
Contibanik baben. Aber ich glaube, als Lan- 
deshauptmann dieses Lamdes hätten Sile zu- 
minidest die Pflicht gehabt, Ihre nächsten 
und höchsten Beamten zu fragen, wie denn 
das ist. Dann hätten Sie 'das klar und deutlich 
getmhen, Sie hätten auch idiie unterschriebene 
Vollmacht des Hierrn Hofrates Bauangartner 
für den Herrn Doktor Stmek noch gese- 
hen, damit er ihn bei einer der.Genera1- 
versammlmgen vertreten kann. (Abg. CzidEik: 
Ubrigens Geschäftsführer der Wassergenos- 
senschaft!) Aber ida kann man Namen noch 
und noch nennen, meine Herren. 

Und jetzt fragt Iman dann: Wer i s t  d m n  
die ConCibank? Man weiß, daß ein uresent- 
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ter Schneider vc 
Mögliichkeiten : licher Teil dem Herrn Rogier aus Los Angeles deren abgezweigten Lanldesgeldern gespeist 

und ein anderer Teil Funktionären-des ÖAAB wunde. Es läßt sich also einwandfrei nach- 
gehört. Aber da müßten Sie aufschreien und weisen, idaß das Landesgelder sind. Darüber 

sagen, d a  sind ni sagen: Das ist ja gar nicht wahr! Aber es hat aber zunächst Viktor Müllner verfügt. 

Viktor Müllner hätte keinen Zweck, wenn Sie )das tun, meine Dieser Betrag von 166.000 S ist bei (der 
Sparbücher ni& Herren voim ÖAAB, und zwar ideshalb nicht, Hypothekcnanstalt gelandet, und zwar auf 
und seine Helfc weil ja Ihr Landessekretär Kaspar dem dem Konto 77.074. Er ist 6 Tlage später, am 
des ÖAAB wer Rechtsanwalt die Vollmacht gegeben hat, 28. Dezember 1962, eingegangen und dem 
heben. Sie stütz jene Aktien zu vertreten, die Sie als Ge- Konto 'der öVP gutgeschrieben woriden, nam- 

achten, das dil schenk nicht angenommen haben - angeblich! lich dem Konto der  ÖVP Niederösteraeich 
Herrn Prüfers ,i Aber es war so, und {das läßt sich auch nach- bei der Landeshypothekenanstalt Nr. 9455. 

Prüf unsgeseliscl weiilsen. Es ist jsa auch so, idaß Sie heute Wenn Sie jetzt nachsehen, Herr Landeshaupt- 
wenn ich richtig durch den Landesseknetär Ing. Jahann mann Maurer, bei Ihren Konten im Partei- 
desrat Rösch das Gassner im Audsichtsrat (der Gntibank Sekretariat, dann werden Sie feststelh, da5 

bestens vertreten sinid, denn bei (der letzten für dieses Konto heute Eie, Herr Lanides- 
scheinentd Herr I Bilanz, die veröffentliicht wunde - ich habe parteioibmann Minister Prader und Ihr Kas- 

mir die Wiener Zeitung miitgenommen -, sier, \der NIEWA~G-Generlal~dir<ektor tDr. Gruber, 
steht klar und deutlich neben dem Vorsitzen- zeichnungsberechtigt sind. Rei diesem Konto, 

Hierr Professor den des Aufsichtsrates und seinem Stellver- das ja heute noch mit )diesen Zeichnungs- sehener Rechbsar treter - da ist auch \der ehern. beamtete berechtigten existiert - Sie songen für die mal mit Müllnei Finanzreferent Holzfeind, )der, glaube ich, Zusammenarbeit zwischen Land und NlEWAG 
der RechnunWh, jetzt noch eine Funktion in der Landes- auch euf Ihren Kontien, zumindest was 
die NEWAG au: Hypothekenianstalt für NÖ hlat, wenn ich die Zeichnung betrifft -, werden Siie fest- trag 15 der An1 richtig informiert bin, genannt - Ingenieur stellen können, wer im Jahre 1962 zeichnungs- richt „NEWAG Johann Gessner als Aufisichtsrat. Er muß also berechtigt war. Ich bin davon überzeugt, Seite 4, die Nj sehr viel über ,die Bank wissen, denn Auf- keiner von Ihnen hat es gemacht, aber g e  
regierung beaui sichtsräte sollen sich ja informieaen und noch Schlehen ist es. Sind Sie nicht einmal ge- Herr Professor I: dazu, wenn er damals schon zum engsten fragt worden, wieviel Sie auf Ihrem Konto Summe, die er Vertrautenkreis des Herrn Viktor Müllner haben? Sind Sie bereit - ich frage Sie in NEWAG-Gelldem gehörte, denn sonst wäre er gar nicht hin- aller Öffentlichkeit, Herr Landeshauptmann Ich weiß nicht, eingekommen. So sieht es also aus. Und -, dem Gericht mitzuteilen, wieviel Geld Sie Dingen zusamme 'dann - und das glaube ich ist das Ent- bzw. )die ÖVP von Viktor Mül'lner direkt verstäntdlich, daß scheiidendste - wird Ihnen Herr Bundesrat oder indirekt bekommen haben? Ich sage Rechtsanwälten i Kaspar und ehtem. Landes-Ceknetär des ÖAAB das nur als Beispiel, (denn es würde zu weit funden haben al vielleicht auch noch andere Auskünfte geben. führen, wünde ich alles bringen. Die Herren ihm auf keinen F; Der Herr Landeshauptmann unid geschäftis- vom ÖAAB werden dann noch feststellen, 

führenide Obmann der ÖVP Maurer war was der Herr IBundesrat Kaspar mit den Es ist zu tnh  
wahrend der Ausfiihrungen meines Kolle- Gelldern \gemacht hat, die er !bar abgehoben daß Sie dann r 
gens Czidlik nicht anwesend im Saale; - hat. Ich sage das ldann auch außerhalb des wenn man dem 
er hat ihre Partei aufgefordert: Geben Sie Landtages, nur damit er mich klagen kann, Glauben schenke] 
die Gelder, die Sie von Herrn Viktor Müllner wenn ich ihn verleumfden würde. Es war (ein desvorstan'd geni 
bekommen haben, zurück. Abgeordnete der Betrag von 70.000 S ein halbes Jahr spä- erst am Dienstag 
ÖVP sagten danauf - soweit wir das in ter. Aber das kündige ich nur an,, damit er gangen sind. Da 
Zwiwhennufen feststellen konnten -, sie Gelegenheit hiat nachzusehen unid das Geld Sie unter sich aL 
hätten kein Geld biekammen. Meine Herren, das aber nicht, r n e  
ich will es Ihnen nachweisen - und Herr den und noch mehr Fällen mit größeren Dann wäre dii 
Landeshaupbmiann, Sie werden Gelegenheit Beträgen geschehen. Wir thabren uns nur die Schilling. Landes 
haben, das in Ihrem Landesparteieekrietariat Mühe gemacht - es war eigentlich gar keine gesagt, Sie wo114 
einmal anzusehen. Ich hoffe, daß dort eben- Mühe, es war ganz einfach -, das festzu- Landesfinlanzrefer 
soviel Ordnung ist wie bei uns. (Heiterkeit stellen. Lhre Leute iwcaren nämlich so empört Gelegenheit dazu 
bei der ÖVP.) darüber, daß Sie uns das mitgeteilt haben. der Meinung seir 

Sie haben gesagt: ,,Na, das hätte man doch allerdings nicht 
Am 22. Dezember 1962 ist vom Konto lder wenigstens zurückgeben können.<< Die Be- er uns cia sagen \ 

Meinung auf und Contiibank 23.003 auf ein Konto der LandCes- merkung: „Ist so kein großer Betrag" habe 
das die Prüfung Hypothekenanstalt - ich sage es nur als ich dabei überhört. 
bank ausgestellt ein Beispiel - ein Betrag von 166.000 S 

Haltung ide fiacto überwiesen worden. Sie wissen, jenes Konto Und jetzt geht es um die Frage 'der Lösung 
Landes auf die I 23.003 der Contibank ilst ein Konto, über das Contibank. Was kann man seitens des 
wühl wir die 3 Viktor Müllner aus eigenem verftigte und Landes machen? Welcher Weg ist (der bessere. 

das aus sogenannten Superzhnsen unid an- Herr Landesnat Rösch unld Herr Ilbgeordne- 

zurückgeben kann. Das gleiche Ist !in Dutzen- 
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ter Schneider von Ihrer Fraktion haben hier Grund eines Landtagsbeschluses vom 13. 7. 
desgeldern ges lxs t  Mögliichkeiten aufgezeigt. Wir sagen, die ausdrücklich bils zulm Abschluß des Cferichts- 
I einwandfrei nach- kleinen Sparer sind bis zu 20.000 S be- Verfahrens zurückgestellt haben. W e m  Sie 
elder sind. Darüber friedigt. Sie sagen, es sind noch landeile; wir Ihren Antnag aufrechterbalten, ignorieren Sie 
)r Müllner Verfügt. sagen, (da sind noch 40 Sparbücher von Herrn auch den Beschluß des Landtages bezüglich 

Viktor Müllner dabei. Sie nahmen Idise der Rabattgelder. 000 s ist bei (der 
det, und zwar auf Sparbücher nicht aus. Herr Viktor ~Müllner Dazu, Herr hdwjg, haben Sie 
, 6 Tage später, am und seine Helfershelfer in- und außerhalb 

uns ja  so viel erzählt; aber ich muß Ihnen gegangen und dem des OAAB werden dann \die Beträge ab- leider sagen, d,aß das, was Sie ulls heben. Sie stützen sich nicht auf ldas Gut- 1. März 1966 und dann im da- 
$eben wonden, näm- 
VTP Niederöstermich 
enanstalt Nr. 9455- Herrn Prüfers \abgegeben hat, nämlich (die ganz falsch war. Herr Landesrat Lnidwig, , Herr LandeshauPt- Prüfungisgeselischaft der Nationalbank - Sie hablen sich in der Zwischenzeit von der 
Konten im Partei- wenn ich richtig gehört habe, wie Herr Lan- Richtigkeit Gberzeugen können. Sie waren Sie feststellen, daß desrat Röisch das gesagt hat -, sondern Sie ja  selbst - das ist keine Behauptung voll (Sie, Herr Landes- haben Ihre eigene Rechtsauffassung, die an- uns - über ,die Venschiebung der Niogas- 'rader und Ihr K* scheinenld Herr Professor Kastner formuliert Rabattgel,der sehr gut inform,iert, weil auch 

Ihre Wohnbaugenossenschaft einen Millio- 
Idiilektor iDr. Gruber, 
I. Bei diesem Konto, 
idiesen Zeichnungs- rr Kastner ist ein sehr anW- nenbetrag erhalten hat. (Landesrat  Ludwig :  

ner Rechtsanwalt und er hat Schon ein- Erkundigen  S ie  sich b e i m  Herrn  Landes-  
s ie  songen fü r  die mit Miüllner etwas zu tun gehabt, wie hauptmannstel lvertreter  Tschadek!) Diesbe- 

Rechnungshof in seinem Bericht über züglich brauche ich mich nicht zu e&undi- I Land und NEWAG 
?n, zumindest was NEWAG ausführte. Wir hablen im An- g a ,  d a  ich den Beweis !dafür habe. Könnm -, werden Sile fest- 15 der Anträge zum Rechnungshofbe- Sie sich !denn nicht mehr an die große Liste 

Y ~ ~ ~ W A G ' ' ,  LanldtagszA1 222-1966, mit der Landtagszahl 168/3 vom 30. 6. 1967 hne 1962 Zeichnungs- 
1 davon überzeugt, 
s gemacht, aber ge- beauftragt, ausZ'Jforschen, was und wo Sie auch in !der beschlasenen Kor- Le nicht einmal ge- 

rektur dieser Liste noch einmal iaufischeinen? ie auf Ihrem Konto er von Viktor Müllner aus Ich mleine nicht (Sie persönli&, Herr Lands-  - ich frage Sie in 
rat, ich meine die AlpdanddGenassenschaft. 

Ich weiß nicht, ob BS mit $den heutigen Herr Präsildent weiss, danf ich mir in [diesem 'r Landeshauptmann 

Dingen zusammenhängt; eS ist mir aber Un- Zusammenhang die Bitte erl,auba, über- Ien, wieviel Geld 3ie 

verstänidlich, daß s i e  wirklich Unter den 400 prüfen, ob der Antrag dier Niederösterreicbi- Ctor Müllner direkt 

Rechtsanwälten in Wiien keinen anderen ge- s&en Landesregierung, das heißt, nicht (der 'n haben? Ich sage 
funden haben als Dr. Kastner? Ich möchte Antrag, sondern (die tfibersicht, ,die Sie uns, 

in es würde zu weit 

ihm auf keinen Fall näher trieten. Herr Präisident, über die Vergebung ider zur bringen. Die Herren 
nn noch feststellen, Es ist zum(h,d& optisch nicht schön, Ausschüttung gelangten 'Rabattbeträge iiber- at Kaspar mit den daß S.e dann noch dazu Lhr Konzept - mittelt haben, nicht doch eine Korrektur des ie er bar abgehoben 

wenn man dem ÖVP-Blatt vom Sonntag Beschlusses 168/3 mkt sich bringt. Denn auch außerhalb des Glauben schenken darf - vom ÖAAB-Lan- dort isteht ausdrücklich, daß die Alpenland r mich klagen kann, 
n würde. Es war ein desvorstand genehmigen lassen und damit etwas b&Ommen hat, nur einmal mehr und 
tn halbes Jahr  Spä- erst am Dienstag in die Landesregierung ge- einmal weniger. Der Landtag hat am 

gangen sinid. Das ist aber eine Frage, die 13. Juli 1967 den vongelegten Bericht mit ch nur an, damit er 
Sie unter sich ausmiachen können. Schön ist Ihren Stimmen und nicht mit unseren ge- sehen und d'as Geld 

;leide ist iin Dutzen- das aber nicht, meine Herren. nehmigt. Jetzt glaubt man, diese Angelegen- 
heit mit einem Schreilben ganz einfach zum i'ällen mit größeren 
drittenmal korrigienen zu können, Sie, Herr r (haben uns nur die 

gesagt, Sie wollen Landesrat Luidwig, erkleren uns, es sei in - eigentlich gar keine Landesfinlanzreflerent Lwdwig wird noch der Frage der Rabattigehder allas geklärt, und i f a h  -, das festzu- 

las mitgeteilt haben. der Meinung seines Klubs anschließt. ist tragen haben. Wissen Sie, WOZU Sie beige- 
allerdings nicht schwer zu erraten, was tragen haben? Sie haben selbst bewilesen, das hätte man doch daß man diese Frage diamals nicht klären 

1 können." Die B* er uns $a sagen wind. Oder er nimmt unsere 
Meinung auf und tritt jenem Gutachten bei, konnte, denn Sie haben am 1. März mit einer groner Betrag" habe 

bank ausgestellt hat. Es besagt, daß Ihre die Wohnbaugeldier erhalten haben, gesagt, 

man seitens des Landes auf die 80 Millionen bedeutet, ob- NEWAG und NIOGAS. 

achten, das Prüfungs~esellschaft ldes selb,en Jahres berichtet haben, halt ,doch 

ite 4, die Nisderösterreichische Landes- erinnern, wo Sie ausdrü&li& genannt sind 

01- Dr. Kestner für  eine größere 

bekommen hat, getan hat. 

Dann wäre die Frage über die 80 Mill. 
Lan,desrat Rösch hat ausdrü&li&, 

hineinnehmen. Herr 

n nämlich so empört Gelegenheit dazu haben, zu sagen, ob er sich hofien, daß Sie zu dieser K1änung beige- 

das die PrüfungsgeSellschaft der National- g:Oßen Liste id der Hanid von 'denjwigen, 

die Frage der  Lös- Haltung Ide fiacto einfach einen Verzicht d a  das wären vorwiegend der 

r weg ist (der bessere. 
tnd Herr Abgeordne- 

wohl wir die Klärung dieser Frage auf Auch bei Jhrer eigenen Wolhnbaugenosm- 
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Schaft haben Sie Geförderte dabei, die keine 
LandesangesteUten sind. Sie bwuchen nur 
die Mte durchzusehen und werden feststel- 
len können, daß lediglich die Mehrheit der- 
jenigen, die aus diesen Geldern etwas be- 
kommlen haben, Angestellte der NXWAG 
oder NIOGAS sind. Nebenbei gesagt, ist auch 
einer dabei, #der zwei Wohnungen besitzt. 
Ich empfehle Ihnen, 'das EU überpriifen, ich 
kann Iihnen dazu die näheren Unterlagen 
liefern. (Zwischenruf links: Da kann er nichts 
dafür, das hat der Prader gegeben!) Herr 
Landesrat, das Problem besteht !darin, daß 
Sie (den Landtag, ob bewußt oder unb.eunißt, 
ich will h e n  nicht nahetreten, mit lhrer 
Information irrege€iihrt haben. Das ist das, 
was wir lhnen so sehr zum Vorwurf machen; 
oder wallen Sie nun etwa behaupten, daß 
umer Beschluß - ,dIas heißt Ihr Bachluß, 
denn wir haben ja nicht zugestimmt - vom 
13. Juli 1967 ein Irrtum war? Herr Landes- 
rat, dann frage ich: Sie sitzen hier ials einzi- 
ger Landtagsabgeordneter im Hause, der 
über die Vorgänge Bescheid gewußt hat, da 
ja bhre Genossenschaft Wahnbauf örderungs- 
gelder erhialten bat, und es ist Ihnen nicht 
aufgefallen, daß der Bericht vom 13. Juli 
falsch gewesen sein könnte? Herr Landes- 
rat, dann erlauben Sile mir die Bemerkung, 
daß ich befürchte, idaß es Ihnen vielleicht 
wieder zu spät aufgefailen sein k 6 m k  und 
es sich um einen Irrtum handelt, wenn beim 
Land Niederästerneich der eine oder andere 
Betrag nicht korrekt verwendet wurde. Um 
es klarzustellen, ich unterstelle Ihnen nicht 
im geriwsten, daß Bie pensönlich irgendeine 
Handlung mit Geldern, die nicht in O&u= 
war, getätigt haben, aber Sie haben zumin- 
dest Infomationien mir Kenntnis genommen 
und sie als wahr weitergegeben und noch 
dazugefügt, daß S e  glauben, daß damit die 
Angelegenheit der Rabatigelder geklärt sei. 
Diesen Vorwurf können wir Ihnen nicht er- 
sparen. Vielleicht wind dies dazu beitiiagen, 
daß Sile sich in Hinkunft I&ie Dinge doch 
noch mehr Wberlegen, denn diese sind für 
das Land, wenn 8s um seine Finamkraft 
geht, zu schwerwiegend, als daß man ein- 
fach darüber hinweggehen kann. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte 
Ihnen nun noch einiges zu den beiden An- 
trägen, ,die sich heute gegenüberstehen, sa- 
gen, damit Sie nicht in einem halben oder 
einem Jahr zur übemeugung kommen, daß 
Sie sich doch das eine oder andem hätten 
überlegen uiyd anders abstimmen sollen. Wie 
schon der Herr Landesrat Rösch [ausdrück- 
lich darauf hingewiesen hat, geben Sie da- 
mit an die Leute der Contibank einen 

nicht 'zu entnehmen, ob cdie Ban 
weitergeführt wenden soll oder was 

es sich um ein Hinausschiebe 
Jahren bandeh, was natürlich 

Grund dier Rechbliage awa 
Weg ist, der eine korrek 

richt bestellt wird, wenn es nicht 
äußlemgen von Grundbesitz geht, 

Gesbenn waii 
Direktor Waka 

belassen, drücken wir ja aus, daß die 
Zahlungsunfähigkeit dieser Bank nicht 

zum Vorwurf mlachen müssen. Da 
die Aktionäne iiber einen neu zu 
Vorstand dfen Wseg frei, die Aufh 
Geschäftsaufsicht EU verlangen. Diesem 

das haben Sie auch gehört - ist d 
kurs #die Voraussetzung dafür. 

Es geht also nicht darum, meine 
daß wir den bish,engen Weg fo 

und waihnscheinlich 
die Mtiglichkeit auf, 

Ihnen, wie man dem Land Nideröst 
noch Ladesgelder retten kann, die wi 

välkerung verwe 
der SPÖ.) 

DRITmR PR. 
Wort gemeldet ist 

Lanldesrat LUiD 
Haus! Msaine serl 
Herren! Mein Vo 
hat sdine Ausfüi 
gen begonnen. E 
Abgeondnete in d 
die Contibank sei 
bat in dieser Aufz 
genannt. Herr A 
einem Protokall 
k l ä m g e n  mchw~ 
'Erklärung nicht 
sagen: So, Hlerr E 
geordneter Marsc, 
den Ihre Leute 1 
gen &-id nur Verd 
m m .  

Ich möchte nui 

und meine Genu 

- vonhergehenden I 
gen erhalten. Vi4 
Liste, die vom Re 
angesehen. Diese 
rnannst~ellvertretei 
Sie werden fauch 
Liste von den 1 
larud" nicht unterl 
auch später &s 
Funktionäre 'der 
mitgeteiit haben, 
beträigen keinen 
Es handelt &h 1 
m den Jahren 19 
dienstete der NIEV 
richtet wurde. S 
zur Kenntnis genc 
Ende d e r  Mitte 
schaft gekommen 
als das Bauwerk 1 
gegew.%. 

Bhre Funktionä 
der NEWAlG. Vor 
der NEiWAlG 196f 
Seite 54 di'acer E 
Sie feststellen ki: 
Ichaft Alpedand 
von der NBWAG 
sich um einen Be 
Schilling, der f ü r  
emersdorf verwa 
her auch iim JA. 
geteilt, man lmögc 
Man hat dann w 

- iibergehen, weil 

Schfllting bizw. E 
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n Antrag ist leider 
(die Bankaufsicht 
oder was somt ZU 

timmt, was Sie ge- 
haben, !dann würde 
hieben von einig= 
irlich auch zuwenig 
er Frage der Ver- 
Jternative, die ich 
n möchte. Wir sind 
kurG, weil er auf 
ngsläufig (der einzige 
te Abwicklung ver- 
nß ilm Kmkursver- 
er, der ja vom Ge- 
1 es nicht um Ver- 
esitz geht, wo man 
hlampig sein kann, 
srkeit herbeiführen 
Liquidation - das 
ein Vertrauensmann 
ank tun wlürde. 
r Müllner jun. und 
and, wer wird mor- 
übernehmen und da- 
I? Durch die Rück- 
1 d8er wir also die 
.er in der Contibank 
n aus, daß die akute 
ser Bank nicht mehr 
das Spiel, das wir 

nüssen. Damit haben 
en neu zu bildenda 
, die Aufhebung der 
rlangen. Diesem ,An- 
t stattgeben, weil ja 
ür eine weitere Ge- 
illen sind. Vielleich 
Tier mitgeteilt wurde 
n Antnag erwähnt -, 
nium die Konzession 
n will. Aber dann - 
hört - ist der Kon- 
dafür. 
lamm, meine Herren, 
tgen Weg fortsetzen 
en mit unserem Weg, 
iein sagen können - 
dn sagen wenden -, 
e mtan doch noch unter 
tgen laus diesem Kor- 
:ommen kann, in den 
g und Mitwisserschaft 
fit haben. Wir aeigen 
Land Nieder6sterreich 
,en kann, die wir d'ann 
andesverf assung #auch 
iderOsterrekhhhe Be- 

wollen oder nichb t 
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vöikerung verwenden können. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

IERITlrElR FRÄSIDENT REXTER: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Landesrat L U d w i g. 

Landesrat LUiDWIG: Herr Präsident! Hohes 
Baus! Meine sehr venehrten Daunen und 
Herren! Mein Vorredner, Herr Abg. Marsch, 
hat d i n e  Ausführungen mit Bschuldigun- 
gen begonnen. Er hat gesagt, daß gewisse 
Abgeondnete in diesem Haus erklärt haben, 
die Contibank sei vertrauenswürdig; und er 
hat in dieser Aufzählung auch meinen Namen 
genannt. Herr Abg. Marsch möge mir in 
einem Protokoll ders Landtages diese Er- 
klärungen mchwmSen. Solang er mir diese 
Erklärung nicht nachweist, muß ich ihm 
sagen: So, Herr Kollege, geht es nicht! (Ab- 
geordneter Marsch: Im  Ausschuß! Das wer- . 
den Ihre Leute bestätigen!) Ihre Erklärun- 
gen Qnd nur Verdächtigungen und Beschuldi- 
gun4m. 

Ich möchte nun gleich zu den Rabatten 
übergehen, weil Sie fesbgestellt haben, ich 
und meine Genossenschaft hätten 5,830.000 
Schillkng h w ,  6,075.000 Schilling in der 
vonhergeheniden Liste #aus den Rabattbeträ- 
gen erhalten. Vielleicht haben Sie sich #die 
Liste, die vom Referat I/6 übenmittelt wurde, 
angesehen. Diese Liste hat der Landeshaupt- 
mannst elilaertreter D r. Tschadek iib ermi t t elt. 
S e  werden tauch gesehen haben, daß diese 
Liste von den Funktionären der ,,Alpen- 
land" nlicht unterfertigt iist. Sie werden aber 
auch später festgestellt haben, Idaß die 
Funktionäre $der Genousemchaft Alpenlanld 
mitgeteilt haben, daß sie aus den Rabatt- 
beträgen keinen Schilling erhalten haben. 
B handelt @ich hier um din Bauwerk, das 
in den Jahren 1959, 1960 und 1961 für Be- 
dienstete #der NrEWAIG in Langenzersdorf er- 
richtet wurde. Sie werden vielleicht auch 
zur Kenntnis genommen haben, daß ich erst 

' Ende oder Mitte 1961 zu dieser Genossen- 
s&aft gekommen bin, also zu erinser Zeit, 
als das Bauwerk bereiis der Vollendung ent- 
gegenging. 

I Iihre Funkiionäre und Freunde sitzen in 
! der NEWAG. Vor kurzem wurde die Bilanz 

der NZWAIG 1966 behandelt. Wmn Sie die 
1 Seite 54 dieser Bilanz aufschlagen, werden 
I Sie feststellen können, daß die Genossen- 

schaft Alpenland diese Summe zur Gänze ' von der NEWAG erhalten hat. Es handelt 
sich um einen Betrag von iiber 8 Millionen 
Schilling, der f ü r  45 Wohneinheiten in Lang- 
enzersdorf verwendet wunde. Ich habe da- 
her auch iun Jaihre 1967 (dem Referat mit- 
geteilt, man $möge diese Listen berichtigen. 
M a n  hat dann vom Referat der Gen-- 

schaft Alpenland einen Schuldsch&n über- 
mittelt. Dieser Schuldschein wurde retourniert. 
Nach der Ubermittlung bekamen wir eine 
Vorschreibung, wir mögen seit dem Jahre 
1961 dem L a d  833.000 S refundieren. 
Darauif haben wir d a  Land wieder ge- 
schrieben, die ,,Alpenlad" halbe keine Gelder 
aus den Rabatten erhalten, infolgedessen 
können wir auch keine Riückzahlungen vor- 
nehmen. Herr Kollege Marsch, Sie haben 
doch eine kriminalistische Aldler, Sie hätten 
auch hier nachsehen können, was den Tat- 
sachen entspricht. Aber es (geht Ihnen nicht 
um sachliche Feststellungen, 8s geht Ihnen 
um den Rufimond an den Männern der UVP, 
die hier letztlich die Verantwortung zu tra- 
gen haben. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn Sie im Fernsehen oder in Presse- 
konferenaen erklären, daß man mit den 
Männern der ü W  nicht zusammenarbeiten 
kann, weil sie alle in die Mülhr-Affäre 
verwickelt sind (Abg. Marsch: Nicht alle!), 
dainn neihmen Sie von miir zur Krmtnis: 
Ich bin in die Müllner-Affäre nicht verwickelt. 
Wenn Sie uns Hinweise geblen, werden wir 
sie zur Kenntnis nehmen, sie überprüfen 
und auch (dementsprechend handeln. 

Sie sind dann, Herr Kollege, auf die Ultimo- 
gelder zu sprechen gekommen. Im Finanz- 
ausschul3 haben 6ie den Antrag gestellt, ich 
möge Ihnen diese Aufzeichnungen überge- 
ben. Ich habe !sie Ihnen übengeben, Sie haben 
daraus ersehen können, daß die Ultirnogel- 
der monatlich zur [Contibank gegangen sind, 
aber monatlich auch zurückgekommen sind. 
Ob dieser Vorgang richtig war d e r  nicht, 
möchte ich nicht beurteilen, ich habe mit 
diesen Ultimogeldern, zumindest bei dei 
Contibank, nichts zu tun. 

Das Land unterhält auch derzeit bei vielen 
Banken per Monatsende Ultimoeinlagen, weil 
wir dieses Geld erst im Laufe des Monats be- 
nöbigen und #deswegen diese Summen für das 
Land zinsenbringend anlegen. (Abg. Marsch: 
Nur sind diese Banken vertrauenswürdiger!) 
Ich hoffe, daß sie da8 sind, aber ich ksann 
auch in diese Banken nicht hineinsehen. 

Es wurde heute auch erklärt, daß andere 
Länder alhm iiber di,e Landeshypothekenan- 
stalten abwickeln. Dmu Ist zu sagen, daß 
auch die Landeshypothehenamtalt in Nie- 
derösterreich von uns zu einem großen Teil 
betraut. wird. Wir müssen aber auch andere 
Banken beschäftigen, weil wir von der Lan- 
deshypothekenanstalt allein nicht die Dar- 
lehen erhalten, die wir benötigen. Andere 
Banken stellen uns nur dann Darlehen zur 
Verfügung, wenn wir auch gewisse Ehia- 
gen bei ihnen unterhalten. Das Land hat ki 
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venschiedenen Banken aller politischen Schat- 
tierungen Einlagen, Sie können diesbezüg- 
lich selber iim Rechnungcabschluß nachsehen. 

Sie haben auch den Herrn Landeshaupt- 
mann beschulidigt; der Herr Landeshaupt- 
mann wird sicher zu diesen Anschuldigungen 
selbst Stellung nehmen. Sie haben weiter 
festgestellt, !der neue Landlessekmtär Inge- 
nieur Gassner war oder ist bei der Conti- 
bank. Jawohl, er war bei 'der Contibank, 
und a b  er gesehen hat, was dort los ist, 
ist er als Aufisichtsrat auls der Contibank 
ausgeschieden. Das werden auch Sie fest- 
gestellt haben. 

Sie haben uns dann afu6gefordert: Erklären 
Sie, ab die Partei Gelder erhalten hat. Nun, 
mjan wird nachsehen, ob )die Partei Gelder 
erhalten hat, Auf jeden Fall werden es nicht 
jene Beträige sein, die Sie sich vorstellen. 
Soviel mir bis heute bekannt war, hat die 
Partei sehr wenig oder überhaupt michts er- 
halten. (Heiterkeit bei der SPÖ. Abg. Marsch: 
Sehr wenig!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es wurde dann von den kleinen Sparern 
gesprochen. Herr Kollege Mansch hat erklärt, 
die kleinen Sparer seien befriedigt. Ich bin 
nicht (dieser Ansicht, denn auch das Banken- 
konsortium hat nicht erklärt, daß die kleinen 
Sparer Ibis zu 20.000 S Einlage alle zu- 
friedengestellt sind, sondern es wurde die 
Auszahlung für 'die kleinen Sparguthaben bis 
zu einer Höhe von 20.000 S übernommen. 
Bis jetzt sind ungefähr 800.000 S, wenn 
ich es richtig im 'Gedächtnis habe, ausbezahlt 
wonden. Es ist auch richtig, daß dieses Ban- 
kenkonsortium nicht der Contibank oder 
irgend jemand cdas Geld schuldet, sondern die 
Contibank wird idiese Verpflichtung dem 
Bankenkonsortium gegenüber wieder über- 
nehimen und auszahlen mülsseri. Denn zeigen 
Sie mir jemand, der freiwillig eine Ver- 
pflichtung übernimmt, ahne daß er sagt; 
gebt mir das Geld wieder zurück. (Abge- 
ordneter Bieder: Da sind wir einer Meinung!) 
Es sei #denn, Herr Landesrat Rösch sagt, das 
Bankenkonsortium sei ein Wohltätigkeits- 
verein und (hat deswegen ausgezahlt. Aber 
'dann Imuß ich Ihnen antworten, daß das 
falsch ist. (Landesrat Rösch: Das ist die 
Meinung des Herrn Oberlandesgerichtsrates 
Orosel!) Sie haben heute schon etwas iiber 
den Dr. Orosel gesagt, ich komme noch dar- 
auf zurück. 

Dann hat der Kollege Marsch immer wie- 
der die Fbbattgelder, die ,,Verschiebung" er- 
wähnt und gemeint, es müßte mir etwas 
davon bekannt siein. Ich glaube, Herr Kollege, 
Ihnen war vielleicht mehr bekannt als mir. 
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Ich bin erst sehr spät daraufgekommen, was men. Es ist bec 
mit diesen Geldern geschehen ist, auch viele gen diese nicht 7 

R6sch hat sich aadere unserer Kollegen in d\iesem Hlause 
haben erst sehr spät davon erfahren. Aber 

genen Freitag eil es sitzen einige Herren von Iihrer Fraktion 
in diesem Saal, die es gewußt haben müssen, heit {der Regie] 

diestes lhat hier 1c denn sie haben auch den Beschluß gefaßt, 
daß die Südstadt gebaut wird. Da muß mm 

daß die IFachleu sich doch fragen: Wo kommt denn das Geld 
nung (waren, rn für Iden Bau 'dieser Südstadt her? 

Ich war zu der Zeit, als die Südstadt aus fahren bei der C 
Rabattbeträgen errichtet wunde, weder im Contibank langs: 
Landtag noch in der Regierung. Meine das Land dire v,v 
Damen und Herren! Wir werden iiber die habe auch in [dc 
Rabattbeträge im Ausschuß und im Landtag den Standpunkt 
in allernächster Zeit reden müssen. Ich werde später noch die 
daher noch öfter Gelegenheit haben, dazu verfahren durch 
Stellung zu nehmen. Kollege CzidLik hat gebeten, man m 
vorhin erklärt, „wenn Sie wollen, ich kann bin nach wie vor 
Ihnen 20 Mitschuldige nennen". Wiarum hat Zeit noch idie M 
er es nicht getan? Er  kann doch die Namen kursverfahren e 
von 'diesem Rednerpult aus sagen. Ich bin ganz kurz die 
der Mleinung, daß erst dann einer mitschuldig der Konkursordi 

wind sehr $bald ist, wenn auch irgendeine Instanz über 'diese 
Anschuldigungen entschieden hat. Ich glaube, Möglichkeiten vo 
es steht auch einem Abgeordneten nicht zu, Konkursordnung 
zu sagen, der ist ein Vienbrecher. Der Müllner- ein persönlicher 
Prozeß wird hoffentlich in einigen Wochen aber das Vermög 
über dlie Bühne gehen, wir werden dann des Kcmkursverf 
hören, wer schuld ist. Ich getraue mich nicht SO ist dem Ani 

dennoch stattzwgc zu sagen, der oider der ist schuld. 
Der Herr Abg. Czidlik hat auch erklärt, ler den Bastand 6 

die Niobau wunde hereusgelölst und ist v m  glaubhaft macht 
Gemeindevertreterverband und vom B r o a  
übernomlmen worden, und solange solche Sa- 
chen geschehen, ist die Österreichische Volks- 
partei nicht glaubwürdig. Würden Sie mir 
sagen, was nun mit der Austria zu g e  
schehen hat? Denn auch die Austria gehört 
der Contibank und im Zuge der Abwicklung 
wird die Auistria verkauft. Ist sie nur dann 
glaubwürdig, wenn sie in sozialistische Hände 
kommt, oider ist sie auch glaubwürdig, wenn 
sie von Männern (der ÖVP, die mit der Ma- 
chination nichts zu tun haben, iibernoanmen 
wind? Ich würde Sie bitten, iaiuch hierauf 
Antwort zu geben. Vielleicht gibt es einen 
Weg, daß sie von beiden übernommen wind, 
um enidlich aus dem pollitiischen Tagesstreit 
herausgehlalten zu werden. 

Es wurde auch erklärt und auch Kollege 
Czidlik hat es gesagt, die ,,Alpenland", der 
Ludwig hat die Gelider. Ich würde Sie bitten, 
überzeugen Sie sich, bevor Sie in der Öffent- 
lichkeit derartige Aussprüche tun. Sie haben 
es ja auch in der ,,Arbeiter-Zeitung" am 
26. Jänner und im ,,Expreß" am 26. Jänner 
getan. Ich habe beiden Zeitungen geschrie- 
ben, man mölge eine Blerichtigung vorneih- 
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men. Es ist bedauerlich, daß beide Zeitun- 
gen diese nicht vorgenommen haben. Kollege 
Rosch hat sich sodann mit Iden Problemen 
beschäftigt und erklärt, es bat am viergan- 
genen Freitag ein Expertenteam in Anwesen- 
heit (der Regierungsmitglieder getagt und 
dieses ihat hier die Lösungisvorschläge durch- 
diskutiert. Ich glaube feststellen zu können, 
daß die iFachleute dort einheitlich der Mei- 
nung waren, man m&e ein Insolvenzver- 
fahren bei der Contibank vermeilden unld die 
Contibank ltangsam liquidieren, dadurch wird 
das Land die wenigsten Verluste haben. Ich 
habe auch in (der letzten Regierungssitzung 
den Standpunkt vertreten, es besbehe auch 
später noch die Möglichkeit, ein Konkurs- 
verfahren durchzuführen; Kollege Rösch hat 
gebeten, man mtige 'des protokollieren. Ich 
bin nach wie vor der Ansicht, daß wir jeder- 
zeit noch idie Mijglichkeit haben, ein Kon- 
kursverfahren einzuleiten, man möge nur 
ganz kurz die gesetzlichen Blestimmungen 
der Konkursordnung durchlesen und man 
wind sehr bald darauf kommen, daß diese 
Möglichkeiten vorhanden sind. Im 5 73 der 
Konkursordnung steht folgendes: ,,Ist nur 
ein persönlicher Gläubi,ger vorhanden, reicht 
aber das Vermögen zur Deckung der Kosten 
des Konkursverfahrens voraussichtlich hin, 
so ist dem Antrag auf Konkurseröffnung 
dennoch stattzugeben, wenn der Antragstel- 
ler den Beistand eines Anfechtungsanspruches 
glaubhaft macht." Wir können dazu noch 
den 5 27 der Konkurisordnung heranziehen, 
wo es heißt: ,,Bechtshandlungen, (die vor der 
Konkunseröffnung vorgenommen worden sind 
und das Venmögen des Gemeinschulidners be- 
treffen, können nach den Bestimmungen 
dieses Abschnittes angefochten und Iden 
Konkursgläuibigern gegenüber als unwirk- 
sam erklärt werden." Der 5 36 'besagt: ,,Als 
Rechtshandlungen sinid tauch Unterlassungen 
des Gemeinschuldners anzusehen, durch (die 
er ein Recht verliert cder durch die gegen 
ihn vermögensrechtliche Ansprüche be- 
gründet erhalten oder gesichert werden." 
l3s steht meines Erachtens außer Frage, 
daß auch dann ein Konkursantrag gestellt 
werden kann, wenn nur ein einziger 
Gläubiger vorhanden ist, (aber Anfechtungs- 
tatbestände vorliegen. Daß solche Tabbe- 
stände vor'lisgen, wird gerade heute immer 
wieder behauptet; ich weise auf das Problem 
der 80 Millionen hin. Es bleibt bei (der Er- 
füllung der Qückstehungserklärunig des Lan- 
des aber auch noch ein zweiter Gläubiger. 
Wenn Sie die Liste gut studiert haben, wer- 
den Sie sehen, idlaß der Fonds 1,9 Millionen 
mit Stand 31. 12. 1966 hat; wenn Sie weiter- 

lesen, so kommen die 6 Prozent Zinsen dazu, 
dann haben wir weit mehr a b  2,100.000 
Schilling. Wenn nun (die Rückstehungser- 
iklärung lautet, daß ldie Kanten bis zu 2 Mil- 
lionen abgegolten wenden, so bEe+bt noch der 
Stiftungsfonds Wbrig. (Zwischenruf Lancles- 
rat Rösch.) Lesen Sie Iden Motivenbericht, 
dann werden Sie allein draufkommen. (Lan- 
desrat Rösch: Da reden Sie nichts von 2 
Millionen!) Bis 2 Millionen werden befriedigt. 
Ich sage nochmals, lesen Sie den Motiven- 
bericht und Sie wenden draufikomen. Falls 
meine Argumentation nicht Geltung haben 
sollte, ist noch immer auch ein zweiter 
Gläubiger da, !denn die Stiftung ist nicht 
ident mit dem Lanld, die Stiftung ist eine 
eigene juristische Plersönlichkeit. Wir haben 
also in jeder Sibuation noch die Moglichkeit, 
das Konkursverfaihren durchzuführen. 

Aus den Ausfülhrungen des Kollegen 
Schneider haben wir gehört, daß wir in 
enster Linie wollen, daß idie 700 Inhaber der 
Girokonten zufriedengestellt wenden; wir 
wollen, daß idie 500 Sparbuchbesitzer mit 
Ausnahmie jener, die im Zusammenhang mit 
Müllner stehen, zufriedengestellt wenden, 
dann soll das Land zufriedengestellt wer- 
den. Es gibt drei Mtiglichk'eiten Idler Ver- 
wertung der Contiibank, und zwar (das Am- 
gleichsverf Aren; das kann nicht durchgefüihrt 
werden, weil die Contibank eine 40prozentige 
Befriedigung nicht anbieten kiann. AUIS Iden 
Listen geht hervor, Idaß 220 Millionen bei 
der Contibank sein sollen; sie hat verwert- 
bare Barimittel in der H6he von 43 Millionen 
und ungefähr 6 Millionen verwertbare Wert- 
papiere, also um 50 Millionen. IDke 50 Mil- 
lionen reichen für einen Ausgleich nicht aus, 
es sind also lediglich 23 Prozlent vorhanden. 
Die zweite Frage wäre vielleicht für malle 
die angenehmste, nämlich das Konkursver- 
faihren einzuleiten. Nlur sind wir von der 
Osterreichischen Volkspartei der Meinung, 
daß durch die Abwicklung unter Zeitdruck 
das Land noch mehr Verluste erleiiden wiünde, 
als es bereits zu tragen hat. 1D)ashalb hat sich 
die Österreichische Volkspartei den Riatsaä- 
gen der Fachleute angeschlossen, hier lang- 
sam zu liquidieren, um den größtmöglichen 
Schaden für das Land zu vermeiden. Die 
Fachleute - ich glaube, (das haben auch Ihre 
Regierungsmitglieder gehört - sind einver- 
nehmlich ldieser Anschauung. Wir sind eben- 
falls überzeugt, daß wir (durch eine langsame 
Liquidierung der Contibank mehr für das 
Land herausholen als #durch einen Konkurs. 

Es wenden immer wieder die Befürchtun- 
gen laut, jetzt wiild liquidiert, die Bank 
bleibt übrig und Müllner geht als vielfa- 
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&,er Millionär wieder (durch Österreich spa- 
zieren. Ich glaube, wir haben gesehen, daß 
bereibs zur Zeit Idie Aktien abgewertet sind. 
Wenn Sie #unseren Antrag durchgelesen 
haben, werden Sie merken, ldaß durch die 
Abwertung (dler Bilanz 1966 ein Eetrag von 
20 Millionen igqfehlt hat. Wie werden diese 
20 Millionen abgedeckt? Erstem durch die 
Auflösung von Rücklagen und zweitens durch 
die Abwertung tdes Grundkapitals von 12 auf 
10 Mill. S. Wenn weitere Verluste sind - 
das steht ebenfalls in unserem Antrag -, 
wind zuerst das Land zufriedengestellt, und 
erst später k6nnte unter Umständen der 
sagenhafte Rogier noch ebwas erhalten. Aber 
durch ihre Argumentation, die Sie heute ge- 
bracht halben, wird, g'laulbe ich, nichts übrig- 
bbeiben. Es wind daher auch klein Grund- 
kapital übrigbleiben. 

Das Land wird und muß trachten, in 
diesem Zusammenhang auf alle verfügbaren 
Werte zu greifen. Dabei spielen auch dtie 
80 Mill. S eine Rolle, und zwar jene, die 
seinerzeit von der NEWAG an das Land 
überwiesen wurden, aber auf dem Weg von 
der NEWAG zum Land im Land nicht einge- 
langt sind. Da, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, steht zur Zeit nicht fest, wer 
letztlich diese 80 Mill. S dem Land zu be- 
zahlen hat. Ich glaube, es ilst auch jetzt 
noch nicht einwandfrei erwiesen, ob die 
Contibank letztlich der S&ul&gie ist, denn 
im Gerichtsverfahren wird dieser Bank erst 
die böse Absicht nachgewiesen werden müs- 
sen. Es kann unter Umständen auch sein, 
daß das (Gericht sagt, nicht !die Bank schuldet 
dem Land diese 80 Mill. Es könnte auch 
(sein, daß Müllner ldern Land die 80 Mill. S 
schuldet, da e r  eben diesen Betrag auf andere 
Wege geleitet hat. 

(H'err Kollege Marsch, Sie haben sehr oft 
Behauptungen au6gestellt und müssen diesle 
widlerrufen. (Abg. Marsch: Welche?) Gleich 
beziiglich der Rabatte der Alpenland. Das 
ist doch grundfalsch, was Sie hier verzapfen. 
(Abg. Dr. Brezovsky: Ist das eine Art,  mit 
einem Abgeordneten so zu reden? Verzapfen! 
Entschuldigen Sie sich!) Sind Sie mir nicht 
böse Herr Kollege! Ich glaube $daher, daß 
der vorgeschlagene Weg von den Fachleuten, 
dem sich d$e Österreichische Volkspartei an- 
geschlosuen hat, sd'er richtigere und bessere 
ist, denn clas Land Niederösterreich wird im 
Zuge der Abwicklung viele seiner Gelder 
wiedersehen. Ich habe erst vor einigen Tagen 
gesagt, daß es unsere Aufgabe ist, [die Gelder, 
die irgendwo herumschwirren, in die Kassen 
des Landes zu bringen. 

Meine A r  verehrten Damen und Herren, 
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ich möchte auch einige Worbe zu den Aus- 
fiihrungen des Kollegen Thomwhitz sagen. 
Er hat gleich zu Beginn seiner !Rede erklärt, 
die Sozialisten haben den Antrag auf Abzug 
der Festgellder eingebracht. (Das ist richtig, 
aber, meine verehrten Dalmen unld Herren, 
Sie werden in der Zwisch'enzeit darauf ge- 
kommen sein, cdaß das Land bei der Conti- 
bank nicht nur Festgelder hat, sondern auch 
beträchtliche Summen (auf 'einem Girokonto. 
Sollen diese 68 Mill. iS, die am Girokonto 
bei der Contibank sind, nicht abgezogen 
werden? Ich bin der Meinung, idaß das Land 
alle Gelder, die (bei der Contibank sind, ab- 
ziehen soll. Deshalb, glaube ich, ist ihr An- 
trag, auch dieser Aibändenulgsantrag, der 
dann vom Abg. Marsch eingebilacht wurde, 
sehr mangelhaft. 

Meine sehr verehrtqn Damen und Herren, 
Kollege Thomchitz hat die Geschichte der 
Contibank vom Jahre 1907 bis heute skizziert. 
Im Anschluß daran ist er  iauch auf die Ver- 
träge imit Viktor Mülilner jun. zu sprechen g e  
kommien. Er hat eriklärt, ein 26jähriger 5ur- 
sche hat verlangt, daß man ihm 10 Jahre Vor- 
dienstzeiten anrechnet. Wenn ihm die Conti- 
bank diese Vordiemtzeiten angerechnet hat, 
war das sicher nicht in Ordnung. Ich kenne 
aber auch zum Beispiel einen Direktor Ihrer 
Fraktion bei der N'DWAG, (der nach kurzer 
Dieenistaeit leinen Vertrag vorgelagt hat, in 
dem er sofort 75 Prozent der Aktivkiige 
in Pension wtinscht. Nur die Österreidilsdia: 
Volksparbei hat diesem Regehren nicht statt- 
gegeben; ich glaube auch, mit Recht Wcht 
stattgegeben. Darf ich daher zum S&uß 
zusammenfassend sagen: Wir haben h t e  
wieder sehr viel iüiber die Contibank gehört, 
aber nichts Neues. Wir sollen nun alle mit- 
einander endlich einmal diese Vergmgmbit 
bewältigen. Die Sprecher der & t e r r e i & h  
Volkspartei haben erklärt, sie woll~en dieses 
Erbe bereinigen und LZksungen im Inter- 
des Landes Niederösterreich treffen. (Beifall 
bei der OVP.) 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Zwp 
Wort gemeldet ist Herr Abg. L a f e r 1. 

Abg. LAPERL: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren (des Hohen Landtages! 
Bei den fachlichen Auseinandemetzungen 
und Iden von holhern isittlichem Ernst ge- 
tragenen R d e n  von Kollegen Schneidler und 
dem verehrten Herrn Landesrat Rösch hat 
man gemeint, daß die Debatte in dieser 
sachlichen Weise fortgmetzt w i d ,  idaß Ruhe 
eingekehrt ist und zur Absti'mmung geschrit- 
ten werden kann. Nun muß ich aber eina 
feiststelJen: Wenn man dem GemeiMdevef- 
treterveriband der ÖVP i rgendhe  unreelle 
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Vorbe zu den Aus- 
Thomchik sagen. 

>einer Bede erklärt, 
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die am Girokonto 

1, nicht abgezogen 
iumg, idaß das Land 
Eontibank sind, ab- 
iibe ich, ist Ihr An- 
derunsantrag, der 
eingebracht wurde, 

Damen und IHerren, 
die Geschichte der 

7 bis heute skizziert. 
r iauch auf 'die Ver- 
jun. zu sprechen ge- 
ein 26jähriger Bur- 
n ihm 10 Jahre Vor- 
Tenn ihm die Conti- 
ien angerechnet hat, 
Ordnung. Ich kenne 
5nen Direktor Ihrer 
.G, lder nach kurzer 
g vor)gelegt hat, in 
nnt der Aktivbezüge 
r die österreichische 
3egehren nicht statt- 
ch, mit Recht nicht 
daher zum Schluß 
: Wir haben heute 
ie Contibank gehört, 
sollen nun alFe mit- 
diese Vergangenheit 
der (XsterreichischiM 

rt, sie wollen dieses 
Lsungen im Interesse 
-eich treffen. (Beifall 

NT REITEE: Zum 
Ybg. L a  f e r 1. 
i Haus! Sehr geehrte 
!s Hohen Landtages! 
iusein and ersetung en 
sittlichem Ernst gf+ 
liegen Schneidfer und 
Landesrat Rösch hat 
3 Debatte in dieser 
setzt wird, Idaß R L & ~  
4bsbimmung g&dt- 

muß ich aber einea 
dem Gemeidever- 

' irgendeine unreelle 
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Sache unterschieben möchte, wenn hier ein 
Rufmond begangen wird, dann ist es not- 
wendig, daß sich der Obmann des größten 
ösberreichiwhen Gemieindever t~~rYerband~ 
zu Wort meldet. 

Die Errichtung der Südstadt war jeden- 
falls den Onganen $er Landmgesellschafben 
bekannt. Einige Regierungsmitglinder Ihrer 
Fraktion gehörten diesen Organen auch an. 
In der gemeinsiamen Aufsichtsratssitzung 'der 
NEIWAG und NIOGAS vom 12. September 
1960 im Gewerbehaus Mirdling wurde nicht 
nur die Errichtung 'eines Verwaltungsgebäu- 
des für die beiden Landlesgesellschaften, son- 
dern auch die Errichbung !der Wohnsiedlung 
beischlossen. Allein in 'der 22. Aufsichtsrat- 
Sitzung der NIOGAS wurde für Baumeister- 
arbeiten der Firma Schneider, betreff end die 
Wohnsiedlung, ein Betrag von 11,l Mill. S 
bewilligt. Es wunde damals auch berichtet, 
daß es sich bei der Wohnsierllziag um vier 
venschiedene Haustypen handle. Herr Lan- 
desrat Wenger - er gehört heute der Hahen 
Landesregierung nicht mehr an - hat in 
dieser Sitzung die Frage gestellt, nach welchen 
Gesichtspunkten die Vergabe der W b u n -  
gen vor sich gehen solle. Herr Landesrat 
Kuntner zeigte insoferne ein sppzielles Inter- 
esse in der (Sache, als 'er sich in dieser 
Sitzung darüber erkundigte, welche Anbote 
vorliegen. Auch $das nunmehrige Vomjtauids- 
mibglied und damalige Vizepräsident Diplom- 
Ingenieur Reich1 hatte sich an der Debatte 
im Gegensbande bebeiligt; sie mußten daher 
Kenntnis von \der Errichtung der Sühtadt 
haben. Seit adem Jahre 1963 haben im übri- 
gen die Sitzungen der Ongane der Mden  
Landesgeseillwhaften (in der Südstadt statt- 
gefunden. Diese Tatsache alliein bringt den 

j Beweis dafür, Idaß sich niemand der ihm als 
I Mitglied der Organe (dieser Landesgesell- 

schaften obliegenden Verantworbung entzie- 
! hen hann. Es wird wohl keiner mit Recht 

behaupten können, daß er das Entstehen der 
I Südstadt nicht wahrgenommen hat. Das 

Aktiengesetz, &s sei klipp und klar fest- 
1 gestellt, hätte dem Aufsichtsrat hinreichend 
1 Mtiglichkeit {geboten, falls Bedenken hin- 
! sichtlich dser Richtigkeit und Vollständigkeit 

der Informabionen bestehen, Aufklärung zu 
I erzwingen. Es ergibt sich daraus die Frage, 
1 welcher Sinn (der Institution des Aufsichts- 
\ rates beizumessen ist, wenn von gesetzlichen 
1 Möglichkeiten nicht Gebrauch gemacht und 

nachträglich die Verantwortung damit abge- 
tan wird, daß Unkenntnis der Sach- und 
Rechtslage vorgeschiitzt wird. Die Beschlüsse 
die hinsichtlich der Wohmiedlung &aßt 
wurden, warm, und das muß besonders be- 

I 
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tont werden, einstimmige Beschlüsse. Meine 
Herren von der Linken! Das ist in den 
Protokollen genau nachzulesen. Sie können 
uns jetzt nichts unberschieben, was nicht 
100prozentig dier Wahrheit entspricht! (Bei- 
fall bei der OVP.) Wenn die Soaialistische 
Partei heute Unikennbis vorschützt, dann 
nur deshallbb, ulm ider Mehrheit in diesem 
Laad die volle Verantworbung aufhaken zu 
k6nnen. Es sitzen hier in diesem Hohen 
Haus noch etliche Mandatarn Iihhrier Fraktion, 
die aktiv an (diesen Beschlüssen mitgewirkt 
haben. Sie können daher noch so viel von 
Ihrer Verantwortung abzuwälzen versuchen, 
sie wird Ihnen nicht abgenommlen. 

Psychologisch ist Ihre Haltung nicht ganz 
unverständlich. Es ist doch vielfach so, daß 
gerade diejenigen, die einen Vorwurf 5n der 
Richtung befürchten, öffentlich <dadurch ab- 
zulenken versuchen, daß sie sich heute in 
der Rolle des Anklägers zeigen, Herr Kollege 
Marsch. Der Umstand, daß gemeinnützige 
Wohnungmnbernehmungen beim Bau der 
Süidstadt eingeschaltet waren und jene Gel- 
der verb,auten, !die ihnen auf (Grund der mit 
Ihrer Hilfe zustande gekomenen Beischlüsse 
zur Verf~gung standen, kann diesen heute 
nicht mehr angelwkt wenden; noch dazu, 
wo die Ongane dieser Unbernehmungen mit 
Fug und Recht bhaupben khnen,  daß sie 
!damals keine Kenntnis hatten, aus welchen 
Mitteln das Verwialhngsgebäulde und die 
Südstadt errichtet wterden. Wenn ein Bau- 
meister irgendwo ein Haus, eine Siedlung 
oder ein Vemvaltungsgebäude errichtet, dann 
wird er nie fragen, woher das Geld stammt. 
Er wird auftragsgemäß enstklassig, 6ach- 
männisch, den behördlichen Vomchnififten 
entsprechend seine Bauwerke aufwhregi, und 
er wird dann, wenn das Geschäft v'ertraglich 
Festgelegt war, tauch seinen verdienten Lohn 
daMr bekommlen. Das sei eindeutig Festge- 
stellt. 

In der bereits m&rEach zitierten b e r ü h -  
ten Preswkonferenz haben Sie, LUII das Be- 
mühen des Herrn Landeshauptmannes, reinen 
Tisch zu machen, zu diskriminieren, darauf 
hingewiesen, daß die OVP mit der Conti- 
nentalen Bank AG. [Geschäfte #mache, so vor 
allem durch ,den Ankauf der Gesellschafts- 
anteile der Niabau (durch den Verbamd der 
niederöskrreichischen Gemeindevertreter und 
der Siedlungsgenossenschaft für Arbeiter und 
Angestelilte zu 60 bzw. 40 Prozent. Abge- 
sehen davon, da8 der Erwerb dieser Ge- 
sellschaftsanbeile völlig seriös vor sich ge- 
gangen ist, worauf ich noch zurückkommen 
werde, und, da Notarifabszwanig vorliegt, durch 
&en Notar erfolgbe, kann doch der Erwerb 
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diseser Gesellschaftsanteile nicht als Grund 
für  die von Ihnen begehrte Auflösung des 
Landtages geltend gemacht werden. 

Im übrigen sind <die Geschäftsverbindungen 
zur Niobau und damit zum ehemaligen 
All~eingesellschafter, der Continentalen Bank 
Aktiengesellschaft, zuerst von Ihnen - dar- 
unter verstehe ich Herrn Landesrat a. D. 
Wenger und IHerrn Landesrat Rösch - an- 
geknüpft bzw. fortgesetzt worden. Nachdem 
Sie in letzter Zeit an chronischem Gedächt- 
nisschwuntd leiiden (Abg. Stangl: Hallo, wo 
sind wir denn! Das ist ein bipchen viel!), 
muß ich Ihnen nachhelfen, damit Sie sich 
an verschiedene Dinge erinnern. Die Niolbau 
hat im Auftrage der Abteilung VIIIS des 
Amtes (der Niederösterreichischen Landesre- 
gierung, deren damaliger Vorstand Herr Lan- 
desrat Wenger war und der nunmehr Herr 
Landesrat Rösch vorsteht, ein Schwestern- 
heim und ein Ämtewohnhaus für die Landes- 
Krankenanstalt Tulln errichtet. Es ist zu be- 
grüßen, daß das geschehen ist, denn wir 
brauchen Ärztewohnhäuser, wir brauchen 
auch Schwestiernwohiniungen. (Diieiubergak des 
Schwesternheimes fand im Juni 1965 statt. 
Hlerr Landesrat Wenger hat damals die Bau- 
tätigkeit der Niobau gewürdigt und sich 
loibensd ausgesprochen. Ich weiß nicht, was 
Herr Landesrat Wenger heute sagen würde, 
wenn er in diesem Hohen Haus anwesend 
sein könnte. Wir würden es ihm von Herzen 
wünschen, daß er noch in unserer Mitte 
weilen könnte. 

Wenn also nach Ihrer Meinung die ÖVP 
Geschäfte mit der Continentalen Bank AG. 
betrieben bat, dann befinden wir uns in 
bester Gesellischaft, meine Herren von der 
Linken, denn Sie haben uns ldas damals mit 
der lobenden Anerkennung in jeder Weise 
vorexerziert. 

Im übrigen kann von Geschäften über- 
haupt keine Rede sein, we in  aJuch in der 
Presse behauptet wird, daß die Niobau um 
einen Pappenstiel erworben wurde, obwohl 
weit größere Werte vohanden sind. Nach 
diem IGesetz iiber 'die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung - das wissen Sie genau- 
so wie wir - erfolgt der Erwerb einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung durch 
den Erwerb der Gesellschaftsanteile. Das 
Wohnungsg em einnützigkei tsg esetz , das in 
diesem Falle angewendet werden muß, 
schreibt dariiber hinaus vor, daß beim Er- 
werb von Gesellschaf banteilen gemeinnützi- 
ger Wohnungsuntiernehmungen diese Anteile 
nur zum Nominale erworben wercten dürfen. 
Das wissen auch der Herr Kollege Marsch 
und der Herr KolEege Cz5dlik ganz genau. 

Durch diese Bestimmung soll ja vermieden 
werden, daß mit der Peräußerung dieser 
Unternehmungen Spekulation betrieben wird. 

Es verfügt daher 5 9 des vorerwähnten 
Gesetzes, fußend auf den Grundsätzen des 
Q 1, daß bei der Verteilung des Reinge- 
winnes die Geeell,scha£ter jährlich höchstens 
4 Prozent oder einen anlderen vom zustän- 
digen Ministerium bestimmten Hundertsatz 
ihrer eingezahdben Kapitaleinlagen und keine 
sonstigen Permögensvorteile erhalten dür- 
fen, die nicht als angemessene Gegenleistung 
für eine besondere iGelfdwertleistung anzu- 
sehen sind, unld weiters, daß sie bei Auf- 
lösung !des Wohnungsunternehmens und beim 
Ausscheifden nicht mfehr als die eingezahlten 
Einlagen zurückenhalten dürfen. Der Vor- 
wurf der SPÖ richtet sich ja geradezu gegen 
die Ordnungsmäßigkeit der  Vorgangsweise 
und gegen die nunmehrigen Gesellschafter, 
weil sie sich dem Gesetz gemäß verhalten 
haben. 

Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und 
Herren des Hohen Landtages! Wieshalb idie 
Niobau inwbesondere vom Verband der nie- 
derösterreichischen Gemeindevertneter der 
ÖPP erworben wuilde, ergibt sich aus fol- 
genden Gründen: In ihrer letzten Presse- 
konferenz behiaupteten idie Sozialisten, daß 
die ÖVP Geschäft und Politik verquicke, 
weil sile im Vorjahr die Niobau GmbH ge- 
kauft hat. Die Niobau hat in zahlreichien 
Gemeinden NiederÖsterreichs Wohnbauten be- 
gonnen, die zum Teil vor der Fertigstellung 
stehen. Bei der Mehrzahl der !Bauvorhaben 
handelt es sich um sogenannte Betreuungs- 
bauten. Obwohl die Gemeinden selbst wegen 
ihrer Aufgabenüberlastung immer seltener 
als Bauherren auftreben, haben sie die Pflicht, 
entsprechenden Wohnraum für ihre Bürger 
bereitzustellen. Deshalb ist (der Gemeinde 
vertreterverband tdler ÖVP durch den Ankauf 
der Mehrheit dler Gesellschaftsanteile einer 
gemeinnützigen Wohnibaugesellschaft einem 
Wunsch seiIner Gemeinden nachgekommen. 
Das ist die Wahrheit, alles andere ist poli- 
tische Brunnenvergiftung. 

Ich kann Ihnen nur ein= sagen: Die Nio- 
bau hat die Bauten und die Wohnungen 
€ür die Bevölkerung nicht nur in ÖVP-Ge- 
meinden errichtet, sondern es gibt Jauch Bür- 
germeister Ihrer Fraktion, die restlos mit 
diesen Bauvorhaben zufrieden sind. Diese 
Brunnenvergiftung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren des Hohen Hauses., steht 
einer geldeihlichen Zusalmmenarbeit hier im 
niederösterreichischen Landtag iim Wege. 

Die sachlichen Auseinandemetzungen wur- 
den dann, wie ich eingangs erwähnt habe, 
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durch (die Äußerungen mancher Redner Ihrer 
Fraktion getrübt. Es ist ja auch klar: Es ist 
Ihnen kein Mittel zu schlecht, um aus (dem 
Billigsten heraus 'den größtien politischen 
Effekt einzuhandeln und Ihre Suppe kochen 
zu können. Sie machen hier keinen Unter- 
schied zwischen Viktor Müillner und uns. Es 
ist heute bereits einldeutig gesagt worden: 
Die ÖVP hat sich von diresem Manne distan- 
ziert. (Rufe bei der SPÖ: Wann?) Eis ist zu 
bedauern, daß es vorgefallen ist. Aber auch 
bei Ihmen hat es schon Männer gegeblen, die 
nicht 'CO eine reine Weste hatten, wie Sie 
immer vorgeben. Auch hier köinnte ich mit 
Beispielien aufwarten, allein aus der Kom- 
munalpolitik, abler ich will idias nicht Dun. 

Bedauerlich war es auch, daß drei Bürger- 
meiister Ihrer Fraktion durch Selibstrichtung 
ihrem \Leben ein Ende gesetzt haben. Wir 
sind Christen, wir lassen die Toten ruhen. 
Wir haben kein Recht, auf jemanden Steine 
zu werfen. Jieder (einzelne muß sein Ver- 
gehen selbst venantworten; und wenn er 
dem irdischen Richter entgangen ist, dann 
fragt es sich, ab er dem höheren Richter 
entgehen wind, der über !seine Machenschaf- 
ten, die er auf Erden begangen hat, richtet. 
Es kann auch nicht bestritten werden, daß 
der niederösterreichiische Gemeindievertreter- 
venband der OVP sich ebenfalls m 'den 
kommunialen Wohnhausbau in Niederöster- 
reich bemiihte und Für seine Mitgliedsge- 
meinden eine Ofiganisation zur Verfügung 
stdlftie. 

Abschließend kann ich sagen. daß sich aus 
dem Vorerwähnten ergibt, daß die Sozialisti- 

I sche Partei von der Errichtung der Südistadt 
1 Kenntnis hatte, daß (sie hiebei aktiv mit- 
1 wirkte, was durch die von mir zitierten 

Beschlüsse erwiesen erscheint. Man kann 
auch sagen, ldaß den Gemeinnützigen Wohn- 
bauunternehmungen, idie letztlich (diese Be- 
schlüsse durchführten, weil sie gutgläubtig 
die ihnen zur Verfügung gestellten Mittel 
verbauten, kein Vorwurf gemacht werden 
kann. Das steht eindeutig fest. Um eine gute 
Abmosphäre in diesem Hause zu schaffen, 
könnte Ich einen guten Vorschlag machen, 
nämlich das Einkaufszentrum in cier Süd- 
stadt dem Konsumverein zu rübergeben (Hei- 
terkeit i m  Saale). Dann wiirde in Idiewem 
Hause nichts mehr über Nioibiau, nichts mehr 
iiber Rabattibeträge, nichts mi&r über die 
Contiibiank gesprochen werden; (dann wünde 
sich !das alles in Wohlgefalilen auflöim, 
denn dann häWm wir mitten in ider Süd- 
stadt, in dieser wunderschönen Siedlung, wo 
sich die Architekten und die Barumeister be- 
müht haben, in Niederösterreich etwas Erst- 

' 

klassiges herzustellen, einen Konsumverein. 
(Beifall bei der OVP.) 

DRITTER PRÄSIDENT WEISS: Zum 
Wort gelangt Herr Abg. M a r s c h. 

Abg. MAiRSCH: Hoihes Haus! Sehr ge- 
ehrte Damen und Herren! Ich mellde mich 
nicht zu den tiefschürfenden Awsfüihrungen 
des Herrn Abg. Laferl zum Wort. Er hat 
uns heute die Südstiadt angeboten, vor einem 
Jahr Kollege Robl die Cont2bank. Daraus 
ersieht man, wie ernst Sie 'die Sache nahmen. 

Ich möchte nur Herrn Landesrat Ludwig 
auf das, was er als fialsche Information, die 
ich verzapft hätte, bezeichnete, alntworben. 
Ich lese nur vor, was in der 'Geschäfiszahl 
168/3 vom 30. Juni 1967, beschlossen in 
der Sitzung des Landtages vom 13. auf den 
14. Juli 1967, über 'die ,,Alpenlmd" steht. Es 
ist jener Antrag der Landesregierung, (dem 
wir nicht zugestimmt haben. Er betrifft die 
Verwendung der sogenannten Rabattgelidier, 
die hier manchmal, sicherlich irrtümlich, als 
Wohnbauf örderung der Ladesgesellsbf ten 
bezeichnet sind. Daß sie \das nicht sind, das 
wissen Sie ja (alle. Es heißt hier: ,,Nachdem 
aus den Bankkonten die Richtigkeit )der Ver- 
wendung der Rablatte festgestellt wurde, 
verblieb noch eine weibere Aiufglabe, einen 
Vergleich mit )der [durch die Abteilung I/6a 
angeforderten Liste der Wohnbiauförderungs- 
Werber, die Wolhnbauförderungsdanlehen aus 
den oben genannten Konten (erhalten haben, 
vorzumehmein." Dieser Vergleich zleigt fol- 
gendes Bild: - Dias ist auf Seite 4 dieses 
Antrages. - Es enhielten folgende Bauge- 
nossenschaften höhere Beträge als die Liste 
der Wohnbaufönderungswerber ergab: 
,,Austria" 2,7 Mio. S. Hingegen ergablen sich 
Minldeplaistungen biei lder Niederöisterreichi- 
schen Gemeinnützigen Baugesellschaft mbH 
von 2 Mio. S, #der Gemehiitzigen Bau-, 
Wohnungs- und Siedlungsgen~owensdmft 
,,Alpenland", reg. Genossenschaft m W ,  von 
245.000 S. S e  stehen hier also ausdrück- 
lich drinnen Herr Landesrat Ludwig, nämlich 
ihre ,,Alpenland"~Geaiossenschaft. Die ,,Alpen- 
land' hat abso das bekamen ,  denn sonst 
wäre das 5alsch oder lein Irrtum, und Sie, 
die ÖVP haben diesen Antrag nicht nur mir 
Kenntnis genommen, sonldern jauch genehmigt. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

IYRIWR PRASIDEINT ItiEITER: Zuun 
Wort gelangt Herr Landeshauptmann 
M a u r e r .  

Landeshauptmm MAURER: Hohes Hiaus! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
übler die Conbinentiale Bank und die soge- 
nannte Affäre Müllner wunde während der 
langen Debatten im niederösterreichischen 
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Landtag schon w'iederholt gesprochen. Heute 
ergibt sich nun wieder die Möglichkeit, über 
diesen Komplex erneut zu beraten und ent- 
sprechende Lösungsvorschläge zu besprechen 
und zu beschließen. Wenn in früheren band- 
tagssitzungen üIber diese Fragen debattiert 
wurde, waren (die Abgeondneten Imeist auf 
Vermutungen oder einzelne Zahlen, 'die aus 
dem Gesamtkomplex herausgerissen waren, 
angewilesen. Nun liegt aber, so weit es mög- 
lich ist, ein konkretes Zahlenmaterial vor. 
Dieses wurde nicht nur von Politikern er- 
arbeitet - dazu besband ja überhlaupt keine 
Möglichkeit -, sondenn (es wurde vom Re- 
gienungiskommissär, der a m  21. Dezember 1967 
über mein Ersuchen vom Herrn Finanz- 
minister eingesetzt wurde, auf Grund der 
Konten ider Bank und des vorgefunldenien 
Schriftenmaterials fiestgestellt. Wir können 
also dieses Mial mit konkreten, handfesten 
Biff erin operieren. Obendrein wurden auch 
durch die Untersuchungen d'er Wirtschafts- 
Polizei und den Festistellunigen des Herrn 
Untersuchungsrichters im Zusammenhang mit 
der Continmtalen Bank Fakten bekannt, 
von denen vorher niemand wußte o(der die 
nur Grundlagen für #schwer faßbiare Gerüchte 
waren. Es ist heute nicht mehr notwendig, 
mehr oder weniger sachliche Z'eitungsartikel 
als Quellenmaterial zu benützen. Unsere 
Forderung, die Untersuchung in der .sog+ 
nannten Müllner-Aff äre den zuständigen 
Organen, näimlich der Wirtschaftspolizei, den 
Genichten und Iden Bankfachlteuten zu ibber- 
lassen, war also berechtigt. Nur sie können 
Klarheit schaffen. Die iGeschäftsbeziehungen 
zwischen (dem Lande Niederästerreich und der 
Continentalen Bank wurden vom Finanz- 
referat des Landes iaibigewickelt. Mir persön- 
lich waren so wile Ihnen nur jene Zahlen 
bekannt, (die im Redmungsabschluß des Lan- 
des Niederösterreich lausgewiesen waren oder 
die vom Finanzreferenten in den A>usschiissen 
vorgelegt wurden. Selbstverständlich war ich 
von Anfang an bemüht, dafür zu sorgen, 
daß das Land vor gröRerem Schaden be- 
wahrt bleiibt. Es war mir bewußt, und das 
mußte auch 'dem Finanzreferat klar sein, daß 
das Land als Gläubiger kaum etwas zur end- 
gültigen Klämng (der Angelegenheit tiun 
konnte. Es war dies Angelegenheit ider 
Aktionäre. Das Land besaß und besitzt doch 
bekanntlich keine (einzige Aktie dieser Bank. 
Das Land, das möchte ich noch einmal be- 
tonen, hat daher auch nicht dtie Möglichkeit 
gehabt, einen Auftrag zum Venhauf !dieser 
Bank zu geben. Als iallerdings bekannt wurde, 
daß Bestrebungen fiir einen günstigen Ab- 
verkauf dieses Kreditinstitutes im Gange 

sein sollen, war es selbstverständlich, daß 
sich auch das Bundecjlanid Niederös.terreich 
als Haiuptgläubiger \dafür interessiierte. Als 
Landeshauphann habe ich damals verlangt, 
daß mir bekanntgegeben werde, welche 
Kreise als Interessenten für leinen Kauf auf- 
treten. Im Verlauf des vergangenan Jahres 
bin ich stets auch dafür eingetreten, daß 
möglichst hahe Beträge von $der Bank abge- 
zogen werden. Es waren dies immerhin 57 
Millionen S. 

Nun- ein Wort zu den Ausführungen, die 
hier getätigt wurden. Ich sehe diese Ange- 
legenheit als einen Gesamtkompllex. Wenn 
Sie nun zu rechnen bleginnen, oib so und so 
viele Beträge vom Finanzreferenten einge- 
legt (und wieder abgezogen wurden, ist (doch 
letztlich endentscheidend, in welcher Höhe 
Kontenbeträge von dieser Bank abgezogen 
werden. Letztlich war 'dies ja {auch wieder- 
holt in diiesem Hause ein Begehren Ihrer 
Fraktion. Dem wunde in (der Form Rechnung 
getragen, daß immerhin 57 Mio. S nunmehr 
nicht mehr zur Liquidierungsmawe gehören. 
Ich möchte dies ausdrücklich feststellen, weil 
die Endsummte meines Erachtens ausschlagge- 
bend ist, nämlich die Difierenz zwischen den 
Einlagen (damals und am heutigen Tage. Ern- 
ste Zweifel an der Seriosität der'Käufer haben 
mich *dann veranlaßt, an Iden Herrn Finanz- 
minister mit dem Ersuchen heranzutreten, 
für die Geschäftsaufsicht der Contibank einen 
Regierungskommiissär einzusetzen. 

Der damalige Finanzreferent Mch war 
scheinbar von der Mhglichkeit eines günsti- 
gen Abverkaufes [der Contibank iiberzeugt. 
Diese Feststellung [bedeutet aber keineswegs, 
daß das Land Niederösterreich den Auftrag 
zum Verkauf der Bank gegeben hat. Das 
konnte es aus Iden Griinden, die ich bereits 
angeführt habe, gar nicht tun. (D'er Regie 
rungskommiissär Dr. Vlcek hat die Geschäfts- 
gebarung 'der Bank genau geprüft und mir 
darüber Bericht erstattet. Ich habie !diese Be- 
richte der Landesregiemng zugelieitet; das 
Zahlenmaterial ist Ihnen also bekrannt. Wir 
standen nun vor der Entscheiidung, zu unter- 
suchen, auf welchem Weg es möglich sein 
wird, die Einlagen des Landes zur Gänze 
oder wenigstens zu einem möglichst hohen 
Teil zurückzuerhalten. Die Frage war Kon- 
kurs oder stille Abwicklung. Wobei <das Wört- 
chen ,+still" nichts mlit Abwicklung im ge- 
heimen zu tun hat - es handelt sich (dabei 
um einen Fachausdruck der Bankensprache. 
Diese Frage bis zur letzten Konsequenz zu 
klären, war ich nicht in der Lage, #das kön- 
nen nur Bankfachleute. Wir haben daher 
sowohl den Regierungskommissär als auch 
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dein [mit (der Angelegenheit befaßten Richter 
des Handelsgerichtes befragt und zusätzlich 
Professor Dr. Kastner als Sachverständigen 
zugezoigen. Auch die Sozialistische Partei hat 
einen Sachverständigen in (dieser Angelegen- 
heit befragt. Nach dem Urteil fast aller 
Fachleute bningt eine stille Abwicklung [dem 
Land mehr als ein Konkurs. Ich stelle (dies 
fest, trotz aller Ausfiihrungen, die hier bte- 
reits getätigt wurden. Obmdrein ist darin 
die Garantiie gegeben, daß die kleinen Sparer 
ihr Geld zur Gänze zurückerhalten können. 

Der Dringlichkeitsantrag, der von der OVP 
heute eingebracht wurde und lder nun zur 
Debatte (steht, wurde also nicht von einem 
politischen Forum ausgeklügelt, sondern von 
Fachleuten bis ins letzte durchdacht. Er stellt 
nach deren Meinung die optimale Lösung 
für das Land dar. Als Landeshauptanann 
bin ich dafür verantwortlich, daß (der beste 
Weg für unser Blundesland gegangen wird. 
Ich bekenne mich dlaher zum vorliegeniden 
Dringlichkeitsantrag der ÖVP-Abgeordneten, 
weil er allein in der Lage ist, den Schaden, 
den das Land erleildet, in den engsten Gren- 
zen zu halten. Wenn Sie die Meinumg ver- 
treten, daß dadurch (das Aktienkapital nicht 
berührt wird und den Aktionären, deren 
Identität bis heute nicht zur Gänze bekannt 
ist, verbbeibt, so ist das ein Irrtum. Auch 
bei einer stillen Asbwicklung werden idie 
Aktien wertlos. 

Wie Ihnen bekannt ist, sind verschiedene 
Fakten, die vom Untersuchungsrichter im 
Zusammenhang mit der sogenannten Müllner- 
Affäre behandelt werden, auch heute noch 
nicht völlig geklärt, so ldaß weitere Erhe- 
bungen und damit wohl auch weitere Ge- 
richtsverfahren notwendig sein werden. Das 
gilt bekanntlich auch hinsichtlich der in die- 
sem Hause schon so oft behandelten 80-Mil- 
lionen-Schuld der NEWAG an idas Land. Wo 
diese 80 Millionen hingekommen sind, läßt 
sich auch aus den Gerichtsakten vorläufig 
nur rekonstruieren. Eine solche Rekonstruk- 
tion habe ich den Regierungsmitglliedern vor- 
gelegt. Völlige Aufklärung wird auch in dieser 
Causa erst eine Gerichtsverhandlung bringen 
können. Wlenn im vorliegenden Dringlich- 
keitsantrag #diese 80 Millionen Schilling Be- 
rücksichtigung finden, so ist das darauf zu- 
rückzuführen, daß eine stille Albwicklung 
der Contibank nur möglich ist, wenn kein 
anderer Großgläubiger - in diesem Fall 
wäre ldies die NEWAG - an die Bank An- 
sprüche stellt. 

Als ich im November des Jahres 1966 das 
Amt des Landeshauptmannes ülbernahm, habe 
ich vor dem niedlerirsterreichischen Landtag 

nicht nur den Abgeondneten, sondern der 
gesamten Bevöliherwg unseres Bundeslan- 
dles versprochen, da13 (ich mich für eine 
saubere, gerechte und soweit als möglich 
rasche L6sung des gesamten Komplexes ein- 
setzen wende. Reschere Lösungen waren bis- 
her nicht möglich, weil vielfach idie konkre- 
ten Unterlagen für  brauchbare Lösungsvor- 
Schläge fehlten. Sie wurden in den ver- 
gangenen Monaten vom Gericht, von Bank- 
fachleuben und au& von den zustänidigen 
Dienststellen des Land& erarbeitet. 

Selbstverständlich ist es dlas gute Recht 
einer politischen Partei, mit den Vorschlä- 
gen, #die der politische Gegner in der gie- 
setzgebenden Körperschaft macht, nicht ein- 
verstanden zu sein. Uber den Weg, wie die 
Lösung der vielen offenen Proibleme erfol- 
gen soll, kann man eben verschiedener An- 
sicht sein; doch sollte ldas Ziel, eine rasche 
und durchgreifende Bereinigung des gesam- 
ten Komplexes, meines Erachtens doch ge- 
meinsam gefunden werden. Ich bedaure es, 
daß dieser gemeinsame (Weg im vorliegenden 
Fall offensichtlich nicht möglich ist. 

Ich verwahre mich aber 'dagegen, wenn 
man mir vorwerfen will, ich hätte $die Ab- 
sicht, etwas au verschleppen oder zu ver- 
tuschen. Was mir in der Angelegenheit 
Müllner bekannt wurde, habe ich den zu- 
standigen Organen im Lande, also der Lan- 
desregierung oder dem Landtag, zugeleitet. 
Ich habe auch stets dafür gesorgt, daß alle 
neuen Fakten den Gerichten üibenmittelt wer- 
den. Wenn ich nun zu (dem von den OVP- 
Abgeondneten vorgelegten Dringllichkeitsan- 
trag stehe, so tue ich dies in der über- 
Zeugung, daß dieser Antrag gewissenhaft 
vorbereitet unid von den zuständigen Fach- 
leuten jedes Für und Wider genau geprüft 
wunde, so daß wir mit ruhigem Gew'issen 
sagen ktinnen, wir sind davon überzleqgt, 
daß dieser Weg der beste für das Land 
Niederölsterreich ist. 

Abschließend möchte ich doch noch kurz 
auf einige Auisführungen, die hier gemacht 
wurden und die auch meine Person be- 
treffen, eingehen. Hohes Haus! Ich weise 
entschieden jeden Versuch einer Beschuldi- 
gung, auch wenn diese noch so untepchwelig 
gebracht wird, die mich im Zusammenhang 
mit #der Müllner-Affäre betrifft, zurück. Ich 
habe mit diesen Dingen nichts zu tun. Ich 
habe schon erklärt, daß ich bestrebt bin, 
alle Fakten, die mir bekannt sind, und auch 
jene, die mir bekannt werden, aufzuzeigen. 
(Beifall bei der ÖVP.) Herr Abg. Marsch, 
Sie halben mich hier aufgefondert, Gelder 
zurückzugeben, (die ich Ihren Ausführungen 
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zufolge angeblich bezogen habe. Ich habe 
keine Gellder erhalten, weder von der Canti- 
bar& noch auis anderen Quellen, und habe 
daher keine Gelder zurückzugeben. (Zwi-  
schenruf bei der SPÖ: In der ÖVP!) Ich habe 
bei meinem Antritt als geschäftsführender 
Lantdresparteiubmann der ÖVP die Gebarung 
geprüft und keine Fakten feststellen kön- 
nen, die darauf hinweisen, daß Beträge von 
der Contibank (der ÖVP zugeflossen sind. 
Das gleiche hat mir auch Minister Prader er- 
klärt. Es gibt keine Beträige, die bei scher 
Amtsülbernzdhme in den Büchern des ÖAAB 
verzeichnet gewesen sind. Vielleicht können 
wir unss noch etwas gedulden, denn ich hoffe, 
daß in Kurze die Gerichtsverhandlung in 
der üausa Müllner stattfinden wird. Vielleicht 
werdm die Gerichte imstande sein, einiges 
festzustellen, was uns bisher noch nicht be- 
kannt ist. Als sehr bedauerlich möchte ich 
folgendes bezeichnen: Eis scheint mir, daß 
derllei Anschuldigungen immer #dazu angetan 
sind, von jenem Personenkreis, auf den sie 
gemünzt sein sollten, abzulenken. Offen- 
sichtlich sind einige Abgeordnete darauf aus, 
mich persönlich in diese Dinge cals schuldig 
hineinzuziehen. Ich erkläre hier öffentlich 
der gesamten Bevölkerung von Niederaster- 
reich, daß ich damit nichts zu tun habe und 
daß (ich jedwede Anschulldigung, auch wenn 
sie noch so unterschwelig gebracht wind, 
heute und auch in Zukunft zurückweisen 
werde. (Beifall bei der ÖVP.) 

DRITTER PRÄSIDENT REITER: Die 
Redner1,ist.e ist erschöpft. Der Herr Bericht- 
erstatter Aibg. A n z e n b  e r g e r  hat zu den 
beiden Geschäftsstücken Zahlen 222139 unid 
360 das Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. ANZENBEIRGER: Ich 
verzichte. 

DRTTTBR iPR&IDENT REITER: Der Be- 
richterstatter Abg. A n d e r l hat das Schluß- 
wort zu ldem Geschäftisstück Zahl 362. 

Berichterstatter Abg. ANDERL: Ich ver- 
zichte. 

DRITTElR PRÄSGDENT REITKR: Wir 
kommen zux Abstimmung. Ich lasse zuerst 
iiber den Antcag des Finanzausschusses, so- 
dann über Iden Drintglichkeitsantrag der Ab- 
geordneten Anzenberger und Genossen und 
schließlich über Iden Drringlichkeibsantrag der 
Abg. Anderl und Genmsen abstimmen. (Nach 
Abstimmung über den Antrag des Finanz- 
ausschusses über den Antrag der Abg. Marsch 
und Genossen, betreflend Continentale Bank 
Aktiengesellschaft, fherprüfung der Ge- 
schäftsgebarung sowie Abzug der Landes- 
gelder von  daesem Kreditinstitut): A n g e- 
n o m m  e n .  

(Nach Abstimmung über den Dringlich- 
keitsantrag der Abg. Anzenberger und Ge- 
nossen, betreflend die Forderungen des Lan- 
des Niederösterreich gegen die Continentale 
Bank AG. und Ermächtigung zur Abgabe 
einer Rückstehungserklärung): A n g e n o m- 
m e n. 

(Nach Abstimmung über den Dringlich- 
keitsantrag der Abg. Anderl und Genossen, 
betreflend die Forderungen des Landes Nie- 
derösterreich gegen die Continentale Bank 
Aktiengesellschaft): A b g e 1 e h  n t. 

Ich untenbreche die Sitzung. Sie wird 
morgen um 9 Uhr fortgesetzt. 

(Unterbrechung der Sitzung um 21 Uhr 
52 Minuten.) 

PRÄSIDENT W E I S  (7. 3. 1968 um 9.01 
Uhr): Ich nehme die untterbrochene Sitzung 
wieder auf. 

W'ir gelangen zur Beratung des Geschäfts- 
Stückes 350. 

Ich ersuche den Herrn Abgeordneten 
P o p p ,  die Verhandlung zur Zahl 350 ein- 
zuleiten. 

Berichterstatter Abg. POPP: Hoher Land- 
tag! Ich habe aam'ens des Verfassungsaw- 
Schusses iiber den Antrag der Albgeordne- 
ten Binder, Anderl, B ide r ,  Birner, Blabolil, 
Dr. Brezovsky, Czidlik, Gerhartl, Graf, Grün- 
Zweig, Helm, Jirovetz, Körner, Kosler, Marsch, 
Peyerl, Piiigl, Rohata, Ing. Scheidl, Stangl, 
Thomschitz, Sigmund und Wksmayr, be- 
treffend die vorzeitige Beendigung der Ge- 
setzgebungsperiode des nö. Landtages und 
sofortige Ausschneibung von Neuwahlen, zu 
berichten. 

Der Antrag wurde im Verfassungsaus- 
schuß behandelt; er fand keine Mehrheit. 

Für den Verfaasungsausschuß stelle ich 
folgenden Antrag (liest): 

,,Dler Hohe Landtag wolle beschließen: 
Der Antrag der Abgeordneten Binder und 
Genossen wind abgelehnt." 

Ich ersuche Iden Herrn Präsidenten, die 
Diskussion zu eröffnen und die Abstimmung 
vorzunehmen. 

PRÄCIDENT WEPSS: Ich eröffne die De- 
batte. Zum Wort gemeldet ist Herr Abge- 
ordneter Dr. B r e z o v s k y. 

Abg. Dr. BREIZOVCKY: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und 
Herren! Der Herr [B'erichtenstatter hat einen 
sehr kurzen Bericht gegeben, er hat ledig- 
lich die tfberschrift und den Antrag der 
sozialistischen Aibgeordneten, betreff end die 
vorzeitige Beendigung der Gesetzgebunge- 
Periode, hier vorgetragen, so daß ich einiges 
nachiholen möchte, um in aller Öffentlichkeit 
festzustellen, was in dliesem Antrag steht. 
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Der Antrag wird #damit begründet, daß seit 
mehr als zwei Jahren die Öffentlichkeit 
durch Iden Müllner-Skandal und seine Fol- 
gen beunruhigt wtird. A,m 16. Dezember 1965 
wurde das erste Mal im niederösterreiichi- 
schen Landtag iiber Machenschaften inner- 
halb der niederösterreichischen Lan~desgesell- 
schaften berichtet; aber erst nach Vorliegen 
des Rechnungshofbterichtes wurde der ganze 
Umfang dieses größten Wirtschaftsskandals 
der Zweiten Republik bekannt. Immer wie- 
der mußten sich Landtag unld Landesregie- 
rung sowie die Vorstände und Aufsichtsräte 
der Landesgesellschaften mit den finanziellen 
Auswirkungen ibeschäftigen. Bis heute ist 
noch nicht abzusehen, wlelche Forderungen 
noch an das Land gestellt werden. Seit der 
ersten großen Landtagsdabatte arn 1. 3. 1966 
wurde Miillner verhaftet und wegen des Ver- 
brechens deis Amtsmifibrauches und der Un- 
treue unter Anklage gestellt, Finanzreferent 
Resch ist zurückgetreten, lebenso $der erst vor 
einem Jahr bestellte Generaldirektor Doktor 
Allitsch. Dem Letztgenannten wurde vom 
Herrn Landeshauptmann oRiziell vorgewor- 
fen, er habe diie Methoden Müllners fort- 
gesetzt. Der beambete Leiter des Finanz- 
ressorts hat sich erst in den letzten Tagen 
vensetzen lassen. Ein Antrag, von den sage- 
nannten Rabattgeldern noch einen Betrag in 
der Höhe von 68 Millionen, ,der von der 
,,Austria" - Gemeinnützige Wohnungsge- 
sellschaft - bisher nicht verbaut wurde, für 
Zwecke der allgemeinen Wohnbauförideruing 
des Landes zurückzufordern, wurde von der 
ÖVP-Mehrheit abgelehnt. über  all (diese Vor- 
gänge wurde in österreichischen Tages- unld 
Wochenzeitungen in über hundert Artikeln 
berichtet. Es wurden d<abei schwere VorwürFe 
gegen die ÖVP-Mehrheit in Niederbsterreich 
erhoben. Damit #die niederösterreichische Be- 
völkerung selbst entscheiden kann, wer von 
ihr den Auftrag bekommt, endlich Ordnung 
zu machen, stellen die unterzeichnetem Ab- 
geordneten den Antrag, 'die Niederösterreichi- 
sche Landesregierung wind aufgefordert, ge- 
mäß Artikel 14 des Landesvrerfasungsgesetztes 
binnen 14 Tagen dem niederösterreichischen 
Landtag eine Gesetzesvorlage vorzulegen, 
mit der der Landtag aufgelöst und eine 
Neuwahl ausgeschrieben wird. 

M'eine Damlen und Herren! W e m  es noch 
eines Beweises bedurft hätte, über die Not- 
wendigkeit der Auflösung dieses (Landtages 
zu sprechen, dann haben die Abgeordneten 
der Österreichifschen Volkspartei gestern end- 
gültig diesen Beweis erbracht, Idaß es höchst 
an der Zeit wäre, daß die niederöisterreichi- 
sche Bevölkerung zu diesen Dingen mit den 

Stimmzetteln ihre Meinung abgibt. Schon 
in foilmeller Hinsicht Imuß man sagen, dlaß 
gestern abends klar gezeigt wunde, wie man 
in Niederösterreich Demokratie versteht. Man 
hat über auisdrückbichen Wunsch der Öster- 
reichischen Volkspartei 'die Landtagssitzung 
vom 7. März auf den 6. März vorverlegt, 
weil angeblich die Österneichische Volks- 
partei am heutigen Tage keine Zeit hätte, 
diese Sitzung abzufiihren. Geistern wurde 
plötzlich gegen 22.00 Uhr - ohne ciaß vonher 
überhaupt das Einvernehmen mit $der Min- 
derheitspartei hezgestellt wonden wäre - 
die Sitzung abrupt untenbrochen und auf 
den heutigen Tag verlegt. Allein idieser Um- 
stand beweist doch, daß mam in Niederöster- 
reich Auffassungen von (der Demokratie hat, 
die sehr an autoritäre Methoden anklingen. 
Alber nicht nur in dieser formellen Sache, 
die eine Reihe meiner Kollegen bei (der 
Aufifindung des Nachtquartiers in Gchwierig- 
keiten gebracht hat - es ist jla Messewoche 
und es sind aUe Hotels besetzt, so daß manche 
Abgeordnete in Privatquartieren Zuflucht 
nehmen mußten. (Zwischenruf bei der ÖVP: 
Gewerkschaftshaus!) Ich weiß, für  Sie sind 
all $diese Dinge über Aufflassung von Demo- 
kratie außerordentlich lustig. Es gibt eine 
Reihe von Menschen unter Ihnen, die es 
vilelleicht aus ider Vergangenheit wissen, daß 
man es sich 'auch in einem autoritären 
Regime richten kann. D'ather sind Ehnen An- 
gelegenheiten über Grundlsatzfragen der 
Demokratie immer etwas lächerlich. Ich 
glaube, daß die Menschen der Zweiten Repu- 
bBik eine ernstere Auffassung von Demokratie 
haben als manche Herren (der Osterreichi- 
schen Volkspartei. 

(Präsident Weiss: Herr Abgeordneter, ich 
bin zu diesem Vorwurf ezne Erklärung 
schuldig, und zwar deswegen, weil dieser 
Vorwurf an die Kollegen der Österreichi- 
schen Volkspartei gerichtet war. ich allein 
zeichne dafür verantwortlich. Wenn man mir 
aus diesem Geschehen einen Vorwurf des 
undemokratischen Verhaltens machen sollte, 
dann sage ich, auch dafür übernehme ich 
die Verantwortung. Ich habe in absolut kor- 
rekter Weise immer versucht, meine Auf- 
gabe streng nach der Geschäftsordnung zu 
erfüllen. Das habe ich auch gestern getan. 
Zur Aufklärung darf ich Ihnen sagen, dap 
bei einer Besprechung in meinem eigenen 
Klub die Frage an mich gerichtet wurde, 
wie lange ich gedenke, diese Sitzung zu 
führen. Darauf habe ich ausdrücklich gesagt, 
ich will keine Bindung eingehen, damit nicht 
wieder das gleiche passiert, was schon ein- 
mal geschehen ist, dap nämlich eine Sitzung 
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bis in die Morgenstunden, bis 6 Uhr früh 
dauert und eine totale Überforderung ein- 
tritt. ich habe auch gestern in objektivster 
Weise den Eindruck gehabt, da@ nach einer 
Verhandlungsdauer von 14 Uhr 30 bis 22 Uhr 
eine Überforderung der Herren Abgeordne- 
ten eingetreten ist. ich allein habe Kollegen 
Reiter, der den Vorsitz geführt hat, der gar 
nichts davon wupte, gebeten, er sollte nach 
dem vorletzten Tagesordnungspunkt die 
Sitzung unterbrechen. Ich übernehme also 
für diese Sache die Verantwortung. Ich habe 
mit Kollegen Sigmund den Ablauf der Sitzung 
abgesprochen und habe tatsächlich versäumt, 
auch diese Frage mit ihm zu behandeln. Es 
war also keine böse Absicht. Ich würde 
bitten, mir dieses Verhalten nicht so auszu- 
legen bzw. das nicht meiner Partei anzu- 
lasten. Ich allein zeichne dafür verantwort- 
lich.) 

Herr Präsident, ich nehme diese Erklärung 
zur Kenntnis. Als gestern über unseren 
Dringlichkeitsantrag und iiberhaupt über (die 
Contibank-Anträge hiier \diskutiert wunde. 
war ich von der weitestgehenid sachlichen 
Art, wie Herr Abg. Schneider diese Dinge 
dargestellt hat, außerordentlich beeindruckt. 
Ich war auch von seiner Auffassung über 
die Zusammenarbeit in der Demokratie sehr 
beeindruckt. Herr Präsident Schneider, von 
dieser Stelle aus haben Ihnen Sprecher der 
Sozialistischen Partei in allen Phasen {der Be- 
handlung des Rechnungshofiberichtes NEWAG- 
NIOGAS persönlich bescheinigt, daß Sie kor- 
rekt, objektiv, anständig und als ein Makler 
des guten Willens die Verhandlungen im 
Finanzausschuß geleitet haben, daß Sie auch 
hier iim Hohen Haus Erklärungen abgaben, 
die sich nicht immer mit unseren Meinungen 
gedeckt haben, die wir aber als Ihre perscn- 
liche Meinung respektierten. Eines möchte 
ich Ihnen sagen, Herr Präsident, Ihnen und 
noch einigen, darunter dem Herrn Präsiden- 
ten W e h ;  wir glauben, daß Sie an einer 
echten Lösung dieser heiklen Frage inter- 
essiert sind. Herr Präsident, Sie haben alle 
Sitzungen im Finanzaucschuß geleitet, Sie 
waren bei allen Verhandlungen im Haus 
anwesend. Siie haben selbst manchmal den 
Kopf geschüttelt und einmal, als Ihre Abge- 
ordneten den Landesh'auptmann Figl in diese 
Affäre lhineingezogen haben, gesagt; Landes- 
hauptmann Figl schaut mahnenid herunter. 
Ihnen glaiube ich, daß Sie all diese Dinge 
im Innersten ]bedrückt haben und heute noch 
immer bedrücken. Aber, meine Damen und 
Herren, was wir trotz allem verimißt haben, 
war, daß trobz ausdrücklicher unld ausführli- 
cher Erklärung ab (dem 16. Dezember 1965 

niemand der Mehrheitspartei, (ausgenommen 
der Herr Präsident, der jla kein Stimmrecht 
hat, die Zivilcourage aufgebracht hat, hier 
aufzustehen und zu erklären, ich kann mich 
aus persönlichen Gründen, aus Gewissensgnün- 
den einem Antrag meiner Partei nicht an- 
schließen, weil die Dinge anders sind, als sie 
von der Österreichischen Volkspartei darge- 
stellt werden. 

Meine Damen und Hernen, ich bable mich 
in den letzten Tagen mit d m  Buch eines 
der angesehensten Demokraten, die jemals 
in der aktiven Politik mitgewirkt haben, 
befaßt, und zwar mit dem Buch ,,Zivilcourage" 
von John F. Kennedy. Es handelt über 
Männer, die Iden Mut hatten, zu ihner Ulber- 
Zeugung zu stehen, die im entscheidenden 
Augenblick Zivilcourage zeigten. Kennedy 
schreibt unter anderem in diesem Buch: „Die 
Probleme von Mut und Gewissen betreffen 
jeden, der, ob hoch oder niedrig, ein Amt in 
unserem Land versieht und dafür, wem auch 
immer, Rechenschaft abzulegen hat; den 
Wählern, einer gesetzgebenden Versammlung, 
einem politischen Apparat oder einer Partei- 
Organisation. Um Zivilcourage z u  beweisen, 
bietet sich jedem Menschen früher oder spä- 
ter Gelegenheit." Wenn nur dnei stimmbe- 
rechtigte Mitglieder der Österreichischen 
Volkspartei (diese Grundsätze hochgehalten 
hätten, wäre es niemals zu solchen Abstim- 
mungsergebnissen gekommen. Heute, zwei 
Jahre später, zeigt sich, daß d'ie sozialisti- 
schen Abgeoridneten für alle ihre Äußerun- 
gen hier im Hoben Hause, die in dem Steno- 
graphischen Protokollen des Hohen Land- 
tages für ewige Zeiten festgehalten sind, 
auch heute noch guten )Gewissens gerade 
stehen können und keine Erklärung der Ent- 
schulidigung für ihre ÄuBerungen in aller 
Off entlichkeit abgeben [müssen. Ich glaube, 
daß es hier um die Grundsatzfragen der 
Demokratie üiberhaupt geht. In den letzten 
Jahren sind Grundsätze des Rechtes, der 
Moral und der Demokratie von iihnen viel- 
fach überhaupt nicht beachtet wonden. 

Darum sind wir !der Meinung, daß sich die 
Situation seit dem 25. Oktober 1964 in Nie- 
derösterreich grun'dlegend geänidert hat. Da- 
mals stand Landeshauptm(ann Leopold Figl 
an der Spitze des Landes. Er wunde auch 
von Andersgesinnten hochgeachtet, war aber 
leider bereits vom Tode gezeichnet und 
mußte nach wenigen Monaten von diesem 
hohen Amte scheiden. Es folgte iihm ein 
Mann, der sich in Ölsterreich ebmfialls An- 
sehen eriwonben hatte: Eduard Hartmann. 
Ihm war es letztlich zu verdanken, daß hier 
in aller Öffentlichk~eit über all d k e  Pro- 
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verdanken, daß hier 
iiber all diese Pro- 

bleme, die die Newag, die Niogas, die 
Contibank und die Landiesfinanzen bletroffen 
haben, diskutiert wenden kannte. 

Leopold Figl und Flduard Hartmann wur- 
den zu tragischen Personen in dieser Ange- 
legenheit. Beide wurden von Viktor Müllner 
und seinen Nachbetern und Anhängern in 
die schmutzigste Affäre dieses Landes hin- 
eingezogen. Wir Sozialisten sind auch heute 
noch der Meinung, Idaß Leopold Figl und 
Eduand Hartmann in <diese Müllner-Ange- 
legenheit hineingekrammfen sind wie Pontiuis 
ins Credo. Wir haben außerordentlich be- 
dauert, daß Sie so hochangesehene Demo- 
kraten in diese Angelegenheit hineingezerrt 
haben. Wenn Sie die öfientliche Meinung 
beachtet haben, dann konnten Sie in den 
Zeitungen lesen, mit welcher Verachtung ldie 
Journalisten diese Handlungen beurteilt 
haben. 

Als am 16. Dezember 1965 in ldier 'denk- 
würdigen Mitbernachtssitzung Herr Abge- 
ondneter Marsch sehr frühzeitig auf diiese 
Dinge - auf ldie Landesgesellschaften und 
auf das Spinnennetz Mlüllners - hinwies, 
da haben Sie leider (die Situation nicht klar 
erkannt. Auf (das Wundern sind dann viele 
blaue Wunder, [die Sie in Iden beiden nächsten 
Jahren erleibt haben, gefolgt. Nach dien 
Drohungen von Leuten aus Ihren Reihen 
ist heute eine Ernüchterung eingetreten. 

Noch am 17. Dezember 1965 (drohte der 
damalige Landesfinanzileferent und ÖAAB- 
Spitzenfunktionär Rom'an Resch hier voh 
dieser Stelle aus mit dem Ausschluß der 
Sozialisten aus den Organen der Newag und 
der Niogas. Damals hat Lan(deshaupDmann- 
Stellvertreter Dr. Tschadek erklärt: ,,Wir 60- 
ilialisten fiürchten uns nicht, wir sind schon 
mit anderen Metternichen Eertiggeworden. Wir 
werden vor Roman Resch nicht kapitulieren." 
- Inzwischen hat Roman Resch politisch das 

t Zeitliche gesegnet, so wie sein Vorgänger 
Viktor Miillner, weil Sie selbst erkannt ha- 
ben, daß Roman Resch nicht (der richtige 
Mann für Idie Verwaltung (der Landesfinan- 
Zen war, weil er schwerste Pfiichtversäum- 
nisse begangen hat. Er hat (die Landesregie- 
rung und den Hahen Landbag und (damit die 
Öffentlichkeit nicht rechtzeitig auf gewisse 
Vorgänge in (der Niewag unld in der Niogas 
auf rnerksam Ig em acht. 

Obwohl im Jänner und im Februar 1966 
eine ganze Serie von Artikeln über die Zu- 
stände in der Newag und in lder Niogas zu 
lesen waren, üfber die Machenschaften Viktor 
Müllners und seiner Komplicen, haben Sie 
am 1. März 1966 Viktor MUllner in einer 
Art verteidigt, die für die Demokratie und 

die Würde dieses Hohen Hauses kein guter 
Dienst war. Auf unseren Antrag auf Ab- 
beru£ung Viktor Müllnens als Weralidirektor 
der Newag und als Au£sichtisratspräsident 
der Niogas hat Roman Resch am 1. 3. 1966 
hier an dieser Stelle wortwörtlich erklärt: 
,,Eines kann ich Ihnen auch noch versichern: 
Ein geschäftsführender Rarteiobmann der 
ÖVP von Niederösterreich wind niemals dann 
abgelö.st, wenn es die Sozialisten verlangen." 
Und hier vermerkt das Protokoll: ,,Beifall 
bei $der OVP.'' Sie waren aBso einhellig hinter 
Viktor Müllner, obwohl wir hier das Mate- 
rial voilgelegt haben, >das sich eindeutig als 
richtig erwiesen hat; auch der General- 
direktor der Niewag wurde auf Ihr Geheiß 
nicht abgelöst. 

Und d<am ex-klärte er hlier: ,,Sozialistische 
Mandatarie sind veriantwortungdos." Heute, 
zwei Jabre später, weiß !die ganze Öffent- 
lichkeit, auf welcher Seite die Maschen 'mit 
Verantwortung für das Land Niderösber- 
reich gesessen sind. 

Am 1. März 1966 hat der damalige Abge- 
ordnete Ludwig wortwörtlich ganz unschul- 
dig erklärt: ,,Abg. Marsch hat am 17. Dezem- 
ber kurz vor Mitternacht versucht, eine so- 
genannte Debatte über die Landesgesellischaf- 
ten Newag und Niogas zu inszenieren. Er 
glaubte, mit seinen Vorlesungen ldokumien- 
tieren zu können, ldaß in der Südstadt ge- 
wisse Korruptionen vorgekommen sind." 
Später fragte er: ,,Warum kommt es nun 
eigentlich zu diesen Korruptionsgesprächen?" 
Und nachdem er sehr genau die Zusammen- 
hänge hinsichtlich Ader Rabatte geschildtert 
hatte, sagte er: ,,Meine Damen und Herren! 
Sie hiabien gehört, was mit diesen Geldern, 
mit diesen Rabatten geschehen ist. Eines 
steht fest: Veilantwortmgsvolle Politiker 
haben sich bemüht, Taten in Niederöster- 
reich zu setzen." 

Wenn ldas keine Verteildigungsrede für 
Viktor Müllner und seine Komplicen ist, 
dann weiß ich nicht, in welcher Form man 
Müllner noch verteiidigen soll. Ich traue dem 
Abg. Ludwig, 'der Jurist ist, )der hoher Lan- 
desbleamter ist usw., nicht !das niedere 1 N' rveau 
anderer in Ihrer Fraktion m, die Lobes- 
hymnen auf Vliktor Müllner hier gesungen 
haben. Aber ,das war eindeutig eine Ver- 
teidigungsrde für Viktor Müllner. 

Wenn er sich jetzt in gewissen Zeitungen 
5eiern läßt, daß er ein Mlüllner-Gegner ge- 
wesen sei, nun, so hat er  sich eben recht- 
zeitig arbgeseilt, wie 'man zu sagen pflegt. 
Er hat rechtzeitig [das sinkende Schiff ver- 
lassen und hat sich zu den stärkeren 
Bataillonen geschlagen. Das ist ja auch die 
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Ursache dafür, daß er bei der Aibstimmung 
beim ÖAAJ3, wie wir in ,der Zeitung lesen 
konnten, 28 Stimmen und (der Müllner-Ver- 
teidiger Stangler nur 7 Stimmen erhalten 
hat. 

Aber heute (der Öffentlichkeit vormachen 
zu wollen, mian sei immier gegen Viktor 
Müllner gewesen, nimmt I'hnen niemand ab, 
denn einmal noch hätten viele von Ihnen, 
die Viktor Müllner von (diesen Posten gerne 
weggehabt hatten, die Möglichkeit gehaibt, 
in aller Öffentlichkeit Zivilcourage zu ibe- 
weisen, inklusive der Herr Genenabekretär 
Dr. Withalm. Denn es hieß, am 20. Juni 1966 
wurde Viktor Müllner mit 70 Prozent Mehr- 
heit zum Lanidesabmann des 6sterreichischen 
Arbeiter- und Angestelltenbun'des Nieder- 
Österreichs gewa l t .  30 Prozent haben ihm 
die Stimme nicht gegeben. 

Nun, in so einer Situation wäre es (die 
Pflicht der echten (Gegner Müllners gewesen, 
Mut zu zeigen, Zivilcourage zu neigen und 
vor dem Parteitag aufzustehen und zu er- 
klären: Wir können es mit unserem Gewis- 
sen nicht vereinibaren, daß ein Korruptiolnist 
Landesobmann des ÖAAB Niederöisterreidx 
wird. Das ist (die moralische Mitschulid ldes 
Herrn Dr. Wiahalm und aller jener, die heute 
so tun, als wären sie immer gegen Müllner 
gewesen . 

Spätestens em 20. Juni 1966 hätte man 
in aller Öffentlichkeit erkläiien müssen: Wir 
können das mit unserem Gewissen nicht ver- 
einbaren. Selbst dann, wenn sie scheinbar 
einige Zeit noch Nachteile in ihrem beruf- 
lichen oder politischen Fortkommen gehalbt 
hatten. Auch Abg. Robl hat sich bereits am 
1. März 1966 als glühender Müllner-Ver- 
tehdiger (gezeigt, 'denn er hat uns Sozialisten 
Verleumider un8d Brunnenvergifter beschimpft. 
Sie können das in Ihrer Rede vom 1. 3. 1966 
sofort nachlesen. Sie haben das auch am 
13. Dezember 1966, nicht einmial 16 Stunden 
vor der Verhaftung Viktor Müllnlers hier, 
von diesem Platze aus erklärt. Es hat mlch 
nicht gewundert, daß viele Abgeordnete - 
denn Herr Lanidesrat Ludwig hat gestern 
nicht in seiner Funktion als Abgeordneter 
gesprochen - zu tdrem Prdblem über die 
Contibank nicht mehr gesprochen haben. 
Man hat genau g m ß t ,  Idaß Menschen, die 
jahrelang Viktor Müllner verteidigt haben, 
vor fder Öffentlichkeit nicht so leicht glaub- 
haft machten können, daß siie sich vom Geiste 
Viktor Müllners bereits entfernt haben. Auch 
Abg. Stangler war ein glühender Vertei'diger 
Viktor Müllners, (und zwar zu einem Zeit- 
punkt, als der Rechnungishofbericht ibereits 
wochenlang in den Händen der Herren Ab- 
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Warnungen, die 
an Sie gerichtet 
Dies gilt auch in 
wo Sie sich nichi 
nen, daß Sie nick 
sinld. Gelwiß nick 
parteiobmann so7 
Wesen, und als 
Lmdesregierung 
Mehrheitsibeschlüs 

geordneten war. Er hat am 16. November 1966 
wortwörtlich erklärt: „Ich verteifdige den 
Müllner. Es sind !die Leute heute dünn ge- 
sät, die sich des zu tun {getrauen. Ich getraue 
mich das." Nun, es hat schon Herr Landes- 
hauptmannstellvertreter Dr. Tschedek hier 
einmal erklärt, daß das ein trauriger Mut 
war, sich alis Freund eines Kormpbionkten 
zu bekennen, obwohl man hier im Hohen 
Hause über diesen Mann Entscheildungen zu 
fällen gehabt hätte als öffentlicher Miandatar, 
als Vertreter des niederösterreichischen 
Volkes und & Vertrieter der niederöster- 
reichischen Lanldecfinanzen. 

Wenn man die Sonderausgabe der Volks- 
presse vom März 1966 liest, wo steht: 
„Generalangriff gegen Müllner erwies sich 
als arger Bumenang", und Abg. Reiter isagte: 
,,NEWAG-NIOGAS, SPÖ-Lanldesverrat im 
Landtag, Leistungen lder Landesgesellschaf- 
ten für 'das Land von Iden Sozialisten ver- 
leugnet, verhähnt und verleumdet.'' Wenn 
man all (die (Dinge heute liest, dann kann 
man sich über Menschen, $die in ihrer Jugend- 
Zeit eine hervorragende Ausbildung genos- 
Sen haben und auch in ihrem Beruf den 
Mann stellen mußten, nur wunldern. Und 
dann erhebt sich die Frage, ob in der  Politik 
Intelligenz allein und Wissen allein aus- 
schlaggebend sein können oder olb nicht 
auch jeder Politikfer, der an so  exponierten 
Positionen wirken muß, auch Mut, Gewissen 
unld Zivilcourage )bei seinen Entscheidungen 
haben muß, !das ihn (dann erst zur echten 
Persönlichkeit macht. Ich glaube, daß sich 
mangelnide Zivilcourage in gewissen Augen- 
blicken zur Katastrophe für das ganze Volk 
auswirken kann, wenn die Spitzen keine 
Zivilcourage zeigen. Und (des gilt nicht nur 
für  die Politiker, <das gilt auch für exponi 
Beamte. Wenn wir im Laufe der Jahre ge- 
hört haben, daß hohe Landesbeamte mitten 
drinnen in diesem Müllner-Sumpf stecken, 
Beamte, die gleichzeitig Berater (der Politi- 
ker sind, so wie wir das gestern vom ersben 
Berater des Herrn Landeshauptm 
hört haben - ich habe (das ges 
malig gehört Herr Landesheuptmann, daß 
der Landesambsdirektor Contiibank-Aktien 
hat. (Abg. Schoiber: 5!) Und wenn er nur 1 
oder I/z Contibank-Aktie hat, wenn Hofrat 
Sawerthal zugeben muß vor Gericht, er habe 
a k  Geschenk Contibank-Aktien bekommen, 
wenn vortr. Hofrat Dr. Holzfeind Contibank- 
Aktien hat, wenn Hofrat Brosig mitt 
diesen Rabattgelldern steckt - dann 
man sagen, man könnte an (der Demoknatie, 
an der Sauberkeit in idiesem Lande verzwei- 
feln. Wie sollen denn Menschen in Ange- 
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Zug der Landesg 
als Sie noch nicht 
finanzreferenten 1 

men hatten. Herr 
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legenheiten, in denen sie in irgendeiner aber leider hat man Ihnen eine hölzerne 
116. November 1966 Form, und wenn auch nur aim Rande mit- Heugabel in die Hände gegeben. Mit einer 
ch verteildige den beteiligt sind, sachliche Rerater sein? Ich hölzernen Heugabel einen Augicusatall laus- 
ite heute dünn ge- glaulbe, wenn Sie unsere Anträge, wenn Sie räumen zu wollen, wo bei jedem Hinein- 
?trauen. Ich getraue unsere Ausfiührungen rechtzeitig überlegt stechen der MiLst wieder herunterfällt und 

hätten uad wenn Sie nicht aus Prestige- nur hie unid da ein Strohhalm aus dem Stall ;&On Herr Landes- 
gründen mit nhren Anträgen, ldie sich heute geschafft wenden kann, und 'dann etwa noch Dr. Tschiadek hier 

ein trauriger Mut für das Land Niederästerreich als Nachteil mit einem Flederwisch darübemuwischen, 
ies Korriupbionkten erweisen, immer wieder mit dem Kopf durch anstatt einen eisernen Besen zu nehmen, ist 
an hier im Hohen die Wanld gelaufen wären, dann wäre es nutzlos. Herr Landeshauptmann, Ihre An- 
Entscheitdiungen EU nicht so weit gekomm!en, daß heute in  Nieder- kündigung ist leider nicht wahr geworden. 

'entlicher Mlandatar, Österreich rund 3 Millianden Schilling not- Sie wissen vielleicht aus der sage, wie 
ederöst er r eichischen wenldig sind, um den Landesgesellschaften Henakles oder Herkules den Augiasstall in 

auf die Beine zu helfen. einem Tag ausgeräumt hat. Er leitete näm- ?r der niederöster- 
lich einen Fluß durch \diesen Stall. Auch Sie n. 

Meine Herren von der Österreichischen haben heutie noch die M6glichkeit, einen atusgabe der Volk.+ Volkspartei, 'diese Korruptionsverniedlichung 
Fluß durch diesen Augiasstall fließen zu 
lassen, nämlich den Fluß der niederöster- - um es ganz sanft ausmdrücken - geht i liest, wo steht: 

Züliner erwies sich 
1 Abg. Reiter sagte: 

Contibank, und von der Contibanik geht das hauptmann, Sie können versichert sein, wie 
immer das Wiahlergebnis auch ausgehen mag, 3-Lanldesverrat im jetzt weiter an (das Land. Immer wieder 

Lmdesge~ellschaf - versucht man der Öffentlichkeit glaubhjaft 
ob Sie nun Landeshauptmann bleiben len Sozialisten ver- 

verleumdet." Wenn scheut sich nicht, in einem Antrag von einem 
die moralische Rückdeckung zur endgülti- e liest, dann k a m  

die in ihrer Jugend- 
heute schon weiß, daß mindestens - ich kommen. Sie haben ncimlich vorher noch die Ausbildung genos- schätze sehr niedrig - 60 bils 70 Millionen 

Gelegenheit, Ihre Partei durch einen ,demo- 
i ihrem Beruf den Schilling von den eingelegten Gelldern des 

kratischen Prozeß von jenen Menschen, die Landes weg sind. Da spricht man noch vom nur wunldern. Und 
sich eindeutig gegen dessen Ausräumung ge- Nutzen für das Land. Ich glaub'e, Herr Se, ob in 'der Politik 
stellt haben, zu reinigen, und wenn Sie nach Landeshaluptmann, auch Sie haben unsere Wissen allein aus- 
den Wahlen mit einer neuen Mannschaft an Warnungen, die wir von !dieser Etelle aus en oder ob nicht 
die Arbeit gehen, brauchen Sie nicht eine 

* an so exponierten an Sie gerichtet haben, sehr spät beachtet. 
hölzerne Heugabel und einen Flederwisch auch Mut, Gewissen Dies gilt auch in bezug auf die Contibank, 
nehmen, sondern können eine eiserne Gabel nen Entscheidungen wo Sie sich nicht damit entschu1,digen kön- 
und einen eisernen Besen venvendten. Herr nen, Cdaß Sie nicht der  Larvdesfinanzreferent nn erst zur echten 
Lanldeshauptmann, ganz Niederösterreich wird h glaube, daß sich sind. Gelwiß nicht. Sie sind aber Landes- Ihnen für diese Herkulesanbeit dankbar sein. in gewissen Augen- parteiobmann sowie Landeshauptmann ge- 
Das, was Sie heute leisten, ist eine Sisyphus- für  das ganze Volk Wesen, und als solcher hätten Sie in der 
arbeit; wenn Eie den Stein zwei Zentimeter die Spitzen keine Lanldesregierung die Möglichkeit gehabt, wegrollen, rollt er (drei Zentimeter zurück 1 (das gilt nicht nur Mehrheitslbeschlüsse mit Iden dmi sozialiisti- 
und Ihnen womöglich auf ,die Füße. Yer- auch fiir exponierte schen Regierungsmitgliedern herbeizuführen. 
stehen Sie daher unsere Auffassung, ldaß, ,aufe der Jahre ge- (Unruhe bei der ÖVP. - Der Präsident gibt 
wenn Sie noch eineinhallb Jahre mit unge- andesbeamte mitten das Glockenzeichen.) Sie !sind schon damalis 
eignetem Werkzeug arbeiten müssen - denn her-Sumpf stecken, Landeshauptmann gewesen, als wir Iden Ab- 
selbst wenn Sie das [geeignete gerne nehmen Berater der  Politi- aug der Landesgelder verilanigt hablen und 
wollten -, dem Land Niederösterreich ein gestern vom ersten als Sie noch nicht die Eigenschaft des Landes- 
noch größerer s*aden e n t s t ~ e n  wird und leshauptmannes g?e- finanzreferenten vertretungsweise übernom- die Lanidesfinanzen noch weiter überfordert 2 das gestern erst- men hatten. Herr Landeshauptmann, als Sie 

vdeshauptmann, daß in Ihrer Antrittsrede von dieser Stelle vom wenden. 
I Contibank-Aktien Ausmisten bei der NEWAG gesprochen haben Ich habe in Iden letzten Tagen auch ein 
Und wenn er nur 1 -ich gebraucheldiesen Ausdruck jetzt 'deshalb, Buch iiber die Demokratie von Hmls Kelsen, 
2 hat, wenn Hofrat weil Sie ihn verwendet haben -, dann miuß- dem Begrünid'er unserer österreichlschen 
vor Gericht, er habe ten Sie wissen, daß nach 20jähriger Müllner- Bundesver$assung, gelesen. Dann schreibt er 
-Aktien bekommen, herrschaft ein Augiasstall !hinterlassen wurde, an einer Stelle über den Vorwurf, den man 
Iolzf eiad Contib ank- ein Stall, wo Ewanzig Jahre lang Mist auf- der Demokratie, den Demokraten von ge- 
it Brosig mitten in gehäuft unid festgetiieten wurde, \der dann wisser Seite macht, daß es zu (den zwangs- 
e&t - dann muß zäh geworden ist. Herr Lanideshauptmann, läufigen Argumienten {der Fehde  der  De- 
an <der Demoknatie, Sie hätten viellleicht die richtige stiihlerne mokratie gehört, daß Demokratie der spezi- 

isem Lande verzwei- Gabel mit vier oder fünf Sinken erwischt, fische Nährboden der Korruption sei. In 
Maschen in Ange- 

im von der NEWAG-N1wAS zur reichischen Wählerstimimen. Herr Land=- 

zu machen, das gar nicht arg' Ja man ein anderer Lan,deghawpmann wind, daß Sie 

größtmöglichen Nutzen zu spr&eni wo man gen Ausräumung dieses PLugiasstalles be- 
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Wirklichkeit ist dieser MiOstanId in der Auto- 
kratie, in der Dikbatur nicht geringer, nur 
daß er dort unsichtbar bleibt, weil in der 
Autokratie <der Grundsatz herrscht, im Inter- 
esse der staatlichen Autorität alle Schaden 
zu verhüllen, während das für die Demo- 
kratie charakteristische Prinzip der Publizi- 
tät die entgegengesetzte Tendenz hat. Ge- 
rede darin, daß in der Demokratie alle 
Schälden ans Licht ider Öffentlichkeit gezerrt 
wenden, liegt eine wirksame Garantie fiir 
deren Heilung. 

Meine Herren von der Östermichischen 
Volkspartei! Wenn man Ihr Verhalben seit 
dem 16. Dezember 1965 behachtet genau 
registriert hat, dann muß man feststellen, 
daß Sie (der Demokratie keinen guten Dienst 
erwiesen haben, denn Sie haben alle Dinge, 
solange es nur irgendwie gegangen ist - 
nicht an das Licht der Öffentlichkeit ge- 
bnacht. Erst unter (dem Druck der zwingen- 
den Argumente unserer Minderheit und der 
Öffentlichheit, und zwar in erster Linie der 
Presse - ich möchte ganz offen zugeben, 
nicht der sozialistischen Presse, denn diese 
beeindruckt Sie nicht, auch wenn sie die 
Wahrheit schreibt, sondern vor allem der 
überparteilichen und katholischen Zeitun- 
gen -, wurden Sie dazu gezwungen. Ich 
möchte heute noch einmal betonen, daß wir 
Sozialisten uns verpflichtet fühlen, dem 
Rechnungshof sowie den Journalisten, die 
Charakter gehabt und iun Interesse der Demo- 
kratie Mut (gezeigt haben, alle (diese un- 
sauberen Machinationen Viktor Mü1,lners und 
seines Kreises an 'die Öffentlichkeit zu brin- 
gen, recht herzlich zu danken. Wir fordern Sie 
auf, auch weiterhin in der Demokratie ihre 
Pflicht zu ferfXillen, denn eine freie Presse 
gibt es nur in einem demokratischen Staat. 
Niachdem es um Grundsatzfragen der Demo- 
krfatie geht, glauben wir, ldaß es nicht nur 
die Pflicht (der Ahgeoridneten, sondern der 
ganzen Öffentlichkeit und jedes einzelnen 
Gtaatsbiirgers ist, dafür zu sorgen, daß die 
Demokratie dadurch hochgehalten wind, cdaß 
alle Korruptiomfälle ahne Ansehen der 
Parteizugehörigkeit an das Licht der Offent- 
lichkeit gebracht wenden. Darum, meine 
Hemen von der Österreichischen Volkspartei, 
bedlauern wir es, ldaß Sie i!m Verfassungs- 
ausschuß unseren Antrag auf sofortige Auf- 
l&ung des Landtages und auf Ausschreibung 
von Neuwahlen abgelehnt haben. Herr Lan- 
deshauptmann, ich bedaure es deswegen, 
weil Sie noch eineinhalb Jahre lang nicht 
die Mciglichkeit haben werden, wie ich zu- 
erst schon erwähnt habe, die in Ihrer An- 
trittsrede gemiachtw Versprechungen voll zu 

erfüllen und den Stall mit einer eisernen 
Gabel und einem eicernlen Besen auiszuräu- 
men. Wir werden idaher Lhrem Antrag, den 
Sie im Verf assungsansschuß eingebnacht ha- 
ben, der Bohe Landtag wolle beschließlen: 
Der Antrag der Abg. Binder und Genossen 
wird &gelehnt, nicht (die Zustimmung ge- 
ben. (Beifall bei der SPÖ.) 

EYRÄSTDENT WEISS: Als nächster Redner 
kommt Herr Abg. Dip1.-Ing. R o  b l  zum 
Wort. 

Abg. Dip1.-Ing. ROBL: Herr Präsident! 
Holher Landtag! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Bevor ich mich mit dem eigentlichm 
Antrag befasse, möchte ich eine Klarstellung 
vornehmen. 

Herr Abig. Dr. Brezovsky hat soeben der 
Österreichischen Volkspartei schwerste Vor- 
würfe gemacht, weil die Landtagssitzunig 
nicht erst, sondern bereits gestern be- 
gonnen hat. Der Hserr Präisiident hat ihn in- 
zwischen infonmiert, daß er aus ganz be- 
sonderen Gründen verfiigt hat (Zwischenruf 
bei der SPÖ), daß die gestrige Landtags- 
Sitzung LUII 22 Uhr unterbrochen wurde. Herr 
Dr. Brezovsky hat das zur Kenntnis ge- 
nommen. 

Was den Termin 6. März anlangt, müssen 
Sie von der sozialistischen Fraktion doch ZU- 
geben.. . (Abg. Stangl: Das ist i m  Einver- 
nehmen gewesen!) V'ielleicht waren Sie nicht 
da oder viselleicht haben Sie es nicht richtig 
von Dr. Brevovsky gehört; ich habe es richtig 
gehört, Herr Abg. Stangl. 

Am 29. sollte die Sitzung stattfinden, der 
Herr Präsident hat abser Ihrem Ersuchen 
Rechnung getragen. Er hat die Sitzung nicht 
für den 7. angesetzt (Abg. Jirovetz: Ist in 
Ordnung!), weil sehr viele agrarische Abge- 
ordnete, so wie Sie am 29. eine Parteiver- 
pflichtung hatten, eben (am {heutigen Tag in 
der Messewoche - Herr Dr. Bnemvsky hat 
darauf hingewiesen - auch eine Verpflichtung 
erfüllen miissen. EB sind also Belehrun'gen 
über die Demokiiatie wirklich überflüssig, 
wenn die Landtagssitzung nicht erst heute 
nachmittag abgehalten w i d ,  sondern schon 
gestern begonnen hat. (Landesrat Rösch: Aber 
sie wird doch heute abgehalten!) 

Herr Abig. Marsch hat gestern unter an- 
dereun auch erklärt, ich hätte (der Sozialisti- 
schen Partei a!m 1. März 1966 die Conti- 
bank angeboten. Lesen Sie {das Protokoll 
nach, Herr Abg. Marsch. Ich habe einen Ver- 
gleich gezogen, und zwar habe ich allgemein 
über Bankfragen gesprochen und igesagt: 
,,Wenn Sile großes Interesse haben, in der 
Coni5bank mitzuarbeiten, in die Contibank 
hineinzuleuchten, dann machen wir (doch 
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ein,en Tausch: Geben Sie uns leinen Vor- 
standsmitglieds- und einen Aufsichbsratspo- 
sten in der Bank für Anbeit und Wirtschaft, 
dann wird meine Partei Ihnen die gleichen 
Positionen in der Contiibank einräumen." Das 
habe ich wörtlich gesagt. Es war also nicht 
so, wie Siie es gestern dargestellt haben, und 
dagegen muß ich mich verwahren. (Abge- 
ordneter Marsch: Sie verfügen über die 
Contibank! - Weitere Zwischenrufe bei der 
SPÖ. Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) 

Ein zweites, Herr Abg. Marsch. Sie habien 
Ihre Blicke in (die Reihen ,der Abgeordneten 
der hterreichischen Volkspartei schweifen 
lassen und gesagt, daß ich es war . .  . (Abge- 
ordneter Marsch: Nur in die Reihen des ÖAAB)!  
Ich bin Bauernlbundvertreter. (Abg. Marsch: 
Nur im Gewand! - Heiterkeit.) Sie haben 
nach Pemonen ,und Namen ,gesucht und unter 
anderem gesagt, Idaß auch ich über (die Ver- 
anlagung der Festgelider bei der Contibank 
gesprochlen hätte. Herr kbg. 'Marsch, wenn 
ich )gesagt haben soll, daß diese Veranlagung 

/I der Festgelider des handes in der Contibank 
1 zu den besten Konditionen erfolgt ist, dann 
1 müssen Sie imir enst den Beweis (dafür er- 

bringen. Solange Sie diesen Beweis nicht er- 
Iärz anlangt, müssen bringen.. . (Abg.  Marsch: Das bestätigen 
en Fraktion doch Zu- lhnen alle Kollegen im Finanzausschuß, auch 

von Ihrer Seite!) Ich habe im Finanzausschuß Das ist im Einver- 
über die Konditionen Eür Liandesgelder in eicht waren Sie nicht 

1 Sie es nicht richtig der Contibank nicht gesprochen, auch hiler 
von diesem Rednerpult aus nicht. Liefern rt; i& habe es richtig 

I. Sie mir den Beweis dafür! Solange Sie ldieslen 
zung stattfinden, der Beweis schuldig bleiben, Herr Abg. Marsch, 
ber Ihrem Ersuchen solange sage ich Ihnen, daß Sie nur V8er- 
hat ,die Sitzung nicht dächtigungen und Beschuldigungen ausge- 
Abg. Jirovetz: ist in sprochen haben, die ich zurückweise. (Abge- 
iele agrarische Abge ordneter Marsch: Zuerst bieten Sie uns  die 
1 29. eine Parteiver- Contibank an, jetzt  sind Sie gegen die Conti- 
am !heutigen Tag in bank - wofür  sind Sie also wirklich?) Ich 

rr Dr. Brezovsky hat halbe nur Idas wiedierholt, was ich em 1. 3. 1966 
uch eine Verpflichtung von hier aus gesagt habe (Abg. Marsch: 
nd also Belehrungen Richtig!) - lesen Sie das Stenographische 
wirklich überflüssig, Protokoll nach -, und nicht das, was Sie mir 
ung nicht erst heute gestern in (den Mund legen wollten. (Abge- 
wird, sondern schon ordneter Marsch: Sie haben die Contibank 

;andesrat Rösch: Aber angeboten, Sie!) 
J'etzt komme ich zu Ihrem Antrag. Ich ?halten!) 

at gestern unter an- werde lmich mit #dem Antrag vielleicht ein- 
1 hätte 'der Soaiabti- gehender Malmen, als das Dr. Brezowky 
Iärz 1966 die Conti- gemacht hat. (Landesrat Ludwig: Er hat j a  
n Sie )das Protokoll nichts dazu gesagt!) Die sozialistische Frak- 
1. Ich habe einen Ver- tion hat schon in (der ersten Sitzung dies 
ar habe ich allgem&n Landtages, also am 25. Jänner dileses Jiahres, 
pochen und 'gesagt: diesen Antrag als Dringlichkeitsantlag ein- 
ieresse haben, in der gebracht. Wir von ,der Österreichischen Volks- 
en, in die Contibank parteii erkannten schon nach ganz kurzen 
1 machen wir (doch uberlegungen, welche Absicht fdiie SozialMi- 

sche Partei mit diesem Antrag verfolgt (Zwi-  
schenruf des Abg. Czidlik), und haben ihm 
daher vorerst dile Dringlichkeit abgesprochen. 

Wie begründet die sozialistische Partei 
ihnen Antrag auf vorzeitige Beendigung der 
Gesetzgebungssperioide des niederösterreichi- 
schen Landtages und sofortige Ausschre?bung 
von Neuwahlen? Der Herr Berichtenstatter 
hat eine solche Begründung nicht gegeben, 
und wir 'waren daher !der Meinung, Herr 
Dr. Brezovsky wird (das tun, wie er es an- 
gedeutet hat. (Landeshauptmannstellvertreter 
Dr. Tschadek: Er hat es ja vorgelesen!) Ich 
muß dile Begründung aliso selibst nachholen. 

Begründet wird !die Auflösung des 'Land- 
tages vornehmlich mit dem MÜllner-CSkianidal, 
so  wie S i e  sich immer auszudrücken pfle- 
gen. (Abg. Marsch: W i e  sagen Sie dazu?) 
Ich lese nur Fhre Begründung vor, in 'der 
Sie sagen, ldaß die Öffentlichkeit durch den 
MüllnerSkandal beunruhigt wird. In der 
weiteren Beigrünldung des Antrages sind die 
Antragsteller allerdings {den Beweis daftir 
schuldig geblieben, daß die Bevölkerung tat- 
sächlich (beunruhigt wunde. (Abg. Stangl: Hör 
auf!) Meiner Meinung nach hat ,die Bevöl- 
kerung den Ra11 Müllner richtig einzu- 
schätzen vermocht, und zwar, wie ich später 
noch sehr eingehend ausführen werde, in 
der Richtung, daß über die Handlungen 
Müllners \die ordentlichen Gerichte ziu ent- 
scheiden haben, aber nicht der Landtag und 
auch nicht [die Landesregierung. 

In der Zwischenzeit fanden im Februar 
des vergangenen Jahres Personalvertretmgls- 
Wahlen, Zentralpensolnalvertretzingswahlen in 
den Landegesellschaften statt. (Abg. Jirovetz: 
Das war demokratisch?) Im November fan- 
den weitere 'demcmkratiische Wahlen (statt, 
näimlich Personalvertretungswahlen ldter Bun- 
desbediensteten - Sie Bennen das Ergebnis 
dieser Wahlen. (Zwischenruf des Landes- 
hauptmannstellvertreters Dr. Tschadek.) Herr 
Landeshauptmam Dr. Tschadek, ich werde 
mich auch mit Ihnen befassen mliisen. (Lan- 
deshauptmannstellvertreter Dr. Tschadek: 
Freut mich, das ist  gut! - Weitere Zwischen- 
rufe. Präsident Weiss gibt das Glockenzei- 
chen.) 

Wie ernst Sie ditese Frage nehmen, er- 
sehen wir aus einer Rede, !die der Obmann- 
Stellvertrleter der SPÖ Niderösterreichs, der 
frühere Innenminister Czlettel, im Bungen- 
land gehalten hat. Im Burgenland finden 
nämlich Iiandtagswahlen statt, iaber man be- 
faßt sich ideswegen keineswegs mit blurgen- 
ländischen Angelegenheiten, sondern [mit nie- 
derösterreihischen Fragen. Wlas sagt also 
Czettel dazu, Herr Dr. Brezovsky? Vielleicht 



448 Landtag von NiederÖsterreich. IV. Session der VIII. Gesetzgebungsperiode. LI. Sitzung am 6./7. März 1968. 

haben Sie es gelesen. (Abg. Dr. Brezovsky: 
Ich habe alles gelesen!) „Wie sehr die unent- 
wegte ÖVWPropaganda das selbständige 
Handeln der Bauernschaft gelähmt hat, zeigt 
die Tatsache, daß aus der niderösterreichi- 
schen Bauernschaft bis heute überhaupt noch 
kein hörbaner Protest gegen dte Müllner- 
Korruption Imt  gewonden ist." (Abg. Doktor 
Brezovsky: W a n n  war das?) Das hlat er erst 
am Wochenende gesagt. 

Also Sie wollen einen Protest hören, Sie 
sind beunnihigt, idaß dieser Protest nicht 
gekommen ist. (Abg. Dr. Brezovsky: V o n  
Ihnen!) Die Bauern befassen sich mit 11 'h ren 
eigenen Angelegenheiten, sie haben die Äuße- 
rungen des Herrn Lanideshauptmannes 
und geschäftsführeniden Landesparteiob- 
mannes auch genau verfolgt, was er  zur 
Affäre Müllner gesagt hat. Ich werde noch 
darauf zurückkommen. Aber wenn Czettel, 
Ihr Parteiobmannstellvertreter, (das im Bur- 
genland sagt unld sich gewisermlaßen be- 
klagt, daß noch {kein Protest aus (der Bauern- 
schaft wegen (der Müllner-Aff äre gekoimmlen 
ist, Iiiegt !doch (deutlich drinnen, daß Sie nichts 
anderes wollen, als die Bevölkerung zu be- 
unruhigen. Die Sozialistische Partei hat aber, 
und das steht außer Zweifel, dafür gibt es 
hinreichende Beweise durch ihr Fmsseofgan, 
aber auch durch idiie von ihr abhängigen 
und kontrollierten Zeitungen, dafiür gesorgt, 
daß der Fall Müllner immer wieder in Iden 
politischen Alltag (des Landes Niederösterreich 
hineingeworfen wurde. Es schaut so aus, als 
ob Sile nur idarin eine Chance erblicken 
würden, in NiederÖsterreich politisch an Bo- 
den zu gewinnen. Es nimmt nicht wunder, 
daß Sie zu diesen Propagandamitteln greifen 
müssen, weil Sie lder niederösterreichischlen 
Bevölkerung eben mit anderen Leistungen 
nicht aufwarten können. (Zwischenrufe bei 
der ÖVP.) Es ist sehr häufig um Landes- 
(interessen gegangen; $da blieb lange, lange 
die UVP allein. Nur sehr schwer haben Sie 
sich enbscheilden lkönnen, Dingen, 'die dem 
Land Niederästerneich ldienen, auch Rechnung 
zu tragen und sich unseren Initiativen an- 
zuschließen. In Ihren Bresseaussendungen in 
der letzten Zeit bedienen Sie sich gerne d a  
Ausdrucks, daß der Landtag und (die Lanides- 
regierung aktionsunfähig seien. Der Landtag 
und {die Landesreigierung sind iseit Iden Waih- 
len im Herbst 1964 immer tätig gewesen 
(Zwischenruf SPÖ: Müllner, Contibank!), 
und wenn Sie glauben, Idaß (die ÖVP nicht 
mehr in !der Lage wäre, für Ordnung in 
diesem Lande z u  sorgen, (dann anuß ich sagen, 
Sie machen es ms mit Ihrer Dlatruktions- 
poli'oik wirklich schwer, zeitgerecht Mr Ond- 
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auf die Initiative der Abgeordneten der öster- wiesen hat, den 
neichischen Volkspartei zurrück. Die öster- 

sprochen wfanden reichische Volkspartei hat, um den Cemein- 
den mehr Mittel zu schaffen, die kommunale wieder #damit b 

Ihnen das zur K Verwaltung zu verbessenn und auch um ver- 
waltungsreformatorisch tätig zu sein, auf Lamdeshauptmanr 
Grund eintes Landtagisbeschlusses aus dem rat wörtlich: , , ~ e  
Jahre 1964 gerade in den Ja'hren 1965, Parteirat a'bhalte 
1966 und auch im vengangenen Jahr durch wir unter ldie f 
ihzle eindeutige Haltung und durch ldas Mit- gülbigen Schlußs 
wirken ihrer Funkionäne in 'den Gemeinden . können und wolll~ 
dem Bestreben zur Gemeinidevereivigung Affäre Müllner E 
zum Erfolg verhol5en. Ich glaube, auch diese weder dem Lanq 
Initiative der Ösberreichischen Volikspartd hat. Ich glaube jl 
können Sie nicht ableugnen. Aber von einer haupten zu körne 
Initiative der Sozialisten, ausgenommen Ihre &.s ich im Geisbe r 
Reden, die Sie halten, oder Ihre Artikel, &die 

nung zu sorgen. (Zwischenrufe bei der ÖVP 
und SPÖ.) Wir halben in )diesem Hause sehr 
viele Initiativen in dieser Gesetzgebungs- 
Periode entwickelt - sowghl ,die Regierung+ 
mitglieder der österreichischen Volkspartei 
als euch \die Abgeordneten dieser Partei. Ich 
darf vielleicht auf einige wenige Beispiele 
aus dem letzten Jahr kurz eingehen. Wir 
haben uns auch nicht giescheut, gemeinsam 
mit idier Sozialistischen Partei nme Wege 
auf dem Gebiete des Schulwesens, der Schul- 
reorgariisation zu gehen. Aber um diesen 
Schulreorganisationsplan zu verwirklichen, 
sind nach unserer Meinung neue Wege not- 
wenldig gewesen. Wir haben vergeblich auf 
die Initiative <des zuständigen Reglilenings- 
rnitgliedes )gewartet. Es waren die Abgeod- 
neten 'der ÖVP, die im Hinblick auf Raum- 
ondnungsfragen und Landesplanungsfmgen 
auch ein modernes niederösterreichischhes 
Schul- und Kindergartenfonidsgesetz im Land- 
tag eingebracht haben. Wir haben (darüber 
beraten und wir haben Sie überzeugt, daß 
unsezle Grunidsätze (Abg.  Grünzweig: Welche 
Grundsätze waren das?) - neue Wege - 
über Kuratorium usw. eben besser sind. als 
das bisherige Schul- und Kindergartenfonds- 
gesetz. (Zwischenruf bei der SPÖ: Geh, hör 
auf!) Siie können sagen „geh, hör auf!", Sie 
wollen und dürfen es ja nicht zugeben, daß 
die OVP, obwohl Sie sagen, wir wärm 
aktionsunfähig, initiativ ist. 

Gestern haben Sie auch ehern Initiativ- 
antrag der österreichischen Voliksparki ZU- 
gestimmt, Sie selbst, Herr Abgeondneter 
Grüinzweig, haben dazu gesprochen; es hat 
sich um (das Sportförderungsgesetz geh'anidelt. 
Vor einem Jahr war es ,das niedterösterreichi- 
sche Camping- und Jugendlagergsetz. ( B d e  
Gesetze, die im Interesse der niederöster- 
reichischen Jugend und der sporttreibmden 
Bevölkerung unserer Landes liegen, geha 
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Sie in Ihren Zeitungen zu hunderten schon nämlich bedingungslas für Recht, Ordnung 
produzieren ließen, ist kaum etwas zu be- und Saubenkeit in Nieder6sterrakh ziu mr- 
merken. Um die Sozialisbische Partei, die gen. Die ÖVP Niederölsterreich hat sich nicht 
nunmehr vermeint, ein Recht (darauf zu be- nur von der Pienson Viktor Müllners, m- 
sitzfen, die Bevölkerung von Niederitsterreich dern auch von seiner Politik und sehen 
zu den Wahlurnen zu rufen, ist es wahrlich Praktikcen völlig distanziert und alle jene 
nicht gut bestellt. Es gäbe noch einige Ee- Konsequenaen gezoigen, die notwendig Smd, 
weise dafür, daß es auch eine Zusammen- um die Folgen dieser Affäre aus (der Welt 
ailbeit in diesem Hause noch immer gibt. zu schafien." Dler Herr Lanideshaniptmann 
Wir haben doch im Dezeimber einstimmig hat, das wenden (Sie auch nicht bestmiten 
den Voranschlag $des Landes Niederitsterrieich können, bevor er das gesagt hiat, schon Taten 
mit den höchsten Einnahmen und höchsten gesetzt, Miaßinahmen getroffen. Soll ich isie 
Ausgaben gemeinsam beschlossen, weil wir auch in Erinnerung bringen? Er hat dem 
meinen, daß !die Axibeitsplätze in unserem zustänidigen Untersuchungsmchter Informa- 
Lande gesichert sein müssen. (Zwischenrufe tionen ober die neu hinzugekommenlen Tat- 
bei der SPÖ: Die höchste Arbeitslosenzahl sachen gegeblen; er hat zweitens die Be- 
seit zehn Jahren!) Wir habien auch das Wohn- teiligung \des Landes Niiedertisterreich am 
baufödierungsgesetz, das nach dem Bundes- Strafverfahren verfügt, und er hat idnittem 
gesetz vom 29. Juni 1967 zu erlassen war, diie Einsetzung eines Regi lemngskam~ärs  
zeitgerecht iim Vorjahr hiier im Landtag be- bei der Continentale Bank AiG. veranlaßt. 
schloqsen. Die Mitglieder des Landeswohnbau- Nun miuß ich aber dazu sagen: Der Fall 
beirates haben sich in ,den letzten Wochen Müllner Yst von Iden ordfenblichen Gerichten 
zusammengesetzt und eine einhellige Auf- einer Erledigung zuzuführen und damit, mei- 
fassmg über Wohnbauförderungsmaßnahmen ner Meiinung nach, aus der politischen Ver- 
in Nliederöisterreich gefunden. waltung zur Gänze benausmziehen. Jedes 

Spiel mit diesem Fall kann daher von Ihrer 
Ich muß sagen, meine Herren, wenn s i e  SeiOe nur als cder Versuch gewertet w n d m ,  

immer wieder in lder Presse erkläxn, Lan- politische vorteile 
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zu wollen. 
desregierung und Landtag sind aktiomun- 
fäihig, dann ist das nicht wahr. Es hat [keinen 
Zweck, Herr Abgeoadneter Dr. Brezovsky, 
immer w i d e r  von der Affäre Miüllner zu 
spnechen. Wir haben uns mehrmals von (dies- 
Sen Machenschaften distanzliert. Wenn Sie 
das bis heute nicht wahrhaben wollen, dann 
muß ich Ihnen idas sagen, was der Herr 

auptmann als geschäftsführendfer 
liandesparteiabmann beim letzten Landes- 
parteirat in dileser Frage gesagt hat. Er hat 
darauf hingewksen, daß sich die Ölsterneichi- 
sche Volksparteii von den Machinationen 
Müllners \distanziert; er hat auch erklärt, 
daß die ÖVP (durch ihre Handlungen be- 
wiesen hat, Iden Fall Müllner klären zu 
helfen. Es ist gestean schon viel darüber ge- 
sprochen wanden, aber nachdem Sie heute 
wieder damit begonnen 'haben, miuß ich 
Ihnen das zur Kenntnis bringen. Der Herr 
Landeshauptmann sagbe beim Landespartei- 
rat wörtlich: ,,Heute, da wir diesen Lanldes- 
parteirat albhalten, dürfen wir sagen, daß 
wir unter die Affäre Müllner einen end- 
gülbigen SchlluBstrich gezogen haben. Wir 
können und wollten nicht lteugnen, ldaß es die 
Affäre Müllner gegeben hat und Idaß dies 
weder dmem Lanid noch der Partei genützt 
hat. Ich glaube jedoch guten Gewissens be- 
haupten zu können, tdaß ich das Versprechen, 
das ich im IGeiste meines Vorgängers Ingenieur 
Hartmann gab, getreiuliich eingelöst habe, 

I 

Was füihren Sie noch in Ihrer Begründung 
an? Die Tatsache, Idaß Müllaer verhaftet 
worden ist. Die Anklagepunkte sind - dias 
haben auch idife Zeitungen geschrileben - 
Verbrechen; Mißbrauch der Amtsgewalt und 
Untreue. Ferner begründen Sie Ihnen An- 
trag Idamlit, daß Landesrat Resch awgeschie- 
den ist, Dr. Allibsch ist !durch einen n a e n  
Generalldirektor ersetzt worden, und der be- 
amtete Fiaanzrefienent iist in eiine >andere 
Aibbilung gewechselt. Diese Fakten, sdhr ge- 
ehrte Damien und Hernen, (die Sie bloß auf- 
zählen, ohne ihre Schlußfolgerungen im An- 
trag anzufülhren, seien, so vermeinen Siie, 
hinwichend, eine Gesetzgebungspei;iode vor- 
zeitig zu beenden. Der Fall Müllner, das 
habe ich ja gesagt, entzieht sich unserer 
Entscheildungmgewalt. Auch eine Neuwahl lim 
Lande Nilederösterreich würde an der Tat- 
sache, daß 'die Gerichte zuistänidig sinld und 
endgültig zu urteilen haben, wirklich nichb 
ändern. 

EIS ist durch die sozietären Organe ge- 
nügend bekannt, warum Generabdirektor 
Allitsch ausgewechselt worden ist; ich möchte 
daher auf diese Dinge nicht näher eingehen. 

Wie worg1o.s Ihr Antrag erstellt wurde, mag 
auch die Tabsache beweisen, daß idi'e isozia- 
listische Fraktion im huisschuß, in welchem 
über diesen Antrag abgesprochen wunde, eine 
Korrektur vornehmen mußbe. Nachldem schon 
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vorher in den Zeitungen gestanden bat, daß 
der Herr Landeshaupbmann (drei Monate dem 
Laadbag die Beantwortung schuldig geblie- 
ben (ist, haben Sie erst nachher im Ausschiuß 
gesagt, wir halben unrs [geirrt. Bei all Iden 
Dingen, die Sie, Abg. Dr. Brezovsky und 
Abg. Mlansch, Sie gehören idazu, von diesem 
Rednerpzlllt aus immer wieder in den Vorder- 
grund istellfen, müssen wir uns #die Fnage 
sbellen: War das ein Irrtum oder war das 
Absicht. Sie selber wissen es, wir wissen es 
nicht. Sie mußten also korrigieren, idaß der 
Herr Landeshauptmann nur zwei Monate idie 
Anfnagdbeantwortung schiulidig geblieben ist. 
Kann man überhaupt sagen, mieine Herren, 
er ist sie [schuldig geblieben? Wienn d)ie An- 
frage Ende November eingebracht wurde, 
waren es am 25. Jänner zwei Monate. Wir 
haben uns sehr eingehend mit dem Btudget 
be£aßt, dann waren die Weihnachtsferien, 
und in der Folge hat sich der Herr Landes- 
haupbmann, das können wir und werden 
ihm auch Sie zubilligen, sehr eingehend )mit 
der Frage dier Contibank befaßt. Es lag also 
anläßlich 'der ensten Sitzung des Landtages 
im heurigen Jahr diese Fragebeantworhng 
vor. Oder ein zweites: Ihr Antrag, betreffenid 
den Abzug der Gelder von der Continentale 
Bank AG. wuilde auf Gmnd unseres Aus- 
schrußantrages zu einem späteren Zeitpunkt 
einer Behandlung zugewiesen, weil wir, das 
wußten Sie auch genau, die Anfragebeant- 
wortung des Herrn Landeshauptmannes ab- 
warten wollten. 

Alus meinen Ausführungen, meine Damen 
und Herren, ergibt sich sehr eindeutig, idaß 
es sich bei den von Ihnen vorgebrachten 
Gnünden ja nur um eine Scheinargumentiation 
handelt, die vwn niemandem ernst genum- 
mlen wind; nicht einmal von !der icozialisti- 
schen Fraktion. Andernfalls hätte man sich, 
meine sehr geehrten Damien und Herren, 
anderer Formulierungen im Antrag befleihi- 
gen miüssen. (Abg. Dr. Brezovsky: 3 Milliar- 
den sind wohl wenig bei Ihnen!) Die Sozia- 
listen haben auch auf der Bundesebene den 
Wunsch auf Neuwahlen geäußert. Warum da- 
her nicht auch, müssen wir sagen, im Lande 
Niederhsterneich? Damit Sie auch so aktuell 
wie )der Bunfd sind. In der Sitzung des Ver- 
fassungsautsschusses vom 9. Februar habe ich 
namiens meiner Fraktion #die Vertagung des 
Gegenstandes (Landesrat Rösch: Es war nicht 
der 9., es war der 16.! Auf ihren Wunsch 
verschoben, weil der Herr Landeshauptmann 
krank war! - Zwischenruf links: Das weis 
er ja nicht! - Dr. Brezovsky: Er hat sich 
noch nie geirrt!), also dieses Antrages der 
sozialistischen Abgeordneten verlangt. Wir 

haben diese Vertagung mit Mehrheit be- 
schlossen. Ich halbe sie auch begründet. Der 
Herr Laindesrat Rösch, (der jetzt liest, hat 
sich nur den ensten Punkt mieiner Begrün- 
dung aufgeschrieben. Der zweite Punkt war 
ihlm dann unangenehm, weil die ,,Arbeiter- 
Zeitung" nur auf 'den $ersten Punkt ein* 
ganigen ist. (Landesrat Rösch: Sie haben auch 
nur den ersten Punkt gesagt! - Abg. Marsch: 
Das haben wir  alles mitgeschrieben!) Sie 
haben gar niichts mitgeschrieben! Sie sind 
gleich hinausgegangen, a e r r  Abg. Marsch, 
und haben die ,,Arbeiter-Zeitung'' angerufen 
(Heiterkeit bei der SPÖ), idamit am nächsten 
Tag ja ein Artikel darin erscheinen konnte. 
Am nächsten Tag hat diie ,,Arbeiter-Zeitung" 
geschrieben: Ulberschrift: „öVP desavouiert 
Maurer. Stellung des Lamdeshauptmannes 
stark angeschliagen". Weil in diesem Zusam- 
menhang auch wieder einmal mlein Name in 
der ,,Arbeiter-Zeitung" stand, daß ider Hmerr 
Landeshauptmann mit mir oder ich mit dem 
Herrn Landeshauptmann nicht einer Meinung 
sei, muß ich Ihnen doch etiwlas in Erinnerung 
rufen. Meine Daunen und Herren von ldw 
Sozialisbiischen Partei, nehmen Sie zur Kennt- 
nis, daß die Stelhng des Herrn Landes- 
hauptmannes Ökonomienat Maurer weder im 
Niederöisberreichischen Bauernbund noch in 
der Österreichischen Volkspartei Nied'eröster- 
ileichs geschwächt ist. (Beifall bei der OVP.) 
Sie könnten sich glücklich ppeicen, wenn die 
Stelluing Ihres Parteiobmamies und Landes- 
hauptmannstellvertreteris Dr. Tschadeik so 
unumlstritten wäne wie <die Stellung von 
Landeshauptmann Maurer. (Beifall bei der 
ÖVP.) Meine Partei hat im Herbst (des ver- 
gangenen Jahneis aim Landesparteitag in 
Krems Herrn Landeshauptmann Maurer ein- 
stimmig zum geschäftsfüihrenden ILandespar- 
tei6bmann (der OVP Niederösterreich gewählt. 
Wie der Öffentlichkeit aber bekannt wurde, 
Dr. Brezovsky, ging vor einigen Monaten 
die Wahl Dr. Tschadeks zum Lardespartei- 
Obmann der SPÖ nicht so einheitlich vor 
sich. (Abg. Stangl: Der Müllner wurde zu 
70 Prozent gewählt!) Sie haben uns heute 
Auszüge aus (diasen ldemokratjischen Reden 
gebilacht. Sie (hätten noch ein Bücher1 mit- 
nehmen können, abter das überlassen wir 
Ihnen zur Privatlektüre. Aber aus dem Um- 
stand, daß Dr. Tschadiek nicht einheitlich ge- 
wählt worden ist, daß es laut ,,Arbeiter- 
Zeitung" Gegenstimmen gegeben hat - s 
ist in der Demokratie so (Landesrat Rösch: 
In einer Demokratie! - Abg. Marsch: In der 
SPÖ) -, wiar z'u entinehmen, daß die Stel- 
lung Dr. Tschaidelos in lder niederösberfichi- 
schen Partei angeschlagen ist. (Abg. Marsch: 
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uch begrünsdet. Der 
$er jetzt liest, hat 
kt mleiner BegrÜn- 
. zweite Punkt war 
weil die ,,Arbeiter- 
rsten Punkt eb@+ 
sch: Sie  haben auch 
agt! - Abg. Marsch: 
nitgeschrieben!) Sie 
schrieben! Sie sind 
Herr Abg. Marsch, 
.Zeitung" angerufen 
#damit am nächsten 
(erscheinen konnte. 
,,Arbeiiter-Zeitung" 
„ÖVP desavouiert 

Landeshauptmame 
1 in dilesem Zusam- 
imal mein Name in 
tand, daß {der Hmerr 
ir oder ich mit dem 
nicht einer Meinung 
?Cwas in Erinnlemg 
iId Herren von (der 
imen Sie zur Kennt- 
des Herrn Landes- 
at Maurer weder im 
auernbund noch in 
spartei Niederöster- 
eifall bei der ÖVP.) 
h pwisen, wenn die 
ianries und Lanldes- 

Dr. Tschadek SO 

die Stellung von 
er. (Beifall bei der 
im Herbst (des ver- 
Landasparteitag in 
ptmann Maurer ein- 
hrenden Landespar- 
erösterreich gewählt. 
ber (bekannt wurde, 
ir einigen Monaten 

zum Landespartei- 
so einheitlich vor 

Müllner wurde z u  
e haben uns heute 
mokratischen Reden 
5 ein Bücher1 mit- 
das überlassen wir 
Aber aus dem Um- 
nicht einheitlich ge- 
es laut ,,Arbeiter- 
gegeben hat - es 

o (Landesrat Rösch: 
Abg. Marsch: In der 
imen, daß die Stel- 
er niederösberwichi- 
bn ist. (Abg. Marsch: 
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Machen Sie sich darüber keine Sorgen!) 
Meine Herren von der SPÖ! Abg. Marsch, 
Sie sagen: Machen Sie sich keine Sorgen. 
Und jetzt sage ich Ihnen: Kümmern Sie sich 
u.m Ihne Aingelegenheiten! (Abg. Marsch: 
Freilich, machen wir!) Sie haben bei Ihnen 
genügend xu bereinigen. (Abg. Marsch: Was 
denn?) Ich wende es Ihnen schon sagen. Die 
Zeitungen haben sogar im Zusammenhang 
mit dem Landespartieitag der SPÖ Nieder- 
bterreich geschrieben, Dr. Tdadlek und 
Kuntner solkn in lder niederösterreichischen 
Landesregierung ersetzt werden. (Landesrat 
Rösch: Aber er sitzt doch du!) Haben viel- 
leicht Ihne Kollegen, Herr Lanldeshaupt- 
mannstellvertreter Tschadek, den Dringlich- 
keitsantrag auf Auflösung des Landtages und 
auf Ausschreibung von vorzeitigen Wahlen 
eingebracht, um endlich diese Frage lösen 
zu können? (Heiterkeit bei der ÖVP. - Ab- 
geordneter Marsch: Märchenerzähler!) Herr 
Landeshauptmannstellvertreter, wenn Ihnen 
das unangenehm ist (Abg. Tschadek: Nein, 
gar nicht unangenehm!), dann kann ich nur 
sagen, daß Sie sich bei Ihrem Parteisekretär, 
der unter Umständen diesen Artikel in der 
,,Arbeiter-Zeitmg" veranliaßt hat, dafür be- 
danken khnen,  daß man so etwas wieder 
auffrischt. (Landesrat Rösch: Bacher braucht 
einen Märchenerzähler!) Siie können besser 
Märchen erzählen, Herr Landesrat, als ich. 
Melden Sie sich dort, vielleicht bekommen 
Sie noch eine zusätzliche Beschäftigung. (Lan- 
desrat Rösch: Mich nimmt er nicht, aber 
Sie vielleicht!) 

Herr Dr. Brezwsky hat in seinen Aus- 
führungen iauch den 25. Oktober 1964 er- 
wähnt, also Iden Tag der Landtagswahlen, 
und hat gesagt, 'daß sich durch 'den Tod der 
beiden Landeshauptmänner Ing. Dr. Figl 
und Ing. Dr. Hartmann die Situation in Nie- 
derösterreich grundlegend geändtert hat. Ich 
muß Ihnen aber sagen, ldaß sich auch aus 
anderen Gründen seit Iden letzten Lanidtags- 
Wahlen (die Situation grundlegend geänldert 
hat. Wer war Ihr bestes Zugpferd, meine 
Herren von Ader SPÖ, bei den letzten Land- 
tagswahlen im Herbst 1964? Exminister Olah 
hat in Niederösterreich laut „Arbeiter-Zei- 
tung" mehr als 50 Vensamlmhmgen abge- 
halten! Fast in jedem Bezirk ist er in Er- 
scheinung getreten. Herr Landesrat Rösch, 
lesen Sie die „Aabeiter-Zeiinmg" vom 17. Sep- 
tember 1964! (Abg. Dr. Brezovsky: MüZZner 
ist heute noch Landesobmann des ÖAAB.) 
Dort steht, da8 sich 01ah mit aller Kraft 
im bevorstehenden Wahlkampf in Nieder- 
Österreich für die SPÖ einsetzen will. Wenn 
ich auch nicht mehr Minister bin, so isaigte er, 

so bin ich (doch Obmanrastellvertreter der 
SPÖ in Niederoisterreich. Jetzt habe ich noch 
viel mehr Zeit, um für 'die soizbaliistischen 
Ideen in Niederösterreich zu anbeikn. (Lan- 
desrat Rösch: Daher wählen wir neu!) - Am 
3 .  November 1964 wurde Olah bereits aus 
der Partei ausgeschloissen. (Abg. Marsch: Ja, 
wir haben ihn ausgeschlossen! Aber der 
Müllner ist noch immer. ihr Leibmitglied!) 
Nein, die Dinge liegen ganz andew. Weden 
Sie nicht nervös, meine Herren, wenn man 
Ihnen die Dinge in Eninnerung ruft. (Abge- 
ordneter Marsch: Sie Müllner-Verteidiger!) 
Das Parteigericht hat nämlich schon am 
24. Sleptember 1964, also zu jenem Zeitpunkt, 
als Sie Olah in die Versammlungen schickten, 
den Beschluß iiber Iden Ausschluß ge£aßt. 
(Abg. Gerhartl: Wann kommt der Müllner 
an die Reihe?) Lesen Sie den Artikel ,,Partei- 
gericht tagte" in der ,,Arbeiter-Zeitung" vom 
24. September 1964 nach. 

Und jetzt komme ich noch zu einem an- 
dleren Grunid, warum wir nicht wiihlen wol- 
len. (Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg. Marsch: 
Aha, jetzt kommt es!) Jia, mieine Herren, 
lachen Sie nur. Bei Iden Nationalriatswahlen 
am 6. März 1966 hat die OVP Niederölster- 
reich noch - das sage ich Ihnen sehr deut- 
lich - um £ast 40.000 Stilmmen mehr be- 
kommen als bei Iden Landtagswahlen. (Lan- 
desrat Rösch: Noch!) Aliso sehr leichbfertig 
hätten wir sagen können: Jetzt lösen wir 
den Landtag auf, es wäre ein Vorteil für die 
ÖVP, denn 40.000 Stimmen noch mehr für idie 
ÖVP würde weitiere zwei Mandate für u m e  
Partei hier Landtag bedeuten. Warum 
haben wir es nicht (gemacht, meine Herren? 
Wir haben es nicht gemacht, weil wir nicht 
l'eichtfertig Wahlen vom Zaun ibnechen wol- 
len, weil wir leiben für fünf Jahre gewählt 
worden sind und weil um die Bevölkerung 
den Auftrag 'gegeben hat, fünf Jahre lang 
für Niederösterreich zu arbeiten. (Abg. March: 
Aber nicht die Korruption zu  vertuschen!) 
Nach Artikel 12 der Landesverfiassung für 
das Land Niederösterreich . . . (Zwischenrufe.) 

PRÄSIDBNT WELS (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte, mit den Zwischenrufen 
sparsamer zu sein! 

Abg. Dip1.-Ing. RiOBL (fortsetzend): . . . 
dauert die (Gesetzgebungsperiode [des Lan- 
tages fünf Jahre. Nach Artikel 14 der Lan- 
desverfaissung kann wohl der Landtag 'durch 
ein einfaches Gesetz aufgeloist wenden. Wir 
sind abler der Meinung, fdaß in dem Fall 
wirklich nicht vcnm Artikel 14 der Landes- 
Verfassung Gebrauch gemacht werden soll. 
Dile Aufl&un,g des Landtages und die Aus- 
schreibung von Nleuwahlen wünde eine Un- 
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terbrechung idmer Arbeiten im Lanldtag unid den {diesem Antrag daher nicht die Zustim- f& habe darauf 
in $der Landlesnegierung \bedeuten. Wenn auch mulng geben. (Beifall bei der OVP.) Sachlichkeit gipfe 
sehr früh Wahlen statl%nden könnten, so ~RÄSIDENT ~ 1 ~ s :  vom n w e n  Schul aeher 
könnten (doch vor dem Sommer keine neuen kommt H~~~ Abg. 6 t setre sprachen, de 

einen Vorwurf m 
umdrehen vom den. Erinnern Sie sich daaan, wie lange mein geehrten Diam,en und Herren des Hoh,m Wahlkatmpf chen und dem 

ten des ersten Landtages, 'die konstituierende immer den Sport keine 
viel von ,demoknatischen Ge- wir sachlich, Her 

das Gdiihl, Si'e 4 pflogienheiiten und Idavon, daß wir das Ihnen Sitzung, (die Wahlen, die AusschuObestel- 
lungen 'und unter Umständen auch die Ver- überlassen sollten, Sie in Ihrer Part;ei zählen, sellhst nic handlungen aber ein Arbeibsübeneinkommen hätten. Im Handumldrehen maßen Sie sich in (der Regierung, )der Rarteisen usw. Wir aber wieder das 

gut in der Rollc 
Vertretens hier ai 

1 zum Wort. 
Gesetze im Laindtaig 'mehr bachlorssen wer- Abg. CTANGL: Berr Präsident! Meine sehr 

'sann das Zwammientre- Ha,uses! Herr Abg. Dipl.-Ix. Robl rspn,& 

an, über unsere 

Wir haben uns vongenammen, in diesem als er zu den AusPiihrungen meine 

licher Auftaag. ,Seit geraumler Zeit liegt dlas Ablg. DipLiIng. Robl, vom 6. März, 
Raumplamng,sgesetz im Landtag. ( A b g e o d -  Termiin des 6 .  März für diese L m d  

Abg. Marsch, und Iihrer Partei, wenn Sie au richtigen Schwienigkeiten igeführt; 
mit Idiesem Zwischenruf nhre ganze Partei ich glaube, daß sie 'nicht notwendig war. 

vier Jahren verhindern Sie es!) 
Die UVP will also keine Zeit vergeuden. fassung, die nicht mit Worten f 

Wir wollen 'dime Gesetzgehungsperiode nicht 
verkürzen, wir wollen k e k  unnützes Geld Einvernehmen. ES sind eben zwei 

s b d ;  ZU einer Demakratie gehört 

Zentrum der Ko 
dann werdset Ihr : 

lieber für  etwas anderes hinaus! - Rufe  bei er in seiner iblütf 
der SpÖ: Für den Müllner! - Landesrat Wahlen nach, dann wenden Sie darvauf sagt hat: „N,a, IC 

pwken.'' Mmeine 
Qttiaae Methode d 

von diesem Vonhaben, Herr Landesrat Röisch, gegeben wurden, die proZenmäßige ~ ~ l c h e n  Berufes, 
mkters, wurden 

t erfüllt und 
ddneter Laferl: i 
IMi muß (doch ein 
ekht, ernst nehm 
eben sagt: ,Dann 
d e n ,  (dann wün 
-tEann wünden S 
dann nehme ich 
stechrng entgegei 

nen Sie 'die Prozentzahlen von den Lan 

unsere Bevölkerung arbeiten. Wir lassen uns und die, die für die Soziakbische Fart  zhren, ganz glt 

fortsetzen. Es hat  den Anschein, lals ob {bei 
'der SPÖ diiese Bereitschaft mir Z& nicht ge- 
geben ist. 

Weil wir also fiür unser Land, für unsere 
niederösberreichische Bevölkerung Leistungen 
erbvingen wollen, sind wir gegen Ihren An- 
trag auf Auflasung des Landtages. Wir wer- 

ständig ist, aber wir ateihen auf dem Stand- 
Punkt, &ß alle Dinge, &e uns bekannt syid 
- jedem einzelnen in dliesem Hause -, auch 
den Gerichten bekanntgemacht werden müs- 
sen unld daß in keiiner wie iimmer gearteten 
Fopm hier Verzögerungen unid Verschleierun- 
gen statbfiniden dürfen. (Abg.  Dipl.-ing. Robl: 
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-r nicht die Zustim- 
der OVP.) 
Als nächster Redner 
g 1 zum Wort. 
'räsident! Meine sehr 
Herren des Hohen 
L-Ing. Robl spricht 
demoknatischen Ge- 
i, idlaß wir das Ihnen 
Sie in Ihrer Partei 

ien maßen Sie sich 
n, über unsere Partei 
inrufe bei der ÖVP: 
uns Ratschläge und 
genommen werden. 

en, ich konnte gleich 
mgen des Herrn Ab- 
3bl eine klare Wort- 
störung feststellen, 
gen meines Freundes 
Stelliung nahm. Ich 
ial deponieren. Berr 
vom 6 .  März, vom 
für diese Landtags- 
3e. Diese Landtags- 
hmlich von Iden zwei 
'n beiden Klubs (aus- 
i Termin stehen wir. 

Brezovsky lediglich 
gestrigen Landtiags- 

?i der SPÖ: Jawohl!) 
it für viele von uns 
keiten geführt; und 
notwendig war. Alles 
sung nicht Eeststellen, 
moralkche Pflichten 
innerhalb einer Ver- 
i Worten formuliert 
atie gehört auch (das 

eben zwei Parteien 
- wohl in unter- 

-, meine Herren, rech- 
rn von den Landtags- 
den Sie darauf kom- 
ienz der Prozente 'der 
gegeben wovden sind, 
zialistiische Partei (ab- 
prozentmäßige Ver- 
Hause gar nicht das 

elt. 
haben nie geleugnet, 
llner das Gericht zu- 
ehen auf #dem Stand- 
die uns bekannt sind 
Liesem Hause -, auch 
fernacht werden müs- 
wie immer gearteten 
rn und Verschleierun- 
(Abg. Dipl.-Ing. Robl: 

ich habe darauf Bezug genommen!) Ihre Un- 
sachlichkeit gipfelt doch darin, Idaß Sie zwar 
vom neulen Schul- und Kindergartenfonkge- 
setz sprachen, dem Herrn LandesTat Kuntner 
oinen Vorwurf machen, aber gleich im Hand- 
umdrehen vom Sportfönderunigsgesetz spre- 
&en und dem zuständigen Referenten Mr 
den Sport k&nen Vorwurf machen. Bleiben 
wir sachlich, Herr Abgeordneter. Ich habe so 
das Gefriihl, Sie glauben das, was Sie ida er- 
zählen, selbst nicht. Sie spielen lsich nur seihr 
gut in der Rolle des demagoigiischen UVP- 
Vertretens hier auf. 

Nun noch zu einigen grundsätzlichen Fest- 
stellungen.. Gestern war sehr oft (der Satz 
oder sagen d r  das Wortspiel von seiten 
der Mandatare der Österreichischen Volks- 
partei zu hören: ,,Verstehen Sie uns {doch, 
bemühen Sie sich doch, uns zu verstehen!" 
Oder: , ,Aus 'tiefistan Herzen wünschen wir 
uns, daß Sie um glauben; schenken S e  WS 
doch (Glauibwürdigikeit!" Ich möchte nicht dar- 
auf eingehen, ldaß Herr Abg. Diettrich von 
einem rechtlich einmaligen Ra11 gesprochen 
hat. Ich per8önlich bin 'der Meinung, daß, 
wenn Sie (die rechtlichen Fälle von Ihrer 
Partei aus mlit etwas mehr Härte betrieben 
hätten - ich denke !da an Kraulmd, (Polcar 
und Beselgruber -, die Müllner-Affäre viel- 
leicht in kleinerem Schadensrahmen geblie- 
ben wäre. Wenn ich an (die letzte Rede eines 
Abgeordneten von gestern denke, dann kom- 
men mir aber (doch ainiige Bedenken, und 
zwar tdeshalb, weil Herr Alag. Laferl einen 
ganz anderen Stalndpunkt vertreten bat. )Mir 
ist sogar $as Gefühl gekommen, ldaß der 
Geist und die Methoden Müllners bei Ihnen 
ja noch gar nicht ausgestorben sind. Denn 
das ist ja eine typische Müllner-Methde, 

. wenn Sie sagen: ,,Wenn wir d1as EinhauFs- 
Zentrum der Konsumgenossenschaft geben, 
dann werdet Ihr st&ll sein." Elin Wunder, mdaß 
er in seiner iblütenneichen Sprache nicht ge- 
sagt hat: ,,Na, (dann wendet Ihr uns lob- 

1 preisen." Meine Herren, darin liagt ja die 
ganze Mebhode des Herrn Müllner. Ehigen 
Herren, ganz gleich welchen Dienstgrades, 
welchen Berufes, welcher Art, welchen Oha- 
rakters, wurden solche Geschenke gemacht, 

I und dann haben diese Herren ihre Pflicht 
nicht erfüllt und das Recht verletzt. (Abge- 
ordneter Laferl: Ihr auch!) (Herr Abg. Laferl, 
ich muß ldoch einen Abgeondneten, der hier 
steht, ernst nehmeq können. Und wenn man 

' eben sagt: ,,Dann würden Sile genau anders 
reden, dann wünden Sie den Mund halten, 
dann wünden Sie )die Südistadt preiisen", 
dann nehme iich (das ,als eine klane Be- 
stechung entgegen, und zwar deshalb, weil 

j 
I 

es (doch auch so geschahen ht. Sie wollien 
URS idazu gewinnen - wenn auch nur in 
Ihrer Art, wie iSie das verstehen - wenn 
Sie sagen: „Wenn (wir euch den Konsum 
geben, dann seid ihr atilll." Nein, Hlerr Ab- 
geondneter Laferl, weder ein Eiinkaufszen- 
tnum, noch ein Auhichtsnatsposten oder ein 
Direktorenposten sind dazu angetam, für (das 
Recht nicht einzutreten und [der Gerechtig- 
keit in 'der Demokratie nicht ihren Bestand 
zu geben. In (der Demokratie sind wir alle, 
glaube ich, in irgendainer Form &r stark 
mitveranbwortlich, und zwar deshalb, weil 
die Demokratie aLs einen ihrer wesentlich- 
sten Grundsätze und Pninzipien eine verant- 
wortliche Zusammenarbeit einer $Gemein- 
schaft freier, iselbstdenkend'er d selbständig 
urteilender Menschen foiidert. 

Hier ergeb'en sich fiür uns wahre Ver- 
pflichtungen, denn jeder Wähler, jedes Be- 
völkerungsmitglid, 'hat das Recht auf eine 
sachliche und ausreichende Unterrichtung 
über !die Lage und Forderungen, die in ge- 
wissen Zeiträumen in ingendeiner Form eben 
anfallen, damit er sich (dieses selbistänidige 
Urteil von sich (aus biliden kann. Wir haben 
in allen Gemeinschaften, in denen wir sitzen, 
die Pflicht, idieses Recht !des Wählers zu 
honorieren, dieses Recht das Wählers unbe- 
stritten zu erfüllen. Denn wenn wir (dies 
nicht tun, wind nach meiner Ansicht etwas 
Vnersetzlbanes verletzt und geht verloren. 
Dieses Unensetzbare Für ein ~dmokrcitiisches 
Leiben, glaube ich, ist Vertrauen. Vertrauen 
kann man zu Menschen, zu Gemeinschaften, 
z u  Mandataren nur haben, wenn man 4n- 
formiert ist und auch dem Wähler Entschei- 
dungen zubilligt. Wie soll man aber Ver- 
trauen haben? Miir tut es laid, idaß die Hlerren 
Abgeondneten der &terreichischen VollOs- 
Partei (derzeit nicht im Saale sind, bei denen 
ich diese Erfahrungen gesammelt habe. In 
dem Wahlkreis, aus dem ich stamme, wer- 
den in Iden letzten Monaten 3 Standpunkte 
zur Müllner-Affäre vertmten. Ich glaube, es 
ist !die sachliche Unterrichtung des Wählers 
verlmetzt worden; und hier spielen wir mit 
dem Vertrauen - (alle Abgeordneten, wenn 
solche idabei sind -, das uns gegeniibler dem 
Wähler aumeichinen soll. Albg. Laser1 hat 
gestern vom Standpunkt !des 'Baumeistens die 
Siidstedt 'betnachtet. Ja, ldas ist eines der 
Angumente, das Abgwndnete Ihrer Partei 
brauchen, um z u  sagen: ,,SO groß ist der 
Schaden gar nicht, weil sowieso (die SBd- 
stadt da ist. Da sind jla Werte vorhanden." 
(Abg. Laferl: Das habe ich nicht gesagt!) 
Nein, Herr Abg. Laferl, ich habe nicht ge- 
sagt, daß Sie das gesagt haben, sondern Ab- 
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geondnete Ihrer Partei dneußen in Mitglie- - derversamml'ungeq, erst vor einigen Tagen. 
Erst vor einigen Tagen ist mir adies von 

einem Bauernhndfunktioinär und einem 
Lehrer, Idie Ehrer Piartiei angehören - bei 
einem Bauernbundfunktionär ist dies ahne- 
hin klar, ich glaube, idaß es darüber keinen 
Zweifel gibt, und bei einem Lehrer im Beziilk 
Mistelbach mit wenigen Ausnahmen auch 
nicht, 'denn Sie können sich jia nicht rühmen, 
daß Ihre !Politik Ibesmders [demoknatisch ist 
-, berichtet worden. (Abg. Stangler: W a s  
hat das eine mit dem anderen zu tun?) Mit 
der Demokratie, die Sile vertreten wollen. . . 
(Abg. Blabolil: Personalwirtschaft! - Zwi- 
schenrufe des Abg. Buchinger.) Herr Ab- 
geordneter Bucknger, ich glaube, Sie haben 
sich hier schon igestern ausgezeichnet; ich 
nehme Ihre Zwischenrufe zwar sehr ernst, 
aber sie sind fast so idernagogisch wie tdie 
des Herrn Dip1.-Ing. Robl. Das ist auch ein 
Argument, hinauszugehen und zu behaup- 
ten, daß durch diese Affäre sowieso kein 
Schzden enbstandenceei, da tdie Werte vor- 
handen seien. Wir geben zu, idaß Werte ge- 
schaffen worden sind; aber erinnern wir uns 
doch, haben wir nicht selbst und hat nicht 
auch der Rechnungshof festgestellt, daß mit 
den Methoden, #die beim Bau der Südstadt 
praktiziert wunden, einige griundsätzllche 
Fehber gemacht und {die finanziellen Mittel 
falsch verwendet wunden? 

Darf ich Ihnen nur einige Kapitel in Er- 
innerung rufen. Dler Rechnungshof kritisierte 
die iGrunldtransakbioin {der Austria AG. von 
Inisgesaimt 449.000 Quadrabmeter. Der Rech- 
nungshof forderte eine finanzielle Darstel- 
lung 'der Mittel, die von {der NEWAtG für 
den Bau (der Süidstadt eingesetzt wurden. 
Er hat sie inie Ibekoimmen. In diesem Zu- 
sammenhang tauchen auch ldie 80 Millionen 
Schilling auf, von ldenen so oft die Rede war 
und mit 'deren Fliissigmachung - wenn ich 
es so nennen darf - sowie ihnem Verbleib 
sich noch die Gerichte befassen weilden miiis- 
Sen. (Der Rechnungshof rügte auch $die Her- 
amiehung der Niederösterreichkchen (Ge- 
meinnützigen B a -  und Siedlunggenossen- 
shaf t  für Arbeiter und Angestellte. Ich will 
jetzt nicht den Namen des \damaligen Verant- 
wortlichen, der gesbern x-mal angeführt 
wurde, nennen. (Abg. Stangler: Was  war da- 
bei Straffälliges, sagen Sie das!) Der Aech- 
nungshof hat festgestellt, Idaß dadurch der 
NEWAG bzw. den Lanidesgesellschaften und 
damit auch uns, der gesamten nideröster- 
reichischen Bevölkerung, Schaden entstanden 
ist. Lesen Sie den Rechnzingshofbericht auf 
Seite 156. (Abg. Stangler: Das steht nicht 

drinnen!) Bs wunde auch fesbgestellt, daß 
zweckgebundene Wohnbaumittel für Arbei- 
ter und Angestellte >der beiden Landesgesell- 
schafben zu einem großen Prozentsatz gar 
nicht für die, für die sie bestimmt waren, 
verwendet wurden; es sind viele, viele an- 
dere dort eingezogen, ja sagiar ein ehemali- 
ger KP-Abgeordneter idiwes Hauses, mit dem 
Sie aber wahrscheinlich nicht mehr viel m 
tun haben wenden, vielleicht nur noch die 
politischen #Leichen, die es in #diesem Zu- 
sammenhang gibt. 

Jawohl, meine Herrschaften, wir stehen 
auf dem Standpunkt, tdaß es piletätlois wäre, 
die Toten nicht ruhSen zu lassen. Die politisch 
Toten jedoch, deren Unterschriften auf den 
Aktenvermerkm zu lesen sind und durch die 
nachweislich Schaden entstanden ist, meine 
sehr geehrten Berren, !diese Mitwisser müßte 
man noch zur Perantwortung ziehen. J3s 
ist doch heute so weit, Idaß ein ehemaliger 
Hofrat dieses Landes offen er;klärt: ,,Na ja, 
von diesen Unternehmen und Tnansaktiionen 
hat niem<and anderer etwas gewußt als Herr 
Viktor Müllner, und ich unld !das Land Nie- 
derösterreich sowie auch ldie Landesgesell- 
schafben haben geilade in 'dieses Unkr- 
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sichtsra tsmitigliedc pietätlos finde. Aus Ihren gestrigen Aus- 
nur die Sozlialiister führungen {Yst wiederholt herausgeklungen, 

daß Sie den Auhichtsrat mibverantwortlich 
machen, obwohl aus dem Rechnungshofbe- Meine sehr gee 
richt zur ,Sache NiEWAG-NIOGAS deutlich Ich {glaube, ,doch , 
zu entnehmen ist, daß der Aufisichtsrat oft in lder letzten ZE 
und oft nicht ilnformiert wunde. Ich zitiere spielt haben und 
nur eine Stelle 'auf Seite 146, Punkt 33a T'eil sehr k u n r d  
des Rechnuriigshofiberichtes, die Iden Fall Ich {bin der Mein 
Ottenstein behandelt, wo fecstgahalten ist, aufigezei'gten Dini 
daß der Aufsichtsrat entgegen den Bestim- wesentlichen Best 
mungen (des $ 7 lit. f .  (der Satzungen um Zusammenleben bi 
die erforiderliche Genehmigung nicht ange- PrÜ$ungs- (und Ko. 
sprochen wurde. Meine Herren (der Oster- erscheinungen best 
reichischen Volkspartei! Ist es Ihnen wirk- auch dadurch ver 

Lwdesregilerung ' lich unbekannt oder zuminfdlest jenen von 
Ihnen, #die der 'Bevölkerung draußen iberich- zialistischen Regit 
ten, daß der Aufsichtsrat schulNd sei, oibwohl anziehung eines 
dieser in $den sazietären Organen bei den Vertreters, der su 
Abschliüssen der Jahre 1965 und 1966 ent- zialistischen Frakbj 
lastet wunde, während man den Vorstand getragen wunde. 
wegen ungeklärter Verhältnisse nicht ent- Genesis eingehen. 
lastet hat. Heute schiebt man jauch auf jene desregierung am 
die Schuld, die damals iim Au€sichtsrat lge Beischluß gefaßt 
sessen sind und 'die dieswagen entbastet wur- Niederösterreich dc 
den, weil sie ixkr die tatsächlichen Vor- Strafsachen anhär 
kommnisse nicht ondnungsgemäß unterrichtet gen den ehemalig 
und ihnen zur üblerwachung der Geschäfts- Vertreter und Gene 
oridnung die erfonderlfichen Unterlagen und ich könnte jetzt n 
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Berichte nicht zur Verfügung gestellt wur- 
den. Diesem Zweckoptimismus und dieser 
Zweckpropaganda, wenn ich es iso nennen 
darf, sind wir auch im Landtag mit unserem 
9. Antrag zur Zahl 226 über den NEWAG- 
Bericht entgegengetneten, indem wir einen 
Baschluß ,gefaßt haben, die Landesregierung 
aufzufordern, ihnen Einfluß als Vertreter (des 
Eigentümers bei der Hauptversammhng ida- 
hingehend geltend zu machen, daß (der Auf- 
sichtsrat gemäß Q 95 Abjs. 5 des Aktien- 
giesetzes in Verbindung mit den korres- 
pondierenden Bestimmungen der Satzungen 
mit allen ihm obliegenden Angelegenheiten 
auch tabsächlich befaßt wind. Hätten wir im 
Hohen Haus diesen Beschluß fassen müssen, 
wenn dies vorher schon #der Fall gewesen 
wäre? Es wäre eine Selibstverständlichkeit 
gewesen; und wir hätten uns (dieser Arbeit 
nicht unterziehen brauchen. Als Mitglieder 
dieses Hohen Hausas haben wir dadurch ein- 
stimmig zur Kenntnis genommen, daß #der 
Vorstand seine Pflicht gegenüber den Auf-  
sichtsratsmitgliedern verletzt hlat und diese 
an iden ungeheuerlichen Ereignissen, (die sich 
in den Landesgeisellschaften abgespielt haben, 
schuldlos sind bzw. unbelastet erscheinen. 
Ich bin der Ansicht, daß es unfair ist, mit 
solchen Propagandamätzchen einen anlderen 
Standpunkt einzunehmen. Außendem belasten 
Sie damit ja auch {die Mehnheit der Auf- 
sichtsratsmitglieider Ihrer Fraktion und nicht 
nur die Sozialisten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich !glaube, (doch noch einicge Dinge, die sich 
in ider lietzten Zeit in diesem Hause abge- 
spielt haben und die die Bevölkerung zum 
Teil sehr beunruhigen, erörtern zu müssen. 
Ich ibin der Meinung, daß neiben 'den schon 

! aufigezeigten Dingen das Vertnauen einen 
' wesentlichen Bestandteil im 'demokratischen 
Zusammenleben bildet, dals durch ein gewisses 1 Prüfiungs- rund Kontrollrecht alle Mißtrauens- 

1 exxcheinungen beseitigt. Das Vertrauen wunde 
auch 'dadurch verletzt, da13 von seiten \der 

1 Landesregierung dien Forderungen der 'so- 
zialistischen Regierungsmitglieder auf Her- 

z anziehung eines zweiten Privabbeteiliigten- 
1 Vertreters, der auch das Vertrauen der so- 
! zialistischen Fnakbion genießt, nicht Rechnung 
, getragen wurde. Darf ich kurz auf die 
1 Genesis eingehen. Wir wissen, idaß !die Lan- 
, desregierung am 28. November 1967 den 
Beschluß gefaßt hat, daß sich das Land 

: Niederösterreich dem beim Landesgericht für 
8 Strafsachen anhängigen Stnafverfahren ge- 
gen den ehemaligen Landeshauptmannstell- 

I , Vertreter und Genenaldirektor der NEiWAG - 
hen Vnteriagen unci ich könnte jetzt noch eine Reihe von Titeln 

anführen, was Sie mir bitte ersparen wollen 
- Viktor Müllner als Pnivatbeteiligter an- 
schließt. In dier Folgezeit wunde Berr Uni- 
versitäbsdozent Dr. Schönherr durch den 
Hfernn Landeshauptrnann zum Privatbeteilig- 
tenvertreter bestellt. Ich wiedenhole, daß )die 
SPÖ sofort die Forderung gestellt hat, zwei 
Rechtsanwälte zu bestellen, wovon einer 'des 
Vertrauen unserer Fraktion genießt. 

Es ist zweifellos Au£gable (der Lanldesre- 
giferiung, auch die privatrechtlichen Interes- 
sen #des Landes nicht nur zu wahren, soin- 
dern auch tatkräftig zu vertreten. Da die 
Landesregierung auf Grund ihrer Umfang- 
reichen Arbeiten auf (anderen Aufgabenge- 
bieten außerstande ist, sich mit diesem um- 
faisisenden gerichtlichen Verfahren zu be- 
schäftigen, scheint es sehstverständlich, (da13 
dazu ein Anwalt delegiert wird. Ich glaube 
aber, dafür müßte unbedingt das Vertrauen 
aller in der Landesregierung vertretenen 
MitgFieder vorherrschen. (Es genügt nicht 
nur das Vertrauen einer Fraktion oider eines 
Klubs dieses Baus=. Bedenken Sie doch 
auch, daß es hier eine Menge von Gesichts- 
punkten gibt, (denen man Rechnung tnagen 
müßte: ldler Umfang der ganzen Materie, 'die 
Länge des Verfahnens, 'die Bedeutung der 
privatnechtlichen Interessen des Landes und 
nabürlich auch (die Kompliziertheit der zahl- 
reichen wirtschaftlichen Verknüpfungen. 

Wenn man hört, daß der Umfang dier 
Akten alliein einige tauisend Seiten umfassen 
soll, dann wäre es schon eine menschlichle 
Meiisterleishng, mit ider Durchsicht, Bearbei- 
tung und VoFbereitung ahne Kolmultation 
eines zweiten Anwialtes und ohne (daldurch in 
irgendeinter Form betriebsblind zu w'erden, 
zurechtzukommen. tHiier könnten leicht 
einige Dinge, die sich für das Land schlecht 
auswirken könnten, außler acht gelassen wer- 
den. Allein schon wegen des Umf>anges 
scheint !die Sorge in unserer Fraktion dar- 
iiber berechtigt zu sein, ldaß Iman nur mit 
Zustimlmung der Mehrheibsfraktion einen 
Mann besbimmt, auch wenn er - das glaube 
ich sachlich feststellen zu müssen - in seiner 
Begabung rund in seinen Kenntnissen unbe- 
stritten ist. 

Es miuß aber auch noch ein zweites Argu- 
ment ibetrefiend den Umfang festgehalten 
werden. Herr Dr. Sch6nherr ist Universitäts- 
dozent. Sind Sie überzeugt, daß er sich jedfer- 
Zeit die nötige Zeit verschaffen kann, um 
all diesen Aufgaben gerecht zu wenden, um 
sie nur allein dem Umfiang nach zu prüfen? 
Haben wir nicht gerade aus 'den letzten Er- 
eignissen im Zusammenhang mit dem Straf- 
verfahren gegen Vikbr Mdlner gesehen, 
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daß, wenn gewisse Eusammenhänge nicht er- 
kannt wenden und gewisse wirtschaftliche 
Venknüpfungen nbicht gelöst werden können, 
der Staatsanwalt wegen der ungenügenden 
Klärung fiaktisch gezwungen ist, nach 5 57 
der Strafpro'zeßondnung 'einzelne strafbare 
Handlungen auszuscheiden, um dadurch eine 
Verzögerung ader Erschwenmg - so heißt 
es, (glaube ich, im Gasetz - !des hufenden 
Verfahrens ziu vermeilden? 

Wlir wissm, daß in der gegenständlichen 
Stnafsache jauch der Q 109 'der Strafprozeß- 
ondnung zur Anwendung gebriacht wunde, 
nämlich hinsichtlich einzelner Fakten (die 
Voruntersuchung überhaupt einzustellen. 
Aber die Strafproneßondnung gibt im Q 48 
Abis. 2 auch !die Möglichkeit, lbei genügmder 
Sichhmg den Antnag der strafrechtlichen 
Verfolgung auch hinsichtlich dieser Fakten, 
die auf der einen Seite ausgeschieden wer- 
den, aufrechtzueiihalten. Allein !das Emchen 
um Verlängerung der Friist für den Regie- 
rubngskommissär bei der Continentalen Bank 
Aktiengesellschaft, (die ja nur eine dieser 
morschen Säulen im Gebbäiude 'der Müllner- 
Affäre ist, zeigt schon, Ndaß es selbst Flach- 
leuten, die ausschließlich in )diesen Sahge- 
bieten !arbeiten (und (damit vertraut sind, nicht 
miiglich ist, gewisse Untersuchungen in der 
vorgeschriebenen Zeit vorzunehmen. Ich 
glaube WenhauPt, Idaß das Element der Zeit 
so wesentlich ist, daß man einen zweiten An- 
walt in ingendeiner Fonm mit dieser Ange- 
legenheit beschäftigen müßte. 

Seien Sie mir nicht böise, wenn ich Iihnen 
ganz offen sage, daß Sie auf Grund ver- 
schiedener Handlungen tatsächlich unser Miß- 
trauen erweckt haben. Nach all dem, was 
sich gestern hier an Polemiken und unge- 
rechtfertigten Vorwürfen getan hat, glaube 
ich, daß wir dieses Mißtrauen sehr schwer 
werden iiberwinden können. Wir wollen 
auch ganz offen auf die Gefahr hinweisen, 
daß gewisse *belastende Fakten auf Weisung 
verschiedener Menschen - ich will nicht so 
vermessen sein, der ÖVP-Regierungsfraktion 
hiier irgentdwelche Vorwürfe zu miachen - 
ganz einfach nicht zur Sprache gebracht 
werden. 

Auch für Iden bedeubenldsten Fachmann liegt 
eine wirkliche Gefiahr in $der umfmgrekhm 
und un~lberschaubaren Materie. Ich möchte 
Ihnen auch noch ebwias zu bedenken geben, 
was schon in der Öffentlichkeit sehr bäufig 
festgestellt wunde: Die Arbeit 'des Privat- 
beteiligtenvertreters in einem Strafvedah- 
ren ist wirklich nicht {die Klärung des wirt- 
schaftlichen Schadens, sondern primär die 
Ausschkipfung der strafrechtlichen Möglich- 

keiten. Der wirtschaftliche Schaden ist nur 
sekundär vom Privatbeteiligtenvertreter m 
behandseln, weil es Ndlafür ja die Sachver 
stän'digen gibt, die vom Gericht beigezogen 
weriden. 

Meine sehr verehrten Damen ulnd Herren! 
Dieses Mißtrauen, ldas wir der Österreichi- 
schen Volkspartei entgegenbringen, ist der 
Grund Mr iunseren Antrag auf Neuwahl de8 
niederösterrei&ischen Landtages. Ess geht uns 
also nicht um eine Lahmliegunig, und es ist 
daher )auch nicht angebracht, wenn der Herr 
Abg. Robl sagt, das Geld 'dafür können wir 
uns sparen, denn dann dürfen wir über- 
haupt keine Wahlen mehr durchführen. I& 
habe BS bisher auch immer für einen Fehler 
gehalten, 'der dem Herrn Abg. Stangler eh- 
fach beim ISprechen unterlaufen ist, als er in 
einer Au~schußsiitizung an 16. November ge- 
sagt hat: Reden wir sachllich und demoknatisch 
solange dazu noch die M6glichkeit besteht! 
- Ich frage mich sehr oft, was er damit 
gemeint hat. Ist \das der IGeist, der schm 
wieder in manchen Seelen und Gehirnen 
schlummert? (Abg.  Anzenberger: Aber mein 
Gott, mein lieber Stmgl!)  Mein lieber Herr! 
Wir haben !das alles schon mitgemacht, selbst 
in einer Demokratie! Seihen Sie sich an, wie 
manche Mehrheiten in ÖVPGemeinden re- 
gieren. (Abg. Reischer: Und umgekehrt!) Und 
noch 'etwas: Wenh dem Berrn Abg. Robl von 
der ÖVP-Fraktion für #die Gmeindezusaun- 
menlegungen in Baiiusch und Bogen {das Ver- 
dienst zugeschrieben wind, !dann reden Sie 
doch selbst mit Iden 'Gemeindevertretern - 
auch mit Ihren -, und Sie 'werden erfahren, 
welche wirklichen Vcendienste sich die so~ia- 
lirstischien Gemehdevertreter in 'dieser Ange- 
legenheit erworben haben. Aber das wird 
von Ihlen nicht anerkannt. ,,Wir San die 
Mehrern, alles was Gutes geschieht, geht 
auf $unsere Fahne"; iso hat es auch !der Herr 
Abgeodnete Rolbl hier erklärt. Meine Xerr- 
schaften! Daß das nicht allein unsere Be 
denken sind, könnte ich Ihnen jetzt an IHand 
verschkdener Erklärungen Ihrer S 
funktionäre sagen. EIS wurde heute 
von der „Arbeiter-Zeiinmg" gesprochen, 
war eine willkommene, unbezahlte R 
für (unser Zentralorgan. Ich möchte 
daher etwas revanchieren und ldas ,,V 
blatt" in Eninnerung rufen, und zwar 
Sonntag, dem 21. Jänner 1968, dheselb 
klärung des Herrn Landeishauptmannes, 1 

uns Kollege Rabl vorgetriagen hat, mit 
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nur !die überschrift lesen. Nun, wir sincd 
nicht der Meinung, tdaß die Affäre Müllner 
endgültig liquidiert ist. Ob sie es wird, das 
wird auch von Ihrem Verhalten abhängen. 
Im ,,Volksblatt" wurde unter dzer Spalte 
,,Leserbniefe" zur Affäre Müllner doch etwas 
von einem , Leser aus Langenzersdorf aus- 
gesagt. Es h d e f t  sich um einen Leser, der 
sich sellbst als ÖVPdWähler deklariert. Darf 
ich Ihnen (diesen Brief vorlesen: „Für die 
Gesinnungsfraunde und Wähler der Volks- 
partei iist Idie Miüllner-Märe trotz der jüng- 
sten Erklärungen prominenter ÖVP-lknktao- 
näre noch lange nicht liquidiert. Das wird 
erst dann der Fall sein, wenn idie Karten 
offen euf dem Tisch liegen, wenn in einem 
ordentlichen Gerichkverfahren die Machen- 
schaften mit der Contibank in ihren Details 
bekannt sind und wenn man endlich wissen 
wird, wer (dabei Millionen Schilling verloren 
unid wer sich bereichert hat. Erst dann wird 
für WS ÖVP-Wähler &ese schmutzige, viel 
zu lange geduldete Angelegenheit beendet 
sein." 

Wundert es Sie daher, wenn wir einen 
Antnag stellen, weil wir das Gef8-11 haben, 
daß man mit dieser schmutzigen Angelegen- 
heit, mit dieser viel m lange geduldeten 
Angelegenheit nicht fiertig wind? Meine s&r 
geehrten Damen unid Herren! Ich glaube, es 
gibt fast keine bezeichnendere Zusammen- 
fassung mit einigen Zeilen als die, welche 

claß dile ÖVP (die Absicht habe, sich so rasch 
als mtiglich von diesen Dingen zu befreien, 
gemeint sind Müllner und seine Helfershelfer 
und die Korruption, die (die ÖVP Niederöster- 
reich so schwer belastet. Wir wissen sehr 
genau, wilc Sie ldanunter leiden, und lalle 
unsere Bemühung gehen dahin, b e n  die 
Möglichkeit zu (bieten, so rasch als möglich 
die 'Dinge zu beseitigen, nur m ß  ich auf 
ein Wort 'des Herrn Landeshauptmannes zu- 
rrückkommen. Er hat in VerVinidunig mit der 
Contilbank erklärt, daß (die stille Liquidation 
ein Bankausdruck sei und {damit nicht ge- 
meint werden könnte, daß das, was in der 
Contibank )in Zukunft geschehe, im sbiilen 
Käimmlerlein vor eich gehen soll, sondern 
es soll eine 'ruhige und &ne Halst durch- 
geführte Abwicklung möglich werden. Das 
verstehen wir; wir haben auch klar gemacht, 
warum diese stillNe biquidation nach unserer 
Meinung nicht möglich ist. Soweit es sich 
aber um die Korruptiomsaffäre Mülher und 
seiner HeIfershelfer und die Schuld der nie- 
~derösterreich~ischen ÖVP handelt, haben wir 
und auch die Öffentlichkeit Iden Eindruck, 
ldaß diese stille Abwicklung, dhe hier arge- 
strebt wird, wirklich eine stlillie Abwicklung 
sein soll, im stillen Kämmerlein, und nicht 
so, wie wir es wünschen, näimlich (eine rasche 
Abwicklung unter Bloßstellung aller Tatsa- 
chen, idamlit hier endlich reiner Tisch gem<a.cht 
wird. 

Ihr Wähler aiui Langenzersdorf gegeben Ich ,möchte einiges zu Ausführungen 
hat. )Glauben Sie nicht, 5daß dieses Mißtrauen, des Kollegen Robl sagen. Er hat gemeint, 
das wir in gewissen Dingen - nicht in allen, ,daß der fr*ere Mini,ster Czettel in selnm 
wir (haben auch sehr sachliche Aucschußver- Burgenlandreden sich auf die Bauern ,&- 
handlurmgen gefiührt - 'einigen Abgeordne- 

zieht und Idaß er enttäuscht ist, daß die ten der österreichiischen Volkspartei entge- Bauern bisher keinen Protmt in der Ange- 
genbringen, nicht berechtigt ist? IDiIeses Miß- legenheit Korruption um Mülher 
trauen hegt auch #die niederösterreichische ließen. Er dürfte wie ich wis- Bevölikerung unid darüber hinauis v&ek Be- 

sen - urUd das beweist sein ischlechtw 
völikerungskreise iin Iden anderen Bundes- wissen, Idaß er uberhaupt dapanif einman- 
ländlern gegenüber der österreichischien gen ist -, Idaß Czettel nur die 

Vertreter im Rahmen der Frakkion der OVP Volkspartei. 

hier im Landtag gemeint haben kann. So- 
man nicht doch von Ihrer Seite den Mut weit wir uns erinnern können, hat es bsisher 
haben, die Konsequenzen ziehen und sich nur einen bsuerlichen Vertreter in diesem 
offen den niderösterreichischen Wählern stel- s a w e  gegeben, ,der zu diesen ,Dingen über- 
len sollte. (Beifall bei der SPÖ.) haupt Stellung genommen hat, und zwar in 

PRÄSIDENT WEIISS: Ah nächster Redner ausgiebiger Art und Weise und als ausschließ- 
kommt Herr Abg. C z i d 1 i k zu Wort. licher Verteidiger ldes Herrn Müllner und 

Abg. CZJDLLK: Herr PrSsident, meine nicht im Shne  der echten bäuerlichen Ver- 
Damen (und Herren! Kollege Diettrich aius treter, und daS war - Soweit Wir es WiUSen 
meinem Bezink von der Österreichischen - Kollege R0231. Er hat es von Aiifang an 
Volkspartei hat \gestern erklärt, man möge bis heute getan; wenn er nun auch ein 
!doch versteihen, daß es sich bei idem Antrag in Lippenbekenn~ls ablegt und sagt, wir di- 
Verbindung mtit der Cmt$bak  um eben Ver- stanzieren UTXS von Müllner. SO einfach Sbd 
zweiflungisschritt #der ÖVP-Fraktion handle, (die Dinge nicht. Ich kann nicht sagen, ich di- 
und man möge Gottes Willen ei&en, stanziene mich von einer Sache, Wenn ich nicht 

Ich bitte daher wirklich ZU überlegen, ob 
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auch echte Taten setze, die jeden Laien er- 
kennen lassen, daß diese Distanzierung echt 
gemeint ist; nicht einzelne Taten, die un- 
mölgliich diesen unglaublichen Konvolut von 
riesigen Schiebungen und (dunklen Affären 
beleuchten und die Venantwortlichen %ur Ver- 
anbwortung ziehen könnten. Taten, die in 
ein oder zwei Fällen gesetzt werden, sind 
kein Beweis fdzfür, daß man isich echt di- 
stanziert. 

Wenn Kollege Robl sagt, wir betrachten 
die Müllner - Ang eleg enheit als Pr op ag antda- 
mittel, diann muß ich feiststellen, Idaß das 
echte Demagogie ist. Wir glauben, 'daß unsere 
Taten und Anträge bewiesen haben, daß wir 
ernsthaft bestrebt 5inid, die ganze Angelegen- 
heit in einer möglichst kurzen Zeit zu er- 
ledigen; wobei es allerdings technisch gar 
nicht möglich ist, diese Dinge so rasch ZU 
erledigen, wie wir es gerne hätten. Denn 
überall dort, wo wir mit idiesen Angelegen- 
heiten zu tun haben - ob in den Landes- 
geisellschaften oder mit den Fragen, die hier 
im Landtag behandelt wenden müssen -, 
stoßen wir auf Schmutz, anld (der läßt sich 
auch mit dem Weißen Riesen nicht rascher 
beseitigen. Wenn {der Herr Abg. Robl sagt, 
wir behaupten, der Landtag und idie Landes- 
regierung seien aktionisunfähig, so lm~ü~ssen 
wir sagen: nicht aktionsunfähig, aber immer- 
hin weilden von dieser Korruption sowohl 
die Verwaltung als auch die Gesetzgebung 
derart überschattet, idaß ein wirklich pro- 
duktives Apbeiten in diesem Lande lang- 
sam unmöglich wird. Gerade in den letzten 
Monaten verschärfte sich (die Situation in 
dieser Richtung immer mehr. Daher auch 
unser Antrag, zu dem ich spreche. Wenn 
Abg. Robl hier von Destruktionspolitik 
spricht, die wir anwenden, und ,daß es keinen 
Zweck hätte, immer wieder von Müllner zu 
reden, von dem sich (die UVP 'distanziert 
hat, so glaube ich bereits gesagt zu haben, 
was wir unter wirklicher Distanzierung ver- 
stehen wiiilden. Durch ein Lippenbekenntnis 
ist das nicht zu machen. 

Daß lder Herr Lmdeshauptmann eine Be- 
teiligung an #dem Strafverfahren veranliaßt 
hat, ist keine besondere Tat, das ist eine 
Selbstvenständliceit. Wir hatten (daran nur 
eines auszusetzen, cdaß man nämlich fiir diese 
Beteiligung an der Strafverfolgung einen 
ÖW-Auf sichtsr at der Gesellschaft nominiert 
und es verweigert, einten zweiten Anwalt zu 
bestimmen, der es ermölglichen würde, auch 
der kontrollierenden Mindenheit in diesem 
Hause die Gewähr zu geben, daß wirklich 
alles geschieht, was in dieser Frage not- 
wendig ist. Es scheint >die Absicht zu ke- 
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stehen, es lder Mindlenheit unmöglich zu ma- gegangen ilst, da  
chen, durch irgend jemandlen in die Straf- ich darauf sagen 
akten Einblick zu nehmen, weil ja bekannt- noch nicht. Die 
lich, ich habe es gestern bereits erklärt, n m  sichtsr atssitzung, 
Unterschied von den Richtern Staatsanwälte den des Generalid 
weisungsgebundene Bleamte sind unld am nis nahm, dem : 
den Etrafakten und Ankliagefaikten gewisse den, sind fiir uns 
Schliiisse gezogen wenden könnten. In den Gesetz eine Ab& 
Fällen, wo also beispielsweise Einstellungen können. Sie wiss 
erfolgen, könnte auf Antrag (des Staatsan- den Stimmen Idt 
waltes noch einiges zur weiteren Verfolgung Gesellschaften dic 
geschehen. Das empfinden wir effektiv als trächtliches Vern 
Absicht. Das beweist, idaß 

scheilden, und zw 
cher Spannunger Wenn davon die Rede war, Idaß der Herr 

Landeshauptmtann auch die Aufsicht vryd das annehmen ui 
Prüfung der Bank verlangt hat, 'dann ge bindung mit #der 
statten Sie mir, daran zu erinnern, daß (die Affäre auch Allit, 
Sozialisten das viel früher verlangt haben, zu zählen sei. E 
nur ist man diesem Verlangen zu (spät nach- 
gekommen. Wenn es zu einem Konkurs 
kommt - es ist niimlich gar nicht so sicher, 
ob es nicht doch zu einem Konkurs kommt -, 
wind es dieses späte Einschreiten (des Herrn 
Landeshauptmannes mit sich bringen, daß 
jene IMillionenbeträge, tdie im Rahmen der 
sechsmonatigen Frist bis zum Konkurs ab- 
gezogen wenden, noch zum Kohrsverfah- 
ren heranzuziehen siind. Wenn also in Ver- 
bindung mit der Aufzählung der Fakten, 
die zur Beileinigung der Müllner-Kolrruption 
fiihren, von Abg. Robl gesagt wurde, auch 
Resch ist gegangen, so nehmen wir das mit 
größtem Interesse entgegen, (denn 'bisher 
waren wir der Meinung, daß er kmnkheitcr- 
halber gegangen sei. Aus den Äiußeningen 
des Herrn Robl ist also 'anzunehmlen, daß 
Herr Resch iin ingendeiner Form mit der 
Müllner-IKarruption - db nun über <die Coati- 
bank oder andens - in Vwbindung stehen 
muß. Das (wollen wir mit Interesse vermer- 
ken. Wir stehen auch auf (dem Standpunkt, 
daß )der gewesene Finianzrefenent Resch eini- 
ges über gewisse Dinge wissen mußte. Wenn 
er nicht krankheitshalber, sondern aus Mit- 
verschulden gegangen wunde, (dann ist das 
fiir (die Gesellschaft von Interesse, denn dort 
konnte er sich noch nicht entschließen, ob 
er Zentralbetriebsnat bleiben will oder nicht. 
Und wenn hier gesagt wurde, 'der beamtete 
Referent ist ebenfalls ausgeschieden, so wird 
damit indirekt zugegeben, daß (auch dieser 
mit der ganzen Affäre in Verbindung stehen 
muß. Wenn weiter Herr Roibl im Zusammen- 
hang mit dem Hinweis danauf, welche Konse- 
quenzen bisher von der UVP bzw. vom 
Herrn Landeshauptmann gezogen wurden, 
gesagt hat, auch Allitisch ist gegangen;-wenn 
später gdaraiuf hingewiesen wwde, in den 
sozietären Onganen weiß man, warum Allitsch 

nichts bekannt. 
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geganlgen ist, dann gestatten Sie mir, ldaß 
ich darauf sagen darf, das wissen wir leider 
noch nicht. Die Dinge, (die nach der Auf- 
sichtsratssitzung, in der m'an das Awch&- 
den des Generalidirektors Allitsch zur Kennt- 
nis nahm, dem Land bekanntgegeben wur- 
den, sind für uns keine Dinge, die nach dem 
Gesetz eine Abberufung rechtfertigen hätten 
kännen. Sie wissen sehr genau, diaß Sie mit 
den Stimmen ider OVP in den sozietären 
Gesellschaften diesem Herrn Allitsch ein be- 
trachtliches Vermöigen nachgeworfen haben. 
Das beweist, Idaß ein einvernehmliches Aus- 
scheilden, und zwar auf Gilunfd innerparteili- 
cher Spannungen, erfolgt ist. Wir wollen 
das an'nehmen und nicht auch, 'daß in Ver- 
bindung mit (der Bereinigung ider Müllner- 
Affäre auch Allitsch zu di'eser Angelegenheit 
zu zählen sei. Es ist uns zumindest bisher 
nichts bekannt. 

Sie wissen aus dem bisher Geschilderten 
sehr germau, daß 'dies #die Haiuptursache unseres 
Verlangens - das igeiht größtenteils aus dem 
Motivenlbericht hervor - nach Auflösung 
des Landtages und frühzeitige Neuwahlen 
ist. Ein wichtiger Faktor ist auch, daß wir 
das Vertrauen zur Mehrheit Ihrer Fnaktion 
verloren haben: Wir zweifeln, daß sie wirk- 
lich bereit sind, ndit diesen Dingen Schluß 
zu machen, und zu ermtiglichen, rdaß in 
einer relativ kurzen Zeit die Korruption 
endgültig beseitigt wind und Sauberkeit in 
der Verwaltung und in den Lmdesgesell- 
schaften hergestellt wird. In Verbindung da- 
mit haben wir auch (darauf hingewiesen, daß 
sich unserer Meinung aach entgegen allen 
Lippenbekenntnissen eine ganze Reihe Mit- 
schuldiger auf leisen Sohlen aus ihren Po- 
sitionen entfernen konnten. Es wurde von 
diesen Leuten keine wirkliche Verantwor- 
tung verlangt. Einer davon ist Dr. Stanek, 
der bereits gestern als Vertreter des Herrn 
Hofrat Baumgartner bei der Generalver- 
sammlung mdw Cmtibank genannt wurde; 
Hofrat Baumgartner tülberließ es Dr. Stanek, 
seine Interessen als Aktionär idort wahrzu- 
nehmen. Dieser Dr. Stanek, der h Rechts- 
biiro der NEIWAG gesessen iist, war gleich- 
zeitig Geschäftsführer der nun in !der Zwi- 
schenzeit bekannbgewordenen Wassergencms- 
senschiaft Maria Enzersdorf. Darf ich Sie dar- 
an erinnern, was diese Wassergenossenschaft 
wirklich war? Ein Mantel. E s  ist ilm Zusam- 
menhang mit Müllner immer wieder von 
Mantel unld Mänteln die Rede. Die Wasser- 
genossenschlaft war ein Mantel. Sie wunde 
aus einer vermtigenslosen Wasserbaugeisell- 
schaft und aus Scheinmitgliedern gebildet, 
die Vertreter entsandten, die zum Teil wei- 

sungsgebunden waren. Sie waren aber auf 
alle Fälle ÖVP-Funktionäre, die bereit waren, 
die Wünsche des Herrn Müllner insoferne zu 
erfüllen, als sie rechtsnormenwidrig und sta- 
tutenwidrig Aufschliehngsarbeiten in (der 
Höihe von 135 Mill. S übernommen haben. 
Diese Wassergenossenschaft hat heute noch 
110 Mill. S offen, wovon praktisch die Lan- 
desgeselbchaft allein Ca. 100 Mill. S zu be- 
kommen hätte. Dieser Herr Stanek war, wie 
gesagt, in einer bestiimmten Zeit auch I&- 

schäftsführer !dieser Wasuergmossenschiaft. 
Darf ich daran erinnern, ldaß die sagenann- 
ten Scheinmitigliedervertreter nicht einmal 
beschlossen haben, (die Vorfinanzierung lder 
Schule in Maria Enzensdorf in der Höhe von 
16 oder 17 Mill. S zu übernehmen? Diaß diese 
Scheinmitglieder nicht einmal beschlossen 
halben, die Aufschließungsarbeiten bei den 
Flugmotorenwerken Ostmark (durchzuführen? 
Unld trotzdem wurden mit den genannten 
Beträgen auch diese Dinge gemacht. Also 
auch hier durch Mitgliedsbeschluß nicht ge- 
deckt. In welcher Form ist der Herr nun bis 
heute zur Verantwortung gezagen worden? 
Er ist von der NEiWAiG ausgeschieden; soviel 
ich ihöre, soll e r  wieder in der NEWAG sitzen, 
und zwar im Einkaufszentrum in einem Büro 
der Grund- und Areahaklerfirma. Ich konnte 
mich in der Kürze 'der Zeit nicht überzeugen, 
ob das stimmt. Jedenfalls hat er bisher keine 
Verantwortung zu tragen gehabt. 

In Verbindung mit [diesem Mann will ich 
Ihnen eine andere Tatsache mitteilen, und 
zwar deswegen, weil der Kollege Laferl 
geistern zur falschen Leiche geschickt wor- 
den ist. Wenn er ein bißerl aufigepaßt hätte, 
hätte er sich seine ihm geschriebenen Am- 
führungen ersparen können. (Abg. Stangler: 
Wer hat sie Ihnen geschrieben? Sie lesen ja 
auch herunter!) 

Herr Kollege! Ich habe wichtige Doku- 
mente hier, die mit Zahlen gespickt sind, die 
Ihnen noch sehr unangenehm sein werden, 
und da sie stichhaltig sein sollen, muß ich 
sie zitieren. (Abg. Stangler: Ich habe nichts 
dagegen; aber machen Sie es keinem an- 
deren zum Vorwurf!) Ich brauche jedenfalls 
nicht Sie, uim mir eine Rede schreiben zu 
lassen. (Abg. Stangler: Für Sie würde ich 
auch keine schreiben! - Heiterkeit bei dey 

Die niederösterreichische gemeinnützige 
Baugesellschaft für Arbeiter und Angestellte, 
oder, wie sie im Volksmund genannt wirü, 
die Brosig-GeselLschaft - (das ist der Jurist 
IhreIr Fraktion -, hat in Maria Enzersdorf 
sieben Parzellen besessen. Die Codtibank, 
über die geistern hier entschieden wurde, hat 

öVP.) 
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sie im Dezember 1964 um - passen Sie gut 
auf, Herr Kollege, das wind jetzt interessant 
sein - 819.900 S gekauft. Sieben Parzellen, 
im Dezemlber 1964. Die NIEWAiG hat am 
23. November 1965 Idiese sieben Parzellen 
von 'der Cmtibank um 3,541.968 S gekauft. 
Also die Contiibank hat ldafür 819.900 S 
gezahlt, die NBWAG [hat diese sieben Par- 
zellen von ihr um 3,541.968 S gekauft. 
Unterschrieben ist es, so wie in den meisten 
dieser Fälle, von Viktor Müllner und Pro- 
kurist Lorenzoni. Ich habe bereits gestern 
darauf hingewiesen, Idaß er ebenfalls nur 
durch eine enbsprechende Abfindung in Form 
von Pensionsansprüchen in der Höhe von 
12.000 S enbfernt werden konnte, weil Sie 
sich ja geweigert haben, gegen ihn eine 
Straeanzeige erstatten zu lassen. Daß er 
heute wieder als Vertragsbediensteter im 
Landesschulrat sibzt, das stört Sie offensicht- 
lich noch immler nicht. (Hört!-Hört!-Rufe bei 
der SPÖ. - Abg. Dr. Brezovsky: Gut ge- 
sorgt!) 1 

Der Vertrag wurde also, wie gesagt, von 
diresen zwei Pensonen unterschrieben. Die Er- 
werbung erfolgte außerbücherlich. Merken 
Sie sich das auch gut. Die NEWAG hat näm- 
lich diese sieben Panzellen lam 29. Novemlber 
1965, (also nur sechs Tage später, von der 
Brosig-Gesellschaft noch einmal erworben, 
und zwar um 3,785.048 S. Das hat Herr Dok- 
tor Stanek iiber das Rechtsbüro verandaßt. 
Aber zu diesen sieben Piarzellen ist noch eine 
achte gekommen, vielleicht daher tauch die 
Preisdifferenz von 3,541.968 S bei <der ersten 
Erwerbung auf 3,785.048 S. Es handelt sich 
daibei um eine Parzelle, {die in 'der Katastral- 
gemeinde Ossarn besteht und einen Verkehrs- 
wert von 135.600 S besaß. Diese Parzelle 
wurde waeder von der Contibiank um den Be- 
trag von 2,200.000 S, aber jetzt grunidbücher- 
lich, erworben, und zwar ist in dieser Summe 
nun das Agio, oder wenn Sie es so nicht ver- 
stehen, die überzahlung der Niobau-Gesell- 
schaft enthalten, Herr Kollege Laferl. (Abge- 
ordneter Stangler: Uns brauchen Sie nicht an- 
zuschauen, als ob wir  Fremdwörter nicht ver- 
stünden! Dort sehen Sie z u  ihrer Fraktion!) 

Und nun komimt das Interessante: Wir wer- 
den in der Gesellschaft darauf !dringen, daß 
untersucht wird, ob es hier nicht zu einer 
Wiederholung der Keufidurchführungen ge- 
kommen ist, ob nicht zweilmal bezahlt wunde. 
Alber auf jeden Fall bat die NEWAG das 
Agio oder die 2 \hizillimen Schilling über- 
Zahlung an die Niobau geleistet, und diie 
Brmig-Gesellschaft, die idurch )die von mir 
nun angeführten Tatsachen einiges wimen 
mußte von der Igiamen Transaktion, bat letzt- 

~ 

lieh die Niobau-Gesellschdt um 350.000 S er- 
woriben. 

D'as ist kein Angriff, Herr Kollege Laferl, 
gegen den Gemeindevertr;eterverbamd gewe- 
sen, dem Sie vorstehen. Ich hccbe nur ausge- 
führt, welche Geschäfte hier gemacht wur- 
den und wie die Lamdesgesdlschiaften bei idie- 
sen Geschäften ausgeplündert wurden. Und 
bei dieser Gelegenheit habe ich, wie gesagt, 
auch einen Namen genannt. 

In Verbindung mit meinen gestrigen Aus- 
fiihrungen und der Bemerkung, daß die 
Glaubwürdigkeit, {das Vertrauen fehlen, darf 
ich tauch dem Herrn Landesfinanzreferenten 
nun einiges sagen. Ich verfüge über eine Ver- 
einbarung zwischen .der ,,Alpenland" {und 
der NEWAlG, in [der es heißt: ,,Die NEWAG 
beabsichtigt, auf einem vom band Nieder- 
osterreich in Langenzersdorf zur Verfügung 
gestellten Grund Siedlungshäuser und Mehr- 
f amilienlhäufser (Eigenheime und Wohnuags- 
eigenlumshäuser) für ihre Arbeiter und An- 
gestellten zu errichten. Mit der Verwirkli- 
chung dieses Baues wind die ,Alpenlad' be- 
auftragt. Die zum Ankauf der benötigten 
Grundparzellen erforderlichen Geldmittel" - 
das steht unter 2) - ,,weriden der ,Alpenland' 
von der NlEWAG £ür die einzelnen Siedler 
zur Verfiigung gestellt." Es geht aus dem 
weiteren Text hervor, daß alle IGrundanteile, 
auch auf die Wohnungen bezogen, soweit sie 
von der NRWiAG nicht gebraucht werden, der 
,,Alpenland", sellbstverständlich gegen eine 
entsprechende Vergütung, abgetreten wenden 
können. 

Und jetzt geben Sie genau acht, was unter 
3) steht. Sie können das nicht wissen, weil das 
im Jahre 1959 war. Aber Sie sehen, da13 wir 
uns genau informieren, wenn wir etwas be- 
haupten. Es heißt hier: ,,Die ,Alpenlad 
übernimmt es, das gesamte Bauvorhaben 
beiim Bun<desministerium für soziale Verwal- 
tung, BundesWahn- und Siedlungsfonds, 
bzw. beim Amt ider Niedertisterreichischen 
Landesregierung, Landesamt IIIV a, Wahn- 
bauförderungsfonds, für das Bundesland Nie- 
lderösterreich einzureichen. Es bleibt ihr vor- 
behalten, !das gesamte Bauvorhaben in Teil- 
abschnitte aufzugliedern." Jetzt müssen wir 
nämlich noch untersuchen, ob nicht die ,,Al- 
penland" oder irgend jemand in  Verbindung 
mit (der Einreihung auch von (dort IGeldmit- 
tel zur Verfügung bekommen hat. Bitte 
schön, das werden wir auch tun. (Landesret 
Ludwig: Nur untersuchen!) Das wenden wir 
natürlich machen? Ich wollte Ihnen (damit 
nur zeigen, wie die Dinge wirklich liegen. 

Die Bezahlung der Fakturen - heißt es Iln 
Absatz 9 - wind von der ,,Alpenland" über 
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Anweisung der NEWAG jeweils bis zur Höhe 
der bisher für  das Bauvorhaben zur Verfiü- 
gurrg stehenlden Geldmittel vorgenommen. Die 
Endabrechnung wird von der NEWAG er- 
stellt, weil nämlich die NEW'AlG in Verbin- 

sicht (und )die Plianverfassung übernommen 
hat. 'Der Architekt hat nur für seinen Namen 
eine Bezahlung bekommen. Das ist in gewis- 
cen Genossenschaften imimer wieder üblich, 
das möchte ich nur so nebenlbei sagen. Die 
Enldabrechnung wird also von dcer NE'WAG 

land" abgestimmt unld sodann durch die ,,Al- 
penland" an !die Fonds weitergeleitet. Die 
NEWAG wird so viele Geschäfteanteile bei 
der ,,Alpenland" erwerben, als Nutzungsein- 
heiten bzw. Wohnungseinheiten igeplant wer- 
den. Der NElWAG wind hliemit das Verfü- 
gungsreeht über alle zu errichtenden Nut- Indizienbeweis dienen. 
zungseinheiten von seiten der „Alpenlad" 
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rung der Landeegesellschafte, ÖIMV-Rabatte 
4,860.000 S, Wohnbauföndmerung ides Landes 

?a£t 350.000 S er- 

Niederösterreich 360.000 S." So #darf ich Ibnen Herr Kollege Eaferl, dazu sagen, daß, und zwar vermutlih wegen ttreterverbamd gewe- der Brenzli&,Iqeit, dieser Fondsbetrag erst in 
Ich habe nur ausge- dung mit der ,,Alpenhad" auch die Bauauf- Form einer papiermäßigen Verrechn- 

? hier gemacht wur- Ende 1967 gliattgestellt wunde. Ich gebe ohne gesdischiaften bei idie- weiteres zu, daß es möglich war, daß idie Gndert wunden. Und NEWAlG (das vorfinanziert hat. Sie hat ers habe ich, wie gBWt, auch vorfinanziert. Es ergibt sich aus <allen int. Unterlagen, die von Herrn Wia\ka unterdrie- 
ieinen gestrigen Aus- ben sind, unld auch durch den Beschhß, den 
hmerkung, daß die erstellt, mit der Buchhaltung der ,,Alpen- Sie durch Mehrheit gefiaßt haben, wurde Ibe- 
ertrauen fehlen, darf stätigt, daß dieser Fandsbetrag auch taatsäch- 
indesfinanzref erenten l i h  ausbmahlt wunde. Er wunde aber nie für 
erfüge über eine Ver- den Zweck, für Iden er gehört hätte, verwen- 
er ,,Alpenland" und det, sondern es wurden die !Dinge in Form 
heißt: ,,Die NEWAG einer papiermäßigen Verrechnmg aus der 

1 vom Land Nieder- Welt geschafifien. Das soll vorerst einmal als 
sdorf zur VerfÜgUng 
ngshäuser und Mehr- 
2ime und Wohnungs- Jetzt halbe ich aber noch eine Unterlage. 
ire Arjbeiter und An- Der Geschäftsführer der ,,Austria" hat uns 
, Mit der Verwirkli- können Sie un's das auch sagen -, ob es für auf Befragen über die Mittelbeschraffmg für 
td die ,Alpenland' be- die Häuser, die da In Frage kommen, über- Eigentumswohnungen in Verbindung mit den 
UBauf der benötigten hauPt En&brechnungen gibt, ob die Mieter Gesellschaften folgendes angegeben: Für idie 
rlichten Geldmittel" - und die Besitzer (der Wohnungen Verträge Beschaffung von Wohnbaumlitteln bestanden 
,enden der ,Alpenland' haben und ob es eine Endabrechnung mit der und bestehen noch zwei 'Möglichkeiten: 
'die einzelnen (Siedler NEWAG und den Fonds gibt. a) Bankkredite zur engänzen'den Beschaffung 
t." ES geht aus dsem von Eigenmlit.beln - gemeint sind die Konti -, 

noch folgendes mitteilen: Wie hier vor,gegan- 
wurdm über Antrag von BauWerbern seitens 

iaß alle IGrundantde, 
?n [bezogen, soweit sie 
gebraucht werden, der besitze, im Zusammenhang mit Iden „Austria''- gewährt. Gegenwärtig werden Kredite 

Wohnhausanlagen in Peisching. Dazu ist noch 
über die gegeben. Die uMv- 

ständlich gegen eine 

zu sagen, daß die ,,Austriai' bis zum Frühjahr 
Kredite erhielten ,die Bauträger; unter die- 

xg, abgetreten werden 

1967 ein Büro aufrechterhielt, welches für  
ist wieder ,die ,,Alpenlan,dcL ,angefiührt. genau acht, was unter sämtliche Baugesellschaften, also tauch für die 

Es wurde in der Weise, gemacht, ,daß die nicht wissen, weil das „AlpenIand", die Geschäfte tätigte und die üblichen weißen Antragsf omul,are beim 
er Sie sehen, daß wir Grundanteile (der Wohnungswerber auf Raten 

Land N,iederösterrei& wuixlen , wenn wir etwas be- einkassierte. Sie hat es allerfdings dann der 
und die Contibank nach durch er: ,,Die ,Alpenland' Wasseiigenossenschaft nicht abgeführt, $das ist 
,das Landesamt I/6 ,a, 8,  Hofrat 
Dr. Neuwirth, diese Kredite durch Abschluß 

[esamte Bauvorhaben jedoch eine andere )Geschichte. 

Da heißt es als0 beispielsweise in Verbin- von Knej,itvedräigien dien baufuhraden Fir- 
m für  soziale Verwal- 

dung mit der Errichtung dieser Wohnungen men zuordnete. Die ubereignung an die 
und Siedlungsfonds, 

in Peisching . . . ( L a n d e s r a t  L u d w i g :  Was h a t  Wohnungswerber ges&& durch Abschluß 
Niederös t er r eichischten 

Peisching mit d e r  A l p e n l a n d "  ZU t u n ? )  ES von intabulationsfälhigen Kreditverträpn lesamt I/IVa, Wohn- 

ist als Indizienbeweis notwendig, !das 'anzu- zwilschen ,der Contibank einerseits unld den 
r das Bunldesland Nie- 

führen, als Gkied in der Kette. ( L a n d e s r a t  BauWerbern andererseits. Diese Kaufverträge 
ien. Es bleibt ihr vor- 

L u d w i g :  Ach SO! Entschu ld igen! )  Sie werden wurden ständig vom Almt ,der NÖ. L/m,des- 
Bauvorhaben in Teil- 

daizu noch einiges hören. regierung mitgezeichnet. Die grundbücher- 
Sn." Jetzt müssen wir 
ien, ob nicht die 

Die Finanzierung des Bauvorhabens wurde lichen Eintragungen und Lasten 'erfolgten so- 1,emand in  Verbiindung 
wie folgt durchigefülhrt: Baukosten bezahlt dann Iü'ber Antrag ider Nö. Liandesregierunig. I& von (dort [Geldmit- 
von der NEWAG 9,736.594,67 E, Baukosten Nun möchte 'ich 2hnen noch eine ga%sache &kommen hat. Bitte 
bezahlt von der Austria AiG. 122.000 S, $des Geschäftsführers als Unterlage bekannt- auch tun. ( L a n d e s r a t  
Grundkosten ebenfallls bezahlt von lder geben. Es heißt nämlich im Rahmen d a  Aus- ben!) Das wenden wir 
,,Austria" 840.000 S. Und jetzt kommt es: weises üiber die IGaauntriabattgelder hier zu1- wollte h e n  damit 
,,Dariüber hinaus wurden folgende Förderun- ter (der Spalte: ,,Alpenkand, Bau- m d  Sied- ge wirklich liegen. 
gen vorgenommen, die an die Austria AG. lungsgesellschaft, !Schreiben vom 30. 9. 1966, akturen - heißt kl 
zur Auszahlung gelangten: Wohnbaufönde- 6,075.000 S, und unter Schreiben v m  20. Fe- der ,,Alpenland" über 

N~~ wäre es noch interessant - 

In Verbindung dam'it darf ich Ihnen jetzt 
b) OMV-Kred,ite bis 1967. Zu a): Seineneit 

gen beweist eine Idie i& der Contibank Bankkredite au,s Bankgel,dern 



- 

462 Landtag von Niederösterreich. IV. Session der VIII. Gesetzgebungsperiode. U. Sitzung am 6.17. März 1968. Landtag von Niede 

bruar 1967, IGesamtkosten bisher von der 
NEIWAiG getragen. Ich glaube also damit 
schwerwiegende Indizienbeweise erbracht zu 
haben, die es rechtfertigen, daß wir dieses 
Mlißtrauen entwickeln. Es wird {dann an Ihnen 
liegen, Herr Finanzreferent, uns nachzuwei- 
sen, daß die ,,Alpenland" tatsächlich nichts 
erhalten hat. Dann müßte man aber ver- 
langen, daß der Hmerr Direktor WAa, dem 
dieser Betrag zugezählt worden ist, verant- 
wortlich gemacht wird und daß danach ge- 
forscht wind, was er mit \dem Gelde gemacht 
hat. Denn sonst stimmt %die Aufzählung wie- 
der hinten und vorne nicht. Das muß Ihnen 
klar sein. 

Ich möchte Ihnen heute )als weiteren Be- 
weis dafür, idaß das Vertrauen wirklich sehr 
schwer 'erschüttert ist, folgendes sagen: Unter 
der Ära des Herrn Generaldirektors Allitsch 
wunde ein Prokurist einer der Landesgesell- 
schaften aus dieser entfernt. Es war {dies (der 
Herr Dengl. Ich glaube nicht fehlzugehen, 
wenn ich (annehme, daß er seinerzeit Proklu- 
rist und Chef der Buchhaltung der NIOGAIS 
war, also scheinbar zu der Zeit, als die Ba- 
battgebder verschoben wuilden. Jedenfalls war 
er Chef der Buchhaltung zu einem Zeitpunkt, 
als kunz vor der Einschau des Rechnungs- 
hofes bei der NIOGAS der jlunge Miillner, 
um die Niachweise zu verschleiern, buchmäßig 
einen Millionenbetrag an die Wassergesell- 
schaft überrechnet hat, die jedoch nicht einen 
Groschen an Mitteln hatte. Er hat, {damit das 
Ganze hält, dile Contibank belasben lassen in 
Form eines Kredites an die Wasergenossen- 
schaft. Diesbezüglich hat es in der Wasser- 
genassenschaft nie einen Beschluß gegeben. 
Das ist zusätzlich zu sagen. Jedenfalls muß 
aber der Buchihaltungschef, der Herr Dengl, 
von $diesen Dingen g e w ß t  haben, und er 
müßte auch von Iden Rabattgeldern und wie 
das vor sich gegangen ist, gewußt haben. 
Aber abgesehen #davon, hat ihn, soweit mir 
bekannt wunde, Allitsch deshalb entlassen, 
weil er keine Bilanz lesen konnte, also wagen 
Unfähigkeit. Der gleiche Herr Dengl, es soll 
sich um einen sehr bektannten Funktionär des 
ÖAAB handeln, ist nun wieder eingestellt 
worden. Er ist seit einiger Zeit wieder bei 
der Landesgesellschaft, allerdings nicht mehr 
als Prakurist, das hat man sich doch nicht ge- 
traut. Sehen Sie, so distanzieren Sie sich von 
den Korruptionsaffären und den davon in 
irgendeiner Form bekleckten Menschen. 

FIerr lianideshauptmann, nun muß ich eini- 
ges sagen, 'das Sie betrifft. Ich ,glaube, daß 
wir Eür die Vergangenheit behaupten kön- 
nen, da13 wir als Fraktion in Verbindung mit 
Ihnen eine sehr toleriante Haltung an den Tag 

gelegt haben, und zwar aus den verschieden- 
sten GrünIden. Vielleicht kann ich das an 
Haad von einligen Darstellungen aufzeigen, 
was wir darunter verstehen. Wenn man von 
Zeit zu Zeit ein Konzert hört - es gibt da 
verschiedene Musiker, es gibt einen Konzert- 
meister und es gibt auch Dirigenten, die fall- 
weise wechseln -, und wenn während des 
Konzertes immer wieder haarsträubende 
Dissonanztöne zu hören sind und erschrek- 
kende Nebengeräusche, (die geradezu skanda- 
Iöls sind, dann wird man normalerwleise den 
kleinen Trompeter bei $der Kritik über diese 
Aufführung nur am Rande nennen, der Kon- 
zertmeister aber, glaube ich, muß sich eine 
Kritik gefallen laissen; er darf darob nicht 
zu empfindlich sein. Ich möchte noch einen 
weiteren Vergleich anstellen. Wenn Sie sich 
heute auf eine Wanlderung begeben, sie füh- 
ren eine Wandergruppe und Sie müssen ne- 
ben Saumpfaden odter besseren Wegen auch 
durch Gebiete, [die sumpfig sind, so daß Sie 
bis zu Iden Knien einsinken, oder Sie müssen 
Sumpflöcher durchqueren, die das gleiche 
Billd ergeben, so werden Sie es niicht ver- 
meiden ikönnm, dlaß die Schuhe und die 
Kleider bis zu den Knien hinauf schmutzig 
werden. Das kann man normalerweise rei- 
nigen und (den Schmutz entfernen. Wenn man 
aber gezwungen ist, Schlaglöcher zu durch- 
waten, die eine sehr scharfe ätzende Flüssig- 
keit enthalten, unld man läßt diese Löcher 
vorher nicht trockenlegen, dann kann es 
passieren, daß eine Reinigung nicht mehr 
möglich ist, weil diese ätzende Flüssigkeit, 
bevor gereinigt wecden kann, durch Schuhe 
und Kleider dringt. Ich möchte einen weiteren 
Vergleich anstellen. Wenn hier gesagt wird, 
wir distanzieren uns von diesen Dingen, dann 
sehen wir tdas ein, beobachten aber mit größ- 
ter Schärfe und Genaiuigkeit, was wirklich 
geschieht. Wenn hiler ,in einer ~mawivm Form 
Taten gesetzt wenden, die diese Erklärung 
untermauern, dann sind wir bereit, das zur 
Kenntnis zu nehmen, und das Vertrauen wäre 
wieder hergestellt. Leider geschehen aber 
doch Dinge, die dem Herrn Landeshauptmann 
offsensichtlich bekannt sind, und daher kann 
er dann nachträiglich nicht sagen, obwohl 
man ihn sehr tolerant anfaßt: „Sie unterstel- 
len mir Dinge, unid ich verwahre mich auf 
das äui3erste dagegen." Darf ich auf einen 
Fall aufmerksam miachen, der in jüngster Zeit 
auch in der Regierung zur Sprache gebracht 
wunde. Ich möchte mich nur darauf beziehen, 
daß er zur Sprache gebnacht wurde. Ich er- 
halte die verschiedensten Unterlagen von 
Menschen, die zu uns Vertrauen haben, da- 
mit wir (die damit in Peribinldung stehenden 
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Korruptionsfälle aufzaigen und sie beseitigen. 
Unter anderem erhiielt ich voll einem Firmen- 
chef einen Briief, der sich dann als amtlicher 
Brief Iherausstellte. Oben steht: Amt der 
Nö. Landesregierung. Das Datum ist aus dlem 
vergangenen Jahr, Ende des Jahres. Es heißt 
da: ,;Sehr geehrter 'Herr! Das Land Nieder- 
6sterreich hat mit Iden ,Niederösterneichischen 
Perspektiven' (Abg .  Dr.  Brezovszky: Der Herr 
Abgeordnete spricht den Herrn Landeshaupt- 
mann an! - Abg.  Stangler: Aber Herr Abge- 
ordneter, Sie werden doch keine Ordnungs- 
rufe erteilen wollen.) eine Zeitschrift ins 
Leben gerufien, die über die Eigenarten der 
Landschiaft, über die wirtschaftlichen und 
kulturellen Leistungen, aber auch die man- 
nigfachen Probleme des Bundeslandes be- 
richten will. Die Publikation, reichlich mit 
Fafib- und Schwarzweißbilidern ausgestattet, 
hat es sich zur Aufgabe gemacht, das Por- 
trät des größten 6sterreichischen Bunsdeslan- 
des in Seifner Vielfialt zu präsentiteren. Wir 
dürfen Sie einladen, #diese Zeitschrift im &ah- 
men Ihrer Möglichkeiten zu fördern." Rechts: 
Landeghauptmann Maurer. Links: Landes- 
hauptmannstellvertreter Hirsch. Beigeschlos- 
sen ist ein weiteres Schreiben mit dem Brid- 
kopf ,,NiederösterreichaPerspektiven", Her- 
ausgeber: Land Niederösterreich, Adresse: 
Wien I, Herrengasse 11 - also Regierungs- 
gabäude -, 111. Stock, Zimmer Nr. 225 - 
also ein Amtsbüro -, Telefon 63 57 11 - die 
amtliche Telefonnumimer des Landes -, 
Klappe 2172, Chefredakteur und für den In- 
halt verantwortlich: Dr. Fritz Weber - der 
Hofrat der Pressestelle des Landes. Dann 
heißt es weiter: Druckwenk, Druckverf,ahren, 
Satzspiegel, Erscheinungsdatum, Redaktions- 
schluß, Umfang, Auflage und Verteilung: 
Alle Ämter 'der Nö. Landesregierung, Bezirks- 
hauptmannschaften, Gemeinideämter, üffent- 
liche Dienststellen des Landes, Werbestellen 
des Fremldenverkehrs, Dienststellen !der Han- 
delskammer und Außenhandels-Vertretungen, 
Dienststellen des Bunldesheeres. Dann folgt 
die Preistabelle für ldiie Iasenate, 'die hier 
geworben wenden, l u d  zwar unter 'dem Dmck 
der unrichtigen Dansteillung, daß 'es sich um 
ein amtliches Organ handelt, denn in Wirk- 
lichkeit steckt ein Herr Unger dahinter, der 
eine Konzession jür ein Annonceabüro haben 
muß oder zumindest eine Anlmeldung bei 
irgendeiner Bezirkshauptmannschaft; viel- 
leicht ist es jene in Mädling, die jla solche Mel- 
dungen gerne zur Kenntnis nimmt, ohne sie 
weiterzuleiten. Dieser Herr sitzt nun im 
Hause, bmtitzt das Büro, wenn es kalt ist idie 
Wärme, benützt 'auch das Telefon, die amt- 
lichen Drucksorten und steckt einen Teil (der 
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zweifellos beträchtlichen Gelder, die hier 
hereinkommlen, ein, wobei bei Telefonanrufen 
immer wieder die [Meldung erfolgt: ,,Uriger", 
ursprünglich ,,Presseamt" und später ,,Nie- 
derösterreich-Perspektiven". Also imimer wie- 
der erfolgt die Vorspiegelung eines amtlichen 
Charakters. Uns ist nicht bekannt, Idaß irgenid- 
wo jemals ibeschlassen wurde, ein #derartiges 
amtliches Organ herauszugeben. Es 'handelt 
sich hier wiederum um Wege, die zu den Kor- 
ruptionen Müllners gelührt haben, nämlich 
die Verquickung von Amts- und Privatge- 
schäften. Dabei lmuß die Fnage laut wenden, 
was also von dem, was über #die Druckkosten 
hinaus iibpig ble$bt, wirklich 'Herr Unger er- 
halten wird, und ob er für dieses Riesen- 
entgegenkommen (der OVP die Verpflichtung 
eingegangen ist, dafür zu sorgen, idaß auch 
der OVP, nachdem die Finanzierung der nie- 
derösterreichischen ~ V P  in der letzten Zeit 
sehr mjangelhaft wurde, Mittel zugute k m -  
men. Wenn Sie jetzt wieder wehleidig auf- 
schreien, dann schlage ich Ihnen vor, machen 
Sie es (doch in Zukunft unmöglich, daß der- 
art unwürdige Dinge passieren können, und 
Sie werden auch von uns wieder mehr Ver- 
trauen bekommen. 

Zum Abschluß noch eine weitere Tatsache. 
Man hat in Veribindung mit Müllnfer und sei- 
nen Riaenkorruptionen und Schiebungsaff ä- 
ren sowie bei 'der Behandlung der Mitmhul- 
digen unter anlderem eine Entlastungsoffen- 
sive vorgetragen. Es waren in der Haupt- 
sache die ÖAAB-Mitglieder Ihrer Fraktion, 
die im Untemusschuß von Anfang an ver- 
sucht haben, die Dinge so langfe als möglich 
zu verteidigen. An Band von Unterlagen 
wurde alsso mitgebeilt, Idaß der arme Herr 
Müllner gezwungen gewesen wäre, (die Pre- 
thaler-Firmen zu iibernehmen, ldie im Zu- 
sammenwirken mit ISikacel für (die NEWAG 
Verluste erbracht haben, und zwar Buchver- 
luste von 32 Millionen, die sich bei sofortiger 
Liquidation, also bei Durchführung ]des Kon- 
kurses, auf 50 Nillionen erhöhen würden. 
Dies habe man Herrin Landeshafuptrnann Figl 
vongetragen, der angeordnet haben soll, Idaß 
ein (dem Lande nalliestehenides Unternehmen 
still zu liquidieren isei, damit für die Landes- 
gesellschaften die Verluste niedriger gehalten 
werden. Das haben wir zur Kenntnis genom- 
men. Nachdem erwiesen war, daß hier mit 
rechtsverbindlichen Bürgschaften und Haf- 
tunglserklärungen der Landesgesellshaften 
gearbeitet wurde, hat uns das nicht weiter 
interessiert, denn bekanntlich kann man 
Bürgschaften und Haftungen nicht kündigen, 
wie man vielleicht gemeint hat - der Herr 
Landeshauptmann ist leilder nicht hier -, 



464 Landtag von Niederösterreich. IV. Session der VIII. Gesetzgebungsperiode. 11. Sitzung am 6.17. März 1968. 
1 Landtag von Meäe - 

sondern man muß &warten; 'wenn sie schla- 
gend werden, mluß man sie einlösen. Erst 
dann kann man sich auf {Grund der Regreß- 
anspriiche an jene wenden, die Iden Schaden 
hervongerufen haben, und versuchen, das 
Geld rufickzubekommen. So  liegen {die Dinge 
tatsächlich. Nun hören und staunen Sie. Wer 
war eigentlich die landesnahe Finma, die 
hier eingesprungen ist? Es war die Fides mit 
ihrem Geschäfts€iihrer Stefian Zapotozky, ider 
von (der NBWAG hinausgeworfen wurde, weil 
er ohne Ani;tellungsvertnag von der Gesell- 
schaft 20.000 Schilling im Monat bezogen hat 
und, wie ich gestern bereits erwähnte, auf 
eine einfache Anordnung (des Herrn Müllner 
hin seinen Dienstwagen zur Verfügung hatte. 
Er war allso sein persklicher Vertrauter und 
Berater. Ich möchte idalmit nicht sagen, daß 
er sein Hanidwerk nicht verstanden hat. Dar- / 
Über hinaus i h t  Herr Müllner die Fides be- 
reibs zu ,dem Zeitpunkt besessen, als ldiese 
Firma Hlerrn Lanideshauptmann Figl offeriert 
wurde. Das hat man wohlweislich ebenso ver- 
schwiegen wie (die Tatsache, 'daß mit Wissen 
Müllners bereits vor #dem Tod Skacels be- 
trächtliche Millioneflbeträge über die Fides in 
Firmen der Pretihaler-Gesellschaft geflossen 
sind. E's waren mehr als 93 Millionen. Die 
Fides mit den Herren Müllner unid Zapotozky 
hat v m  den elf Firnen, die sie von der Pre- 
thaler-Gesellschaft übernommen bat, die mei- 
sten liquidiert. B e  (dabei tatsächlich erzielten 
Oberschüsse wunden restlos in die Fiirna 
Lignospan und Howag gepumpt. 

Damit jeder auch in meinen zukünftigen 
Awfiihrungen ,genau weiß, wer #das ist, teile 
ich Ihnen mit, daß es sich um die Firma 
Ligncrspan im Öbztal in Tirol und ihre Toch- 
tergeselhschaft in Linz, also in Oberösterreich, 
handelt. Der Vorstand !der Gesellschaften hat, 
da ihm nichts anderes übriggeblieben ist, 
dem Rechtsanwalt, )der sich mit dieser Ange- 
legenheit beschäfbigt hat, Herrn Dr. Skrein, 
die Vollmacht entzogen und Iden Standpunkt 
eingen<rmmen, daß, da !die Büngschaften und 
'Haftungen Dechtsverbindlich sind, nur abge- 
wartet werden könne, biis sie schlagend wer- 
den, um dann die Beträlge entsprechend ein- 
zutreicben. Dieser Dr. Skrein hat nun - auf 
G m d  welcher Vollmachten ist ?As jetzt nicht 
zu ersehen, vielleicht kann das der Herr Lan- 
deshauptmann aufklären - in Verbindung 
mit der Fiides weitergewirtschaftet. Er !ist 
lebzten Endes Aufsichtsrat bei der Lignospan 
gewonden, wo er Eerichte erstattet hat. Die 
Vertriaulichkeit verpflichtet mich, auf Gmnid 
meiner Stellung bei der NEWAG, hier sehr 
interessante Infomabionen nicht zu verwen- 
den, was mir sehr leild tut. Ich kann Ihnen 

aber mitteilen, daß idem Herrn Liandeshaupt- 
mann neben seiner Information, die er be- 
reibs Ende 1966 erhalten hat, Mitte Febwar 
ein Bericht zugegangen ist, aus dem die Siach- 
lage deutlich zu ersehen war. Im Verfassungs- 
ausschuß - ich ihatte keine Möglichkeit., mich 
dort zum Wort zu melden - ist ldes langen 
und breiten erörtert worden, ob der Herr 
Landeshauptmiann die Regierung unterrichtet 
hätte. Tatsache ist, daß Herr Lmdeshaupt- 
mannstellvertreter Dr. Tschadek behauptete, 
daß in einer Form berichtet wunde, diie die 
Tatsachen nicht ppeisgegeben hat. Der Herr 
Landeshaupbmann hat sich grundsätzlich auf 
den richtigen Standpunkt !gestellt, Idaß das 
Land, da es keine Haftungen und Bürgschd- 
ten übernommen habe, mit der Angehegenhdt 
nichts zu tun habe, da dies Stache (der Gesell- 
schaft sei. Er kannte nur nicht Iden tatsäch- 
lichen Sachverhalt, daß Herr Dr. Skrein mit 
Dulldung des Landeshaupbmannes im Rahmen 
der Fides weitergewirtschaftet hat und auf 
diese Weise Herr Müllner und Herr Stefan 
Zapotoziky, der nebenbei auf Kosten tder 
NEIWAG Komplementär und Treuhänder bei 
der Fides gewonden ist, heute noch Einflluß- 
möglichkeiten auf diese zwei Firmen, (die in 
der Zwischenzeit insolvent geworden sind, 
haben. Das Insolvienzverfahren wurde be- 
reits eingeleitet. 'So liegen also (die Dinge. 
Weiter ist festmstellien, daß {die Verluste von 
50 Millionen Schilling, ldie bei einer sofortigen 
Liquidierunlg idieser Gesellschaften - sie 
wäre entgegen dem Rat von Herrn Stefan 
Zapotoaky und des Herrn Müllner (erfolgt - 
entstanden wären, in Wirklichkeit höchst- 
wahrscheinlich das Vierfache betDagen wer- 
Iden. Das ist ein Schaden, der den Landes- 
gesellschaften Imw. dem Lanld Niederöster- 
reich entstehen wird. Dabei muß der Verdacht 
ausgesprochen wenden - aus gewissen Anzei- 
chen entnlehme ich das -, daß die Gellder, die 
Über die Fides in 'die liignospan geflown 
sind, nicht restlos fiür diese Firmen verwendet 
wurden. Es müßte daher untersucht wenden, 
ob hier nicht Privatentnahmen durchgeführt 
wunden. 

Nebenbei bemierkt ist eines noch wichtig, weil 
man zu einem bestimmten Zeitpunkt dem 
Herrn Allitsch - ich bin nicht sein Interes- 
senvertreter und nicht sein Betriebsrat - den 
Vorwurf gemiacht hat, 'daß er (die Büngschaf- 
ten und Haftungen nicht gekündigt bzw. die 
fällcig gewordenen Beträge nicht eingeklagt 
hat. Das war ihm deswegen nicht möglich, 
weil auf höchster Ebene zwischen dem Herrn 
Landeshauptmann und den Vertretern der 
Länder Tirol und Oberösterreich Verhand- 
lungen in Gegenwart #des Herrn Hofrates 
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t Baumgartner und des gewesenen Staatssekre- 
tärs Grubhofer gelaufen sind, in die tauch der 
heutige Finanzminister Koren und Kanzler 
Klaus persönlich eingeschaltet waren. Es 
wurde immer wieder versucht, die Tiroller 
und Oberästerreichische Landesregierung (da- 
zu zu animieaen, diese Gesellschaften entwe- 
der selbst zu kaufen bzw. Käuber zu ver- 
mitteln. Wobei eine Ider Schwierigkeiten (die 
war, &aß Herr Dr. Skrein den Auftrag hatte, 
nicht preiszugeben, wer einen Teil der Ligno- 
Span-Aktien blesitzt. Man war versucht, von 
Bruder zu Bruder, gewisse unangenehme 
Dinge zu verheimlichen. Ich möchte Ihnen 
das nicht vorentihalten, denn durch diese 
Dinge sind wir darausgekommen, da13 es un- 
möglich ist, auf die Dauer so weiterzutun, 
weil damit der Nachweis erbracht ist, daß man 
nicht ernsthaft daran denkt, kukzen Prozeß 
zu machen, die Karten auf Iden Tisch zu legen, 
die Schuldigen zu entfernen und von vorn zu 
beginnen. Darum geht es uns, und deswegen 
haben wir den Antrag auf Auflösung und 
Neuwahl 'des Lianidtages gestellt. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

DiRIT!i?lGR FRÄSIDENT REITER: Zum 
Wort gemeldet ist der Abg. A n z e n b e r- 
g e r. 

Abg. ANZENBERGER: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren des Hohen Haluses! Wiir stehen heute 
so wie gestern wiedler an dieser Stelle und 
sprechen fast ausschließlich von der Vergan- 
genheit. Ich glaube, es (ist unbestritten, idaß 
es viele Gegenwartisfragen gibt, die dringend 
einer Erledigung bedürften. Aber Sie, meine 
Damen und Herren (der Sozialistischen Ptar- 
tei, Sie wollen immer wieder von der Ver- 
gangenheit sprechen. Wir nehmen auch idiese 
Herausforderung sehr gern an. Eines möchte 
ich gleich zu Beginn meiner Ausfülhrungen 
feststellen: Die Abgeordneten der Österrei- 
chischen Volkspartei verurteilen die Machi- 
nationen eines Müllner senior. Die SPö mit 
ihren Vertretern ... (Abg. Graf: Sei t  wann  
verurteilen Sie das?) Wir haben diese Machi- 
nationen immer wieder verurteilt. (Abg. Graf: 
Das glauben Sie selber nicht!) 

Die sozialistischen Vertreter waren in allen 
diesen Zeiten, über die heute hier gesprochen 
wird, in den Vorständen und Aufsichtsräten 
vertreten und haben sehr vielen Beschlüssen, 
über die heute immer wieder gesprochen 
wird, zugestimimt. Ich hätte darüber nicht 
gesprochen, wenn mir nicht Ihr Kollege 
Marsch gestern des Stichwort dlazu gegeben 
hätte. Er hat gestern gesagt: Dter Ing. Oassner 
ist in der Contibank gesessen und mußte also 
wissen, was dort los ist, denn idie Aufsichts- 

räte haben die Pflicht, sich über die geischäbt- 
lichen Angelegenheiten genauestens zu infor- 
mieren. - Das gleiche gilt natürlich auch, vom 
Sbandpunkt meiner Partei aus gesehen, für 
die Aufsichtsräte und Vonstandsmitglieder 
der Sozialilstiischen Partei i i n  (dien Landesge- 
sellschaften. (Lebhafte Zustimmung bei der 

Vor !dem Abg. Czidlik hat heute 'der Abg. 
Stangl lautstark gesprochen und rinn Zusam- 
menhang mit der Siidstadt 5estgestellt, daß 
viele Mittel zweckwidrig verwendmet wurden. 
Auch ich bestätige, rdaß solche Mittel nicht im 
Interesse des Elaktrizitätsförderungsgesetzes, 
sondern ziweckwidrig verwendet wurden. 
Aber am 29. Juni 1958 hat die ,,Arbeikr-Zei- 
tiung" vermerikt, daß mit #&man Tag der 
Aufsichtsrat in der NEWAG bzw. NIOGAS 
neu konstituiert wind; und dlaß ab diesem 
Tag auch die Sozialisten in dieser Institution 
mitsprechen wenden. Voll Stolz hat die sozia- 
listische ,,Arbeiter-Zeitung" dam8als vermerkt: 
„In Zukunft werden den Körpexchaften der 
Niogas, (die jetzt opdentlich bestellt werden, 
auch die 'Sozialisten angehören." 

Meine sehr verehrten Damfen und Hemen 
der Sozialistiischen Partei! Sie haben also seit 
dem 28. Juni \des Jahiles 1958 laut ,,ASb&er- 
Zeitung" bei allen Beschlüssen mitgewirkt. 
Ich war 'damals weder hier in diesem Haus, 
noch bekleide ich eine Stellung in iEgenid- 
einer Landesgeselllischaft. Aber wenn Sie 
heute noch so oft (sagen, Idaß \Sire der Müllner 
hinters bicht geflüihrt hätte, (dann, meine Her- 
ren, können Sie das nicht damit abtun, daß 
Sie einfach sagen, Sie hätten nichts 'davon ' 

gewußt, und Sie hätten tauch nicht gewußt, 
warum, wie Stangl erwälhnt hat, in der Süd- 
stadt die Mittel awejrwidrig verwendet wur- 
den. (Abg. Marsch: Also Sie haben alles ge- 
wupt!)  Ich habe es nicht gewußt. (Abgeord- 
neter Marsch: W e r  denn?) Ich habe bereits 
ausdrücklich gesagt; auif iGrunld meines Alters 
konnte ich damals nicht im Landtag sein, und 
daher halbe ich auch darü'ber nicht mitbssth- 
men können. 

Herr Abg. Stangl hat hier gemleint, (da13 man 
von Toten nicht reden soll, \&er auch nicht 
von politischen Leichen. (Abg. Stangl: V o n  
politischen Leichen schon!) Bitte, reden wir 
von politischen Leichen. (Abg. DipL-Ing. Robl, 
zur SPÖ gewendet: Hören Sie zu! - Weitere 
Zwischenrufe. Präsident Reiter gibt das 
Glockenzeichen.) Lieber Freund Stangl, ich 
muß feststellen, ldaß auf Ihrer Seite keine 
Toten und auch keine politischen Leichen isit- 
Zen, (die 'an )dieser Sitzung dairnalls teilgenm- 
men haben, sondern es sitzen hier (der Hlerr 
Landesrat Kuntner und der Herr Aibg. Bla- 

OVP.) 
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bolil. (Abg. Stangl: Schauen Sie auch einmal 
nach rechts hinüber!) Diese Herren haben 
allen Ariträgen, die in  den Protokollen fest- 
gehalten sind, zugestimmt. (Zwischenrufe bei 
der SPÖ.) Siie können ruhig Zwischenrufe 
machen. Glauben Sie nicht, idaß (mich das 
stört. (Abg. Stangl: Sie haben ja auch Zwi- 
schenrufe gemacht!) I& weiß gar nicht, 
warum Sie jetzt so auftgeregt isinld. (Abge- 
ordneter Stangl: Ich rege mich gar nicht auf!) 
Warum machen Sie dann immer Zwischen- 
rufe? (Abg. Stangl: Weil Sie die Unwahrheit 
sagen!) Was im Protakoll steht, /kann ich doch 
sagen. Unld im Protokoll vom 12. September 
1963 ist festgehalten: mit Zustimmung Ihrer 
Mitgliader. (Abg. Stangl: Das ist nicht i m  
Protokoll!) Sehr geehrter Herr Stangl! Wenn 
Sie isagen . . . (Abg. Stangl: Ich habe gesagt: 
Politische Leichen sollen bestraft werden, 
über die anderen soll man nicht reden!) Ich 
rede nicht von politischen Leichen, sondern 
von Leuten, 'die hier sitzen und zugestimmt 
haben, daß 45 Millionen Schilling - laut 
Protokoll - in dieser Sitzung beschlossen 
wurden. (Abg. Dr.  Brezovsky: W o  ist da ein 
Verbrechen?) Das wollte ich auch gar nicht 
sagen. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

DRITTEIR PRÄSIDENT REITER (das 
Glockenzeichen gebend): Ich bitte, den Red- 
ner nicht !dauernd EU unterbrechen! 

Abg. ANZ'ENBERGER (fortsetzend): Herr 
Abg. Dr. Brezovsky, ich halbe auch nicht ge- 
sagt, daß es ein Verbrechen ist, sondern der 
Abg. Stangl hat idarauf hingewiesen, ldaß da 
draußen soviel unrechtmäßig geschehen ist 
Ich wdlbe Ihnen damit nur beweisen, daß 
nicht alles allein von 'den Aufsichtsräten und 
Vorstandsmitgliedern !der Österreichischen 
Volkspartei gemacht wunde, sondern daß 
auch Ihre Leute mit zugestimmt haben. Das 
ist das einzige, was ich Ihnen beweisen will, 
damit Sie nicht immmer wieder sagen, die 
Österreichische Volkspartei hat das gemacht. 
Sie haben in Ihrer Rede darauf Bezug ge- 
nommien, daß Mandatare (der ÖVP in $ihrem 
Bezirk und in iihrem Wahlkreis davon spre- 
chen, daß da draußen doch auch etwas Wsert- 
volles geschaffen woriden ist. Dals haben Sie 
erwähnt unld gesagt, des können wir uns 
nicht gefallen lassen, daß man trotzdem be- 
hauptiet, es seien Werte geschaffen worden. In 
der gleichen September-Sitzung 1963 hat SO- 
gar (das heute noch amtierendNe zweite Vor- 
standsmitglied, Ing. Reichel, dafür plädiert, 
daß die genannten Richtpreise für  den Ge- 
samtbetrag von rund 40 Millionen akzeptiert 
werden und (es den Vonständen (der bteiden 
Lanidesgesellschaften überlassen wird, an wel- 
che F'irmen im einzelnen die Vergabe erfolgt; 

das sind zusaimmen 85 Millionen, idie mit 
Ihrer Zustimmung vergdblen wurden. Es iw- 

de auch festgelegt, wie die Richtpreise m 
veranlagen sind, wie die Garagen gebaut 
werden sollien. Nur das wollte ich hier b+ 
weisen, damit es nicht so aussieht, wie Abge- 
ordneter Stangl erwähnt ihat, Idaß nur die 
ÖVP das getan hat. Ich wollte 'damit bewei- 
sen, daß auch Lhre Vtertreter, die heute noch 
hier in ldliesem Hause sitzen, ebenfalls (dabei 
waren und mitgestimmt halben. (Zwischen- 
rufe bei der SPÖ.) 

Ich stelle fest, daß ,durch die Machinatio- 
nen eines Müllner senior diesem Lande un- 
bestritten uneahörter Schaden zugefigt wur- 
de; aber ich werde des Oefiihls nicht las, daß 
Sie mit allen Ihrem Wiederaufwärmen, mit 
Ihren Anträgen diesen Schaden sogar noch 
vergrößern wollen. Wenn ich die Zeitungs- 
berichte der Ietzben Zeit betrachte, (die die 
Aufforderung nach Neuwahlen Ibzw. Been- 
digung der Gesietzgebungsperiolde beinhalten, 
glaube ich, ldaß Sie damit offenkundig (das 
Ziel verfolgen, allses das, was in diesem 
Lande unber Führung der Mehrheitspartei 
geschehen ist, zu diskreditieren iunld zu zer- 
reden. Weil Sie nicht haben wollen, idaß in 
diesem Lande in 'der Gesetzgebunsperiolde 
von 1964 bis 1969 e t w a  Positives geschieht. 

Wenn ich als junger Abgeordneter (diese 
letzten 3% Jahre verfolge, muß ich feststel- 
len, daß Sie immer wieder versuchen, aus der 
konstruktiven Arbeit herauszukommen und 
die Debatten im Landtag destruktiv (abzuwik- 
keln. Damit wollen {Sie ldie Anbeit, (die sicher 
in der letzten Zeit durch Initiativanträge 
der ÖVP bereichert wurde, (und (die Arbeit, 
die darübler hinaus noch vor uns liegt, im- 
mer wieder (bremsen, damit Sie doch lm 
Jahre 1969 beweisen kennen, ,$da hlaibt ihr es 
ja, wir hätten es besser gemacht, aber mit 
der bösen ÖVP sind wir nicht weitergiekom- 
men". (SPÖ: Stimmt!) 

Wenn Sie glauben, ldaß Sie alus dieser 
Methode politisches Kapital ischlagen kön- 
nen, sind Sie sicher atm Hollzweg. Darf ich an 
die überschrift auf Geite 1 der ,,Arbeiter- 
Zeitung" vom 14. Februar 1968 verweisen, die 
lautet: ,,iMüllner - iweitervertuischen!" Gestat- 
ten Sie mir, dazu einige Bemerkungen zu ma- 
chen. Sie alle, (die #damals dem Finanzaus- 
schuß und dem Unberausschuß angehört ha- 
ben, wissen genau den Ablauf der Sitzungen 
und was in idieser Zeit von dien Miitgliledern 
des Finanzawsschusses unid des Finanzunter- 
ausschusses geleistet wurde. In der Zeit vom 
26. 4. bis 9. 7. 1965 hat  eine Kmmksion  ldes 
Rechnungshofes die NEWAG überprüft und 
den Bericht in runld 250 Seiten niedergelegt. 
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esetzgebungisperiode 
Polsitiv'es geschidt. 
Abgeordneter I d' lese 
Fe, muß ich feststel- 
r versuchen, aus der 
rauszukommen und 
,destruktiv (abzuwik- 
ie Anbeit, ldie sicher 
rch Initiativanträge 
die, (und #die Arbeit, 

L vor uns liegt, im- 
lamit Sie doch im 
nen, ,,da habt ihr es 

gemacht, aber mit 
nicht weitergiekom- 

laß Sie aus ,dieser 
pital schlagen kön- 
lobzweg. Darf ich an 
te 1 der ,,Arbeiter- 
r 1968 v'erweiisen, die 
vertuschen!" Gestat- 
3merkungen zu ma- 
als dem Finanzaus- 
sschuß angehört hia- 
iblauf d)er Sitzungen 
von den Mttgli8dern 
nid des Finanzunter- 
-de. In (der Zeit vom 
?ine Kommission ldes 
VAG überprüft und 
Seiten niedergellegt. 

Landtag von NiederÖsterreich. IV. Session der VIII. Geset: 

Dibser Bericht wunde dem Hohen Haus am 
6. 10. 1966 üibermittelt. Noch am gleichen 
Tag - das wissen Sie genau - wurde vom 
Finanzauisschuß ein Unterausschuß eingesetzt, 
der sich mit diesem Bericht zu (befassen hatte. 
Abgeordneter iGrümweig hat 8daunlailis er- 
klärt, daß dieser NEWAG-Bericht mit dem 
Bericht der NIOGAS ldie größte Materie ist, 
die diesen Lalndtag seit <dem Jahre 1945 be- 
schäftigt hat. Im Anschluß daran haben wir in 
14 fast ganztägigen Sitzungen diese Materie 
behandelt und haben uns damit eingehend 
beschäftigt. 

Das Ergdbnis der Beratungen im F'inanz- 
ausschuß wurde sodann in der Sitzunig vom 
14. 12. 1966 vom Hdhen Haus beschlossen. 
Seitens meinter Fraktion - und ich glaube, 
auch das ist Ihnen noch in Erinnerung - 
wurde Ihnen gleich zu Beginn der Ausschuß- 
berabungen ein Paket mit Unterlagen iüber- 
reicht, die sich lauf Vorgänge in den Landes- 
gesellschaften bezogen. Meine Fraktion war 
es, die sich dazu bekannte, bestehenlde Un- 
zukömmlichkeiten in den Landesgesiellschaf- 
ten zu bereinigen unld alle Unterlagen, isoweit 
sie der Staatsanw'altschaft !durch den Rech- 
nungshofberiicht über (die NEWAG nicht be- 
reits ü~bermittdt war, der Anklagebehörde 
auch zur Verfügung lstiellte. Aus dieser HEL 
tung meiner Fraktion ergibt sich daher un- 
zweideutig, daß wir in (der NEWAG Ordnung 
schaffen wollten und keinerlei Aibsicht hat- 
ten, irgead jemand zu schützen oder zu decken. 

Zurückkommend auf {die Tätigkeit des Un- 
terausschusses darf ich nochmalis Herrn Ab- 
georidneten Grünzweig aus seiner Rede vom 
13. 12. 1966 wörtlich zitieren: ,,Herr Abgeorid- 
neter Schneider bat als Obmann des vom 
Finanzausschuß eingesetzten Unteraussclius- 
ses zur Behandlung \dieser Materie sein Amt 
abjektiv und sachlich ausgeübt. Er war dabei 
jederzeit um eine grüadliche Behandlung 
dieser Materie blemüht. Ich darf ihm namens 

1 meiner Fraktion bescheinigen, daß er ein lehr- 
licher Makler gewesen ist." Ich glaube, man 
kann nicht einmal sagen, die ÖVP will alles 

, verhindern, unld auf (der anderen geite im- 
mer wieder verschiedene beute herausneh- 

t men und sagen, sie waren ohnehin ehrlich. 
Es kann doch nicht nur einer ehrlich gewesen 
sein, wir haben jla (damals alle mitgearbeitet, 
nicht nur Kollege Schneider allein. 

Wenn Sie glauben, Sie können es so richten, 
wie Sie wollen, muß ich Ihnen sagen, Idaß 

1 Sie auf 'dem Holzweg sind. Ich habe auch 
~ erwähnt, 'daß idas Ergebnis dieser Beratung 
~ seinen Nilederschlag im Antrag des Finanz- 
I ausschulsses, der 28 Punkte umfaßte, gefun- 
i den hat. Voln den 28 Punkten dileses Antrages 
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(gehen zwei Drittel eindeutig auf die Initi- 
ative der OVP zurück. Als Beispiel darf ich 
auf Punkt 4 des Antrages verweilsen, wonach 
die Landesregierung aufgefordert wurde, Vor- 
sorge zu treffen, daß diurch die Organe (der 
Landesgesell~schaiften j'ene Personen, bei wel- 
chen es sich erweist, ldaß sie ihne Verpflich- 
tungen in schuldhafter Weise nicht erfnillt 
haben unld ldaldurch den Lanidesgesellschaften 
eiinen Schaden zugeflügt haben, zum vollen 
Schedenersatiz herangezogen wenden. Ich 
hebe auch erwäihnt, sdaß lder Staatsanwalt- 
schaft der Rechnungshafbericht, betreffend 
Einschaufatstellungen bei ider NEWAG, be- 
reits zu einem Zeitpuakt zur Verfülgung stand, 
zu )dem er den Mitgliedern dieses Hohlen 
Hauses noch nicht bekannt war. Ich darf auch 
dfaran 'erinnern, daß bereits Landeshaupt- 
mann Hartmann vor der Frage stand, ob 
dieser Bericht der Staatsanwaltschaft zur Ver- 
fügung gestellt werden soll. LanldeShaupt- 
mann Hartmann und mit ihm !die gesamte 
Landesregierung und somit auch [die Regie- 
rungsmitglieder Ihrer Fraktion vertraten Idia- 
mals den Standpunkt, ldaß (dies nicht erfor- 
derlich sei. Warum wir bsei der Behandlung 
des RechnungshoBberichtes über (die NEWAG 
im Dezember 1966 den von I'hnen gestellben 
sogenannten Stnafanträgen nicht beigetreten 
sind, haben wir damals deutlich zum Aus- 
druck igeibracht. Die Entwicklung hat auch ge- 
zeigt, fdaß unsere Auffassung seit dieser Zeit 
richtig war. Die Tatsache, daß gegen Iden 
damaligen Generaldirektor Müllner durch die 
Gtaatsanwalbschlaft Anklage erhoben wurde 
und mit dem Gerichkverfaihren noch im 
Lan£e des 'heurigen Jahres zu rechnen ist, 
beweist, daß auch Abgeondnekr Marsch in 
der Sitzung unld in Zwischenrufen zu Iden 
Ausführungen des Kollegen Schneider am 
13. 12. 1966 nicht recht behalten hat. Er sagte 
damidls, ,,,die Staatsanwaltschaft ist doch wei- 
sungsgebunden, das wissen Eie genauso wie 
wir". Sie seihen, daß trotzdem ldie Anklage 
erhoben wunde und (daß Müllner demnächst 
einen Prozeß zu erwarten hat. 

Habe ich mich bisher mit der Haltung mei- 
ner Frakbian in bezug auf die Erledigung des 
Rechnungshafberichtes der NEWAG befaßt 
und klargestellt, mdaß die von Ihnen immer 
wieder vorgebbnachten Angriffe in 'dieser Fra- 
ge ins Leere gehen, weil sie nicht fundamen- 
tiert sind, gestatten Sie mir einige Worte 
über fdie Haltung der UVP in b u g  auf (die 
Erledigung ldes Riechungshofberichtes beziig- 
lich der NIOCSAS. Wenngleich es mir Wider- 
strebt - ich !halbe bereits erwähnt, sdaß wir 
nicht immer wieder Iüber ldie VerganBnlheit 
sprechen, sondern luns enldlich den Gegen- 
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warbfragen zuwenden sollen -, mich Imlit 
Dingen befassen zu miüssen, 'die im LanidZiag 
nach eingehenden Erörterungen bereits im 
Jahre 1966 erledigt wurden, Fst es ldoch not- 
wendig, dlaß ich auf diese Dinge hfinweise, 
damit in der Bevölkemng klein falsches Bild 
von den wa'hren BegdbenheiiQn entsteht. Ich 
habe nicht #die Afbicht, Dinge zu (wiederho- 
len, auf (die ich bereits hingewiesen habe, 
sondern möchte mich darauf \beschränken, an 
Vorgänge zu erinnern, die im Zusammenhang 
mit der Erledigung des Rechnungshofberich- 
tes stehen. Auf Grund dieser Tatsachen wer- 
den Sie erkennen können, daß !die 6VP we- 
der die Absicht hatte, 'der Korruption Vor- 
schub zu leisten, noch daß sie 'dies (getan hat, 
wie Sie es bei einer Pressdkonferem behaup- 
tet haben, über (die n d b n  anderen Zeitungen 
auch die ,,Wiener Zeitung" vom 31. Jänner 
1968 !berichtet hat. 

Wie es zur 1Gründung der NIOGAS im 
Jahre 1954 gekommen ist, ist Ihnen ja be- 
kannt. Sie wissen auch, daß Ihnen $diese Grün- 
dung damals schon ein Dorn im Auge war. 
Wie sich diese Gesellischaft Ibis zur Einschau- 
kontrolle durch den Rechnungshof entwik- 
kelt hat, wissen Sie lebenfalls. Bbeneo darf 
ich die Vorgänge bis zur ldenkwündigen Sit- 
zung des Landtages irn Dezember 1966, in 
'der dieser Fkchung~hofiberjcht behandelt 
wurde, als bekannt und in Erinnerung be- 
findlich voraussetzen. - 

Was geschah damals? 'Der Rericht des Sech- 
nungshofes lag den Mitgliedern des Hohen 
Hauses ebenso vor wie jener, betreffend 
die NTWAG. In gleicher Weiee, wie es bei 
der NEWAG der Fall war, wunden Ihnen 
von meiner Fraktion Unterlagen übergeben, 
die Ihnen, unserer Auffassung nach, nicht be- 
kannt waren, (die aber zum {besseren Ver- 
ständnis 'der Materie notwendig waren. Ich 
fnage Sie daher: Nennt man 'das vertuschen 
oder gar 'der Korruption Vorschub leisten? 
Ebenso war es (meine Fraktion, die sich vor- 
behaltslos (dazu bekannte, !der Anklagebehörde 
alle Unterlagen zu übergeben, (die diese noch 
nicht hatte, die aber im C'4egenstand von In- 
teresse waren. Nennt man vielleicht auch das 
vertuschen? 

Zusammenfamend gliaube ich feststellen zu 
können, Idaß sich meine Fraktion bei der Erle- 
digung der RechnungShofberichbe, \betreffend 
die NEWAG unld diie NIQGAS, amschli~eßlich 
von .dem Motiv leiten ließ, in (diesen Landes- 
gesellschaften (Ondnung zu schacfen. Ich er- 
innere S e  in diesem Zusammenhang (an den 
diesbeziiglichen Ausspruch des (Herrn Landes- 
hauptmannes Maurer in seiner Regi'emngs- 
errldärung, der für uns na& wie vor Giiltig- 
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Müllner oder dc 
dann hat man 
Oder will #das ire 
abstreiten? Es 1 

mund Müllner, 
als Landtesbeam 
kommen. Beantv 
Frage. Sie wo11 
schen, auch unk 
solche, die Sie 
des [Gesetzes beh 
Landesgelidern, 1 

Wohn'bauf öaderu 
es noch geheiße 
rungsmittel )des 
sind Wohnbaufö 
gesellschiaften. J 
unterschrelbt lh 
das sind doch Mi 
der schwere Ver 
glaube, man wii 
tagsklub einer 1 
k h n e n  und Si& 
jenes Vertrages 
in dem {der Herr 
unterzeichnet, d: 
gesellschaift - 4 
geben wurden, 
Direktor Kreitne 
bauförderung zu 
glimed (des Untera 
lung ,des Rechni 

zuklagen 'als Eür sogenannte tfberzinsien, die Hofrat Brosig, ik 
terschrieben. Wi, er sich bei )der Contibank und anderen Ban- 

nachdem wir nui ken verschafft hat, und zwar im Werte von 
Hmerrn Landesfin etma 50 Mill. S. Dies 'deshalb, weil in diesem 
es angeblich W Haluse nicht um ein Jota mehr (getan wunde - 

zum Beispiel i'n der Angelegenheit des 80- Lande% esellischa 
schrieben: des Lc Mil1.-Kredites -, weil mtan nicht versucht 
Sie endlich Ond hat, Klärung dort zu schaffen, wo man die 

Informationlen iim eigenen Haus hat, lsondern finden Sie (die U 
es fiür notwendig erachtet hat, ldas Machina- Brosig, daß es 

rungsmittel der tionszentrum von der Contibank in Iden 6VP- 
Im Vertrag wunc Landtag(sk1ub (zu verlegen. Jawohl, idler Rerr 

Hofrat Brosig, er ist der Sakretär 'des Klub- des Landes Nied 
Landtag wundten obrnannas \Maurer, {hat schon seinerzeit ge- 

wußt, wie es z w  Beispiel um die ärgste mittel der Lan 
Vergeudung und Verschwentdung steht. ,Die Der Herr Landes 
Gerichte wenden noch mehr Seststellen, weil ich, dSe Wahrhei 

anderes als um der schwere Verdacht der Vemntreuurug be- 
Müllner verfügt steht. Er hat gewußt, wie man diese GeMer 

Herrn Brasiig fü verwendet hat. Jawohl! A k r  einmal sind bei 
Ihnen 'die Rabattgellder Liandesgelder, .mit 

ster zur Vierfüg denen man Wdhnbauförd'erung betrieben hat, 
Klubisekretariat unter AnfWhrun@szeichen. Herr Finamrefe- 
viel lälnger - rent Luidwig, machen Sie es Ihren Leuten 

vom ÖAAB )begreiflich, idaß sie nur 30.000 Lanidesfinanzref e 
oder 40.000 S Eür eine Wohnbauhilfe bekom- Hase damals #wir 
men oder, wenn es gut geht, 90.000 S. Wenn hat sich nicht Id 
man aber ein Günstling des Herrn Viktor sich gedacht: Dei 

keit besitzt. Wlie )damals stehen wir auch 
heute auf dem Stanldpunkt, Idaß es nicht Auf- 
gabe des Lanldtages sein kann, Strafanzeigen 
zu erstatten, wenn der zuständigen Anklage- 
behörde bzw. (dem zuständigen Gericht die 
erfoilderlichen Unterlagen zur Ver$ügung 
stehen. Da13 diese, soweit es in unserer Macht 
stand, auch tatsächlich (diese Unterlagen er- 
hlalten haben, ist, und das muß ich noch dn- 
mal ganz entschieden feststellen, (durch die 
Initiative der UVP geschehen. Jdwede  an- 
dere Ranidlung würde Iden Aufgabenkreis 
einer gesetzgerben'den Körpenschaft ~ b w -  
schneiten. Zum Schluß, meine sehr geehrten 
Damen unid Herren von der Sozial6stMen 
Partei, möchte ich eines sagen: Gerichte sind 
in Österreich, und (dabei isollte es auch in 
Zukunft bleiben, nicht für einen Wahlkampf 
da. (Beifall bei der OVP.) 

DRITTER PRÄSIDENT RJ3ITER: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Abg. M a r s c h. 

Abig. MARSCH: Hohes Haus! Sehr geehrte 
;Damen und Herren! Wenn man meinem 
Vorredner, dem Herrn Abg. Anzenberger, so 
richtig 'gefolgt kst, könnte man fast Iden E h -  
druck gewinnen, \die bberreichiische Vom- 
Partei hätte in der Affäre Müllner nichts an- 
denes zu tun gehabt, aPs zur Klärung )beim- 
tragen, damit 'dieser Fall bereirhgt whd. Aber 
in lder Tat ist es heute so, daß (die (Gerichte 
nicht in der Lage sind, Müllner für mehr an- 





470 Landtag von Nieder6aterreich. IV. Seesion der VIII. Gesetzgebungaperiode. 11. Sitzung am 6sI. März 1998. Landtag von Niederöoi 

uns ist tdie Angelegenheit der Rabattgellder 
erledigt, für uns ist diese Angelegenheit sa- 
niert." Wie (saniert sie war, haben wir ja 
in der Zwischenzeit sehr (deutlich gesehen. Sie 
haben es vermieden und wollten keine Straf- 
anlaeige gegen Mlüllner machen. Abg. Stmg- 
ler hat sich doch dsmals gerühmt, er sei der 
Mann, der nmh für Viktor Müllner eintnete. 
obwohl man iihm schon idie Fakten, soweit 
man dies konnte, auf den Tisch gelegt hat. 
Ja, Sie waren nicht einmal bereit - und hier 
ist keiner von Ilhnen ausgenolmmen, der da- 
mals im Landtag w'ar und über ldmen Rech- 
nungshofbericht abgestimmt hat -, t S' ie waren 
nicht einmal Ibereit, den Rechnungshofbericht 
zur (Kenntnis %U nehmen. Sie babcen diesen 
Beschluß verhindert, obwohl es bisher immer 
üblich war, Idaß man mindsest Iden Bericht 
zur Kenntnis nimmt. Sie haben sich mit Hän- 
den und Fü&en dagegen gewehrt. Das ist 
Ihre objektive Haltung in dieser Frage, das 
ist Ihr Wille zur Aufklärung, daß Sie nicht 
einmtal diesen einfachen, in jedem 'demokra- 
tischen Forum ähnlicher Einrichtung aelbst- 
venständlichen Beschluß gefaßt haben. 
An diesem 12. Dezember haben Sie schon 

den Abzug der GeBder von der Contibank ab- 
gelehnt, weil lsie so wrtr;auenswürdig ist, 
diese Bank, wleil sie ,dem Land so gute Kon- 
ditionen gewährt und weil das Land der 
Contibank zu Dank verpflichtet ist. Ich kann 
mi& noch genau erinnern, wie der Herr 
Präsident Reiter (damals im Fhanzausschuß 
zustimmend genickt und gesagt hat, Idaß man 
der Contibank zu Dank verpflichtet ist. Sie 
sehen 8s heute. Die Bescherung h a l b  51ie 
selbst, mehr als Sie es gegenüber der Bwöl- 
kerung verantworten können, angerichtet. 
Soweit Sie sich d d t  selbst weh tun, ist es 
Ihre eigene Sache. Wenn Sie aber der nieder- 
iisterreichischen Bevölkerung damit mehr zu- 
muten, als man ertragen kann, dann wird 
die Sache lm&r als brisant. 

Dann kam der 13. und 14. Juli 1967. Eine 
neue Version der Rabattgelder ist adge- 
schienen; m e  Listen wurden vorgelegt, weil 
man die gefälschten für unhaltbar befunden 
hat. Herr Landesfinmreferet ILudwig kann 
sich ganz gemu enkundigen, wer (damals von 
den Beamten des Landes dabei war und (dar- 
über informi'ert wunde, daß diese Konten ge- 
fälscht wurden. Enkmdigen Sie sich, Herr 
Landesfinamreferent, vielleicht können Sie 
damit zur Klärung dieser Sache etwas bei- 
t raen,  Idlenn diese Angel'egenheit ist nicht in 
der Anklage enthalten, )sie wird nicht (Ge- 
genstand das Prozesses sein. Bilden Sie sich 
ja nicht ein, daß Viktor Müllmer vielleicht 
wegen der 80 Millionen W l l i n g  jetzt idie 

Venhandlung haben wird. Nein, das werden 
(die Gerichte nicht machen, weil sie es ja  
nicht machen können. Sie haben ja gestern 
durch Ihren Beschluß mit zur Verhinde- 
rung beigetragen, indem G e  versuchten, das 
zu ignoriieren, weil damit ja jedes Gutachten 
im Zusammemh*ang mit der Sanierung der 
Contilbank fällt. 

Sie halben damals am 13. und 14. Juli 1967 
mit Ihren Beschlüssen auch etwas $als& ge- 
macht, was wir zutiiefist lbdtauern. Sie haben 
eine Smierung der Landesgesellschaften 
N W A G  und N W A S  beschlossen, (die in 
Wirklichkeiit ein Dahinsiechen der N'IOGAS 
nach sich zieht. Das ilst verantwortungslos von 
allen, die diesen Beschluß gefaßt haben, weil 
wir gemeinsam die Strafe dafür bezahlen 
und sie dem niederösterreichischen Volk auf- 
erlegen müssen. Sie haben sich damals nicht 
an das Expertengutachten gehalten, so wie 
gestern in der Frage der Sanierung der 
Contibamk. Für Sie war AS ja nur eine Sanie- 
rung, eine Rekonstmktion. Das haben wir 
deutlich gesagt. Sie haben damit einfach 
verhindert, daß die Lmdecgwellsclzaften, die 
wir ja so notwendig brauchen, das entspm- 
chende Kapital zur Verfügung bekommen - 
nur weil Sie daraus politisches Kapital schla- 
gen wollten. Sie ha,ben es uns ja damals 
dann sehber gesagt, wile (das war. Sie woll- 
ten nicht sagen, ja, das Land muß soundsoviel 
hergeben. Deshalb waren Sie nur zur Haf- 
tungsübernaihime bereit. Sie haben sich da- 
mals geweigert, beim 80-Millionen-Kredit im 
Rechnmga'bschluß fliir $das Jahr 1966 nur den 
Vermerk zu machen, daß diese Frage die 
Gerichte befaßt und daher nicht als erledigt 
betrachtet wenden ikann. Jetzt wird es uns 
arn Ehde noch meihr kosten, nur durch ihre 
Verzögerungstaktik. Sie haben damit diesem 
Land geschadet. Das haben wir Ihnen vorhler 
gesagt, und in der Sache Contibank haben 
wir es Ihnen gestern erneut gesagt. 

In der Budgetidebatte des Jahnes  1967 ha- 
ben Sie es abgelehnt, das hat ja h r  Klub- 
Obmann Stangler damals deutlich begründet, 
über die 68 Millionen Schilling aus den Ra- 
battgeldern, die die ,,Anstria" ziur Verfügung 
bekommen, aber, wie Sie selbst gesagt ha- 
ben, nicht verbaut hat, einen Beschluß ZU 

fassen. Sie haben sich dagegen gewehrt, meine 
Herren, idaß dieses Geld dem Land zugeiuhrt 
wind! Ich weiß schon, heute denken Sie an- 
dens, und wir werden einmal Zeit haben, 
darütber zu mden. Aber Idamals haben Sie 
den Beschluß venhindiert! Und gestern glaub 
ten Sie, durch Ihren Beschluß über (die Re- 
konstruktion der Contibank und durch die 
Ignorierung mancher Punkte der Lösungs- 

\ 
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Nein, das werden 
tn, weil sie es ja 
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dem Land zugeführt 
ute denken Sie $an- 
einmal Zeit haben, 

Idamals haben Sie 
Und gestern glaub- 

schluß Über die Be- 
mir iund durch die 
mkte der L6SUngS- 

vonschläge der ?3uchpriifungsgesellschaft, die - das sei sehr deutlich gesagt - der Auf- 
sichtskomxnissar im Finanzministerium ein- 
gesetzt hat, einfach iiber die Dinge hinweg- 
gehen zu können. (Präsident Weiss übernimmt 
den Vorsitz.) 

Aber ldas künnen Sie nicht aufrecht halten. 
Daher werden Sie bald darnach rufen. Der 
Müllner+Skandal gehört leider nicht der Ver- 
gangenheit an. Ich ikmn Ihnen sagen, wenn 
Sie es ofkn und ehrlich meinen würden, 
dann wüden Sie nur &er einzigen For- 
derung von uns stattgeben müssen, aber da 
wehren Eie sich noch mit Zähnen und Klauen 
dagegen. Es wäre (dies die 3estellung eines 
Anwaltes in 'der causa Müllner, der die Dinge, 
die hier geschahen sind, wirklich im 'Interesse 
des Landes sähe. Ich will den Herrn Rechts- 
anwalt, lder von Ihnen vorgeschlagen wurde, 
nicht angreifen, aber wäre 'das nicht eine 
Brücke zur Wiedergewinnung des Vertrau- 
ens? Sie haben ldas aber in der Landesregie- 
rung mit Hohn labgetan. Vielleicht wurde 
der Hlerr Landeshauptmann wieder falsch 
informiert. Nachdem wir gefondert haben, 
einen Mann unseres Vertrauern zu bestellen, 
h&en Sie uns dsen ÖVP-Vizebürgermeister 
voll Langenzersdorf und Landesbeamten, der 
zugleich als Rechtsanwalt tätig ist, voge- 
schlagen, weil ihn der Herr Dr. Prader aus 
Langenzersdorf, wo er zu Hause ist - und 
das ist auch eine Kuriosität -, genannt hat. 
Ja, meine Herren, so ernst nahmen Sie die 
Angelegenheit, wenn es darum geht, diese 
Müllner-Aff äre, auch Iden rechtlichen Teil, 
zu klärien, (denn dser moralische wird ja bei 
ihnen klein geschrieben. 

Ware idieser Skandal wo anders passiert, 
dann [hätte das unabsehbare Konsequenzen 
gehabt. Ich möchte das jetzt nur mit zwei 
Beispielen vergleichen. E k  hat seinen Fall 
0h.h gegeben. Damals hat das Schiedsgericht 
vor dem Strafgericht entschieden, und dieser 
Mann wurde aus der Sozialistischen Partei 
ausgeschlossen. Es hat auch vor ein paar 
Tagen, leider nicht in Niederösterreich, son- 
dern in Kärnten, einen Beschluß gegeben, 
wo man den Landeshauptmannstellvertreter 
Truppe aus der Partei ausgeschlmsen hat. Er 
hat sich gewehrt dagegen und hat gesagt, 
ja man hat mir ja nicht einmal die Mög- 
lichkeit zur Rechtfertigung gegeben, #er sei 
ja noch nicht einmal verurteilt, es sei doch 
noch nicht einmal ein Prozeß durchgeführt 
worden. Man hat ihn aber trotzdem ausge- 
schlossen. Das ist eben der Unterschied. Ich 
glaube, der F\all Müllner, die ganze Skandal- 
affäre um iihn und seine Helfershelfer, in {die- 
sem Htause unld auRephalib des Hauses, ist 

nicht nur ein Rechtsfall, sondern es ist auch 
eine moralische FTage, die Sie, meine Herren, 
endlich zur Kenntnis nehmen rnüsen, denn 
Müllner ist noch immer Ihr Parteimitglieii. 
Er war bis vor kuraem noch OAAB-Landes- 
Obmann. Erst als Sie dem Druck der Öffent- 
lichkeit nicht mehr standlhielten, haben Sie 
ihn beurlaubt. Als wir seine Art kritisiert 
haben, nannte man uns Verleumder, wie es 
Abg. Robl in diesem Hause gesagt hat. Es 
urteilen aaier auch die, die ihm vielleicht 
näher stehen, über diese Frage anders. Ich 
nenne Ihnen jetzt mit Absicht eine Zeitung, 
die wahrlich nicht in Iden Ruf kommen 
kann, daß sie uns nahe stdht. Ich meine die 
Katholische ,,Kl,eine Zeitung". Darin stand 
am 14. Jänner 1968: ,,Jeder Briefträger, der 
eine 3-S-Marke ungerechtfertigt für sich be- 
hält, kommt mit der ganzen Schärfe des 
Gerichtes in Konflikt; jeder Ladendieb, der 
ein Paar Handschuhe in die eigene Tasche 
schiebt; jeder Kassier, der einen Hunderter 
unterschlägt, wind sofort verhaftet und tda- 
für verurteilt. Wenn es jedoch um viele Mil- 
lionen Schilling gdht, wenn hunderttausende 
auf kompliziert kriumanen Touren verschwin- 
den, dann )ist {die Geduld der Polizei, der 
Richter und auch der Politiker viel strapaz- 
fähiger, wenn nur die politische Parteifanbe, 
wenn nur ausreichende Beziehungen vorhan- 
den sinid. Dann wind vielleicht noch augen- 
zwinkernd und entsch~uldigend hinzugeMgt: 
Aber geleistet hat er doch etwas." Hören 
Sie den Herrn Aibg. Stangler, wie er das axn 
13. Juli gesagt hat? KiYnnen Sie sich noch 
erinnern? ,,Das ist der bittere Beigeschmack 
zum Müllner-Skandal, 'der in der Affäre um 
die Absetzung des jetzigen Generaldirektors 
ein weiteres makabres Nachspiel gefunden 
hat. Allzulange redeten isioh die nieder- 
österreichiischen Politiker mit der Ausrede 
heraus, Müllner lmüßten erst einmal handfeste 
strafrechtliche Verfahlungen nachgewiesen 
werden. Man schob damit die Verantwortung 
auf die Justiz )ab unld versäumte dabei wert- 
volle Zeit. Man Übersaih dabei, daß #die Politi- 
ker schon zum Handeln verpflichtet sind, 
wenn Menschen, denen öffentliche Gelder 
anvertraut sind, in (den unwiderlegbaren 
Verdacht geraten, daß sie mit diesen Geldern 
nicht mehr mit d'er notwendigen Sorgbalt rum- 
gehen." 

Dias schreibt (die Katholische ,,Kleine Eei- 
tung", und ich glaube, man tbraucht dem 
nichts hinzuflügen. Es sei aber auch noch ge- 
sagt, was am 13. Jänner die ,,Südast-Tages- 
post" schreiibt, gdie von einem ,$'all Nieder- 
iisterreiich" spricht. ,,& ist der Fall einer 
zahlenmäßig sehr kleinen, &er einflußrei- 
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Worten charakterisi'erte: Es ist jene Auffas- 
sung von Politik, die das dem vom Volke 

wäre. Dann kam der Herr Landes 
Maurer, der ja von uns geimßt h 

und mehr mit Kuenringer-Methoden zu tun dete und bexhi~mpfte. Vom gegenw 
hat als mit den Verhältnissen in einem mo- Landeshauptmann kann man isagen, 

en iiber 'den A 
post sagen lassen. (Landeshauptmann Maurer: 
Es steht auch mehr dabei!) Kuenringer und wissen der OVP zu riihren; davon 
Nieiderösterreicher, da gehören Sie schon dmu, Volkspartei hat du 
Herr Landeshauptmann. Ich gbaube es zu- schen krankheitshalber gegangen. Wir deutlich enklärt, c 

eingesperrt war, begann sich das große G 

auch Landesrat Resch betroffen. Er ist 

Sie auch nicht sagen können, Idaß sie uns ken Umgebung Mitwisser und Bes 
freundlich gegenübersteht. Ich sage das aus ganz gesund blieben. Was alles miüßt 

nicht, daß Sie sich in dieser Frage überhaupt Wes mtißte noch alles in (diesem L tellen und aufrechi 
Hoher Landtag! 1 noch selbst etwas Vortäuschen (können. Sie geschehen? Selbst in einem Land, in dem 
trag nicht am 

sei unkonsequent gew,esen, diie Soz,ialisten den. Sauberkeit und Ondnung nntissen 
nach dem 6. März 1966 nicht weiter zu be- wieder in unser Land einziehen. Das is 

" und dals niec 

ten." Ja, mein'e Herren, ich glaube daralus 
ersieiht man wirklich, wie man in 'diesem seres Heimatlandes Niederösterreich. (Bei 
Forum idenlkt, eine Angelegeniheit zu liqui- 
dieren, die so schäsdlich für unser Land Nie- PRÄSBIYENT W;EISS: Zum Wort kommt 
derösterreich Ist. 

Wir haben heute über unseren Antrag, Neu- Abg. Dipl.4ng. RiOBlL: Hoher Landtag! 
Wahlen in Niederösterreich auszuschre~ben, wende die ,Diskussion iiber 'den gegenstä 
zu entscheiden, weil wir der Meinung sind, lichen Antrag nicht verlängern, doch h 
daß wir an einem Punkt angelangt sind, ich )dem Hohsen Landtag eine Klanstellung 

Politik im Interesse (der Demokratie und 

bei der SPÖ.) 

Herr Albg. Dip1.-Ing. R o b 1. 

gt?" - Und so ha 
die feierliche Erkli 
noch nie eine sold 

ob nicht die Tatren I 

Vielleicht haben Sic 
gesprochen, aber Si 
immer wieder gesti 
haben, tdaß dler 

haben Sie die volle 

Meine sehr geeh 
h e r  ldaaauf an, 
s t k t  und welche I 
Das allein ist das 
Sprichwort sagt: . 

mit dem w e i h e n  Vertrauen ausstiattet, um Sitzung des Verfassungsaiusschwsses am 9. 

wurde die OVP präsentiert durch einen fort beigepflichtet haben und meinten, Gelder von !dieser 
Mann wie Figl als Landeshauptmann und der Robl hier ein falsches Datum nennt, 
durch einen Parteiobmann wie Mlillner; dann werde auch eine Reihe anderer Festst 
kam Hartonann, der m früh gestonben iist. gen unrichtig sein. Ich habe inziwischen 
Wjeshalb sein Tod iso (unerwartet eintrat, Protokollhch nachgesehen - <der Herr 
weiß seine Umgebung. Wir können es nur ldesrat gibt mir auch schon zu 
vermuten. In der Zeit ist viel passiert, un,d seine Korrektur falsch war. 
so wäre es im höchsten Maße erstaunlich, ist also eribracht, und ich ho 
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ier niederösterreichi- 
enschiit tert geblieben 
'rr Landeshauptmann 
gewußt hat, was ge- 

ton frülhler dabei war, 
ti Anfnagen verleum- 
Vom gegenwärtigen 

L man sagen, Idaß er 
ar und unsere Wahr- 
at. Erst als Müllner 
1 sich das große Ge- 
ihren; {davon wude 
-troffen. Er ist inzwi- 
gegangen. Wir glau- 
aluch nicht. Es wäre 
enn in dieser k m -  
sser und Beschützer 
'as alles mGßte ihrer 
tei noch Cun, um den 
schaft zu verlieren? 
s in idiesm Lande 
iem Land, in dem es 
ie in Qberösterreich, 
ich die Bevölkerung 
i Sie, meine Herren 
In Volkspartei, wer- 
rung nicht entziehen 

Herr Lanidesrat, sowie Zhre Kollegen an 
meinen Ausfiihumgen bezüglich dieses An- 
trages nicht mehr zweifeln. (Beifall bei der 

PRÄ'SIIYEINT WiEISS: Zum Wort kommt 
der Herr Landeshauptmannstellvertreter Dok- 
tor T s c h a d ek.  

Landeshauptmianstellvertreter Dr. TSiüHA- 
DEK: Hdhes Baius! Es ist jetzt fast vier iStun- 
den iiber den h t r a g  'der Sozialistischen 
Partei, den Landtag alufizulösen, idebattiert 
und verhandelt iwofiden. D5e Österreichbche 
Volkspartei hat durch ihre Redner klar $und 
deutlich enklärt, daß sie nicht geneigt sei, 
diesem Antrag zuzustimmen. Manchmal wa- 
ren die Acgumente weniger iibemeugend; 
viel dher waren sie Anliaß zu einer gewissen 
Heitenkeit. Ich möchte aber (doch noch einmal 
ganz kurz namens meines Klubs msammen- 
fassen, was uns zwingt, diesen Antrag zu 
stellen und aufrechtzuerhalten. 

Hoher Landtag! Wenn wir den Auflösungs- 
antrag nicht aun 25. Jänner 1968 gestellt 
hätten, so müßten wir ihri heute nach der 
gestrigen Entscheildung üiber idie Continentale 

OVP.) 

Bank AG. stellen, Iden- wir sind der Meinung, 
daß Sie mit Ihrer gestrigen Entscheidung 
klar und deutlich gezeigt haben, Idaß mit #der 
gegenwärtigen Mehrheit dies niederösterrei- 
chischen Landtages Lösungen, (die im Inter- 
esse !des Landes liegen, 'nicht mtiglich er- 

ie& stellen, weil in 
ingeklagte nicht sein 
nn. Auch in Nieder- 
i t  nicht gebeugt wer- 
fidnung n-fiken bald 
inziehen. Das ist 
Politik, von der uns 
pbringen wird, einer 
Demokratie und un- 
krösterreich. (Beifall 

scheinen. (Beifall links.) Sile h&en mit Ihrem 
gestrigen Antrag idie Contibank ,,untermau- 
rert", und da$s niederölsterreichische Vobk iist 
Schneider gewonden. Das ist das Ergebnis 
einer langen Debatte unld Ihrer Abstimmung 
am gestrigen Abend. Lafssen )Sie mich ein 
paar Worte zu gewissen Grundsatzfragen sa- 

&um Wort kommt der gen; auch zu lhnen, Herr Landesrat und Ab- 
b 1. geordneter Luldwig. Sie hiaben erklärt: ,,)Ich 

ber den gegenstand- Contibank stehe. - Wtann habe ich das ge- 
rläimgern, doch habe sagt?" - Und so hat einer nach dem anderen 

s ich vorhin darüber noch nie eine solche Äußerung getan hab,e. 

iiusschulsses am 9. Fe- ob nicht die Taben 'das Entscheidende wären! 
r es der Herr Landes- Vielleicht (haben Sie nicht Mr (die Contibank 
rrigieren wollte und gesprochen, aber Sie haben ftir sie gestimmt, 

raktionskollegen so- haben, daß dter Lmdesfinanzreferent die 
und meinten, wenn Gellder von (dieser Bank 'abzieht. Und damit 

s Datum nennt, dann haben Sie die volle Verantwortung iibernom- 
anderer Feststellun- men. 
habe inzwischen im Meine sehr geehrten Herren! Es kommt 
en - der Herr Lan- immer Idanauf an, wi'e man letzten 'Endes 
3.n zu verstehen, daß stimmt und welche Entscheidungen man trifft. 

war. Der Bewe& Das allein ist dals Wiesentliche. Ein altes 
ich hoffe, idaß Sie, Sprichwort sagt: ,,Verba docent, exempla 

; Hoher Landtag! I& habe niemals gesagt, daß ich hinter tder 

eine Klanstellung die feierliche Erklämng abgegeben, daß er 

meines Antrages die Meine Herren, als ob es darauf ankäme! Als 

9. F&mar gewesen immer wbeder gestimmt, wenn wir verlugt 

trahunt. - Worte belehren, aber Beispiele 
überzeugen." Diese Beiispifele Fhres guten Wil- 
lens haben Sie bei den Abstimmungen nicht 
erbracht. Mit Worten ja, mit Taten nein! Vier- 
stehen [Sie {daher, welche inneren Bedenken 
wir gegen diese ganze Vorgangsweise haben? 
Meine Damen und Herren des Hohen Land- 
tages! Wir sind also der festen t f b e r z e u m ,  
daß durch Ihr Verhalten in Niederösterreih 
eine echte Krisensituation entstanden ist. 
Wenn der Herr Aibg. Robl 'darauf hinweist, 
daß wir trotzdem ein Budget verabschiedet 
und gemeinsame Beschlüsse gefaßt habm, 
dann leugne ich das nicht. Wir verwalten auch 
in $der Landesregierung gemeinsam, weil uns 
die Verfassung {dazu verpflichtet und wir dmu 
berufen sinld. In dieser Grundsatzfrage, dime 
letzten Endes (die Politik Niaderösterreichs 
entscheidend mitbestimmt, ist aber (das Ver- 
trauen nicht vorhanden, daß durch Ihre Hal- 
tung eine wirkliche Klarstellung iuinid Verhin- 
derung von Schaden des Lanides Nideröster- 
reich erfolgen könnte. Vielleicht sind Sie in 
einem Irrtum befangen, der Sie betriebblind 
macht; vielleicht gibt es welche, die seihen- 
den Auges diesen Weg gehen. Ich bin über- 
zeugt, daß es auch hier Gruppierungen geben 
wind, die wir nicht feststellen unid untersu- 
chen können. Wir können nur mit Ihrer Ge- 
samthaltung rechnen und (diese zum Kriterium 
unseres Verhaltens machen. 

Meine Herren! Ich glaube, Sie haben in 'der 
gestrigen Albstimmung einen gewissen Mut 
zur Antiidemokratie aufgebracht; heute mani- 
festiert sich eine gewifsise Feigheit in den ide- 
mokratischen Spielregeln. Denn es ist meiaer 
Uberzeugung nach noch nicht dagewesen, 
daß eine Mehrheit, wenn sie von einer star- 
ken Minderheit aufgefondert wurde, Neuwah- 
len auszuischre$ben, dies verweigert hat, weil 
jdde Partei genau weiß, daß das Volk, wenn 
sie ldies tut, (doch zur tfberzeugung kommen 
muß, daß man sich vor idiesen Wahlen fürch- 
tet. Wenn (das Volk der Richter in der Demo- 
kratie ist, dann scheuen Sie das iGericht (des 
niederösterreichischen Volkes. (Beifall bei der 
SPÖ.) Das ist (das Entscheidende, unld 'das m ß  
klar und deutlich in den Vordergmnd gestellt 
werden. 

Der Herr Landeshaupimann 'hat nach Mit- 
teilung im heutigen ,,Volhsblatt" erklärt: 
,,Sollten 'die Sozialisten an ihrer Auffassung 
festhalten, daß eine Zusamimen'arbeit mit (der 
derzeitigen ÖVP-Führung in Niederösterreich 
nicht möglich sei, müßte such 'die Volkspartei 
verschiedene uberlegiungen anstellen. Vor al- 
lem würde sie unter Umstanden prüfen, ob 
das zu Beginn der Gesetzgdbungsperide ge- 
troffene Koalitionsabkommen in der iderzeiti- 
gen Form aufr(echtenha1ten werden könnte." 
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Zunächst, meine Herren, eine Feststellung: 
Ein Koalitionsabkommen ist nicht abgeschlos- 
sen worden. Wir haben zwar immer eines 
verlangt, weil wir gemeint haben, daß sich 
viele Dinge bereinigen ließen, wenn wir eines 
hätten, aber Sie haben erklärt, wir brauchen 
keines, die Verfassung regelt alles. Ich wüßte 
also nicht, welches Abkommen Sie künldigen 
könnten. Und wenn Sie uns !drohen, daß Sie 
uns in der Ausübung unserer verfassungsmä- 
ßigen Rechte als Regierungsmitglieder beihin- 
dern ader beschränken wollen, dann erkläre 
ich Ihnen: Wir sind nicht hier als Fbegierungs- 
mitglieider von Gnaden der Österreichischen 
Volkspartei, sondern kraft unserer Stärke und 
der Stärke der sozialistischen Wähler Nieder- 
Österreichs. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ. - 
Abg.  Anzenberger: Auch die ÖVP ist kraft  
der Wähler hier!) Ja, auch Sie. - Aber was 
ist das für  einje Demokratie, wenn man immer 
wieder der zweiten Partei drohen und ihr 
Angst machen will: Wenn ihr \brav seid, wer- 
den wir euch gut behanideln, aber wenn ihr 
schlimm seid, werden wir euch das Regieren 
unmöglich machen. So kann man die Dinge 
nicht sehen. Den Herrn Landesrat Resch, der 
diese Droihlung ausgesprochen hat, 'habe ich 
einen „Millimetternich" genannt. Er  ist heute 
weg, ab'er die Soeialisten siad ida. (Beifall bei 
der SPÖ.) Ich bin überzeugt, es wird Ihnen, 
wenn Sie die Dinge weiter so betreiben, um 
kein Haar besser ergehen. 

Herr Abg. Rdbl, Sie haben erklärt, die 
Österreichische Volkspartei bemüht sich um 
Ondnung. Ich möchte sagen: Sie bemüht sich 
oftmals nur um eine Scheinordnung. Es gibt 
genauso eine Scheinordnung, wie es Schein- 
heilige gibt. (Neuerlicher Beifall bei der SPÖ. 
- Abg. Dipl.-Ing. Robl: W e r  sind die Schein- 
heiligen? - Präsident We iß  gibt das Glocken- 
zeichen. - Zwischenruf des Abg. Stangler.) 
Werden Sie nicht nervös, Herr Abg. Stangler, 
sonst könnte auch um Sie ein solcher nebu- 
loser Heiligenschein auftauchen. 

Meine Damen und Herren des niederöster- 
reichischen Landtages! Ich will Iden vielen 
Einzelheiten, die in der Argumentation vor- 
gebracht wonden sind, keine neuen hinaufü- 
gen. Mir ist es (darum gegangen, Ihnen noch 
einmal grundsätzlich zu sagen, warum wir 
diesen Antra,g gestellt haben, warum wir zu 
dem Antrag stehen und warum wir iihn für 
richtig halten. Sie können ihn ablehnen - 
Sie sinld die Mehnheit. Sie werden aber dem 
niederösberreichischen Volk begreiflich ma- 
chen miüssen, warum Sie nicht den Mut auf- 
gebracht haben, sich den Wählern zu stellen. 
Sie wenden dem niederösterr6ichischen Volk 
erklären miüssen, wanum Sie Maßnahmen tref- 

fen -- und immer wieder treffen! -, die nicht 
im Interesse des Landes Niederösterreich lie- 
gen. 

Meine Herren von der Österreichischen 
Volkspartei! Heute sind Sie hier noch in lder 
Mehrheit, [das müssen wir zur Kenntnils neh- 
men. Aber ich bin überzeugt, daß sich das 
Rad der Zeit nach vorwärts ,dreht und daß 
einmal aiuch die Niederösterreicher, wenn es 
um sie geht, sagen werden: Gezählt, gewogen 
und zu leicht befunden. Vielleicht sagt man 
dann auch: Zu leichtfertig befunden. Entschei- 
den Sie, (wie Sie wolben. Wir werden unsere 
Pflicht für dieses Land erFüllen, und ich bin 
überzeugt, die niederösterreichische Bevölke- 
rung wird uns für diese Erfüllung unserer 
Pflicht {dankbar sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSI~DENT WEISS: Als nächster Redner 
kommt (der Abg. S t a n  g 1 e r zum Wort. 

Abg. STANGLBR: Herr Präsident! Haher 
Landtag! Herr Landeshauptrnannstellvertpe- 
ter Dr. Tschadek hat soeben, so schien es mir 
jedenfalls, eine abschließende Erklärung über 
die Haltung der sozialistischen Lanidtagsfrak- 
tion abgegeben. Ich glaube aber, es wäre ge- 
rade bei seiner Stellung, aber auch bei sei- 
nem Alter würdiger gewesen, sich hier nicht 
einer Rhetorik zu bedienen, die man vielleicht 
einem jungen Abgeordneten zugestehen kann. 
Aber als Landeshauptmannstellvertreter mit 
Allgemeinplätzen aufzuwarten und Verdäch- 
tigungen wie ,,Scheinheilige" auszusprechen, 
ist in dieser Stellung unwürdig; nehmen Sie 
das zur Kenntnis. 

Ich weiß schon, ldaß wir Sie nicht üiberzeu- 
gen können. Der Lrihalt k e r  Reden war doch 
eindeutig darauf iabgestellt, jede Erklärung 
der ÖVP und der ÖVP-Sprecher als unglaub- 
wündig und als Lippenbekenntnis abzubun. 
(Abg.  Graf:  Das haben j a  Sie bewiesen. - 
Abg. Dr. Brezovsky: Sie sind der Verteidiger 
Müllners!) Es wird von Ihnen Rufmorid am 
laufenden Band \begangen, vor allem deswe- 
gen, weil Sie ununterbrochen von diesem 
Rednerpult aus Leute angrieifen, die gar nicht 
in der Lage sind, Ihnen hier zu antworten 
und sich zu verteiidigen, weil sie nicht Mit- 
glieder dieses Hohen Hauses sind. Daher wäre 
es zweckmäßiger, Sie wünden sich in solchen 
Fällen auf andere Ebenen begeben, wo Ihnen 
diese Menschen entgegentreten können; hier 
ist es zu billig. 

Ich möchte nun auf Ihren Antrag zurück- 
kommen. Sie sagen, Ihr Antrag sei begrün- 
det, weil das niederösterreichische Volk be- 
unruhigt ist. (Abg.  Graf:  Ist es vielleicht er- 
freut?) Man könnte ebenso sagen, daß Sie 
nichts unversucht lassen, um gewisse Dinge 
immer wieder anzuheizen - ich verweise auf 

Ihre Presseaus 
renz -, dami 
thema, das Sie 
unterbrochen i 
Von Ihnen ilst j 
geredet wurde 
ter Vorschlag ; 
wart, auch lde: 
tages, und zu 
aufgezeigt won 

Ich unterstre 
neter unserer 
gesagt hat. Zw( 
Reden über di 
Mensch macht I 
geschieht unld U 
schehen soll. A 
nicht zu berühr 
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Ihre Presseaussendung von lder Pressekonfe- 
renz -, damit Sie Ihr einziges IGesprächs- 
thema, das Sie seit Jahr und Tag haben, un- 
unterbrochen in die Debatte werfen können. 
Von Ihnen ist in den vielen Stunden, 'die hier 
geredet wurden, noch kein einziger konkre- 
ter Vorschlag zu Iden Problemen (der Gegen- 
wart, auch des niederösterreichischen Land- 
tages, LUKI zu den Problemen der Zukunft 
aufgezeigt worden. 

Ich unterstreiche, was ein junger Abgeond- 
neter unserer Partei, Kollege Anzenberger, 
gesagt hat. Zwei Tage stundenlang nichts als 
Reden übrer die Vergangenheit! Ein junger 
Mensch macht sich Sorgen daaber,  was heute 
geschieht und was morgen in diesem Land ge- 
schahen soll. Aber (das scheint Sie iüberhaupt 
nicht zu #berühren. Dicese Stimmung wird eben 
angeheizt, weil Sie sich davon ein fiür Sie 
besseres parteitaktisches und wahltaktisches 
Ergebniis erwarten. 

Sicherlich kann I ' h e n  niemand das Recht 
nehmen - dais ist in 'ein'er Demokratie be- 
gründet -, auch weiterhin aber nichts )an- 
deres zu reden. Aber nehmen Sie zur Kennt- 
nis, das niederösterreichische Volk erwartet 
sicherlich in der Frage der Landesgesellschaf- 
ten und auch in der Causa Müllner eine Ent- 
scheidung. Es sind auch schon viele Entschei- 
dungen gefallen, und das Gericht wind noch 
weitere Entscheidungen fällen. Aber dieses 
Hohe Haus und die Landesregierung haben 
auch für )die Zukunft eine Aufgabe zu leisten; 
Sie sollten uns nicht dauernd behindern, diese 
Arbeit zu tun. 

Sie haben wiederholt in Presseaussendun- 
gen unld auch in Iden Reden !hier währenld lder 
letzten bieiden Tage enklärt, Landesregierung 
und Landtag - das heißt, \die OW-Mehrheit 
- seien aktiomunfälhig. Der Herr Abgeord- 
nete Czbdlik hat heute gesagt, ein produktives 
Arbeiten in diesem Land ist nicht mehr mög- 
lich. Herr Laadeshauptmannstellv8ertreter 
Dr. Tschadlek, Sie haben eben vor wenigen 
Minuten erklärt, auch (die gestrige Abstirn- 
m'mg habe wieder bewiesen, idaß eine Lö- 
sung in 'diesem Lande nicht möglich ist. Sie 
überzeugen nicht, auch wenn Sie noch so 
schöne lateinische isprichwörter zitieren. 
,,Verba docent, exempla trahunt" - auch wir 
haben es gelernt, Herr Lanideshauptmannstell- 
Vertreter. Aber es sind schon auch Taten ge- 
setzt worden; Herr Landeshauptmann Maurer 
ist der lebendige Zeuge 'dafür. Von Ihnen b- 
ben wir bisher immer nur die Worte gehört, 
aber keine Taten gesehen. (Beifall bei der 

Ich habe geglaiulbt, man kann vielleicht doch 
im Laufe dieser Diskussion auch zu komtruk- 

' 
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tiven Themen kommen; aber vielleicht miis- 
Sen wir noch einige Stunden reden. Ich war 
der Meinung, daß zau all den Dingen, die in 
Frage Contibank d e r  Auflösung des Land- 
tages zur Debatte stehen, #auch {andere Dinge 
zu sagen gewesen wären. Aber dem war nicht 
so. Jede Rade von uns wunde {damit beant- 
wortet, $aß alles unglaubwürdig ist, 'alles nur 
Lippenbakenntnisse seien. Sie haben auch 
Aiageondnete dieses Hauses angegriffen; die 
können sich aber hier verteidigen. Wenn 
es sich jedoch um Mitbürger handelt, die das 
nicht tun können - umd Sie sprechen solche 
Vendächtigungen aus -, ,dann ist es &n- 
dest ein versuchbei- Rufmord, den Sie Ihtrei- 
ben. Ich sehe mich (daher g e z m g e n ,  einige 
dieser iDinge noch einmal aufzuzeigen uMc[ mit 
Ihnen darüiber zu sprechen. 

Eis ist eine beliebte Meühde von Ihnen ge- 
worden, mit mehr d e r  weniger Theatralik 
von diesem Platz aus mit erhobenem Zeige- 
finger die Abgeoridneten zu vendächtigen. Das 
sind wir gewohnt, das ist in diesem Hause mir 
Methode gewonden. Sie versuchen aber anich 
Zwietracht zu säten und einmal Iden und dann 
wieder jenen gegen den anderen auszuspie- 
len. Auch \das haben wir schon erlebt. 'Es ge- 
ntigt nicht, daß man eimnal sagt, der wäre 
gut unid ausgezeichnet, aber alle anderen.. .! 
Als der gesprochen ihat, den Sie loben, hat 
aber ein prominenter Sprecher Ihrer Parbei 
gesagt, tauf die Zwischenbemerkungen, auf  
die Polemik möchte ich nicht eingehen. Man 
kann nicht versuchen, Zwietracht zu säen und 
zu hoffen, vielleicht bringt man doch die OVP 
durcheinander. Wir sind eine Gemeinschaft, 
die vom richtigen Weg überzeugt ist, und es 
wind Ihnen nicht m6glich sein, einen gegen 
den anderen awzuspielen. Sie haben diese 
Methode ja nicht erst gestern und heute, sm- 
dern schon seit längerer Zeit betrieben. 

Ich möchte mich nun mit (dem Ankauf 'des 
Stammkapitals (der Wolhnungsgenossenschaft 
NIOBAU (durch zwei Institutionen, 'den Ge- 
meindevertreterverband 'der OVP und ldie Ge- 
meinnützige Bau- und Siedlungsgenowen- 
schaft fiir Anbeiter und Angestellte, beschäf- 
tigen. Kollege Laferl hat sehr klar und deut- 
lich (gestern hiezu 'die Antwort gegeben, ich 
kann mich idaher kurz €assen. Dieser Kauf ist 
ondnungsgemäß nach den österreichischen Ge- 
setzen vor einem Notar vollzogen worden. Es 
ist schon geistern gesagt worden, daß nach 
dem Wohnungsgemeinnützigkeibsgesetz, \das 
in diesem Falle angewendet Weden muß, 
klar ausgesagt ist, daß beim Erwerb von 
Gesellschaftsanteilen gemeinnütziger Woh- 
nungsunternehmungen diese AnteiBe nur zum 
Nominale erworben werden können. Das ist 
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geschehen, das ist ordnungsgemäß nach öster- 
reichischen Gesetzen vor einem österreichi- 
schen Notar erfolgt. Wozu werfen Sie das 
wieder in ld6e Debatte und rufen ,,Der Brolsig 
hat gekauft!" Der Brosig hat ad personam 
gar nichts gekauft. Beschlüsse zum Ankauf 
sind erstens in dem zuständigen Forum (der 
Gemeinnützigen Wohnungsgesellshaft fiir 
Arbeiter und Angestellte und zw'eibens vom 
zustandigen Forum $dies OVP-Qemeiindevertre- 
terverlbandes für Niederösterreich beschlos- 
sen uad durchgeführt wonden. Holen Sie sich 
nicht einen 'heraus mit der Methode „der 
Brosig ha t  gekauft", !damit man i n  (der Öffent- 
lichkeit Iden (Eindruck gewinnt, weil (dieser 
Kauf vollzogen wurdme, wurde damit etwas 
Unrechtes gegen 'die österneichischen (Gesetze 
getan. Haben Sie )doch Iden Mut, klagen Sie, 
gehen Sie zu Gericht, aber sprechen Sie nicht 
von dieser Stelle aus, wo sich der Betreffende 
nicht verteidigen kann. Aber idas ist so bei 
Ihnen, wer in Ihr Konzept nicht paßt, der 
wird unterschwellig geschmäht unld angegrif- 
fen. Da wenden Behauptungen iauf;gestellt, 
dile vielleicht in der Öffentlichkeit ,die Mei- 
nung hinterlassen könnten, daß auch hier ein 
Korruptionist tätig ist. Ich (darf nochmals 
feststellen: Nach österreichischen Gesetzen 
und vor einem Notar ist der Kauf ondnungs- 
gemäß abgeschlossen wonden. Es geht nicht 
um Privateigentum, die NIOBAU Igdhört nie- 
manidem persönlich; (die uustänidigen beiden 
Vereinigungen haben diese gemeinnützige 
Genossenschaft gekauft. 

Und nun zum zweiten unterschwelliigien An- 
griff, gegen Iden ich mich s&r energisch ver- 
wahren möchte. Der Herr Landedhauptmann 
hat ganz offen in (der Regierungssitzung - 
und auch hier wind er es noch tun - ibe- 
kanntgegeben, daß er als Fachgutachter den 
Herrn Universitätsprofessor Dr. Kastner in 
Sachen Contibank zugezogen hat. Sie spra- 
chen immer von Rechtsanwalt Dr. Kastner. 
Darf ich (dazu feststellen, ldaß er natürlich 
Rechtsanwalt ist, aber er betätigt sich zur 
Zeit nicht als Rechtsanwalt, sondern höchstens 
als Gutachter, wenn er darum ersucht wird. 
Er hat derzeit die Lehrkanzel für  IGesell- 
schaftsrecht an )der Universität inne. Ich glau- 
be, auch {das wird von Ihren Fachleuten zu- 
minidest aneiikannt. Er ist eine unbestrittene 
Autorität auf dem Gebiete (des Gesellschafts- 
rechts. Fragen Sie Fachleute, nicht Partei- 
Strategen, wie sie üiber Universitätsprofessor 
Dr. Kastner denken. 

Darf ich folgenldes sagen: Wie haben Sie 
das gestern wieder gemacht? Sie haben er- 
klärt, (Dr. Kastner Iwind von Landeshaupt- 
mann Maurer als Gutachter beigezogen, als 
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Fachmann, derselbe Dr. Kastner, der schon Si'e sie nennen 
einmal ein Gutachten iiber die NEWAiG ab- Wurf, daß etwa 
gegeben hat. Hier ist schon wieder eine un- meine Herren? P 
tenschwellige Bemerkung. Dr. Kastner hat im mtsdirektor, der 
Jahre 1960 auf Ersuchen des Vorstanldes ein des, da mit hin€ 
Gutachten albigegeiben. (Abg. Marsch: Nein, 
auf Ersuchen Müllners!) Also gut, auf Ersu- reich noch kein 
chen [des damaligen Ceneraldirektors M(ü11- Recht eines Staa 
ner. JeOzt muß man nur fragen, )hat er (das gentum das ,gute 
Recht older hat er es nicht! Vielleicht bestrei- nen Grund, solch 
ten Sie auch gleichzeitig, daß lder Landes- sagen, als wiirde 
hauptmann das Recht $at, ihn als Gutachter kauft oder der A 
beizuziehen. (Zwischenrufe bei der SPÖ - chisches Recht VE 

Präsident WEISS: Lassen wir doch bitte den 
Herrn Abgeordneten ausreden, die Debatte darf ich Ihnen sa 
kann dann weitergeführt werden. Wir schaf- an, wo der Herr 
fen dadurch eine ruhigere Atmosphäre.) Baumgartner seir 

oder schlecht ank 
persönliche Ange Sie haben sich hiebei auf Iden Rechnungs- 

hofbericht bezogen. D,as ist Ihr gutes Recht. 
Der Rechnungshoifbericht spricht in Imehreren 
Fallen von zu hohen Honoraren und führt Der Herr Kolh 
auch (die Namen an. Ich (habe mich noch ge- ehemaligen Lanidf 
stern abend bzw. gestern nacht \bei einem Bundesnat Kaspa 
Fachmann darüber erkundigt. Di'e Honorar- Contibank 1966 (' 
note, die der Herr Prof. Kastnler gestellt hat, Ihnen das genaue 
entspricht den Tarifbestimmungen der Rechts- leicht habe ich )da 
anwälte. Sie ist nicht als zu hoch zu betrach- abgeihoben. Wir k 
ten, denn die Tarife richten sich nach Iden Be- 
trägen, um die es dabei (geht. Je höher das 
Punktum um so höher (die Tarife. Lassen Sie 
gefalligsi Leute aus dem Spiel, (die Ihnen 
vielleicht nicht genade in Ihre taktischen Über- 
legungen hineinpassen. (Abg. Marsch: Glau- 
ben Sie, der Müllner hat sich dumme Leute 
genommen?) Das spräche höchstens für ihn, 
wenn er sich nicht mit dummen Leuten um- 
geben hat. Warum haben Sie denn (darüber 
gesprochen? Weil gestern von Prof. Kastner 
gesprochen wunde, der jetzt  als IGutachter 
herangezogen worden 'ist, nicht damals! (Lan- 
desrat Rösch: Als Rechtsanwalt herangezo- 
'gen, laut seinem Schreiben!) 

Ein weiterer Fall. Sie haben auch gestern 
- ich weiß jetzt nicht genau, welcher Redner 
von Ihnen darüber gesprochen hat, ich glaube, 
es war der Herr Abg. Czidlik - den Herrn 
Lanldesamtsdirektor Hofrat Dr. Baumgarher 
genannt, weil er Aktien (der Contibaak be- 
sessen hat. Das ist schon wieder Grund ige 
nug, um auf ihn unberschwellig hinzuzeigen, 
mit der Absicht, Idaß sich vielleicht jemand 
findet, auch ihn als Korruptionisten anzu- 
schauen, weil er Iihnen vielleicht unbequem 
ist. Meine sahr verehrten Herren lder Sozia- 
listischen Partei, lassen Sie mich ldaziu folgen- 
des sagen. Der Herr Landesamtsdirektor Hof- 
rat Dr. Baumgartner hat im Jahre 1962 5 Ak- 
tien A 1000 1s von der Contibank gekauft, so- 
genannte Volks- oder Kleinaktilen, wie immer 
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Sie sie nennen wollten. Wo liegt d a  ein Vor- 
wurf, daß etwas Unsauberes dabei wäre, 
meine Herren? Wieso ziehen Sie den Landes- 
amtsdirektor, den ersten Beamten dieses Lan- 
des, da mit hinein? Mieine Herren, darf ich 

l Ihnen sagen, Aktien zu besitzen ist in Öster- 
reich noch kein Verbrechen, es ist das gute 
Recht eines Staatsibürgem, genauso wie Ei- 
gentum das gute Recht ist. Sie haben gar kei- 
nen Grunrd, solche Dinge so unterschwellig zu 
sagen, als würide sich jemand, der sich Aktien 
kauft oder der Aktien besitzt, gegen bsterrei- 
chisches Recht vergangen oder eine unmora- 
lische Handlung blegangen haben. Im )übrigen 
darf ih Ihnen sagen: Es geht Sie gar nichts 
an, wo der Herr Landesamtsdirektor Doiktor 
Baumgartner sein Geld anlogt. Ob er es gut 
oder schlecht anlegt, (das ist immer noch seine 
persönliche Angelegenheit. (Bei fal l  bei  der 
OVP.) 

sogar Rechnungen f;ür eine Druckerei. Ich 
möchte das nicht weiter ausbauen. Ich habe 
das festgestellt, weil auch das wieder ein 
Fall ist, den Sie hineinwerfen, der nicht so- 
fort widerlegt werden kann, dier aber die Ab- 
sicht hat, Rufmord m u  begehen. Schon w i d e r  
einer! Zuerst der Herr Landesamtsdirektor, 
jetzt ein Bundesrat, Obmiann eines Vereines, 
wo der Anschein erweckt werden soll, daß 
wieder ein Fall von Korruption vorliegt. 
( A b g .  Marsch: Nicht  d e n  Anschein! E in  echter 
Fall v o n  Korruption!)  Wenn Sie die Unter- 
lagen haben, dann machen Sie eine Anzeige! 

Der Herr Kollege Czidlik hat Enklärungen 
des Abg. Robl, eines maßgeblichen Funktio- 
närs der  ÖVP NiederÖsterreichs und unseres 
Klubs, in Zweifel gestellt, er ,hat ebenso Er- 
klärungen des Herrn Landeshauptmanns von 
gestern in Zweifel gestellt. Ich nehme mir 
nur die Aussendung 'der SPÖ-Aibgeordneten 
anläßlich ihrer Ppessekonferenz her, wo Sie 
trotz aller feierlichen Erklärungen, auch der 
feierlichen Erklärung des H(errn Lanideshanipt- 
rnannes von gestern, sagen: Das Versprechen 
des Landeshauptmannes bei seinem Amisan- 
tritt, restlose Klariheit z'u schaffen, wurde bis 
zum heutigen Tag nicht erfüllt. Die Vendunt- 
lungsalktionen gehen weiter. Das sagen Sie 
im selben Atemzug, wo Sie Iden Landesbaupt- 
mann nennen. Meine Berren, ich bin über- 

Der Herr Kollege Marsch hat gestern den 
ehemaligen Landessekretär des ÖAAB, Herrn 
Bundesnat Kaspar, zitiert, er habe bei )der 
Contibank 1966 ( A b g .  Marsch: 1963! Ich gebe 
Ihnen das  genaue Datum!)  older 1963 - viel- 
leicht habe ich )das falsch notiert - 70.000 S 
abgahuben. Wir ha'ben uns sofort erkunmdigt. 

' (Landesrat Rösch: Spät ! )  IDer Herr Landes- 
sekrietär Josef Kaspar hat als Obmann des 

t Nilederösterreichischen Preßvereines von 
; einem Sparbuch bei der Contibanlk ( A b g . :  zeugt, es giibt (keinen Funktionär 'der um, 

Marsch: Über  das V i k t o r  Mül lner  ver füg te ! )  
diesen Betrag abgehoben. Dieses Sparbuch ge- 

' hört dem 'Nliederösterreichischen Preßvereiln, 
dessen Obmann 'er ist. Ich möchte jetzt fra- : gen, ob ein Obmann noch das Recht hat, von 
dem Konto seines Vereines Geld abzuheben 
oder nicht? Welche Verdächtigung ist da wie- 

, der? (Unruhe  bei  der SPÖ. - A b g .  Marsch: 
I Dort, w o  die Gelder he rkommen! )  Ich muß 
1 Ihnen noch einmal sagen, wenn ein Verein 1 ein Konto bei irgendeiner Bank, ganz gleich 
1 welcher, auch 'wenn es die Contibank ist, 
führt, idann ist es Sache dieses Vereines 

t (Abg.  Marsch: Jawohl!)  und seiner Funktio- 
näre. Ich halte es nicht für richtig, daß Sie 

1 sich aiuch schon erlauben, in (die Rechte ande- 
1 rer Vereine einzugreifen. Lassen Sie das ru- 
1 hig Sache der Organe dieser Vereine sein. 
t Das wurde ordnungsgemäß vom eigenen Spar- 
' buch abgehoben. Ich bitte, ld'as höflichst zur 1 Kenntnis zu ndhmen. ( A b g .  Marsch: A u c h  das 
sind Gelder v o m  Herrn  Müllner,  die  er d e m  
Land en tzogen  hat!)  Das ist eine Behaup- 
tung von Ihnen, (die nicht wahr ist. ( A b g .  
Marsch: Nein ,  das  i s t  wahr! )  Dieses Spaarbuch 
ist ein Privatsparibuch eines Vereines gewe- 

t sen, der darauf Eiinzahlungen gemacht und 
danaus Rechnungen bezahlt hat; in dem Fall 

möge er heißen wie immer, dem Sie Glauben 
entgegenbringen, #dem Sie (Glauben schenken. 
Denn wenn Sie die Erklärung abgeben mtiß- 
ten, jawoihl, der hat  jetzt ordnungsgemäß ge- 
handelt, 'dann hätten Sie keinen Gmlnd mehr, 
in [der Sache weiter zu bohren older ,diesen 
Fall weiter anzuheilzen. Ich weise das zurück. 
Sie halben auch als Demokraten nicht das 
Recht dazu! Ich gliaube, man kann doch sagen, 
daß wir unsere Meinungen und Äußerungen 
- auch hier - gegenseitig zu achten haben 
und daß es nieman'dem zusteht, jedem Red- 
ner, der herauskommt, nachher direkt dler  
intdirekt vorzuwerfen, baß das, was er ge- 
sprochen hat, (die Unwahrheit sei, Idaß es also 
von Ihrer Wahlmeinung allein abhängt, was 
Recht und was Unrecht, was Wahrheit und 
nicht Wiahriheit ist. Meine Herren, da5 ist ein 
sehr undlemokratisches Verhalten. Setzen Sie 
sich mit den Problemen auseinanider, setzen 
Sie sich mit unseren Äußerungen auseinan- 
der, aber geben Sie es doch endlich einmal 
auf, zu klassifizieren unld zu sagen: Wenn 
wir dastehen, so ist es die Wahrheit, wenn 
Vertpeter 'der ÖVP (dastehen, ist es (die Un- 
wahrheit. Wenn LandeAauptmanmtellvertre- 
ter Dr. Tschadek dasteht, ist es heilig, wenn 
anldere dadtdhen, ist es scheinheilig. So kann 
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man nicht argumentieren, auch nicht in einer 
Demokratie. Mit diesen ewigen Verdächtigun- 
gen und Schmäihungen von Funktionären, die 
sich bei Gott Jahr und Tag bemiihen, dieses 
Problem einer ordentlichen L&smg nizufüRi- 
ren, wind auch nicht eine Gesprächsatmo- 
sphäre erzeugt, die zu echten, konstruktiven 
Lösungen führen kann. 

Ich komme jetzt zu weiteren Ihrer Vor- 
würfe. Sie haben aueh (den nwen Landes- 
Sekretär des ÖAAB, Herrn Ing. Gassner, ge- 
nannt. Er war Auf,ichtsrat in der Contibank. 
Ich muß Ilhnen tauch wieder sagen: Wo ist das 
nach dem ästerreichtschen Recht ein Verbre- 
chen? Ist das eine Ursache, ihm vorzuwerfen, 
er hätte sich einer ungesetzlichen Handlung 
schuhdig gemacht? Wtas ist fdieser Landesse- 
kretär Gassner? Er ist Landesbeamter; es ist 
bekannt, daß sehr viele Landesbeamte und 
Bredienstete #der Landesgesellschaften Volks- 
aktien, Kleinaktien erworben haben. Es hat 
sich sogar ein Veilein zur Pertretung der 
Kleinaktionäre gebildet, und in ideren Vertre- 
tung ging Ing. Gassner in den Aufsichtsrat 
dieser Bank. Er hat also die Interessen der 
Kleinaktionäre, der Kleinen, (dort vertreten. 
Es ist also nicht sehr (schön, jauch hier wieder 
einen Vomvzirf zu erheben oder diese Tat- 
sachen, sdaß #er [dort tätig war, allein schon 
wieder zum Anlaß zu nehmen, um mit dem 
Finger auf ihn zu zeigen und zlu sagen, er 
wäre vielleicht auch ein Korruptionist. 

Herr Abg. (Czidlik hat, wenn ich mich recht 
erinnere, Wber die ,,Niederösterreichischen 
Perspektiven" gesprochen, also iiber jene illu- 
strierte Zeitschrift, )die Mr Niederösterreich 
und für niederösterreichische Belange werben 
soll. Sie haben festgestellt, Idaß Herr Hofrat 
Weber der verantwortliche Redakteur ist. Das 
steht dhnahin in der Zeitschrift, das ist gar 
kein Geheimnis. 

Sie haben auch kritisiert, idaß um Imerate 
geworb\en #wird und daß für lcliese Inserakn- 
Werbung ein Mann tätig ist. - Wie ich in- 
formiert bin, ist im Rahmen der Regierung 
iiber diese Dinge gesprochen worden, weil 
Herr Landeshaupijmannstellvertreter Doktor 
Tschadek das Impressum dieser Zeitschrift 
kritisiert hat, in dem tdas Presseamt als Her- 
ausgeber angefülhrt war. Es ist richtig, daß 
bei einer Zeitschrift, die vom Land heraw- 
gegeben wird, das Impressum ,,Land Nieder- 
österreich" lauten miüßte. Das iS;t auch sofort 
geä'ndert worden. Aber, meine Herren, e i t  
20 Jahren steht (dasselbe I m p m m  in den 
offlziellen ,,Amtlichen Nachrichten". Da ist 
es noch niemand aufgefallen, da hat e6 noch 
niemand kritisiert, da hat noch niemand et- 
was KritikwiirdLges danan gefunden. Wahr- 

scheinlich schaut mian sich die ,,Amtlichen 
Nachrichten" weniger genau an als eine Iliu- 
strierte. Nur darauf kann dies meiner Mei- 
nung nach zlurückmfiihren sein. 

Meine Berren! Das ist aber kein Geheim- 
nis. Das ist ja offen (besprochen worden. Eine 
solche Illustrierte gibt anich Wien unter dem 
Titel ,,Stadt Wien" heraus. Sie hat ein ähnli- 
ches Impressum, und man hat lsich bisher 
nicht ldaran gestoßen. 

Die Finanzierung (dieser Zeitschrift ist auch 
kein Gehleimnis. Es ist besprochen worden, 
daß ein Mann dile Inseratenwerbung tiber hat, 
der die gewerberechtlichen Voraussetzungen 
für  die Werbung von Inseraten erfüllt. (Lan- 
desrat Rösch,: Erfüllt er sie?) Er erfüllt sie, 
ich habe mich erkundigt. (Landesrat Rösch: 
Wo?) Nun, bei wem wende ich mich erkundigt 
haben? (Landesrat Rösch: Bei der Handels- 
kammer!) Nein, beim Herrn Hofrat Weber, 
der hat mir das mitgeteilt. (Landesrat Rösch: 
Er ist ja kein Inserierungsberechtigter!) Er 
ist berechtigt, Inserate zu wehen, und das 
ist sogar sehr voiteilhaft gewesen. (Abg. Czidd 
Zik: Für wen?) Man hätte ja sonst diese Zeit- 
schrift gar nicht herausgeben können. Sie ist 
ztmifiellos ihrem Inhalt und ihrer Aufma- 
chung nach so gut, daß Sie sie nicht kritisiert 
haben, Sie haben nur das Impressum kriti- 
siert. Inhalt und Aufmachung stehen altso an- 
scheinend auBer Debatte und auaer Streit. 

Mian hat sich dadurch erspart, Budgetmib 
tel verwenden zu müssen, tdie ohnehin da* 
nicht vorhanden wären. Aber, meine Herren, 
es wird sich niemand daran stoßen, wem 
ein anderer Weg beschritten wid.  Wenn die 
Sache gut ist, kann meiner Meinung nach 
ohne weiteres ieuch im Budget dafür Vorsorge 
getroffen werden. 

Aber jetzt lassen Sie mich noch etwas sa- 
gen: Wir geben vielleicht auf (diesem Gebiet 
zuwenig aus. Die Stadt Wien hat, wenn idi 
mich richtig erinnere, für Werbezwecke, also 
für Schriften, Plakate usw., iauch für die t5g- 
liche Werbung und für (die Slogans im Rund- 
funk, also fiür die öffentltiche Meinungsm- 
dung, einen Eetrag von 24 Millionen Schilling 
in ihr Budget eingebaut, um eine entspre- 
chende Propaganda für die Leistungen der 
Stadt Wien miachen zu können. Und warum 
ist das von Ihrem Redner wieder so unter- 
schwellig gesagt (worden? Er hat es s o  gesagt, 
als ob hier mit den Inseraten anscheinend 
schon wieder ein unsauberes Geschäft ge- 
macht würde. Aber, meine Hermn, fragen 
Sie doch diesen Landesbbeamten, nachdem Sie 
ohnehin im Rahmen der Regierung schon 
zweimal iiber (diese Frage gesprochen hakn, 
reden Sie ein drittes Mal darüber. Er wird 
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Eben j,&e Aufklänung geben. Sie haben die 
Mäglichk'eit, jederzeit mit diesem Beamten 
zu reden. Sie brauchen ilhn gar nicht - direkt 
oder unterschwellig - von 'diesem Redner- 
pult laus mi verdächtigen oder anzugreifen. 
Das kann alles in einer offenen Aussprache 
geklärt werden. Sie Weden hier nicht im 
geringsten auf irgendwelche unsaluberen 
Handlungen stoi3en. Aber tdas ist es ja, wo- 
gegen wir 'uns SO verwahren müssen. 

Gestern hat zum Beispiel Herr Landesrat 
Misch gesagt, ldaß der Unterstübzungsverein 
Chriistlichier Arbeitnehmer im zentralm 
Vereinakataster im Innenministerium, wo er 
sich erkundigt hat, nicht eingetragen sei. 
Dann Iwuxl.de 'in dem Zusammenhang erklärt, 
dieser Verein soll angeblich in Mödling sei- 
nen Sitz ha'ben, (da müßte ja die Bezirks- 
hauptmannschaft etwas davon wissen. Wahr- 
scheidich - und jetzt ergibt sich schon die 
nächste IMQlichkeit - kann man da schon 
wider  dnen Beamben oder eine Institution 
des Lardes unterschwellig angreifen. {Landes- 
rat Rösch: Sie sehen Gespenster!) Nein, nein, 
das ist schon so! Das sind keine Gespenster, 
das ist Mebhode! Seit zwlei Tagen starten Sie 
hier diese Angriffe, und Sie müßten immer- 
hin 'das <&echt zugestehen, ldaß man hinsicht- 
lich der Angriffe gegen Leute, die sich nicht 
verteidigen können, vor diesem Forum die 
notwendigen Richtigisbellungen vornimmt. 
(Lunüesrat Rösch: Wer ist denn gestern an- 
gegriflen w w d e n  in Mödlilbg?) Sie haben von 
der Bezirkshauptmannschaft Mödling 'gespro- 
chen! (Landesrat Rösch: Darf man nicht ein- 
mal mehr reden über die Bezirkshauptmann- 
schuft?) Aber was heißt Ekzirkshauptmann- 
Schaft! Hätten Sie sich erkundigt! Die Bil- 
dung dieses Vereines wurde laut Auskunft 
der Bezirkshauptmannschaft M6dling von der 
Sicherhdtsdirektion etir NiederÖsterreich am 
8. August 1966 mit der Zahl III/3030/1966 zur 
Kenntnis genomlmen. Unterschrieben ist die- 
ger Akt ,,Für Iden Sicherheitsdirektor" von 
einem Herrn Dr. Kautsky. Ich nehme an, diaß 
dieser Name gerade für Sie fur Qualität 
btirgt, dafür, daß hier nichts Unrechtes ge- 
schehen sein kann. (Abg. Marsch: Und wer 
8ind die Proponenten des Vereines? Haben 
Sie sich diesbezüglich auch erkundigt?) Selbirt- 
VerBtändlich. (Abg. Marsch: Bitte sagen Sie 
sie!) Um dtie ist es ja nicht gegangen. Sie 
haben ja die Behauptung aufgestellt, idaß 
dieser Verein anscheinend nicht protokolliert 
oder nicht eingetragen ist. Sie haben in Frage 
giesbellt, ob der Verein iiberhaupt exisbiert. 
Er existiert mit Genehmigung 'der Sicher- 
h.&tsdirektion für NiederÖsterreich! Das habe 
ich Ihnen jetzt, glaube ich, klar genug be- 

wiasen! (Landesrat Rösch: Der Herr Landes- 
hauptmann weip nicht, was das für ein Ver- 
ein ist! Vielleicht sagen Sie es ihm!) Ich habe 
Ihnen mitgeteilt, daß wir uns erkundigt ha- 
ben (Landesrat Rösch: Sagen Sie es ihm!), daß 
wir das erhoben haben. Sicherlich weiß es 
auch der Herr Landeshauptmann jetzt. Es ist 
doch nicht Aufgabe des Landeshauptfnanns, 
daß er im nied5erösterreichisch'en Vereinsregi- 
ster nachschaut, wie viele Vereine es gibt! 
(Abg. Marsch: Ah, wenn es u m  die Contibank 
geht, schon!) Diese Aufgabe [hat der Land-- 
hauptmann von Nied'erösterreich bei Gott 
aicht! (Abg. Marsch: Auch dann nicht, wenn 
ds u m  die Eigentumsverhältnisse der Conti- 
Bank geht? Auch dann nicht?) Aber ich sage 
es Fhnen noch einmal: Das Sst nicht behauptet 
wonden, das stand in ldem Zusammenhang 
nicht zur Debatte. (Rufe bei der SPÖ: Oh, 
doch!) Sile haben erklärt, daß dieser Vlerein 
nicht gemeldet sei (Landesrat Rösch: DaJ3 ich 
keine Auskunft bekommen habe!), und dfals 
habe ich hiemiit richtiggestellt. Nicht mehr 
und nicht weniger. (Abg. Marsch: Und wer 
sind die Proponenten?) Bitte gehen Sie hin, 
das finden Sie im Vereinsnegister! Ich habe 
Ihnen jetzt gesagt, wo das ist. Wenn Elie also 
eine so gro& Neugierde haben untd n ~ c h  
immer unwissend sind in der Sache, (dann er- 
kundigen Sie sich. Wenn Sie etwas wissen 
wollen, dann schauen Sie, daß Sie diese In- 
formationen bekommen! (Abg. Marsch: Die 
Namen bringen Sie heute nicht über ihre 
Lippen!) Aber ich bitte Sie, ich habe nicht im 
Vereinsregister nachgesehen, ich habe nur 
eines feststellen wollen. Ihre Neugiende zu 
befriedigen ist Ihre Sache und nicht die 
meine. 

Darf ich ahnen folgendes sagen, Herr Kol- 
lege Marsch, Sie berufen sich, wenn Sie hier 
heraußen stehen, (immer soviel auf IMoral. 
Ich glaube, es wäre besser, man wzirde sich 
weniger auf Moral berufen, sondern klar und 
eindeutig sprechen und vor (allem keine Ver- 
dächtigungen aussprechen. Kollege Marsch, 
es ist Wr die Demokratie bessen, wenn man 
eine andere Methode wählt. Meine Vorredner 
hab'en zu den grundsätzlichen iRegründungen 
ihres Antrages schon ausführlich gesprochen. 
Das ist heute bereits geschehen, ich kann ,mir 
daher ersparen, das noch einmal m sagen. Es 
sind auch die Vorwürfe widerlegt woden, 
woriach nicht mit der notwenldigen Obsorge 
vorgegangen woden wäre, um Angelegen- 
heiten, wie den Fkll Lan,desgesellschaftn, 
Rechnumgwhofbcricht oder Caum Mallner, zu 
bereinigen. Es ist hier ausdrücklich von Kol- 
legen Robl aufgezahlt worden, welche maß- 
nahmen der Herr Landeshauptmann gesetzt 
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hat, daß #die OVP nicht untätig gewesen ist, 
daß der Herr Landeshauptmann nicht untätig 
gewesen ist und daß man sich keinen Vorwurf 
machen muß. Wir haben Ihnen nachgewiesen 
- auch Kollege Robl -, daß auch im Falle 
der Abberufung des Generaldirektors der 
NEWAG die Initiative auf seiten der ÖVP 
gelegen ist, daß also von der ÖVP absolut 
immer wieder nach dem Rechten gesehen 
wurde und daß wir nichts vertuscht haben. 

Gestern wurde iher die Frage #der Conti- 
bank un8d !die Lösung iausführlich genug ge- 
sprochen. Wir nehmen zur Kenntnis, daß 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Doktor 
Tschadek anderer Aiuffassung ist. Meine Her- 
ren, das ist Iihr gutes Recht, aber verdächtigen 
Sie niemlaaden, der eine ianldere Auffassung 
hat. Herr Albg. Anzenberger hat mit Recht 
darauf hingewiesen, daß es nobwentdig sei, 
über cfie Gegenwart und Zukunft mehr ZU 
reden als über (die Vengangenheit. Es ist nicht 
richtig, wenn Sie davon reden, idaß die ÖVP 
inaktiv oder handlungsunfähig geworden ist. 
Darf ich darauf hinweisen, daß es idie ÖVP 
war, die in den letzten Monaten trotz vieler 
Angriffe von Ihrer Sieitie und {der ununter- 
brochenen Beschäftigung der Landesregierung 
und ,des Landeshauptmannes mit diesen Fra- 
gen eine Reihe von Initiativen star*ten konnte 
im Interesse Niederösterreichs. Darf ich 
weiters darauf hinweisen, ldaß auf unsere 
Initiative ein neues Schul- und Kindergarten- 
fondsgesetz ,eingebracht, beraten und (dann 
auch einsbimmig (angenommen wurde. Ich ver- 
weise darauf, daß auf unsere Initiative das 
niederösterreichische Camping- und Jugend- 
lagerplatzgesetz eingebracht, benaten und 
dann beschlossen wunde. Ich stelle mit Ver- 
gniigen fest, einstimmig beschlossen wunde. 
Ich (darf feststellien, daß gestern das Sport- 
förderungsgesetz, eine Initiative der ÖVP, 
nach langen Beratungen euch im Ausschuß 
und nach gewiswn Abänderungen, wo wir 
vor allem auch auf Vorschläge der Sportver- 
bände eingegangen sind, einstimmig be- 
schlossen wurde. Ich habe gestern darüber 
gesprochen. Wieder eine Aktivität, eine Iinitia- 
tive der ÖVP-Abgeoiiheten. Ich möchte dias 
noch einmal sagen, weil dias heute bestritten 
wonden ist. Auch idie Zusammenlegung (der 
Kleingmeindten geht auf eine Initiative der 
ÖVP zu~Ück. Wenn wir heute aiuf diesem Ge- 
biet große Erfolge haiben, an ldenen Sie mit- 
geholfen haben, dann freuen wir uns. Es muß 
aber festgestellt wenden, daß den entschei- 
denden ersten Schnitt wir getan haben und 
die Initiative wir engriffen haben. Dem gan- 
zen Lande unld Iden betroffenen Gemeinden 
kommt es zugute, daß wir heute in Nieder- 

Österreich 325 IGemeinden weniger haben. Sie 
können also nicht sagen, Idaß idie OVP nichts 
getan hätte, Idaß sie unaktiv wäre, daß sie 
aktionanfähig wäre. Auf (dem Gebiet der 
Reorganiisation des Pflichtschulwesens hat der 
Vorgänger des jetzigen Herrn Landeshaupt- 
mannes, der verstorbene Herr Landeghaupt- 
mann Hartmann, entscheidende Initiativen 
gesetzt, ein langjähriges Programm mit Fach- 
leuten entworfen, ,das dann in der Regierung 
gutgeheißen wurde. Laadieshauptmann Mau- 
rer ist auf idiesem Gebiet weitengegangen, 
er hat diesen Wteg weiterbeschritten. Ich 
glaube, es ist über Niederösterreichs Grenzen 
hinaus anerkannt worden, idaß hier auf dem 
Gebiete ider Reorganisation !des Pflichtschul- 
wesens Niederösterreichs beachtliche Erfolge 
erzielt wurden, nicht zuletzt, was (die Ver- 
dichtung dles Hiauptschulnetzes betrifft. Damit 
ist schließlich bewiesen, daß die ÖVP jederzeit 
ihre Aufgaben erfüllt hat und idaß sie ihre 
Aktionsfähigikeit unter Beweis gestellt hat. 
Wir sehen keine sachliche Notwendigkeit, 
Ihrem Antrag auf vorzeitige Beendigung der 
Gesetzgeibungsperiolde stattzugeben. 

Vor uns liegt noch bis zur Beendigung der 
Gesetzgebungsperiadie eine große Zahl von 
Gesetaeswerken, die im Interesse Nieder- 
Österreichs erledigt werden müssen. I& ver- 
weise auf das Planungsgesetz, ich verweise 
auf die niedertisterreichische Bauondnung. Das 
sind Dinge, die Für {das Geschehen in Nieder- 
Österreich fiür die Zukunft von entscheidender 
Bedeutung sind. Wir sollten endlich einmal 
damit beginnen, uns mit diesen Fragen mehr 
zu beschäftigen. Wir haben den Willen dazu 
und wir werden beweisen, daß wir auch hier 
genügend Vorarbeit geleistet haben, daß sehr 
bald die. nobwendigen Gremien (des Landtages 
sich imit idiesen Fragen lbeschäftigen können. 
Eis ist Iihr gutes demakratisches Recht, ich 
habe das auch in der Ausschuß-Slibzzzii~g ge- 
sagt, Ihre Argumente hier vorzubringen, mit 
denen Sie beweisen wollen, idaß wir imrecht 
haben. Wir können Sie idaran nicht hindern, 
das ist einmal das Recht in der Demokratie. 
Ich glaube aber - und hier wende ich mich 
neuerlich an Herrn LandeshauphannskU- 
Vertreter Dr. Tschadek, wenn er auch nicht 
anwesend ist -, dlaß es nobwendig wäre, doch 
auch einmal ,anzuerkennen - ich verstehe 
nicht, warum ihm das so schwerfällt -, daß 
es außer ihm auch noch Demokraten gibt. 
Er rnuß uns (doch auch zugestdhen, daß die 
Mehrheitsfnaktion echt demokratisch bemüht 
ist, das Beste für dieses Land zu leisten. (Bei- 
fall bei der ÖVP.) Wir wollen eine positive 
Arbeit für Niederösterreich leisten. Die De- 
mokratie gilbt allen {die gleichen Rechte. Ich 
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habe eben (davon gesprochen. Der Mehrheit 
gibt die Demokratie dber noch etwas mit 
dazu, nämlich (die Last #der Verantwortung. 
Sie ist sicherlich nicht immer sehr leicht zu 
tragen. Aber das gehört zum Wesen einer 
Demokratie. Weil wir eben von ider nieder- 
österreichischen Bevölkerung mit der Mehr- 
heit ausgestattet wurden, müssen wir nach 
diesen demokratischen Spielregeln auch die 
Hauptlast )der Venantiwortung tragen. Dazu 
sind wir bereit, Idazu waren wir immer beneit. 
Ich ersuche Sie, sich hier nicht nur in negati- 
ven Äußerungen zu ergehen, sondern mitzu- 
tragen an idieser Verantwortung und mitzu- 
helfen, Idaß eine ersprießliche Arbeit für Nie- 
derösterreich geleistet wenden kann. 

Im Oktdber 1969 werden die Niederöster- 
reicherinnen und Niederösterreicher zu ent- 
scheiden haben, weil dann nach unserer Ver- 
fassung die 5jährige Legislaturperiode ab- 
läuft, ob feine glute oder schl'echte Arbeit von 
dieser ÖVP-Mehrheit geleistet worden ist. 
Wir haben Iden Willen, (diese restliche Zeit 
auszunützen, um viel Ersprießliches für dieses 
Land und für die Bevölikenung diieses Landes 
zu leisten. Wir Bind aber auch bereit, als gute 
Demoknaten die Hauptlast der Verantwortung 
zu tragen. Dann werIden wir uns der Ent- 
scheidung !der Bevölkerung stellen. Heute 
aber, weil wir alle Iihre Argumente von iun- 
serem Standpunkt aus, wie ich glaube, wilder- 
lagen konnten, sind wir nicht in 'der Lage, 
Ihrem Antrag zuzustimmen. Die Bevölkerung 
wird jetzt nicht #Gelegenheit haben, auf Ihren 
Wunsch hin nach vorzeitiger Auflösung des 
Landtages zu entscheiden; im Oktober 1969 
wird über den weiteren Wieg Niederöster- 
reichs entschieden werden. Wir sehen dieser 
Wahl mit gutem Gewissen, aber aiuch mit 
Optimismus entgegen. (Beifall rechts.) 

PRÄS~IDENT WEISS: Zu einer Richtigstel- 
lung ist der Herr Abg. IM a r s c h gemeldet. 

Abg. MARSIOH: Hahes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich melde mich nur zu 
einer Richtigstellung, damit man in den Krei- 
sen des ÖAAB keinen falschen Eindruck ge- 
winnt. Es ihanfdelt sich um die Scheckaibhebung 
des Herrn Bundesrates Kaspar. Ich berichte 
es rhnen jetzt langsam zum {Mitschreiben: Es 
war am 3. Mai 1963. (Zwischenruf des Abg. 
Dipl.-Ing. RobZ.) Sie haben hier richtiggestellt. 
Ich verstehe den Herrn Abg. Robl als ÖAAB- 
Mann sehr gut. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Lhre 
'eigenen Leute, (die (echten Bauern, sagen: ,,Der 
Robl ist ein Beamtenbauer!" (Abg. DipZ.-Ing. 
Robl: Die Arbeitsbauernbündler sagen das!) 
Das sagen Ihre Leute. (Heiterkeit. - Unruhe. 
- Präsident Weiss gibt das Glockenzeichen.) 
Sie sind schrecklich nervös. Nun aber meine 
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Richtigstellung EU den In$ormationen, ldile tder 
Herr Abg. Stiangler bekommen hat. Es han- 
delt sich um {das Konto 23.003 $der Contibank, 
das am 3. Mai 1963 mit einem Scheck beihoben 
wunde. - Es ist mir nicht bekannt, daß man 
von Sparbüchern mit einem Scheck ahheben 
kann. - Die Unterschrift lautet Josef Kaspar. 
Ich glaube, der Herr Bunidesrat wind Ihnen 
das sofort bestätigen können. (Abg. Stangler: 
Ist das ein Verbrechen?) Sie fragen jetzt, ob 
die Handlung !des Herrn Bundesrates J o s d  
Kaspar ein Verbrechen darstellt. Natürlich 
ist (das kein Veribrechen, alber es ist seine Ver- 
pflichtung, zu sagen odier nachzuforschen, wo 
die Gelder herkommen. Er (darf es sich jedoch 
nicht so leicht machen wie seinerzeit. Herr 
Abg. Stangler, Sie waren ja \dabei, als er auch 
am ÖAAB-Lanidestag die Mitteilung gemacht 
hat: ,,Wir haben eine Reihe von Subventionen 
bekommen, aber Sie werden verstehen, wenn 
ich Ihnen nicht bekanntgebe, woher (diese 
Gelder sind." Diese 60.000 Schilling des Herrn 
Kalspar stammen von !einem Konto ldes Herrn 
Müllner und sind Lanfdesgelder. Daher bleibt 
nahezu nur mehr eine Konsequ'enz offen. 
Wenn das 'der Herr Bundesrat bestreitet, 
dann scheine ich falsch informiert zu sein. 
Darüber müssen aber Sie ihn befragen. Wenn 
es jedoch richtig ist, dann hätten Sie die Ver- 
pflichtung, dieses Ge1,d zurückzugeben, d e r  
sind Sie etwa noch nicht gefragt wonden, ob 
Sile solche Gelder bekommen haben? Wir sind 
der Meinung, daß Gelder des \Landes (dem 
Lanid gehören. 

FRBSgDEINT WiEIiSS: Der Herr Landesrat 
L U d w i g kommt zum Wort. 

Landesrat LUDWIG: Verehrter Herr Prä- 
sident! Meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren! Ich habe hier gestern abends zu Iden 
Proiblemien (der Alpenlandgenossenschaft 
Stellung genommen, weil der Abg. Mansch 
und auch )der Abg. Czidlik behaiuptet haben, 
die Alpenland habe einen Betrag von rund 
6 Millionen Schilling erhalten. Ich habe ge- 
stern erklärt, daß die Genossenschaft Alpen- 
land aus den Raibattbeträgen keinen einzigen 
Schilling bekommen hat. Als ich seinerzeit 
von dieser Angelegenheit erfuhr, habe ich mir 
die Unter1,agen bei lder Alpenland durchge- 
sehen. Ich habe m'ir im Jahre 1964 eine Ak- 
tennotiz gemacht. Ich möchte Iihnen nunmeihr 
den Sachverihalt bfikanntgeiben. iIch bin der 
Meinung, daß die beiden Herren, nämlich 
der Abg. Czidlik als Vizepräsildent der 
NEYWAG unld (der Landesrat Resch (Landesrat 
Rösch: Rösch, bitte!) die Möglichkeit gehabt 
hätten, in der Zwischenzeit enimeder (beim 
Land oder bei der NEEWAG die Richtigkeit 
meiner Ausführungen ziu prüfen. Wie ich 
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schon gestern berichtet habe, besteht die Ge- 
nossenschaft Alpenland seit dem Jahre 1948. 
Ich war weder im Jahre 1959 noch 1960 und 
auch nicht wiihrend der IBauzeit der zur De- 
batte stehenden Wohnungen Mitglied oder 
Funktionär dieser Gesellschaft. Ich habe die 
Finanzierung der Alpenlandgenassuensehaft 
erst im Jahre 1961 fibernommen und verant- 
worb (als deren Obmann diese Dlaten. Ich 
möchte noch feststellen, daß diese Genossen- 
schaft mhr groß ist und in Niderösterreich 
nahezu 3000 Wahneinheiten für die Bwölke- 
rung Niderästerreichs errichtet hat; ich 
glaube, daß 'die Ektroffenen mit unseren Woh- 
nungen auch zufrieden sind. (Zwischenruf bei 
der SPÖ:  Aber nicht für alle gab es 420.000 S! )  
Moment, ich wende das aufklären. Wie ver- 
hält es sich nun mit Langenzersdorf. Die 
Alpenland hat am 1. April 1959 - das hört 
sich wie ein Aprilxhen an - mit der 
NEWAK; eine Vereinbarung, betreffend die 
Errichtung von Wahnhäusern mit 45 Woihn- 
einheiten, geschlossen. Am 2. 10. 1959, Herr 
Kollege Czidllk, w u d e  diese Vereinbarung 
erweitert, wodurch aber die erste Verein- 
barung nur sehr unwesentlich abgeändert 
wurde. Diese letzte Vereinbarung besagt fol- 
gendes: ,,l. Die oben genannte Liegenschaft 
wird ins ibücherliche Eigentum der Alpenland 
übertragen, wobei der Kaufpreis kontemäßig 
gutgeschrieben wind. 2. )Die Alpen1,and über- 
nimmt es, das oben genannte Biauvorih&ben 
bei den betreffenden Fonds einzureichen. 
3. Die Planung und Bauübenwachung sowie 
die Endabrechnung wind von der NEWA'G 
übernommen. Als Planverfasser tritt Archi- 
tekt Rauch auf. 4. Der NEIWAlG wird das 
Verfligungsrecht über alle zu errichtenden 
Nutzungseinheiten eingeräumt." Eine spätere 
Ubepeignung an (die Wdhnungsinhaber, Arbei- 
ter und Angestellte der NEWAG ist aus- 
drücklich ermöglicht. Der betreffende Kauf- 
vertrag wunde seinerzeit am 13. 4, 1960 er- 
richtet. Allerdings gelangte dieser Kaufver- 
trag erst am 13. 5. 1966 'zur grundbikherlichen 
Durchführung, und zwtar deswegen, weil es 
hier mit den Anrainern in Langenzersdorf 
gewisse Schwierigkeiten gab. Das Baiuvorha- 
ben wunsle am 10. 12. 1959 beim Bundeswohn- 
u d  Siedlungsfonds zur Förderung einge- 
reicht. Da (die grundbücherliche Durchftihrung 
nicht erifolgen konnte, kam es auch zu keiner 
Förderung (durch den Bundeswloihn- und Sied- 
lzingsfionds. In ,der Zwischenzeit wurde <das 
Bauvorhaben durchgefüihrt und am 6. 12. 1961 
die Benützung&ewilligung erteilt. Mangels 
durchgemhrten Kaufvertrages konnte (die ur- 
sprünglich voqesehene Finanzierung seitem 
der Landesregierung und (der Fonds nicht 

verwiflklicht werden, wiewohl (das Amt der 
Nö. Landesregierung 'gewisse Dlarlehemb 
träge bereitgestellt hatte. Demnach wunde das 
Bauvorhaben zur Gänze aus Eigenmitteln <der 
NEWAG finanziert, wobei die NEWAG die 
laufenden Bieträge auf das Konto Nr. 66/ 
15.496 bei der Creditansbalt-Bankverein &er- 
wiesen hatte. Bis z~ heutigen Tage - rso 
heißt es in meinem Aiktenvermerk vorn No- 
vember 1966 - erfolgte seitens (der NEWAG 
trotz wiederholter Urgenz keine Enldabrech- 
nung, das heißt, diese wupde nicht vorgelegt. 
Erst im Jahre 1967 war es 'möglich, von (der 
NEIWAG die EndBbrechnung zu erhalten, wel- 
che mit 'der Buchhaltung der Alpeniand ab- 
gestimmt wunde. Mit den Wohnungsinhaibern 
steht die Alpenland in keinem Rechtsverhält- 
nis, da die NBWAG lhre Bmedienstekn in die 
Wohnungseiniheiten eingewiesen hat und idsir, 
Nutzungsentgelt von tdiesen an die NWAG 
monatlich entrichtet wunde. Bis einschließli& 
1963 wurden die laufenden Betriebskosten 
von der N'EWAG beglichen. Erst in den Jak- 
ren 1964 und 1965 erfolgte eine Eiinhebung 
der Betriebskosten 'durch die NEWAG. km 
Jahre 1966 wunde, wie ich erklärt habe, sei- 
tens der Alpenland auch beim Bainksgericht 
Korneuburg um (die FriedensmietmertFwhset- 
zung angesucht. 

Am 5. September 1966 - also im Jahre 
1966 - ist plötzlich eine Vollmacht von der 
NBWAIG zur Alpenlland !gekommen, iurtia diese 
Vollmacht besagte: ,,Die NEWAG, Nieder- 
österreidiische Elektrizitätswerke Aktienge- 
sellschaf t Miaria Enzersdorf-Südstaidt, ermäch- 
tigt und beauftragt hiermit" - also 6 JaIhre 
später - ,,die Gemeinnützige Bmau-, Wohn- 
und Siedlungsgencrssenschaft Alpenland, rg i -  
strierbe Genossenschaft mit beschränkter Haf- 
tung, Wien I, Mahlerstraße 3, (die Verwaltung 
der W<ohnheusanlage in Langenzersdorf, Wie- 
ner Straße 79, (ab Bezugsdat+um zu üikrn&- 
men" - ich wende Ihnen dann 'auch noch 
sagen, was das bedeuten sollte - ,,und alle 
noch offenen und weiteren Zahlungen von 
den Wcnhnutngsbeniitzern der vorgenannten 
Wahnhauslanlage !mit schuldbefreiender Wir- 
kung gegentiber diesen einzuheben bzw. ent- 
gegenzlunehmen." 

Auf Grund dieser Vollmacht haben wir 
aunmeihr $die Betriebskosten den Wahnungs- 
inhabern nachverrechnet. Diese Nachverrech- 
nung bezieht sich nicht auf das Jahr 1964, 
weil wir annehmen mußten, daß  diese Be- 
triebskostenabpechnling noch von (der NEWAG 
beglichen wird. Aukvdem konnten wir die 
Einzahlungen der Wohnungsinhaiber an die 
NEWAlG, betreiffend Betriebekwstenakonto, 
nlicht berücksichtigen, weil (diese uns bisher 
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nicht bekannt waren. Es wunde seinerzeit sei- 
tens der NEWAG mit den Wohnungsbenüt- 
zern vereinbart, eine monatliche Nutzungs- 
geblühr inklusive Betriebskosten bei lder 
NEiWAG zu erlegen, wobei die Höhe dieser 
Nukzungsgebühr nicht auf Grund 'des Woh- 
nungsausmaßes, sondern auf Grunld (der 
finanzielken Leistungsfähigkeit der Woh- 
nungsbenützer festgesetzt wurde. Die Alpen- 
land hat sich ldaher nicht bepeit erklärt, vor 
Vorlage lder Endabrechnung und vor Errich- 
tung des Kauf- und Wehnungseigenturnsver- 
tmgs durch (die NEWAG etwaige Darlehen zu 
akzeptieren, weil nicht gewährleistet ist, da13 
die Wohnungdbenützer im Zuge der Vertrags- 
errichtung diese Schuld übernehmen. 

Das itst der Sachvenhalt. Wenn Sie mllen, 
können Sie sich s&r viel Arbeit erspar=. 
Ihr Direktor Reichel soll Ihnen diese Verträge 
ablichten, die bei 'der NEWAG erliegen miiis- 
Sen. In #der Baluabteilunig liegen Idie anderen 
Unterlagen, ufnd in 'der Buchhaltung der 
NEWAG sind sämtliche Kosten zu ersehen. 

Ich habe ihnen bereits tgesbern erklärt: 
Wenn Sie )die Bilanz der NEWAG 1966 zur 
Hand nehmen, dann finden Sie auf Seite 54, 
daß diese Behauptungen dlen Tatsachen ent- 
sprechen. Si'e finden dort unter Foademngen 
auf Sleite 54 unten, Siedlungsgenossenschaft 
Alpenland, einen Betrag von 8,206.674,67 S 
ausgewiesen. (Landesrat Rösch: Das ist die 
Bilanz 1965; die habe ich auch!) Das ist die 
Bilanz 1966, Erläiuterungen zur Bilanz vom 
31. 12. 1966. Ich werde #es Ihnen dann geben, 
bitte es nachzulesen. 

Wenn die Aufsichtsratsmitglieder #den Be- 
richt der NEWAG vom 28. August 1967 zur 
Hand nehmen, (dann finden sie auf Seite 3 
bei den Grundverkäufen einen Betrag von 
5,830.000 S. In den Wohnungslisten (des iian- 
des vom Jiuli 1967 sehen Sie (denselben Be- 
trag. Was wollte die NEWAG, !aber ohne 
Wissen der Alpenland? Die NEWAG h'at mit 
dem Betrag von 8,530.000 S izweckwildrige 
Griinlde gekauft. Auf d'er anlderen Geite hat 
sie aber 'die Woihnungen in Langenzensdorf 
aus eigenen Mitteln finanziert. Darum wollte 
die NEWAG eine buchmäßige Bereinigung 
herbeiführen und hat ohne Wissen der ,,Alpen- 
lanld" und auch dhne mein Wissen (die ,,Alpen- 
land" in die Rabattlisten aufgenommen. Sie 
sehen immer wieder 'den Direktor Reichel mit 
unterschriseben, niaht fdaß Sie glauben, $das 
seien Dokfumente der OVP d e r  ihrer Direk- 
toren. Sie werden weiter einen Rericht vom 
23. Dezember 1966 finden, in dem die 
NEWAG der ,,Alpenland" folgendes schreibt: 
„Auf Grund einer Rückfrage teilen wir ihnen 
mit, daß dae Bauvonhaben Langenzersdorf, 
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Wiener Straße 79, mit 45 Wohnungsdnheitm 
bisher ziur Gänze aus Eigenmitteln der 
NEWAIG vorfinanziert wunde. Eine übertra- 
gung in das Wdhnungseigentum setzt voraus, 
daß diese Beträge aus Mitteln der Wohnbau- 
föridierung sowie aus Eigenmitteln der Wah- 
nungsweriber abgedeckt wenden. Vongesehen 
ist aus der Woihnbaufönderung (d'es Budm- 
landes Niederösterreich ein Kredit von 
450.QQO S" - also jetzt zur Finanzierung, 
nachträglich, schreibt mir ldie NEIIWAG - 
,,unld ferner aus der Wohnbauförderung der 
Landesgesellschaften ÖMV-Rabatte 135.000 S 
je Wohneinheit. E;s wird ersucht, die Auf- 
nahme des Kredites von 445.000 S nach den 
Vorschriften der Wahnbaufönderung des h n -  
deislimdes Niederösterreich in die Wege zu 
leiten.'' 

Die NEIW'AG wollte also, weil lsie im Jahre 
1967 in Schwierigkeiten war, das Problm so 
bereinigen, daß die Langenzemdorfer Anlage 
aus Fhhttbeträgen und aus der LandesWh- 
baufönderung finanziert wivd und daß quasi 
die seinerzeit zwedmidrigen Beträge in Hi5h-e 
von 5,8 Millionen Schilling Eür iGrundkäufe 
abgedeckt werden. Aus dieser Transaktion 
der NEWAG können Sie aber mir als Ob- 
mann der Genossenschaft oder als neuem 
Finanzreferenten keine Schuld in die Schuhe 
schieben, auch w m  Sie dies bei lder Presse- 
konferenz unld von diesem Rednerpult aus 
noch so oft unld noch so lautstark zu tun ver- 
sucht haben. 

Bei diesen Tkten, idie ich k n e n  nun voc- 
gelegt habe, IMe ich eine Fleißaufgabe E r  
den zuständigen Referenten, Landeshaupt- 
mannstellvertreter Dr. 'Pschadek, gemacht, 
denn es wäre seine Pflicht, diese Listen und 
auch die Rabattbetriige endlich in jene Rechts- 
form zu gieBen, die es dem Land mögiich 
macht, idie Gelder, ldie d r a u h n  sind, auch 
grundbücherlich zu besichern und diese Be- 
träge endlich in die Kassen des Landes zu- 
rückfließen zu lassen. (Abg. Marsch: Und dann 
stimmen Sie im Dezember dagegen! Das ist 
ja widersinnig!) 

I& bin nach wie vor der Meinung: Sie wol- 
len keine sachliche Arbeit, Sie wollen keim 
sachliche Klärung, sondern es geht Ihnen 
'darum, [die Männer der UVP, die die politi- 
sche Verantwortung zu tragen haben, zu 
cdiskreditieren und an ihnen Rufmord m be- 
gehen. Ich kann es mir nicht andem erklären, 
denn Sie haben ja immer wieder nachge- 
forscht, nur waren ,Sie dann nicht gewillt, 
Irrbümer einzugestehen. (Abg. Marsch: Es 
liegt ja der Beschluß vor, dem von Ihnen zu- 
gestimmt wurde. Dann ist d.er BeschEuP ein 
Irrtum! Sagen Sie ein Wo?% zu dem Beschlup!) 
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Die ÖVP ist nicht nur gewillt, das Müllner- 
Erbe zu bereinigen, sondern konstruktiv fiir 
die Bevölkerung Niederösterreichs zu arbei- 
ten. (Beifall bei der ÖVP.) 

PRÄSIDENT WEGS: Ich unter'breche (die 
Sitzung; die Debatte wird um 14.30 Uhr 
f ortg esebz t. 

PRÄSIDEINT WEISS (um 14 Uhr 31 Minu- 
ten): Ich nehme die unterbrochene Sitzung 
wieder auf. Zum Worte gelangt Herr Abge- 
ordneter C z i d 1 i k. 

Abg. CBIDLIK: Herr Präsildent! Meine Da- 
men und Herren des Hohen Hauses! Die Er- 
klärungen des Herrn Landesrates Luidwig in 
der Sache ,,Alpenland" klingen plausibel. Ich 
möchte das ausdficklich vermerken, um da- 
mit zu entkräften, wenn behauptet wird, daß 
wir grundsätzlich nichts gelten lasen.  Selbst- 
verständlich neihmlen wir uns das Recht her- 
aus, diese Angaben zu überprüfen. Tatsache 
Ist aber, daß wir !durch idie Betre3biung dieses 
Faktums auf die Spur einer neuen Schwei- 
nerei, eines neuen Bkandals gekommen sind. 
Darüber kommen wir nicht h inwe .  Es wind 
erfoaderlich sein, darauf zu drängen, daß !die 
Schuldigen in dieser Angelegenheit die Ver- 
antwortung tragen. 

Zu den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Stangler ist nichts zu sagen, er ist schließlich 
und endlich der [Routineredner der UVP vom 
Dienst. Wir ikennen seine Art und Ausführun- 
gen, es ist meistens immer idasselbe. Es ist 
praktisch nur nobwendig zu 2 Dingen Stel- 
lung zu nehmen. Mein Kollege Albg. Marsch 
hat sieh in  seinen Ausfüihrungen mit dem 
Herrn Universitätsprofessor und Rechtsan- 
walt Dr. Kastner nicht beschäftigt, um ihn ZU 
desavouieren oder in Ziweifel zu ziehen. Wir 
wissen, idaß er ein hervorragender Univer- 
sitätsprofessor ist. Abg. Marsch hat sich nur 
gegen jene gewandt, die iibersehen haben, 
daß es besser gewesen wäre, den Genannten, 
der sich in seinem Schreiben auGdrÜcklich 
als Rechtsanwalt idekliariert hat, nicht in der 
Frage Contibanik heranzuziehen, denn es 
mußte ja bekannt sein, daß er seinerzeit von 
Müllner in ingendeilner Form herangezogen 
wunde. Nur (dieser Sinn (war auis Iden AUS- 
fühmngen des Kollegen Marsch herauszu- 
hören. 

!Weiters bat  sich aber Kollege Stangler (auch 
bitter beklagt und erklärt, es sei Ido& kein 
Verbrechen oder eine Angelegenheit, wenn 
jemand ein Konto bei einer Bantk hat, er sei 
selbstverständlich berechtigt, über dieses 
Konto zu verfügen. Das wurde nie in Zwei- 
fel gezogen, auch nicht in den Ausführungen 
des Kollegen Mansch. Der Ton ist primär lauf 
der Herkunft (der Gellder Igelsegen; ldarauf hat 

Herr Kollege Stangler keine Antwort erteilt. 
Daß es ihm aber leichter fällt, das zu anter- 
suchen - nachdem er vorgibt, ,das imoner 
sehr rasch zu tun -, möchte ich iihm ein paar 
Fakten bekanntigeben. Ich werde !das langsam 
sagen, damit das genau iun Protokoll steht. 
Aus den schmutzigen Geldern des Herrn 
Mullner - Sie wissen, Spaltgeld, tfberzinsen, 
Superzinsen, wie Sie es nennen wollen - 
w u d e n  1962 überwiesen au f ,  Konto 23.003 
des ÖAAB Niederösterreich 526.800 S, 1960 
1,627.500 S ebenfalls auf das Konto 23.003 des 
ÖAAB Niederösterreich, und zwar im Wege 
des Kontos Septo, davon 1 Million in Teil- 
beträgen lim Wege iiber mceihrere Banken, 
darunter CA.-Bankhaus Steinhäumer, zur 
Verschleierung des Vorgang=. 1962 wurden 
weiters 906.568 S überwiesen an Iden Verlag 
,,Stadt unid Land'. Ich glaube, Sie werden 
nicht in Zweifel ziehen, wenn wir sagen, das 
ist kein Verlag, der zu uns zählt. Weitem 
1961 3,746.000 S an Iden Österreichischen Zeit- 
schriftenverlag. Auch der gehört nicht zu uns. 
Sie dürften wissen, wem er zuzuzählen ist. 
Weiters 633.000 t3 auf Konto 23.003 des ÖAAB 
Niederasterreich. (Unruhe  u n d  Heiterkeit bei 
der ÖVP.) ~ c h  stelle fest, da6 wesentliche 
Teile (der UVP diese Tatsachen, (die ich hier 
bakanntgdbe, sehr enmuntern und belustigen. 
Wir wenden dais in der Öffentlichkeit fest- 
stellen, daß es diie ÖVP sehr freut, wenn 
nachgewiesen wird, daß das schmutzige Geld 
Mlüllners zur 8ubventioniening des ÖAAB 
Niederösterreich Verwendung gefunden hat. 
Weiters 605.000 S an den Niederösterreichi- 
schen Preßverein. 1962 weiters 2,027.000 S !an 
das Konto 23.003 (des ÖAAB Niederösterreich 
und 1966 wfeiters 953.500 6 ÜbeIiwiesen auf 
Konto 23.003 des ÖAAB Niederösberreich. 

Ferner 1964 3,400.000 S für Verlag ,,Stadt 
und Land", und zwar als Beitrag, um einen 
Konkurs #dieser im Eigentum (der ÖVP Nie- 
derösterreich steheniden Firma zu vermeiden 
und eine stille Liquidation - wir haben 
schon viel von diesem Begriff gehört - zu 
ermöglichen. Weiter überwiesen auf Konto 
23.003 ldes ÖAAB Niederösterreieh aus Konto 
der Contibank, und zwar 1959 490.000 S vorn 
Sonlderkonto Ber;g, Konto 33.040. 1960 
745.970 S vom Konto 33.096, NEWAGDepot- 
Konto, 1961 31.000 S vom Konto 33.100, 
NEWAIG-Konto Septo 11, und 1962 1,246.000 S 
vom Konto 23.200, OC-Konto Septo W-Kapi- 
taleinzalhlung. Ferner 1,544.500 S vom Konto 
33.096, NEWAG-Depot-Konto. Aus ider Konto- 
Übersicht 23.003 des ÖAAB Niederösterreich 
ergibt sich zunächst, daß es als reines Kredit- 
konto eröffnet wunde, auf welches die Conti- 
bank ein zinsenfreies Darlehen von 3 Millio- 
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nen S gewährte. Alußer den uberweisungen 
vom Konto (der NEWiAG zind NIOGAS und 
dem Amt (der Nö. Landesregierung flossen 
dem Konto Bar- und Schleckerliige und ifber- 
Weisungen des Bankhauses Steinhäusser bzw. 
der Österreichischen Privat- und Commerz- 
bank zu. Von (diesen Geldern flossen 
5,056.683,50 S direkt und weitere 750.000 S 
über das Konto des Viktor Müllner sen. bei 
einer privaten Commerzbank (dem Verlag 
,,Stadt und Land" zu, wovon im Jahre 1963 
vom Verlag ,,Stadt und Land" 3,870.000 S 
zurückflossen. Ein Betrag von 1,125.000 S 
wunde zum Ankauf von Aiktien der Contibank 
verwendet. Ich habe gestern versprochen, lh- 
nen bei Gelegenheit mitzuteilen, wie man 
außer durch Kredite sonst noch Aktien der 
Contibank erwerben konnte. Weitere Be- 
triige gingen an die OVP Niederösterreich. 
Meine Damen und Herren! Das wollte ich 
Ihnen bekanntgeben, daimit Sie Gelegenheit 
haben, eine ubenpriifung durchzuführen. Ich 
bin sehr gespannt, ob Sie sagen werden, daß 
Sie nichts erhalten haben. (Beifall bei der 

PRÄSDDENT WEISS: Zum Wort ist der 
Herr Landeshauptmann M a U r e r gemeldet. 

Landeshauptmann MAURER: Hohes Haus! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
sozialistischen Abgeordneten haben Iden 
Dringlichkeitsantrag eingebracht, der Landtag 
möge die laufende IGesetzgebungsperiode vor- 
zeitig beenden unld die sofortige Ausschrei- 
bung von Neuwahlen veranlassen. Ein solcher 
Antrag ist selbstverständlich das Recht jeder 
in einer gesetzgebendlen Körperschaft vertre- 
tenen Partei. Genauso unbiestritt'en ist aber 
auch das Riecht ]der mandatstärkeren Partei, 
einen solchen Antrag abziulehnen. Wir sind 
ehrlich bemüht, den Fragenkomplex nach be- 
stem Wissen und Gewissen zu klären und bei 
diesen Klärungsversuchen selibstverständlich 
auch jenes Matierial zu beilücksichtigen,  das 
durch (die gerichtlichen Untersuchungen oder 
durch Berichte des Regierungskommissärs für 
die Contibank neu zutage tritt. Auch ein 
neuer Lanldtag könnte meines Erachtens nur 
diesen Weg gehen. Ich habe in Iden 17 Mona- 
ten, in (denen ich an der 'Spitze der Nieder- 
ihterreichischen Landesregierung stehe, wie- 
deflholt mit Taten blewiesen, daß ich \bereit 

1 bin, alles zu tun, was nach Recht und Gesetz 
notwendig ist, ulm diese leidige Angelegen- 
heit aus (der Welt zu schaffen. Wenn (die 
Antragsteller in ihrer Antragsbegründung 
behaupten, die Bevölkerung Niederösterreichs 

I wäre beunruhigt, so ist dies nicht zuletzt dar- 
auf zuriickzufiihren, daß der sogenannte 
Miillnerkomplex leider allzuoft ausschließlich 

SPÖ.) 

für  !die politische Propaganda herangezogen 
wurde. Ich möchte nichts beschönigen, doch 
muß ich klar feststellen, daß es im Verlauf 
der vergangenen eineinhalb Jahre wiederholt 
vorgekomlmen ist, daß Fakten, die noch kei- 
neswegs als erwiesen gelten \konnten, in Par- 
teischriften und Zeitungsartikeln als neuer 
Höhepunkt im sogenannten Miillner-Skandal 
herausgestrichen wurden. Manches davon hat 
sich sehr rasch als nicht stichihältig oder auch 
als harmlos erwiesen. Damit soll nicht gesagt 
sein, das erkläre ich nachdrücklichst, daß uns 
das, was Viktor Müllner angerichtet hat, 
nicht genügt. Es bereitet uns große Sorgen, 
das bekenne ich, doch bin ich der Meinung, 
daß es mit mehr Sachlichkeit und weniger 
Propaganlda ohne weiteres möglich sein 
müßte, einen gangbaren Weg zu finden, um 
dieses leidige Erbe zu liquidieren. Wenn von 
Ruhe in der Bevölkerung nicht die Rede sein 
kann, so geht $das in erster Linie darauf zu- 
rück, daß die Sozialiistische Partei - obwohl 
Sie, meine Damen und Herren, immer be- 
teuern, es ginge Lhnen nur um (die Bereini- 
gung im Interesse ldes Landes - ldiesen Un- 
ruheher'd weitestgeihend dadurch in die Be- 
völkerung getragen hat, idaß sie (diese Fragen 
manchmal nicht gerade sachlich behandelten. 

Im Hohen Haus wunde in den vergangenen 
Jahpen immer wieder mit Fragen (des Aktien- 
rechtes jongliert. Ich möchte daher eindeutig 
feststellen, daß es nicht meine Aufgabe als 
Lanfdeshaupbrnann und damit als Alleinver- 
treter des IEigentümers der NEWAG ist, den 
Aufsichtsrat der Gesellschaft über irgendwd- 
che Geschäftsvorgänge zu informieren. Dazu 
ist nämlich der Vorstand da. Daß die Infor- 
mation hinsichtlich der Lignospan und Howag 
nicht iim entsprechenden Ausmaß erfolgte, 
war für uns mit ein Grund, Änderungen im 
Vorstand der Landesgesellschaften zu verlan- 
gen. Wenn nun auf sozialistischer Seite be- 
hauptet wird, ich hätte auch die Landes- 
regierung Über diese Vorgänge nicht infor- 
miert, so entspricht dies nicht Iden Tatsachen. 
Das findet sich auch im Protokoll der Regie- 
rungssitzung v m  23. März 1967, in dem es 
wörtlich heißt - ich möchte es hier vollin- 
haltlich zur Kenntnis bringen, weil ich glaube, 
daß es notwendig ist, daß die Bevölkerung 
von Niederösterreich über (diese Dinge infor- 
miert wind: ,,Landeshauptmann Maurer be- 
richtet, daß Rechtsanwalt Dr. Skrein" - je- 
ner besagte Dr. Skrein, der heute vom Abge- 
ondneten Czidlik <bereits hier zitiert wurde - 
„in Sachen Lignospan-Howag-Fildes fdas Er- 
suchen stellt, tätig zu wenden. Da der Land- 
tag sich mit der Verlassenschaft Skacel hin- 
länglich befaßte und )das Land Niederöster- 



Landtag von Nieder 
486 Landtag von Niederösterreich. IV. Session der VIII. Gesetzgebungsperiode. 11. Sitzung am 6.17. März 1968. 

reich weder an diesen Gesellschaften beteiligt 
ist noch die Haftung übernommen hat, steht 
er auf dem Standpunkt, idaß es nicht Sache 
der Landesregierung, sondern des Vorstandes 
der NEWAG sei, in diesen Angelegenheiten 
weitere Verhanldlungen zu führen. Landes- 
hauptmann Maurer verliest so,dann den in 
Ablichtung beiliegenden Brief an General- 
direktor Dr. Allitsch vom 22. März 1967. Die- 
ser besagte Brief hat folgenden Inhalt: ,Nach 
einem Bericht (des Rechtsanwaltes Dr. Fried- 
rich Skrein vom März 1964 und September 
1965, betreffend Verlassenschaft General- 
direktor Dr. Fritz Skacel, F i m a  Prethaler & 
Co. und Fides+Beteiligungsgesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, und nach dem Protokoll 
vom 28. 12. 1962 über !die Sitzung des Vor- 
standes der NEWiAlG, besteht aus Verbind- 
lichkeiten (der NBWAiG, die aus Bürgschafts- 
Verpflichtungen und Treuhandkrediten (Fest- 
geldern) resultieren, )die Gefahr einer Ein- 
buße in Höhe eines Betrages per 30. 6. 1966 
von 105,698.355 Sch+lling. Die Verpflichbungen 
gründen sich im wesentlichen auf Verein- 
barungen zwischen dem seinerzeitigen Ge- 
neraldirektor Dr. Fritz Skacel, ldern verstor- 
benen Vorstanidsdirektor Ing. Anton Ofen- 
böck und dem seinerzeitigen Wirtschaftsprii- 
fer der NEIWAG Johann Kar1 Prethaler. 
Rechtsanwalt Dr. Skrein hat nun in einem 
Schreiben vom 17. 2. d. J. an mich angeregt, 
Venhanidlungen aufzunehmen, um etwa in 
Tirol und Oberösterreich Interessenten für 
die Firmen Lignospan, Ötztal, und Howag in 
Linz zu gewinnen, damit verhinldert wende, 
daß die NEWAG ihre Bürgschaftsverpflich- 
tungen einlösen muß und die Fest- bzw. Treu- 
handgellder einbüßt. Zu diesem Behufe schlägt 
er vor, daß das Land Niederösterreich als 
Alleinaktionär tder NEWAG in )dieser Rich- 
tung tatig wende. Im Hinblick darauf, daß es 
nicht zu den Aufgaiben der Landesverwaltung 
zählt, wirtschaftliche Verhandlungen wegen 
finanzieller Verpflichtungen (der Landesgesell- 
schaften zu füihren, wird (die Eingabe des 
Rechtsanwaltes Dr. Friedrich Skrein samt dem 
vorhin eriwähnten Bericht und Protoikoll mit 
der Einlaidung übermittelt, das im Interesse 
der NEWAG Erforderliche im Gegenstand ZU 

veranlassen. Mit vorzüglicher Hochachtung 
usw.' Unld ein Vermerk: ,In der Sitzung ider 
Niederösterreichischen Landesregierung vom 
23. 3. 1967 durch den Herrn Landeshaupt- 
mann den Regierungsmitgliedern zur Kennt- 
nis gebracht.'" Es folgt noch der Nachsatz: 
,,Wurde zur Kenntnis genommen." Soweit 
das Protokoll der Regierungssitzung vom 
23. März. 

Bei dieser Sitzung, das möchte ich betonen, 

war auch Landeshawptmannstellvertreter 
Dr. Tschadek anwesend. Trotzdem wunde in 
der Pressekonferenz, bei der er den Vor& 
führte, öffentlich enklärt, ich hätte [die Lan- 
desregierung über diesen Brief (des Rechts- 
anwaltes Dr. Skrein nicht informiert. Landes- 
hauptmannstellvertreter Dr. Tschedek hat 
auch bei den Voranschlagsverhandlungen zu- 
gelassen, fdaß mich Herr Abg. Marsch in die- 
sem Hohen Hause im Zusammenhang mit 
dem Fragenkomplex Lignospan-Hourag einen 
Lülgner nannte. Ich hätte erwartet, das Lan- 
deshauptmannstellvertreter Dr. Tschadek sei- 
nen Fraktionskollegen entsprechend iaufge- 
klärt hätte, denn Herr Abg. Marsch hat auch 
bei seiner zweiten Wortmeldung am 15. De- 
zember, zwar in gemäßigter F o m ,  das gebe 
ich zu, im Inhalt aber übereinstimmend die- 
sen Vorwurf wiederholt. Herr Abg. Marsch 
hat damals wörtlich gesagt: ,,LandeshauPt- 
mann Maurer weiß in der Angelegenheit Li- 
gnospan-Howag mehr als die Stiaatsanwalt- 
Schaft." (Abg. Marsch: Das bestätigen Sie hie- 
mit!) Das ist nicht richtig! (Abg. Marsch: Frei- 
lich! Sie haben es j a  bestätigt!) Ich wußte zum 
damaligen Zeitpunkt und weiß auch heute 
nicht mehr unld nicht weniger als das, was ich 
Herrn Lan,deshauptmannstellvertreter Doktor 
Tschadek im Rahmen meiner Information in 
der Regiemngssitzung vom 23. März 1961 
sagte und was er ebenfalls wissen mußte. 

Auch im Gespräch mit Bundesklanzler Dok- 
tor Klaus und den damaligen Staatssekretä- 
ren Dr. Koren un,d Dr. Gruber am 20. Apni 
1967, an dem auch der Tiroler Landeshaupt- 
mann Wallnöfer unld $der diamalige General- 
direktor der NEWAG teilnahmen, ,kam nichts 
zur Sprache, was wesentlich über meine In- 
formation an die Landesnegierung VM 
23. Marz hinausgegangen wäre. Hohes Sam! 
Es wäre sicherlich für Niederösterreich von 
Vorteil gewesen, wenn sich eine Möglichkeit 
ergeben hätte, das Land Tirol fiir (die Zigno- 
span zu interessieren. Es war dem nicht SO, 
und damit war meine Mission beendet. Und 
letzten Endes hatte das weitere Wort die Ge- 
schäftsführung, also der Vorsband der 
NEWAG, zu sprechen. 

Ich möchte in 'dem Zusammenhang auch 
eines hier feststellen: ich weiß nicht, warum 
immer Beschulidigungen ausgesprochen wer- 
den, die an sich nicht stichhältig sind. Ich 
weiß nicht, warum immer wieder versucht 
wird, etwas zu unterschieben, und w a r n  
immer wieder gesagt wird, mian wisse we- 
sentlich mehr und man wolle (dies nicht sagen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren des 
Hohen Hauses! Ich habe im Dezember des 
vergangenen Jahres hier erklärt, daß man 

nur  über die Di 
eine Bestätigung 
für  jedes (Wort 
überndhmen kar 
über haben Sie 1 

I nicht der Fall i, 
Aussage zu mach 

Am heutigen 
schuldigungen ai 
die Rede von füi 
der höchste Bear 
er redlich erwor 
Vonwurf gemack 
den ersichtlich w 
eignete Benater 
wunde gesagt, w 
ich, redlich füni 
Worben hat. 

Nur um die da 
ten, möchte ich d 
sache zur Kennt 
der Landesregie 
wunde beschloss 
Stellvertreter ob 
Bundesland Niei 
des Landes Nie 
Dem ging ein 
möchte diesen L 
um wieder Gin Er 
Sibuation idarnals 
in der Einschätzi 
wurde nämlich 
kann sich ein Be 
von Seiten Vliktor 
chen lassen, wo 
War dies zum da  
Geschenke gema 
Fall? Ich möchte 
Kenntnis bringei 
1963 an (den idi 
Leopohd Figl gesc 
schnift ,,Doktor ( 

,,Sehr geehrte 
Lieber Freund! 1 
miir mitgeteilt, da 
die Frage aufgeu 
anläßlich des Aus 
hauptmannstellvc 
Landesregierung 
ringes des Land 
mlen wünde. Ich 
wir selbstverstän 
gierungsmitglied, 
desregierung ang 
zu geben bereit s 
de Regierungsmil 
sind daher ohneu 
der Landesregiei 
des Ehrenringes 



tzung am 6.17. März 1968. 

kmannstellvertreter 
Trotzdem wurde in 
der er den Vorisitz 
ich hätte (die Lan- 

L Brief )des Rechts- 
inform'iert. Landes- 
Dr. Tschedek hat 
sverhandlungen zu- 
4bg. Marsch in die- 
Cusammenhang mit 
iospan-Hmag einen 
erwartet, das Lan- 

?r Dr. Tschedek sei- 
ntsprechend laufge- 
bg. Marsch hat auch 
neldung am 15. Pe- 
$er Form, das gebe 
)ereinstimmend idie- 

Herr Abg. Marsch 
;agt: ,,LandeshauPt- 
'r Angelegenheit Li- 
s die Stiaabanwalt- 
s bestätigen Sie hie- 
I (Abg. Marsch: Frei- 
i t igt!)  ich wußte zum 
d weiß auch heute 
iiger als das, was ich 
Stellvertreter Doktor 
:iner Information in 
mm 23. März 1967 
s wissen mußte. 
Bundeskanzler Dok- 
iligen Staatssekretä- 
Jruber am 20. April 
Ciroler Landeshaupt- 
r diamalige General- 
lnahmen, kam nichts 
blich über meine In- 
ndesregierung voim 
1 wäre. Hdhes %aus! 
Niederösterreich von 
;ich eine Möglichkeit 
Tirol für (die Ligno- 
s war dem nicht SO, 
Iission beendet. Und 
Yyeitere Wort die Ge- 
der Vorstiand der 

Zusammenhang auch 
h weiß nicht, warum 

ausgesprochen wer- 
stichhältig sind. Ich 

ner wieder versucht 
$hieben, und w a r n  
rird, mlan wisse we- 
volle (dies nicht sagen. 
imen un,d Herren des 
)e im Dezember dtes 
er erklärt, daß man 

r 
Landtag von NiederÖsterreich. IV. Session der VIII. Gese !tzgebungsperiode. 11. Sitzung am 6.17. März 1968. 487 

nur über die Dinge sprechen kann, über die 
eine Bestätigung vorliegt und bei denen man 
für jedes Wort auch wirklich die Garantie 
überndhmen kann. (Abg. Marsch: Aber dar- 
Uber haben Sie kein Wor t  gesagt!) Wenn dies 
nicht der Fall ist, ist es nicht möglich, eine 
Aussage zu (machen. 

Am heutigen liag sind nun wieder Be- 
schuldigungen ausgesprochen worden. Es war 
die Rede von fünf kktien der Contibank, die 
der höchste Beamte dieses Landes besitzt, die 
er redlich erworiben ihat, die ihm aber zum 
Voriwurf gemacht werden, wie aus Iden Re- 
den ersichtlich war. Er sei nicht mehr (der ge- 
eignete Beriater des Landeshauptmannes, so 
wunde gesagt, weil er im Jahre 1962, glaube 
ich, redlich fünf Aiktien der Contibank er- 
worben hat. 

Nur um die damalige Situation zu beleuch- 
ten, möchte ich dem Hohen Landtag eine Tat- 
sache zur Kenntnis bningen. In der Sitzung 
der Landesregierung vom 22. Jänner 1963 
wunde beschlossen, dem Landeshauptmann- 
Stellvertreter ab seiner Veadienste um das 
Bundesland Niederösterreich den Ehrenring 
des Landes Niedierösterreich zuzuerkennen. 
Dem ging ein Schriftwechsel voraus. Ich 
möchte diesen Schriftwechsel verlesen, nur 
um wieder !in Erinnerung zu bringen, daß ,die 
Sibuation Idamals wesentlich anders war, auch 
in der Einschätzung (der Person Müllners. Es 
wurde nämlich lder Vorwurf erhoben: Wie 
kann sich ein Beamter des Landes eine Aktie 
von Seiten Viktor Müllners zuim Geschenk ma- 
chen lassen, wo doch Viktor Müllner usw. 
War dies zum damaligen Zeitpunkt, wo diese 
Geschenke gemacht (wunden, ebenfialls der 
Fall? Ich möchte Ihnen also diesen Brief zur 

~ Kenntnis bringen. Er wunde am 18. Jänner 
1963 an (den (damaligen Landeshauptmann 
Leopolid Figl geschrieben und trägt ldie Unter- 
schrift ,,Doktor Otto Tschadek". Er lautet: 

,,Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 
Lieber Freund! Herr Landesrat Wenger ihat 
mir mitgeteilt, daß Du gestern ihm gegenüber 
die Frage aufgeworfen hast, ob meine Partei 
anläßlich des Ausscheidens des Herrn Landes- 
hauptmannstellvertreters Müllner aus (der 
Landesregierung der Verleihung des Ehren- 
ringes des Landes Niederösterreich zustim- 
men würde. Ich möchte hier mitteilen, Idaß 
wir selbstverständlich einem sch&den)den Re- 
gierungsmitglied, das über 14 Jahre (der han- 
desregierung angehört hat, dieselbe Ehrung 
zu gpben bereit sind, ldie andere ausscheiden- 
de Regierungsmitglieder erhalten haben. Wir 
sind daher ohneweiters bereit, in der Sitzung 
der Landesregierung für die Zuerkennung 
des Ehrenringes zu stimmen. Wenn Du die 

I 

Sache nicht in öffentlicher Sitzung behandeln 
willst, kann auch (dieser Brief bereits als un- 
sere endgültige Zustimmung aufgefaßt wer- 
den. 

Mit vorzüglicher Hochachtung und besten 
Grüßen!" 

(Abg. Marsch: Na und?) 
Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Ich finde nichts Unrechtes an ,die- 
ser Vorgangsweise. Das bestätige ich. Wals ich 
damit untermauern - nicht ,,untermaurern", 
sondern untermauern - wollte, ist #die Tat- 
sache, daß die Siituation damals anders war, 
daß damals Miillner als ehrenwerter Mann 
galt, was auch aus (diesem Schreiben und dem 
nachfolgenden Beschluß hervorgeht. 

Meine Damen und Herren (des Hohen Hau- 
ses! Und diese Fakten, die damalis gesetzt 
wurden, werden heute verschiedenen Beam- 
ten zur Last gelegt! Wenn damals beispiels- 
weise oder wenn auch heute ein scheidendes 
Regierungsmiitglied beamteten Referenten 
Geschenke macht, ob in führender Stellung 
oder in untergeordneten Positionen, 60 glaube 
ich, ist idaran übenhaupt nichts zu finden. D.es- 
halb kann man doch diesem Beamten nach 
fünf oder sechs oder sieben Jahren keinen 
Vorwurf machen! (Abg. Stangl: W e n n  er es 
heute noch ist?) Ich möchte das klar und of- 
fen sagen: Auch wenn diese Beamten bereit 
wären, (diese Aktien zurückzugeben, sie zu 
verschenken, wünden Sie immer wieder sa- 
gen, daß sie sie ciamalls geschenkt bekommen 
haben - unter weit anderen Voraussetzun- 
gen. (Abg. Marsch: Das unterstellen Sie!) 60 
liegen die Dinge. 

Es wunde hier vam Ausmisten und vom 
neuen Stroh gesprochen. Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren des Hohen Hauses! 
Ich glaube, es ist in  meiner Amtszeit als Lan- 
deshauptmann dieses Landes mancher Mist 
entfernt wonden und viel neues Stroih einge- 
streut woriden. 

Es ist hier auch zur Sprache lgeikommen, 
daß von meiner Seite und von Iden Regie- 
rungsmitglieidern meiner Fraktion in der An- 
gelegenheit Müllner die Beiziehung eines Ver- 
treters, (der das Vertrauen (der Msinderheits- 
Partei besitzt, abgelehnt wunde. Ich möchte 
dem Hohen Haus eines nicht vorentihaltm: 
Meine Fraktion in der Regierung hat sich ent- 
schlossen, für die Lösung der Contibank- 
Frage, die gestern erfolgte, der Sozialistischen 
Partei zuzugestehen, einen Sachverständi- 
gen ihres Vertrauens zu nominieren, um doch 
eine einheitliche Stellungnahme oder eine 
einheitliche Vongangsweise zu finden. Ich war 
sehr ersbaunt und es hat mich sehr überrascht, 
daß der Sachverständige, der zugezogen m r -  



488 Landtag von Niederösterreich. IV. Session der VIII. Gksetzgebungsperiode. 11. SitZLIng am 6./7. März 1968. 

de uad der Ihr Vertrauen besitzt, bei der Be- 
sprechung eigentlich keinerlei Lösungsvor- 
Schläge machen konnte. Ja mehr noch: Der 
Antrag, den Sie gestern dazu eingebracht ha- 
ben, hat übenhaupt nichts mehr mit Iden Aus- 
führungen Ihres Sachverständigen bei 'der 
Vorbesprechung zur Regierungssitzung zu 
tun. Sie sind auf eine völlig andere Linie 
eingeschwenkt, un'd zwar auf jene, daß die 
Bank in Konkurs gehen miisse. Meine isehr 
geehrten Herren! Das hat mich, offen gesagt, 
sehr überrascht. 

Ich (möchte eines 'hier klar sagen: Sie müs- 
sen doch endlich unterscheiden zwischen dem 
Strafverfahren gegen Müllner und der zi- 
vilrechtlichen Angelegenheit, wo es um das 
Vermögen des Landes geht, wo wir alles ein- 
zuleiten haben, um uns keinerlei Versäum- 
nissen schuldig zu machen. (Abg.  Marsch: 
Dann stilnmen Sie d e m  Antrag zu!) Wir ha- 
ben Vertrauen zu unserer Gerichtsbarkeit. [Die 
strafrechtliche Seite liegt bei der Genichts- 
barkeit (Abg.  Marsch: S t immen  Sie d e m  An- 
walt  zu!), (die zivilrechtliche werden wir von 
unserer Seite einordnen. 

Eine weitere Frage wurde hier aufgezeigt, 
und zwar von Ihnen, Hierr Abgeondneter 
Marsch. Sie haben erklärt, mit Hohn sei von 
unserer Seite in der Landesregierung eine 
Sache abgetan wonden. Gemeint war damit 
ein Vorschlag, den (ich eingebracht habe, einen 
Beamten, (der auch Anwalt ist, bei dem straf- 
rechtlichen Verfahren beizuziehen. (Abg. 
Marsch: So  steht es in der Zeitung.) Darf ich 
dazu folgendes sagen: Bezeichnen Sie es als 
Hohn, wenn ich in der Landesregierung ei- 
nen solchen Vorschlag bmnge, wenn dieser 
Vorschlag nicht die Billigung der sozialisti- 
schen Fraktion findet, und wenn ich diese 
Einstellung akzeptiere und meinen Antmg 
zurückBiehe? Wo ist hier Hohn zu finden? Ich 
glaube, ldaß ich und meine Regierungsfriak- 
tion hier einer (demokratischen Regel, einem 
Begehren der sozialistischen Fraktion statt- 
gegeben haben, und das, Herr Abgeondneter, 
nennen Sie Hohn? (Zwischenrufe bei der SPÖ. 
- Präsident Weiss gibt das Glockenzeichen.) 
Wissen Sie, was Hohn gewesen wäre? Hohn 
wäre gewesen, wenn ich den Standpunkt (der 
sozialistischen Fraktion nicht akzeptiert 
und vielleicht höhnisch geantwortet hätte, Sie 
können sagen was Sie wollen, (das ist unsere 
Meinung. (Abg. Marsch: S t immen Sie zu, j a  
oder nein! - Heftige Zwischenrufe bei der 
SPÖ. - Präsident Weiss gibt neuerlich das 
Glockenzeichen.) Ich kann Iihnen auch darauf 
eine Antwort geben. Gerade die Zuziehung 
dieses Sachverständigen hat mich bewogen - 
obwohl ich bereit war, dhrlich nachzudenken, 

ob nicht doch irgendwie in Ihrem Begehren 
eine Mäglichkeit liegen wSirde -, idaß ich 
nunmehr namens meiner Fraktion nicht mehr 
bereit bin, einem solchen Mann Ihres Ver- 
trauens zuzustimmen. (Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) I& sage Iihnen (dies ganz frei und offen 
hier im Hohen Hause. Wir haben auch in del. 
Regienmg diesen Iihren Antrag albgelehnt, 
weil wir genau trennen wollen in )der Ge- 
richtsbarkeit zwischen Strafverfahren und zi- 
vilrechtlichem Verfahnen. (Abg.  Marsch: Wir 
wollen das Recht aller. - Abg. Stangler: Das 
hat mit Recht nichts z u  tun. - Abg. Dip2.- 
I n g .  Robl: Sie haben eine Meinung v o n  Recht! 
- Präsident Weiss gibt das Glockenzeichen.) 
Meine Damen und Herren! Sie beziehen sich 
immer wider  auf demokratische Rlegeln, und 
im besonderen - ich iakzeptiere das - tritt 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Doktor 
Tschadek immer wieder hier an das Redner- 
pult und spricht von demokratischer Einstel- 
lung. In der demakratischen Einstehng ist 
es auch nach reiflicher Prüfung und Diskus- 
sion {das gute Recht der Mehrheit, den Stand- 
punkt der Minderheit nicht zu billigen. 

Darf ich daizu eines sagen: Wenn Sie heute 
als Parteifunktionär hsinausgehen in den 
Raum von Niedercsterreich und ,dort erklä- 
ren, eine Zusaimmenarbeit sei nicht mehr 
möglich, sie sei gefährdet, Sie hätten große 
Sorgen um die nächsten Wochen und Monate, 
dann darf ich entgegenhalten, rdaß bei uns 
in der Landesregierung ein solches Klima 
wahrlich nicht herrscht. Wir sind bemüht, 
nach demokratischen Grundsätzen in unserer 
Regierungsmannschaft zu arbeiten. Sicherlich 
sind nicht immer die Stanidpunkte die glei- 
chen, sicherlich gibt es auch - wenngleich nur 
sehr wenige - Mehrheitsbeschlüsse; sicher- 
lich sind wir bemiiht, Angelegenheiten im 
Lande Niederösterreich - nicht nur in bezug 
auf die Contibank und die leidige Miillner- 
Affäre - zu regeln, wo es auf Grund (der ge- 
genseitigen Einstellungen nicht immer zu ein- 
heitlichen Auffassungen kommt. Ich wüßte 
von seiten der Regierung aus nicht, wo hier 
die Zusammenanbeit gefährdet wäre. Im Ge- 
genteil, ich stelle fest, daß in lder Landes- 
regierung ein Klima herrscht, das nicht als 
schlecht bezeichnet wenden kann. Nunmehr 
hat Herr Landeshauptmannstellvertreter 
Dr. Tschedek aus dem „Volksblatt" meine Er- 
klärung zitiert: ,iSollten die Sozialisten an 
ihrer Auffassung festhalten, ldaß eine Zu- 
sammenarbeit mit (der (derzeitigen ÖVP-FYih- 
rung in Nliederösterreich nicht mehr möiglich 
sei, müßte \auch (die UVP verschiedene Uber- 
legungen anstellen, vor allem würde sie un- 
ter Umständen piiüfen, ob #das zu Beginn der 
Gesetzgebungsperiade getroffene Koalitions- 
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abkommen über die Gaschäftmerteilung in 
der derzeitigen Form [aufrechterhalten wer- 
den könne." Ich darf Herrn Landeshaupt- 
rnannstellvertreter Dr. Tschadek recht geben; 
es gibt kein Koalitionsabkommen. Wenn Zei- 
tungen schreiben und keine wtirtlichen Wie- 
derholungen bringen, so ist das nicht meine 
Schuld. Ich bin ehrlich genug, das hier rich- 
tigzustellen. Es gibt allerdings ein Parteien- 
übereinkommen; es wunde im Jahre 1964 ge- 
schlossen, und es haben sich Landeshaupt- 
mann Figl, Landeshauptmann IHartmann und 
letztlich auch ich vor meiner Wahl dazu be- 
kannt. Darf ich (aber eine zweite Feststellung 
treffen. Sie nehmen (das Recht für sich in An- 
spruch und vermeinen, eine Wahl, die eben- 
falls im Jahre 1964 durchgeführt wunde, 
könne ohne weiteres aufgelöst werden. Sie 
vermeinen, daß (die Mehhriheitspartei diesem 
Ihrem Antrag (die Zustimmung geben sollte. 
Sie stehen nicht mehr zu einer Entscheidung, 
die $damals durchgeführt wurde. Sie glauben, 
Sie haben das Recht, während der Gesetz- 
gebungsperiade an 'diesem Abkommen - es 
handelt sich ja um eine Entscheimdung der 
Wähler - zu nütteln. Uns wollten Sie nicht 
einmal zurbilligen, daß wir sagen, wenn Sie 
an der Auffassung festhalten, daß eine Zu- 
sammenarbeit mit #der derzeitigen ÖVP-Füh- 
rung nicht mehr möglich ist, in welcher Form 
in Zukunft gearbeitet wendien soll. Wir dür- 
fen nicht einmal danüber Gespräche führen, 
weil Sie sagen, Sie (distanzieren sich von der 
OVP, die 3ie vermeinen schuldig sprechen zu 
müissen. Wenn [Sie der Auffassung sinld und 
hinausgehlen und sagen, mit der ÖVP ist 
nicht zu arbeiten, mit !dem Maurer, (der alles 
,,untermaunert", ist nicht mehr zu arbeiten, 
dann müßte mian winklich neuerlich bespre- 
chen, in welcher Form das Parteienüberein- 
kommen geregelt $werden soll. Wollen Eie 
diese Tatsachen nicht auch IcInis zuerkennen? 
(Zwischenrufe bei der SPÖ.) Von einer Dro- 
hung kann ihier keine Rede sein. Das ist 
eine echte Reaktion auf jenen Antrag, den 
Sie hier im Landtag stellen, und zwar nicht 
aus einer politischen Einstellung heraus, son- 
dern von der sachlichen Seite her beleuchtet. 
Verstehen Sie nicht, Idaß Sie meine Arbeit 
sehr erschweren, wenn Sie im Land Nieder- 
Österreich hinausposaunen, mit der Regie- 
rung ist nicht z!u arbeiten? Ich wiederhole 
nochmals, daß unsere Zusammenarbeit (in der 
Regierung nicht die schlechteste ist, aber si- 
cherlich - )davon ibin ich tiberzeugt - noch 
verbessert werden kann. In dieser Situation 
tritt nun Herr Landeshauptmannstellvertre- 
ter Dr. Tschaidek hier ans Rednerpult und ge- 
braucht einen Ausdruck, (den er sicherlich 
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nicht notwendig hätte. Ich kenne ihn sehr 
genau und 'darf nochmals sagen, er hätte es 
nicht notwendig (gehabt zu sagen, die Conti- 
bank soll ,,untermaurert" wenden. Er weiß 
genau, daß ich 'damit nichts zu tun habe, daß 
ich aber leider die Aufigabe halbe, $diese Dinge, 
die seinerzeit passiert sind - (damals war ich 
noch lange nicht in der Regierung, konnte %da- 
het aiuch nicht verantwortlich (dafür zeich- 
nen -, in einen Weg zu fühnen, der dem Land 
die wenigsten Verluste bringt. Wir sind nach 
wie vor der überzeugung, idaß )der Weg, #den 
wir eingeschlagen haben, tatsächlich auch der 
richtige ist. 

Meine sehr verehrben Damen und Herren, 
wir haben im Herbst 1964 von den nieder- 
österreichischen Wählern den Auftrag erhal- 
ten, bis zum Herbst \des Jahres 1969 Mr die- 
ses Land in Regierung und Gesetzgebung die 
Verantwortung z u  tragen. Wir sind 'der Mei- 
nung, daß id'ieser Auftrag auch die Pflicht 
beinhaltet, alles zu tun, um auch die Pro- 
bleme im Zulsammenhang mit (der sogenann- 
ten MüllneraAffäre im Interesse <des Landes 
Niederösterreich zu lösen. Wir werden dies, 
so wie ich 'es in meiner Regierungserklärung, 
die schon so oft zitiert wunde, versprochen 
habe, nach den Gmndsätzen von Recht und 
Sauberikeit tun; auf einer )Basis also, auf der 
wir uns an sich finden miißten. Alles, was 
ich bisher in dieser Hinsicht getan habe, ruht 
auf diesem Fundament, von de? mich nichts, 
auch nicht Ihr heutiger Antrag wegbringen 
kann. Wir wenden daher bis zum Herbst 1969 
unsere Micht tun und alles unternehmen, 
was unserem Heimatland Niederösterreich 
nützen kann. Mit ru!higem Gewissen wenden 
wir uns dann dem Urteil der Wähler stellen. 
(Beifall rechts.) 

PRASIDIENT WEISS: Zum Wort kommt 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Doktor 
T s c h a d e k .  . 
Landeshauptmannstellvertreter Doktor 

TSCHADEK: Hohes Haus! Ich haibe nicht die 
Absicht, in eine Polemik mit dem Herrn Lan- 
deshauptmiann einzutreten. Wias politisch da- 
zu zu sagen ist, wird miein Freund Rösch nach 
mir kurz sagen. Ich habe mich nur zu Wort 
gemeldet, um einen Punkt klarzustellen, über 
den Kollege Rösch deshalb schwer sprechen 
kann, weil er in der gegenständlichen Regie- 
rungssitzung nicht anwasend war. Der Herr 
Landeshauptmann hat darauf hingewiesen, 
daß in einer Sitzung im März des vergange- 
nen Jahres von einem Brief des Dr. Sknein 
Mitteilung gemacht wunde, ,daß er eine Ver- 
tretungsvollmacht braucht wid daß die Lan- 
desregierung der Meinung war, das sei eine 
Sache, die die sozietären Ongane, also der 
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Vorstanid der NlEWAG, vorzunehmen habe, 
weil die NEWAG und nicht das Land 
Niederösterreich in einem Beteiligungsver- 
hältnis zur Lignospan gestanden ist. Der 
Herr Landeshauptmann hat auch 'diesen 
Brief, den er (dem Herrn Generaldirektor (der 
NEWAG, Dr. Allitsch, geschrieben bat, ver- 
lesen. Der iBrief war in Ordnung und wunde 
von mir - so wie von allen anlderen anwe- 
seniden Regierungsmitgliedern - zur Kennt- 
nis genommen. Daß im Brief {des Herrn 
Rechtsanwaltes IDr. Skrein, der nicht verle- 
sen wurde, auch noch an!dere Dinge gestan- 
den sind, das war mir nicht bekannt. Der 
Herr Landeshauptmann hat in einer Aus- 
schußsitzung erklärt, ich hätte ja fragen kön- 
nen. Hoher Laedtag, ich habe damals gesagt, 
daß ich nicht gefragt habe, weil ich soviel 
Vertrauen zum Herrn Landeshauptmann ge- 
habt habe, idaß er, wenn er einen Brief zitiert, 
diesen vollständig zitiert und nicht einen Teil 
herausnimmt. Ich habe erklärt, 'daß wir in 
Zukunft, gewarnt durch diese Dinge, wenn 
etwas verlesen wird, natürlich fragen werden, 
ob die Verlesung vollständig war. Das zu die- 
sem Sachverhalt. Ich glaube, daß muß hier 
richtiggestellt werden. 

Ich möchte noch eine Bemerkung zu !dem 
Schreiben miachen, ldas ich an den verstorbe- 
nen Herrn Landeshauptmann Dip1.-Ing. Figl 
bezüglich des Ehrenringes an Viktor Müllner 
gerichtet habe. Hoher Landtag, wenn damals 
bekannt gewesen wäre, daß sich Viktor Müll- 
ner des Mißbraiuches der Amtsgewalt und der 
Untreue schuldig gemacht hat, dann hätte er 
ja auch nicht zum Generaldiktor der NEWAG 
bestellt werden können. Es war üblich, daß 
die scheidenden Regierungismitglier, die 
über eine gewisse Anzahl von Jahren das 
Amt innegehabt haben, den Ehrenring be- 
kommen. Ich habe daher einem Wunsch der 
Österreichischen Volkspartei, auch einem 
scheidenden Regierungsmitglied Ihrer Seite 
diese Ehrung zu erweisen, nichts entgegen- 
gesetzt. Ich glaube, )daraus kann man mir 
keinen Vorwurf machen. Ich möchte das nur 
feststellen. (Abg.  DipZ.-Ing. Robl: Der Marsch 

Etwas anderes ist es mit der Contibank. 
Geigen die Contibanik sind schon damals echte 
Bedenken vophanden gewesen; ich bin der 
Meinung, idaß ein Regierungsmitglied, wenn 
es ausscheidet, seinen Beamten ein Erinne- 
rungsgeschenk geben kann. Ich glaube, idaß es 
aber nicht iiblich und wohl einmalig ist, daß 
ein Regierungsmitglied zu seiner Erinnerumg 
Aktien und Gelid als Viktor4Wüllner-Gedächt- 
nisstiftung hinterläßt. Das, !glaube ich, ist eine 
andere Sache. Das wollte ich auch hier in ial- 

. soll das akzeptieren!) 

ler Klarheit festgestellt halben. Im übrigen 
möchte ich Herrn Landeshauptmann sagen, 
er möge sich iiber die Untermaurerung, bei 
der Niederösterreich Schneider geworden ist, 
nicht allzusehr alterieren. Ich halbe geglaubt, 
er hat mehr Sinn für Worbspiele. Und letz- 
ten Endes, Herr Landeshauptmann, haben Sie 
ja gestern mitgetan, daß eine Entscheidung 
gefällt wurde, (die wir als eine Untermaure- 
rung der Contibank betrachten. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

PZÄ'SIDENT WELS[S: Zum Wort kommt 
noch 'der Herr Landesrat R ö s c h. 

Landesrat RÖISCH: Herr Präsident! Hohes 
Haus! Bei der gestrigen Debatte, ldlie ja auch 
sehr llange gedauert hat, hat der Herr Landes- 
hauptmann Maurer sozusagen die Debatte 
geschlossen. Wir haben uas auch nicht mehr 
zu Wort gemelidet. Die Darstellungen des 
Herrn Landeshauptmannes von gestern haben 
nicht in iallen Punkten unsere Zustimmung 
gefunden, 'das werden Sie venstehen, denn 
er vertrat ja etwas anderes, als wir beantragt 
hatten, aber sie waren bis zu einem gewils- 
sen Grade die Stellungnahme des Landes- 
hauptmannes und Politikers der Volkspartei 
ohne dieselbe emotionelle Untermalung wie 
heute. Ich neihme daher ,an, der Herr Lantdes- 
hauptmann hat mit seiner Stellungnahme die 
Absicht gehLabt, die Debatte sozusagen neu m 
eröffnen. Wir nehmen das Angebot an. Wir 
eröffnen also die Deblatte neu, denn sonst 
wäre es nicht möglich, IHerr Landeshaupt- 
mann, daß in einer Art, wie Sie es getan ha- 
ben, Ihr venmutlich beabsichtigtes Schluß- 
Wort ausgefallen ist. Es ist aber Ihr gutes 
Recht, das möchte ich gleich sagen, der Mei- 
nung zu sein, daß {die Debatte noch nicht ab- 
geschlossen ist, man muß sie neuerlich er- 
öffnen, und dazu trage ich mit meinem Bei- 
trag bei. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
worum ist es heute gegangen? Wir haben 
uns schon seit 9 Uhr früh über diese Materie 
unterhalten und den Antrag der Sozialisti- 
schen Partei auf vorzeitige Auflösung des 
Landtages und Durchfiihrung von Neuwah- 
len behandelt. Ich pflichte dem Herrn Landes- 
hauptmann b)ei, wenn er feststellt, es sei das 
Recht jeder Partei des Hauses, einen solchen 
Antrlag zu stellen, unid es ist das Recht (der 
Mehrheit, einen solchen Antrag >abzulehnen. 
Darüber gibt es keine Meinungsveiicchieden- 
heit. Entscheidend sind (dabei idie Beweggrün- 
de. Sie haben Ihre Eeweggrünide dargelegt; 
Sie sind der tfberzeugung - das ist eigentr 
lich aus 'den gesamten Debattenbeiträgen, be- 
ginnend von Herrn Abg. Anzenibenger, mit 
mehr oder weniger emotioneller Untermalung, 
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hervorgegangen -, cdaß Bm Lande Nieder- 
ästerreich alles in Oridnung ist und ldaß Sie 
alles getan haben, (was in Ihrer Macht stelit, 
um Ordnung zu miachen. Es ist daher kein 
Grund vorhanden, Idlaß man jetzt Neuwahlen 
ausschreibt. Im Gegenteil, es ist notwendig, 
daß man ikeine Neuwahlen macht, die Pe- 
riode auslaufen läßt, den man muß ja jetzt 

ästerreich die grauslichste Korruption wäre" 
- ich glaube, Sie haben heute fast einen ähn- 
lichen Ausdruck gebraucht -, ,,so möchte ich, 
entschulidigen Sie, wenn ich die gleichen 
Worte verwende, sagen, daß das die grauslich- 
ste wirtschaftsschädigende Demagogie ist, die 
mit den Landesgeeellschaften NIiOGAS und 
NEiWAG bietrieben wird." 

auch das Positive Wr Niederöisterreich-leisten. 
Soweit es um (das Potsitive geht, würden wir 
Ihnen ebenfalls zustimmen. Aber auch hier 

ben, daß dieses Positive noch immer zu stark 
von dem belastet Ist, was noch nicht bewältigt 
ist. 

Partei! S4e halben im Verlauf von eineinhalb 
Jahren sechsmal in 'diesem Hause erklärt: 
Nun ist !die Mtillner+Affäre endgültig berei- 
nigt. 'Gestern haben Sie ldas zum sechstenmal 

Sie halben sich in diesen eineinhalib Jah- 
ren imlmerhin soweit gewandelt, ldaß Sie heute 
von dieser StellCe aus erklärten, Sie fänden 

ren, wie nohendlg es war, Idaß wir das ein- 
einh,alb Jahre lang aufgezeigt haben. Der 
Herr Kollege Anzenberger wäre Fronst heute 

Meine Herren (der österreichischen Volikis- noch nicht daraufgekommen wäre noch 
,auf xinem alten Standpunkt stehengeblieben. 
p e i f a l l  bei der Spö.) Und so wie ,dem Herrn 
Abg. hzeniberger geht es ,doch einer 
~ ~ f i ~  von lIhnen. Es wüde zu sehr ins De- 

ndlmen wir das Recht in zu glau- 0s auch grauslich. Sie sehen daher, meine H,er- 

gesagt! BWOmen hat es 'am 1. 'März 1966. 
Damit keine Ges&chtskittmg enbteht, Herr 

tail führen, jekt  allles vorzulesen, wie sie 
d a a l s  Stellung bezogen haben. Wie notwen- 

Kollege Anzenberger: Die Sitzung fand nicht 
über Antrag (der Volkspartei statt. Sie haben 
ja gesagt: Alle Initiativen in dieser Frage 
sind von Ihnen ausgegwen. 

am 1. März 1966 erfolgte über Antrag der so- 
zialistischen Abgeoridneten, sonst hätte sie 
gar nicht statffifinden können, und wäre 
gar nicht ZU Ihrem Drhglichkeitsantrag ge- 
kommen. Sie hätten ,ihn ja  gar nicht einbfi- 
gen können. Sie haben sogar iam 1. März 1966 
erklärt: Alles, Wals  er geschieht, (jst ,doch nur 
Wahlpropaganda - alles! Heute, eineinhalb 
Jahre später, wurde 'dasselbe gesagt. Immer 
heißt es, Wa(S wir, die 'SoziaListen, vorbringen, 
ist WahlPraPaganda, sonst nichts. (Abg. An- 

dig war es also, daß wir immer wieder auf 
diWe Dinge ,hingewiesen haben, damit sie 
sich hmte distanzieren körnen. (Abg.  
Anzenberger: Uns ist es heute so gegangen 

ter Tschadek im Jahre 1963, genauso!) 
berger: Die Lösungsvorschläge!) Die Sitzung wie dem Herrn Landeshauptmannstellve~tre- 

Jetzt zwingt mich der Herr Abg. Anzen- 
berger, verlmeitet durch seinen LandeshauPt- 
mann und ldieses nun bekanntgegebene schrei- 
ben, .doch zu einer Stellungnahme. Er sagt, es 
sei Ihnen 'genauso gegangm wie seinerzeit 
Ts*adek mit dem Brief* 

Meine Herren, ich sage Ihnen gan;s offen: 
, Ich war damals nicht Mitglied der Landesre- 

gierung, aber Mitglied dieses Landtages. Ich I 

1 zenberger: Permanente Wahlpropaganda!) bin 1959 Mitglied des niederösterreich%schen 
1 Bitte, permanente Walhlpropaganda. Landtages iggwonden. Ich htabe schon vorher 

Wenn Sie also feststellen, ,daß alles pema- als Zuhörer auf der Galerie und (dann in den 
1 nente Whlpropaganda ist, dann d,ürfen ,sie ersten Wochen meiner Tätigkeit im Landtag 1 sich dafiber aufregen, wenn wir Ihnen den damaligen Landeshauptmannstellvertre- 

anbworten, daß sie eine permanente Verbei- ter Viktor Müllner als einen sehr mangeneh- ' digung Miillners durchführen. Das ist doch men, sehr harten Ggner  kennengelernt, !der 
Methoden in die Diskussion einMhrte, (die 1 die Logiik \daraus. 
mir neu gewesen sind. Ich habe [das erstemal 
in der Frage des Kredites für das Bergwevk 1 Herr Abg. Anzeabenger, ich weiß nicht, ob 

Höflein mit iihm verhandeln müssen. Ich )kann i Sie sich noch an Ihre seinerzeitige Rede er- 
innern können; sie steht im Stenographischen mich noch gut eiiinnern; (da (drüben in dem 

treter Müllner und ich damals sehr hart auf- 
' daraus wörtlich zitieren, weil Sie heute hier 1 dargelegt haben, mit welcher Entrüstung, mit einandergeprallt. ' welcher inneren Entrüstung Sie sich von der 
I Müllner-Affäre distanziert haben. Damals wa- Aber eines ist richtig: Ich, und ich glaube 
1 ren Sie noch nicht so entrüstet, Herr Kollege. wir alle, haben Müllner als einen harten, un- 
i Sie sagten nämlich: ,,So wie Herr Außen- angenehmen Gegner empfunden, ihn aber ' minister Dr. Kreisky vor einigen Tagen in nicht als unanständigen Menschen gekannt. 

seiner Wahlikamphendung ausgeführt hat, Und jetzt frage ich Sie, gilt das fiir alle von 
daß die NIOMS-Angelegenheit in Nieder- Ihnen auch? (Abg. Anzenberger: Für die da- 

ProtC3k011 auf Seite 452. Ich darf eine Saal sind ,der Herr Zandeshauptmannstellver- 
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malige Ze i t  sicher!) Gilt das für alle von 
Ihnen, (die (damals mit ihm in diesen Gesell- 
schaften gesessen sinid, die damals aus näch- 
ster Nähe seine Praktiken kennengelernt ha- 
ben? Das frage ich mich, und dann kommen 
mir Zweifel. Wir haben ihn nicht näher ge- 
kannt, wir sind nicht sein täglicher Umgang 
gewesen. Aber jetzt heißt es auf einmal, er 
habe auch die eigene Partei nicht informiert, 
er sei 'auch in der eigenen Partei ein Allein- 
geher gewesen usw. Zu sagen, Ilhr habt ihn 
als anständigen Menschen betrachtet und wir 
auch, das erscheint für uns nicht immer glaub- 
würdig. Ich darf aber gleich noch einmal wie- 
derholen, damit kein Irrtum entsteht: Das 
gilt nur für einzelne, selbstverständlich nicht 
für Sie persönlich, )das sagen Siie ja selbst. 
Außerdem geihören Sie dem ÖAAB nicht an, 
Sie sind ja von einem anderen Bund. Und 
wenn der IBauernbund wipklich zu etwas gut 
und wertvoll ist, dann zumindest, um hier 
im Hause Iden Müllner zu verteidigen, wie 
es ja soundso viele Abgeordnete geban haben, 
die hier gestanden sind. 

Meine Damen und Herren! Sie sagen im- 
mer, so wie es (heute wieder erwähnt wurde 
und schon vor einiger Zeit in den Diskussio- 
nen zum Vorschein gekommen ist: Ja, aber in 
#diesen soziietären Organen sind (doch auch 
die Sozialisten gesessen! Ich glaube, der Herr 
Abg. Anzenberger hat $das gesagt; aber viel- 
leicht irre ich mich und es war der Herr Abg. 
Robl. (Abg .  Anzenberger:  Das i s t  doch sehr 
richtig!) Also war es doch der Herr Abg. An- 
zenberger; ich habe es nur nicht mehr genau 
gewußt. Er meint, die Sozialisten seien also 
mitschuldig, sie mußten ]doch von all diesen 
Dingen genau gewußt haben. 

Darauf gibt es zwei Fragen: Haben das nur 
die sozialistischen Aufsichtsräte gewußt d e r  
auch (die 'der Österreichischen Volkspartei? 
(Abg .  Anzenberger:  Das haben  wir auch nicht 
gesagt! - Landesrat  Ludwig :  Beide! - A b g .  
Anzenberger:  N u r  S ie  behaupten  i m m e r ,  al- 
lein die ÖVP-Leute  sind schuld!) Ich stelle 
also fest: Beitde haben es gewußt. (Abg .  Dip1.- 
Ing. Robl:  Go t t  sei Dank ,  dap  das einmal v o n  
i h n e n  gesagt wird! )  

Wenn beide von den Dingen gewußt 
haben, dann frage ich Sie, 'Herr Abg. Robl: 
Wieso haben Sie als Aufsichtsratsmitglied 
(Abg .  Dip1.-Ing. Robl:  W a r  ich nicht!), wieso 
haben Sie jetzt - jetzt! - bei einem Antrag 
mitgestimmt, nach dem der Herr Landes- 
hauptmann als Hauptversammlung zur Bi- 
lanz 1965 und 1966 beschließen soll, die Auf- 
sichtsräte zu entlasten, weil lsie nicht gewußt 
haben, warum es ging? Das, meine Herren, 
ist die große Frage: Haiben Sie den Herrn 

Landethauptmann bewußt hineingelegt? 
(Abg .  Dip1.-Ing. Robl:  Das hat  mit d e m  wie- 
der nichts z u  tun!  - Heiterkei t  be i  der  SPÖ.) 
Das hat nichts damit zu tun, selbstverständ- 
lich. 

Seien wir doch ehrlich, die Aufsichtsräte 
beider Parteien haben nichts gewußt, das ha- 
ben wir klar festgestellt, das hat der Herr 
Lanideshauptmann als Hauptversammlung 
auch protoikollarisch vor dem Notar bestätigt, 
zum Unterschied von Ihrer Meinung. (Abg. 
Dip2.-Ing. Robl:  Ich habe doch die Zustim- 
m u n g  nicht  gegeben, wei l  ich nicht dabei war. 
Daher m u ß t e  f ü r  m ich  das gelten, w a s  Sie 
sagen!) 

Für Sie hat der Antrag des Herrn Prä- 
sidenten Hirsch offensichtlich gereicht, daß 
Sie ihm die Zustimmung gegeben haben, 
nämlich dem Antrag an die Hauptversamm- 
lung, daß die Au£sichtsräte nichts gewußt ha- 
ben. Das haben Sie beschlassen. (Abg .  DipL- 
Ing. Robl:  W e i l  ich nicht dabei  war.) Ach, das 
ist natürlich noch besser, man beschließt et- 
was, was man nicht weiß, weil man nicht 
dabei 'war. !Meine Herren, ldas ist (der Bauch- 
aufschwmg am politischen Hochreck. So wer- 
den Sie nicht herauskommen. Zuerst hat es 
geheißen, Sie sind der Meinung, die Auf- 
sichtsräte haben alles gemßt ;  jetzt haben 
sie nichts gewußt, und dann haben Sie Zuge 
stimmt. Sehen Sie, meine Herren, um idas 
geht es doch, daß Sie den Eindruck erwecken, 
bei jeder iGelagenheit einmal so und einmal 
so zu argumentieren. ich sage in aller üffent- 
lichkeit dasselbe, was ich am 17. Februar ge- 
sagt habe. Herr Kollege Stangler, lassen Sie 
nur Zwischenrufe machen, seien Sie nicht SO 
hart zu Ivhren Herren. Das freut isie doch, 
und mir hilft es bei meiner Rede weiter. (Bei- 
fall bei  der  SPÖ.) Sie tanzen so schön. Ich 
habe am 17. Febrular 1966 bei einer Presse- 
konferenz namens meiner Partei die Erklä- 
rung abgegeben, alles, was in der NEWAG 
oder NIOGA6 oder irgedwo geschehen ist, 
hat ohne Ansehung (der Partei und des Par- 
teibuches in Ordnung gebracht zu wenden, 
und die Verantwortlichen sinld wirklich zur 
Veranbwortung zu ziehen. Ich glaube, heute 
sagen zIu dürfien, sow(eit es meine Partei be- 
trifft, haben wir uns daran gehalten. Echt 
hatten wir zwei Verantwortliche, nämlich (die 
beiden Direktoren von uns in den beiden Ge- 
sellschaften, sie sind mitschuldig gewesen. 
Der eine ist, bevor er üiberhaupt von jeman- 
dem hätte zur Verantiwortung gezogen wer- 
den können, gestorben. Ich glaube, idamrit er- 
übrigt sich jede Diskussion. Im Falle des an- 
deren wurde von uns beantragt, daß er ab- 
berufen wende. Meine Herren, ich muß heute 

feststellen, daß I 

bis Sie ihn &br 
nicht einmal git 
Hause wunde VOI 
zialistischen Part! 
alle VorstanidsdiI 
statten. Den Antr 
auch gegen'unser 
wollen - Vorsta 
der Abg. Dip1.-In 
ist nicht sdtazu (da 
Des ist nicht rn 
Landtag sozusagr 
desgesellschaften 
weigert, Anlzelga 
Sie uns nicht ni 
nicht nachher, )da 
handelt hätten. 

Jetzt 'die zweite 
schon betont hab1 
der Österreichiscl 
Wurf machen, da1 

I ner in ihren Rei 
1 einer großen Par 
' wir uns dagegen 

Vonwurf macht, 
Olah in unseren 
kann einer großer 
dend dabei ist ni 
getan, wenn man 
Mann nicht mehr 
entgegengebracht 
das wurde heute s 
Dip1.-Ing. Robl h 
zuerst als Innenn 
mittelbar ldarauf 1 

' Sozialistischen Pai 
Sen. Sie haben M 
rufen, tdenn Sie i 
ners, ihn aus (Gesi 
ner Funktion ak 
binden, stattgegei 

dung (der Landes 
ich kann Ihnen '( 

,,Müllner albberufc 
reichischen Volksp 
dermaßen: Auf G 
Arztes und so wei 
habe selbst ein in 
klärt werde. Auf 
Gesundheitszustan 
dem allen Rechnu 
daher um seine E 
zugestimmt. Wir 
steht ausdrücklich 
dem - mit der 
chung des Rechnu 
ben Müllnei?s nicht 

. nicht verlängern, 



Landtag von Niederösterreich. IV. Session der VIII. Gesetzgebungsperiode. 11. Sitzung am 6.17. März 1968. 493 tzung am 6.17. März 1968. 

ußt hineingelegt? 
s hat mit dem wie- 
orkeit bei der SPÖ.) 
tun, selbstverständ- 

L, die Aufsichtsrate 
hts gewußt, das ba- 
, das hat der Herr 
Hauptversammlung 
Lem Notar bestätigt, 
rer Meinung. (Abg. 
? doch die Zustim- 
ich nicht dabei war.  
las gelten, was Sie 

ag des Herrn Prä- 
itlich gereicht, da5 
ig gegeben haben, 
die Hauptversamm- 
e nichts gewu5t ha- 
ilassen. (Abg. DipZ.- 
jabei war.) Ach, das 
man beschließt et- 

iß, weil man nicht 
, !das ist der Bauch- 
n Hochreck, So wer- 
men. Zuerst hat es 
Meinung, die Auf- 
eunußt; jetzt haben 
inn haben Sie Zuge 
ie Herren, um (das 
Eindruck erwecken, 
mal  so und einmal 
sage in aller öffent- 
am 17. Februar ge- 
Stangler, lassen Sie 
1, seien Sie nicht SO 
Das freut sie doch, 
:r Rede weiter. (Bei- 
anzen so schön. Ich 
i6 bei einer Presse- 
r Partei die Erklä- 
ras in der NlEWAG 
idwo geschehen ist, 
Partei und des Par- 
ebracht zu wenden, 
n siad wirklich zur 
1. Ich glaube, heute 
es meinie Partei be- 
z a n  gehalten. Echt 
ortliche, nämlich (die 
1s in den beiden Ge- 
itschuldig gewesen. 
erhaupt von jeman- 
rtung gezogen wer- * glaube, (damit er- 
m. Im Falle des an- 
bantragt, daß er ab- 
'rren, ich imuß heute 

feststellen, daß es sehr lange gedauert hat, 
bis Sie ihn abberufen haben. Sie haben es 
nicht einmal gleich getan. Und in diesem 
Hause wurde von den Abgeordneten der So- 
zialistischen Partei der Antrag gestellt, gegen 
alle Vorstanidsdirektoren die Anzeige zu er- 
statten. Den Antrag haben Sie abgelehnt, also 
auch gegen'unseren - wenn Sie es so nennen 
wollen - Vorstanckdirektor. Heute hat wie- 
der Abg. Dip1.-Ing. Robl gesagt, der Landtag 
ist nicht #dazu (da, um Anzeigen zu erstatten. 
Das ilst nicht seine Sache. Wenn aber der 
Landtag sozusagen Eligentiimer dieser Lan- 
desgesellschaften ist, wenn sich der Landtag 
weigert, Anzeigen zu erstatten, dann halten 
Sie uns nicht nachher vor oder sagen Sie 
nicht nachher, ldaß wir nicht konsequent ge- 
handelt hätten. 

Jetzt 'die zweite Angelegenheit, die ich auch 
schon betont habe. Niemand kann und sollte 
der Österreichilschen Volkspartei einen Vor- 
wurf machen, daß sie einen Mann wie Miill- 
ner in ihren #Reihen gahabt hat. Das kann 
einer großen Partei passieren. Genauso, wie 
wir uns dagegen wehren, wenn man uns den 
Voriwurf macht, daß wir einen M'ann wie 
Olah in unseren Reihen gehabt haben. Das 
kann einer großen Partei passieren. Entschei- 
dend dabei ist nur #die Reaktion. Was wird 
getan, wenn man (darauf kommt, daß dieser 
Mann nicht mehr das Vertrauen, (das man ihm 
entgegengebracht hat, genießt? Wir haben - 
das wurde heute schon ausgeführt, Herr Abg. 
Dip1.-Ing. Robl hat das dargestellt - Olah 
zuerst als Innenminister albberufen und un- 
mittelbar (darauf mit einem Beschluß aus der 
Sozialistischen Partei Österreichs ausgeschlos- 
sen. Sie haben Müllner iiberhaupt nie abbe- 
rufen, (denn Sie haben 'dem Ersuchen Mull- 
ners, ihn aus Gesundheitsrücksichten von sei- 
ner Funktion als Generalfdirektor zu ent- 
binden, stattgegeben. Ich will (die Debatte 
nicht verlängern, ich habe dort die Aussen- 
dung (der Landeskorrespondenz liegen, und 
ich kann Ihnen da's vorlesen. Da heißt es: 
„Müllner abberufen." Die Fraktion der Öster- 
reichischen Volkspartei beggriündet das folgen- 
dermaßen: Auf Grund eines Schreibens des 
Arztes und so weiter hat Müllner erklärt, er 
habe selbst ein Interesse idaran, (daß alles ge- 
klärt werde. Auf Grunid seines angegriffenen 
Gesundheitszustandes sei er nicht in (der Lage, 
dem allen Rechnung zu tragen, und ersucht 
daher um seine Enthebung. Dem haben Sie 
zugestimmt. Wir haben zugestimmt - das 
steht ausdficklich in der Landeskorrespon- 

, dem - mit der Begründung, (die Untersu- 
I chung des Rechnungshofes habe ein Verblei- 
1 ben Müllners nicht mehr tragbar gemacht. 
I 

Dlas ist das erste. Die Abberufung erfolgte 
über Wunsch Müllners aus Gesundheitsgrün- 
den. Und das zweite? In der Partei ist er bis 
heute noch. Er ist bis heute Mitglied Ihrer 
Partei, so wie das Partejblatt, das Volksblatt, 
es berichtet hat. E s  wurde ein Verfa!hren ein- 
geleitet, aber das Verfahren ruht bis zum 
Ende eines gerichtlichen Verfahrens. Hier, 
meine sehr geehrten Herren, teilen sich un- 
sere Meinungen. Ich gebe offen zu, es ist 
das Recht jeder politischen Partei, diese Auf- 
fassung zu haben. Wir haben eine andere, 
Sie haben (diese. Ihre Auffassung ist, solange 
nicht ein gerichtliches Verfahren entschieden 
hat, gibt es nichts. Es ist nur !das unkorrekt, 
was ein Gericht bescheinigt. Wir sind der Mei- 
nung, es gibt eine Menge Dinge, die gericht- 
lich völlig uninteressant und trotzdem unkor- 
rekt sind; in dleser Auffassung, glaube ich, 
stehen wir in recht guter Gesellschaft mit 
vielen Kreisen des österreichischen Volkes. 
Der dauernde Ruf nach einem Staatsanwalt 
und dem Richter in (der vtilligen Erkenntnis, 
daß ein Gesetz, gleichgültig wie gut es ist, 
nicht alles decken ,kann, daß ein Gesetz so 
und so viel'e Lücken und Maschen hat, das 
kann Ihnen, auf Sicht gesehen, doch nicht gut 
tun. Auch hier stehen iSie ja in iden Reihen 
der Volkspartei Österreichs fast alleine da, 
denn die anderen (denken ja ganz anders. 
Mein Parteifreund Marsch hat Ihnen vor- 
gestern vorgelesen vam Ausschluß Trupps. 
Die Kärntner Volkspartei (denkt ganz anders. 
Die sagt von Haus aus, ob das 'Gericht so oder 
so entscheidet, der Mann ist unkorrekt ge- 
wesen, wir schließen i!hn aus; erledigt, und 
jetzt kannst du berufen gehen, 'dann werden 
wir ein ondentliches Verfahren machen. Sie 
sagen es umgekehrt. Sehen Sie, das ist #die 
grundsätzliche Auffassung unld auch die Un- 
terscheildung. Ich gestehe Ihnen aber zu, idaß 
es Ihr gutes Recht ist, zu sagen: Nein, Eür 
uns ist nur das irgendwie suspekt, was durch 
ein Gericht (bestätigt ist. Alles andere ak- 
zeptieren wir bzw. alle anderen Voi.würfe 
akzeptieren wir nicht. 

Nun gestatten Sie, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß ich noch einige Worte 
zu dem sage, 'was der Herr Landeshauptmann 
hier ausgeftihrt hat. Mir tut es sehr leid, idaß 
ich zu einer Frage Stellung nahmen muß, und 
zwar deshalb, weil der Herr Landeshaupt- 
miann sie hier angesührt hat. Sonst hätte ich 
es nicht getan. Es hat im Ausschuß schon eine 
Diskussion #darüber gegeben. Herr Landes- 
hauptmann hat sich bemüßigt gefühlt, das 
heute noch einmal zur Sprache zu bringen. Es 
ist dies $die Angelegenheit mit (dem Brief des 
Herrn Dr. Skrein. Es hat im Ausschuß viel 
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Heiterkeit darüber gegeben bzw. einen will- 
kommenen Anlaß für die Abg. Stangler und 
Dip1.-Ing. Robl, weil ich über den Vorgang 
in dieser Regierungssitzung dort meine Mei- 
nung zum Ausdruck gebracht habe, obwohl 
ich bei der Regierungssitzung gar nicht an- 
wesen'd war, daher also nicht wissen konnte, 
was sich (dort abgespielt hat. Der Lanides- 
hauptm'ann begründete das ,Ganze auf die 
Aussendung, 'die wir der Pressekonferenz ge- 
geben haben. Die Pressekonferenz, ,das ist 
das rosa Blatt, welches lder Landeshauphann 
mitgehabt hat, auch in 'der Amschußsitzung. 
Es heißt hier: Herr Landeshauptmann Maurer 
hat einerseits von [dieser [drohenden Gefahr 
die Gesamtregierung - 'hier steht es wörtlich 
-, die Gesamtregierung des Landes nicht in- 
formiert. Wenn man es wörtlich nimmt, dann 
stimmt es schon, da in (dieser Regierungs- 
Sitzung zwei Mitglieder gefehlt haben. Es 
war also nicht 'die IGesamtregierung anwe- 
send. Aber, meine Damen und Herren, ldas 
ist im gewissen Sinn eine Haanspalterei. Herr 
Landeshauptmann, ich möchte aber eines fest- 
stellen. Nachdem Sie es heute zur Gpnache 
gebracht h'aben, wäre es notwendig gewesen, 
daß Sie hinzugefügt hätten, weshalb Sie den 
Brief des Rechtsanwaltes Dr. Skrein finf 
Wochen liegengelassen haben, bevor Sie ihn 
der Regierung vorlegten. Warum haben Sie 
fünf Wochen bis zur Weitergdbe an den Vor- 
stand fder NlEYW'AG gewartet? Ich bin seit etwa 
eintdreiviertel Jahren Mitglied der Landes- 
regierung unld habe festgestellt, daß derarti- 
ge Briefeingänge von Ihnen immer sehr rasch 
der Landesregierung vongelegt wunden. Sie 
haben stets innerhalb einer Woche, höch- 
stens zwei Wochen mitgeteilt, daß dieses d e r  
jenes Schreiben gekommen sei. Es ist daher 
die Frage #berechtigt, weshalb Sie gerade in 
diesem Fall Eünf Wochen zugewartet haben. 
Wenn ich jetzt sage, welchen Grund ich an- 
nehme, wenden Sie klagen, tdaß das eine 
fürchterliche Unterstellung sei. Ich w ü d e  es 
aber nicht als Unterstellung, sondern als po- 
litisch taktische ifberlegung betrachten. Eie 
haben nämlich vor !der Regierungssitzung er- 
fahren, ldaß sowohl Landesrat Kuntner als 
auch ich nicht anwesen'd sein wenden und so- 
mit weder unser Vertreter in der NIOGA6 
noch jener in (der NEWAiG anwesend sein 
werden. Vielleicht war (das Ihr Beweggrund. 
Damit Sie mich, Herr Landeshauptmann, 
nicht falsch verstehen und der Herr Kollege 
Stangler nicht abermals von Unterstellung und 
Unberschwelligk&t unld was weiß ich noch 
alles spricht, erkläre ich ausdrücklich, ldaß ich 
das als eine politisch Caktische fherlegung be- 
trachte. Ich muß sagen, sie war wirklich nicht 

unklug, denn die Herren, die eventuell hätten 
Fragen stellen können, weil sie informiert wa- 
ren, waren nicht anwesend, und Herr Landes- 
hauptmannstellvertreter Dr. Tschadek mußte 
sich auf das verlassen, was man ihm vorge- 
legt hat, was durchaus begreiflich ist. Sollte 
es aber keine politisch taktische fiberlegung 
gewesen sein, dann wäre es vielleicht nicht 
unzweckmäßig, Herr Laadeshauptmann, wenn 
Sie uns den Grund angeben wiirden, weshalb 
Sie Iden Brief fünf Wochen liegen ließen. Da- 
bei will ich die zweite Merkwündigkeit in 
dieser Angelegenheit nur am Rande erwäh- 
nen. Es ist bekannt, daß ich mich für das 
Sitzungsprotokoll vom 23. März interessiert 
habe. Ich \wollte es mir durchlesen, weil ich 
mich an irgend etwas nicht mehr erinnern 
konnte. Am Montag, (dem 12. Februar, habe 
ich 'die Landesamtsdirektion um fiberlassung 
des Protokolls gebeten. Es wurde mir mitge 
teilt, daß es lder Herr Landeshauptmann zur 
Einsichtnahme bei sich habe. Alm )Dienstag, 
dem 13., habe ich es wieder versucht; aber 
der Herr Landeghauptmann hatte #das Proto- 
koll noch immer. Am Mittwoch, dem 14., 
wiederholte sich 'das Spiel. iDa aber (der Herr 
Lanldeshauptmann schon zehn Tage $krank 
war, ergaben sich zwei Fragen: war das Pro- 
tokoll nur in Ihrer Kanzlei eingesperrt d e r  
haben Sie es in Ilhrer Heimatgemeinlde mit- 
gehabt. Ich glaube, dlaß es in beiden Fällen 
nicht üblich ist, einem anderen Regierungs- 
mitglied so lange, es waren immerhin vier 
Tage, die Einsichtnahme in ein Protokoll zu 
verwehren, während mlan dies - und (das 
ist ein echter Angriff meinerseits - dem ei- 
genen Klubobmann gestattet, denn (dieser 
wußte, daß ich bei der )besagten Sitzung nicht 
anwesend 'war, sonst \hätte er in lder Aus- 
schußsitzung nicht 'darauf hinweisen können. 
Sagen Sie mir jetzt nicht, idaß er in der Sit- 
zung in des Protokoll gesehen hat. Das ist 
ein Irrtum. Er hatte in der Sitzung vielmehr 
den Akt in der Hand, den (der Herr Landes- 
hauptmann über unsere Pressekonferenz an- 
gelegt hat. Jetzt gehe ich einen Schritt wei- 
ter. Nehmen (wir an, er hat in der Sitzung 
ins Protokoll Einsicht genommen. Finden Sie 
es nicht eigenartig, <daß einem Regierungs- 
mitglied vier Tage die Einsicht in ein ISit- 
zungsprotakoll verwehrt wind, während sie 
dem Herrn Klubobmann der OVP gestattet 
wird? 

Meine Damen und Herren! Das ist {der 
springende Punkt. Wo steht geschrieben, daß 
es dem Klubobmann der Volkspartei gestat- 
tet worden ist, in ein solches Protokoll Ein- 
sicht zu nehmen. Ich betone noch einmal, daß 
ich die ganze Frage gar nicht angezogen hätte, 
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wenn sile !der Herr Landeshauptmlann nicht 
neuerlich zur Sprache gebracht hätte. 

Nun noch ein Punkt, den ich gerne be- 
sprechen möchte. Der Herr Landeshaupt- 
mann hat hier seine Auffassung zu unserer 
Fonderung nach einem zweiten Rechtsanwalt 
unsenes Vertrauens bekanntgegeben. Der 
Herr Landeshauptmann hat sich dagegen ver- 
wahrt, daß einer unserer Sprecher - ich 
weiß, ehrlich gestanden, momentan nicht, wer 
es war, ich glaube, es diirfte der Kollege 
Marsch gewesen sein - festgestellt hat, daß 
es ein Hohn gewesen sei, daß er in der )&gie- 
rungssitzung einen Beamten als einen Mann 
unseres Vertriauens vorgeschlagen habe, von 
dem sich nachher herausgestellt hat, daß er 
Vizeibürgermeister ,der Österreichischen Volks- 
partei in Langenzersdorf ist. Sie haben ge- 
fragt, worin diese Verhöhnung bestehe, es 
sei doch keine Verhöhnung. Es wäre eine 
solche gewesen, wenn Sie auf Ihrem Antrag 
beharrt hätten. Hterr Landeshauptmann, ich 
überlasse es 'der Beurteilung aller, die hier 
zuhören, und zwar auch von Ihrer Partei, 
ob es eine Verhöhnung ist oder wie man es 
sonst bezeichnen soll, wenn Sie uns auf un- 
serem Antrag, einen Rechtsanwalt des Ver- 
trauens der Sozialistilschen Partei beizuzie- 
hen, 'den Vizebürgermeister der Volkspartei 
von Langenzersdorf anbieten. (Landesrat 
Ludwig: Das ist ein Landesbediensteter!) Es 
geht nicht um den Landesbedilensteten, son- 
dern um 'den Vizebürgermeister von Lang- 
enzersdorf. (Landesrat Ludwig: Es  ist Ober- 
regierungsrat Dr. Neumayer,  der hier im 
Hause Dienst macht!) Sie sind also nach wie 
vor der Meinung, daß dieser ein Mann un- 
seres Vertrauens gewesen wäre? (Landesrat 
Ludwig: Ich habe festgestellt, daß er Lan- 
desbediensteter ist und nicht nur  Vizebürger- 
meister!) Ich frage Sie, ob Sie wirklich der 
Auffassung beitreten, daß das ein Mann un- 
seres Vertrauens sein könnte. Meine Herren! 
Darüber gibt es verschiedene Meinungen. Man 
kann [dies so oder anders beurteilen. Daß Sie 
aber nach wie vor in aller Öffentlichkeit 'die 
Auffassung Vertreten, ein Landesbediensteter, 
den Sie vorschlagen und der Vizebürgermei- 
Ster Ihrer Partei in Langenzersdorf ist, könn- 
te ein Mann unseres Vertrauens sein, habe 
ich in der Regierungssitzung als nicht ernst 
zu nehmend bezeichnet. Es hat also hier Ige- 
heißen, daß dies eine Verhöhnung gewesen 
sei. Herr Landeshauptmann, was Sie hier zu- 
vor arn Rednerpult gesagt haben, will ich 
auch der Beurteilung aller Anwesenden über- 
lassen und selbst gar kein Urteil (darüber ab- 
geben. Sie haben bis jetzt dreimal Iden Antrag 
der Solzialisten auf Bestellung eines Rechts- 

anwaltes ihres Vertrauens abgelehnt. Heute 
erklären Sie, Sie hätten sich fast iiberlegt, 
ob man diesem Antrag nicht doch stattgeben 
solle. Ich weiß nicht, wie oft man einen An- 
trag stellen muß, bis Sie zu solchen überle- 
gungen kommen. Heute hat auch, ich glaube 
es war 'der Kollege Stangler, in der Frage 
der Perspektiven erklärt: ,,Sie haben schon 
zweimal gefragt, fragen Sie noch ein drittes 
und viertes Mal; fragen können Sie, solange 
Sie wollen, Kollege, wir geben Ihnen jedoch 
keine Auskunft." Herr Kollege Btangler, ich 
warte bis heute auf eine Antwort. 

(Dritter Präsident Reiter übernimmt den 
Vorsitz.) 

Fünf Wochen warte ich auf eine Antwort 
in dieser Angelegenheit. Wir haben dreimal 
einen Antrag gestelllt, den Sie immer wieder 
abgelehnt haben, unid heute epklären Sie 
plötzlich, wenn (die Sozialisten einen anderen 
Sachverständigen genannt hätten, ja dann. . . 
Herr Landeshauptmann, Sie haben wörtlich 
erklärt, daß Sie von (dem Sachverständigen 
enttiiuscht waren, d'enn er habe nicht Ihrer 
Auffassung entsprochen, da er keine kon- 
struktiven Vorschläge gemacht habe usw. 
Deswegen hätten Sie sich nunmehr in der 
anderen Sache eine Ulberzeugung gebildet. 
Herr Landeshauptmann, ich halte diese Ar- 
gumentation für äußerst gefährlich. Meiner 
persönlichen Meinung nach ist sie nicht dazu 
angetan, die Ernstrhaftigkeit Ehrer Erklärun- 
gen in \der Öffentlichkeit zu stützen. Niemand 
wird begreifen können, daß Sie, !wenn Sie 
dreimal einen Antrag albgelehnt haben, pl6tz- 
lich Ihre Mleinung ändern. Jetzt heißt es viel- 
mehr, daß Sie für Ihre Ablehnung einen 
Grund gesucht hätten, um sich herauswinden 
zu können. 

Aber, Herr Landeshaupkmann, wenn Sie 
das anschneiden, so muß man [doch in laller 
Öffentlichkeit fragen: Wie war denn das mit 
dieser Expertenbesprechung? In der Regie- 
rungssitzung am Dienstag haben Sie uns an- 
geboten, einen Fachmann namhaft zu machen. 
Wir haben dann zwei oder drei Tage später 
diesen Fachmann namhaft gemacht. Sie ha- 
ben gesagt, wir sollen fdem (das Material über- 
senden, er (soll es sich ansehen, und am Frei- 
tag kommen wir zusammen. IDas haben Sie 
in der Regierung iam Dienstag gesagt, unld am 
Freitag war die Besprechung. Ihren Sachver- 
ständigen haben Sie bereits fiir (den 14. Fe- 
bruar eingeladen, zusammen mit einer Reihe 
anderer Herren, zusammen mit Gerichtsbe- 
amten, mit Beamten vom Finanzministerium 
usw. Ich sage nur das, was mir (die Herren 
am Freitag selbst in einem Gespräch nach der 
Besprechung bestätigt haben. Als ich ihnen 
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nämlich sagte, daß sie ldoch schon alle ein- 
mal beisammengesessen 'und alles schon ein- 
mal beraten haben, erklärten sie, daß sie der 
Herr Landeshauptmann zu einer solchen Be- 
ratung eingeladen hat. Ja, Sie dtirfen das 
tun. Aber wie ernst ist 'dann die Einladung 
eines Fachmannes zu nehmen, wenn Sie vor- 
her schon 14 Tage lang verhandelt haben, 
wenn Sie 14 Tage lang alles besprochen ha- 
ben, wenn Sie das 14 Tage lang fraktionell 
mit allen in Betracht kommenden staatlichen 
Stellen abgehandelt haben, und dann sagen 
Sie: So, und jetzt nehmt einen Fachmann von 
euch, der kann auch dazukommen. Es muß 
doch zu denken geben, daß sich einige der 
Teilnehmer an dieser Sitzung am 14. Februar 
dann bei mir sozasagen entschuldigt haben 
dafCir, daß sie daran teilgenommen haben, 
weil sie nicht wußten, ldaß das eine Frak- 
tionssitzung sei - so wunde es mir dargestellt 
- und daß nachher gesagt wurde: Unser 
Fachmann weiß zuwenig. 

Herr Landeshauptmann, im Finanzausschuß 
sind Sie sogar von uns gefragt worden, ob 
Sie eine solche Besprechung abgehalten ha- 
ben, und Sie haben diese Frage verneint. In 
der Regienungssitmng haben Sie erklärt, daß 
Sie mit den einzelnen Herren unter vier Au- 
gen gesprochen haben. (Landeshauptmann 
Maurer:  Zwischen  S i t zung u n d  Besprechung 
is t  ein Unterschied! So is t  es  nicht!) Ja, Gie 
finlden immer irgendeine Ausrede. 

Meine Herren! Ich hätte (das alles nicht an- 
geschnitten, wenn Sie nicht einen Fachmann 
hier in aller Öffentlichkeit - und das haben 
Sie nämlich getan - (diskriminiert hätten, 
wenn Sie nicht erklärt hätten, der sozialisti- 
sche Fachmann hat keine Vorschläge gemacht, 
er hat nichts getan, er war eine Enttäuschung. 
(Abg .  Marsch: Das ist der Respek t  vor d e n  
Fachleuten!) 

Meine sehr verehrten Herren! So geht es 
nicht! Herr Direktor Dr. Haiden, Iden wir 
genannt haben, ist buchstäblich 'die ganzen 
48 Stunden, die Sie ihm praktisch Zeit gelassen 
haben, gesessen und hat sich mit der Materie 
beschäftigt. Er hat keine Gelegenheit gehabt, 
mit dem Sektionschef des Finanzministeriums 
zu verhandeln, er hat keine Gelegenheit ge- 
habt, mit den Herren der Kontrollbank zu 
reden, er hat keine Gelegenheit gehabt, 'mit 
den Herren des Handelsgerichtes zu reden; 
diese Gelegenheiten hat man ihm nicht ge- 
boten. Herr Direktor Dr. Haiden hat sehr 
sachlich enklärt: Auf Grund (des vorliegenden 
Materials kann ich die Lösungsvorschläge, die 
hier gemacht wurden, nicht unterstützen. Das 
war seine Aluffassung. Er hat natürlich nicht 
mehr dazu sagen können. Wenn sich die 

anderen wochenlang damit beschäftigen, von 
einem Sozialisten dann zu verlangen, er soll 
das in wenigen Stunden tun, das halte ich 
für unfair. Ihm das nachher in der Öffent- 
lichkeit vorzuhalten, halte ich wiederum für 
unfair. Und es als (Begründung dafür zu neh- 
men, daß man uns in der anderen Sache kei- 
nen Rechtsanwalt gibt, das, Herr Landes- 
hauptmann, halte ich für unernst und für 
eine Ausrede vor der Öffentlichkeit. (Beifall 
bei  der SPÖ.) 

iDRI"TER PRÄSIIDEINT REITER: Zu Wort 
gemeldet ist der Herr Landeshauptmann. 

Lanideshauptmann MAURER: Rohes Haus! 
Ich glaube, daß #dazu doch einige Feststellun- 
gen notwendig sind. 

Darf ich bei dem besagten Sitzungsproto- 
koll beginnen. Ich möchte hier die Situation 
zurückschnauben zu jener Ausschußsitzung, 
in der Begeibenheiten [waren, die Sie geschil- 
dert haben. 

Bekennen Sie es doch offen: Sie konnten 
sich anscheinend nicht an (diese Sitzung er- 
innern, trotzdem haben 3ie gesagt, ich hätte 
Sie zuwenig informiert. Also Sie taten, 'als 
hätten Sie Kenntnis. Erinnern Sie sich ruhig 
zurück. Ich akzeptiere, daß man sich auf Ein- 
zelheiten nicht erinnern kann. Aber Sie haben 
doch irgendwie ein schlechtes Gewissen ge- 
habt. Ich habe keine Veranlassung, Ihnen das 
Protokoll nicht zu geben. (Landesrat  Rösch: 
W a r u m  haben S i e  es  mir nicht  gegeben?) 
Ich hatte es nach meiner Krankheit tatsäch- 
lich bei mir. Ich hatte es sofort zu mir ge- 
nommen. Das Protokoll (dieser Konferenz 
wurde mir ans Krankenbett übermittelt. Ich 
habe mir das durchgesehen und war an sich 
sehr verwundert, denn daß ich !dies grunä- 
sätzlich zur Kenntnis gebracht habe, daran 
konnte ich mich erinnern, auf Einzelheiten, 
das gestehe ich, auch nicht mehr. 

Herr Landesrat Rösch! Ich möchte Ihnen 
Antwort geben. Sie haben gesagt, daß die 
Wahl des Vorlagetermlins dieses Schreibens 
einer politisch und taktisch klugen uberle- 
gung entsprang. Ich möchte mich davon di- 
stanzieren. Das war es nicht. Wenn Sie mich 
fragen, warum dieses Schriftstück, ich weiß 
nicht, drei oder vier Wochen, ich kann es nun 
nicht sagen (Landesrat  Rösch: Fünf  Wochen!), 
nicht vorgelegt wurde, so kann ich die Be- 
gründung heute nicht sagen. Ich kann mich 
beim besten Willen nicht erinnern, warum 
das Schriftstück in (dieser Regierungssitzung 
zur Beihandlung kam. 

Ich möchte aber eines klarstellen: Als Ge- 
samtregierung - des hat sogar Landesrat 
Rösch akzeptiert - meint man eine Regie- 
rungssitzung, die ordnungsgemäß einberufen 

ist und stattfinc 
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an mehr erinnt 
Stück vorgelegt 
sätzlich datmit 1: 
sagen - außer 
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Vorwurf erhobei 

Und nochmals 
ren! Wenn Sie E 
Landesbeamten 
unter Umstände 
nem Rechtsanw 
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Bedenken aned 
habe: Schön, da 
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Das ist doch ge! 
getan. 

Ich möchte zz 
gesagt wunden, 
men. Ich glaube, 
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t beschäftigen, von 
, verlangen, er soll 
tun, das halte ich 
her in der Öffent- 
b ich wiederum für 
dung dafür zu neh- 
anderen Sache kei- 
las, Herr Landes- 
r unernst und für 
entlichkeit. (Beifall 
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ideshauptmann. 
RRER: Rohes Haus! 
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r Ausschußsitzung, 
-en, die Sie geschil- 
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chtes Gewissen ge- 
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. (Landesrat Rösch: 
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Krankheit tatsäch- 

3 sofort zu mir ge- 
dieser Konferenz 

)ett übermittelt. Ich 
en und war an sich 
laß ich (dies grund- 
bracht habe, daran 
n, auf Einzelheiten, 
mehr. 

1 Ich möchte Ihnen 
en gesagt, daß die 
s dieses Schreibens 
sch klugen uberle- 
hte mich davon di- 
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hriftstück, ich weiß 
ien, ich kann es nun 
jsch: FUnf Wochen!), 
o kann ich die Be- 
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ist und stattfindet. Auch ich akzeptiere, daß 
man sich auf Einzelheiten nicht mehr er- 
innern kann. Ich kann mich heute auch nicht 
an mehr erinnern, als cdaß ich das Schrift- 
stück vorgelegt und (die Regierung grund- 
sätzlich damit befaßt habe. Ich könnte nicht 
sagen - außer dem, was aus dem Protokoll 
hervorgeht -, wie weit darüber noch disku- 
tiert worden ist, ob nach Einzelheiten gefragt 
wunde oder nicht. Anscheinend war es nicht 
der Fall, sonst wäre im Protokoll einiges da- 
von verzeichnet. 

Meine sehr geehrten Herren! Sie werden 
mir doch auch zugestehen, >daß ich mich, 
wenn ich der Gesamtregierung einen Vor- 
schlag untefibreiten soll - und ich mußte 
doch einen Vorschlag unterbreiten -, einiger 
Berater bediene, um zu hören, welche Vor- 
gangsweise hier geeignet erscheint. Es scheint 
mir nicht richtig zu sein, daß deshalb ein 
Vorwurf erhoben wird. 

Und nochmals: Ich stehe ldazu, meine Her- 
ren! Wenn Sire es alts Hohn bezeichnen, einen 
Landesbeamten in Aussicht zu nehmen, der 
unter Umständen als Kompromißlösung ei- 
nem Rechtsanwalt beigestellt wünde, dann 
akzeptieren Sie es mir doch auch, idaß ich Zhre 
Bedenken anenkannt und zumindest gesagt 
habe: Schön, dann wenden wir diesen !Mann 
nicht bestellen. Akzqtieren Sie mir doch das. 
Das ist doch geschehen, \das haben wir doch 
getan. 

Ich möchte zu Iden Einzelheiten, die hier 
gesagt wunden, weiter nicht Stellung neh- 
men. Ich glaube, es hätbe {keinen Sinn, Dinge 

~ ~~ 

nochmals aufzurollen, tiber die hier wieder- 
holt gesprochen wunde und die lebztlich auch 
von Landesrat Rösch neuerlich erwähnt wur- 
den. 

Ich möchte abschließend nur hoffen, daß 
trotz der harten Worte, !die rechts 'und links 
gesagt wurden, trotz 'der Worte, die Regie- 
rungsmitglieder hier ausgesprochen haben, 
die Agbeit im Lande Niederösterreich zum 
Wohle dieses Landes weitergeführt werden 
kann. (Beifall bei der OVP.) 

DRITTER PRÄiSLDEiNT REITER: Die Red- 
nerliste ist erschöpft. Der Herr Berichterstat- 
ter hat das Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. POPP: Ich verzichte. 
DRITTER PRÄSI'DENT REITER: Zu Wort 

ist niemand gemeldet. Wir kommen daher 
zur Abstimmung. 

(Nach Abstimmung über den Antrag des 
Verfassungsausschusses, Zahl 350, betreffend 
die vorzeitige Beendigung der Gesetzgebungs- 
Periode des niederösterreichischen Landtages 
und sofortige Ausschreibung von Neuwahlen): 
A n  g e n  o m m  en.  

Somit ist die Tagesondnung der heutigen 
Sitzung erledigt. Eis wenden sogleich nach 
dem Plenum d& Finanzausschuß, (der Kom- 
munalausschuß, der Landwirtschaftsausschuß 
und der Verf assungsausschuß ihre Nominie- 
rungssitzung im Herrensaal abhalten. 

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen 
Weg bekanntgegeben. 

Die Sitzung ist geschlossen. 
(Schlup der Sitzung um 16 Uhr.) 
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